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Begriffszersetzt und sprachverklittert am Beispiel des Wortes
"bekömmlich"

Bundesgerichtshofsurteil vom 17. Mai 2018 - I ZR 252/16

Der Bundesgerichtshof hat entschieden, dass nach Art. 4 Abs. 3 der
Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 bei alkoholischen Getränken mit mehr als
1,2 Volumenprozent gesundheitsbezogene Angaben nicht nur in der
Etikettierung der Produkte, sondern auch in der Werbung für diese
Getränke verboten sind. Eine "gesundheitsbezogene Angabe" liegt vor,
wenn mit der Angabe eine Verbesserung des Gesundheitszustands dank des
Verzehrs eines Lebensmittels versprochen wird. Eine Angabe ist aber
auch dann gesundheitsbezogen, wenn mit ihr zum Ausdruck gebracht wird,
der Verzehr des Lebensmittels habe auf die Gesundheit keine
schädlichen Auswirkungen, die in anderen Fällen mit dem Verzehr eines
solchen Lebensmittels verbunden sein können. Nach den Feststellungen
des Berufungsgerichts wird der Begriff "bekömmlich" durch die
angesprochenen Verkehrskreise als "gesund", "zuträglich" und "leicht
verdaulich" verstanden. Er bringt bei einer Verwendung für
Lebensmittel zum Ausdruck, dass dieses im Verdauungssystem gut
aufgenommen und - auch bei dauerhaftem Konsum - gut vertragen wird.
Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts wird dieser Begriff auch
im Zusammenhang der beanstandeten Werbung so verstanden. Der Werbung
lässt sich nicht entnehmen, dass mit dem Begriff "bekömmlich" nur der
Geschmack des Bieres beschrieben werden soll.

(Quelle: Bundesgerichtshof - Mitteilung der Pressestelle Nr. 93/2018)





Ist Bier bekömmlich?

Von Prof. Dr. Hermann Josef Roth - 14. August 2015

Erhalten - erhältlich.

Bekommen - bekömmlich.

Das vom Verb bekommen abgeleitete Adjektiv heißt bekömmlich.

Doch das ist nicht alles. Laut Duden ist das Wort bekömmlich vom
mittelhochdeutschen bekom(en)lich abgeleitet, was so viel bedeutet wie
bequem oder passend. Heute hat es die Bedeutung verträglich, gut
verträglich und leicht verdaulich.

Bekömmlich hat noch viele weitere Synonyme: Annehmlich, appetitlich,
behaglich, erfreulich, erfrischend, erquickend, essbar, förderlich,
gedeihlich, genießbar, giftfrei, labend, nahrhaft, nicht belastend,
nützlich, schonend, trinkbar, wohltuend, zuträglich. Nur einem Synonym
könnte man noch den therapeutischen Wert "gesundheitsfördernd"
zuschreiben.
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KOHLEALARM/435: Klimakampf und Kohlefront - über die Horizonte ... (Klimacamp im Rheinland)


Klimacamp im Rheinland - 29. Mai 2018

Klimacamp im Rheinland: "Den Stimmen der Betroffenen Gehör geben."

Lokales Programm und zwei internationale Konferenzen geplant



Rheinisches Braunkohlerevier - Der Termin des diesjährigen Klimacamps im
Rheinland und erste Programmpunkte stehen fest: Das Camp wird vom 11. bis
22. August 2018 in der Region um den Tagebau Garzweiler stattfinden. Dabei
steht die Vernetzung mit den Anwohnenden im Vordergrund: Erstmals wird es
ein Programm von und für die lokale Bevölkerung geben. Darüber hinaus
finden auf dem Camp zwei internationale Konferenzen der Bewegung für
Klimagerechtigkeit statt.

Bereits seit zwei Jahren ist das Klimacamp im Austausch mit der
Bergbaugewerkschaft IG BCE. Im letzten Jahr fand im Rahmen des Camps eine
Podiumsdiskussion zur Zukunft des Rheinlandes statt: Rund 300 Menschen -
Gewerkschafter, Anwohnerinnen, Wissenschaftler und Klima-Aktive -
diskutierten in der Stadthalle Erkelenz über einen sozial und ökologisch
gerechten Ausstieg aus der Braunkohle. Auf dem diesjährigen Klimacamp soll
es eine Fortsetzung des erfolgreichen Formats geben.

Der Kohleausstieg ist auch Thema in der Bundespolitik. Die Regierung will
das Problem in die Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"
auslagern. Johanna Winter vom Klimacamp kommentiert: "Wie der Name schon
zeigt, geht es hierbei nicht um einen sozial und ökologisch gerechten
Kohleausstieg, sondern primär um die Interessen der Konzerne. Die
Betroffenen sitzen nicht in der Kommission: es gibt dort keine Menschen
deren Dörfer abgebaggert werden, geschweige denn Menschen, die durch den
Klimawandel schon jetzt ihre Lebensgrundlagen verlieren. Wenn nur die
Interessen von Unternehmen gehört werden, ist das undemokratisch. Deshalb
wollen wir mit dem Klimacamp wieder einen Raum schaffen, wo die Stimmen der
Betroffenen Gehör finden."

"In der Vergangenheit waren die Klimacamps für mich als betroffene
Anwohnerin ein eher abstraktes Gebilde. Jetzt, wo wir offiziell als
Umsiedler geführt werden, wird klar, dass die Braunkohle gar nicht mehr
benötigt und sogar exportiert wird, womit die Basis für den Abbau nicht
mehr gegeben ist. Ich sehe im Klimacamp eine echte Chance, dass uns
Umsiedlern und der Natur doch noch geholfen werden kann." so Christiane
Heinzl, Anwohnerin aus Unterwestrich. Mit einem offenen Brief haben sich
Anwohnende aus dem Rheinland, der Lausitz und dem Mitteldeutschen Revier
gemeinsam an die Bundesregierung gewendet und fordern ein Mitspracherecht
in der Kommission.

"Schon jetzt ist klar, dass Deutschland die Klimaschutzziele 2020 nicht
erreichen wird. Wenn wir den Klimawandel abmildern wollen und die Lasten
gerechter verteilen wollen, müssen wir jetzt handeln. Da wir aber mit Trump
und Co in der internationalen Politik sogar Rückschritte sehen, entwickeln
wir mit einer länderübergreifenden Konferenz Strategien, um wirksam für
Klimagerechtigkeit zu kämpfen." so Christopher Laumanns vom Klimacamp. Auf
dem Klimacamp im Rheinland 2018 werden zwei Konferenzen stattfinden: Das
Treffen "Structures for Change!" des europäischen Netzwerks "Climate
Justice Action" wird die Arbeitsweisen der Bewegung reflektieren. Eine
Strategiekonferenz soll zudem Vorschläge für Aktionen im Jahr 2019 und
darüber hinaus entwickeln.

Die Klimagerechtigkeitsbewegung wächst seit Jahren, so dass es diesen
Sommer neun Klimacamps geben wird. Neben dem Rheinischen Camp gibt es Camps
im Leipziger Raum, in Österreich, Tschechien, Polen, den Niederlanden und
der Schweiz. Allen Camps ist gemeinsam, dass sie für Klimagerechtigkeit und
ein Gutes Leben für Alle streiten.

 * 

Quelle:

Klimacamp im Rheinland

E-Mail: presse-klimacamp@riseup.net

Internet: http://www.klimacamp-im-rheinland.de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 31. Mai 2018 
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AUSSTELLUNG/4413: Jena - Fotoschau "Jena alt - neu", 28.05. bis 20.07.2018


idw - Pressemitteilung: Ernst-Abbe-Hochschule Jena

"Jena alt - neu"

Ausstellung des Filmklubs Unifok in der EAH Jena



Vor einem Vierteljahrhundert entstanden auf dem Areal des alten
Zeiss-Hauptwerks in der Jenaer Innenstadt die Goethe-Galerie, das
Hotel Esplanade sowie der Universitäts-Campus am Ernst-Abbe-Platz. Der
Unifok hat dies zum Anlass genommen, in der Gegenüberstellung
historischer und aktueller Fotografien die tiefgreifende Veränderung
des Jenaer Stadtbildes während der vergangenen 100 Jahre anschaulich
zu machen.

Zwei Jahre lang wurden alte Jenaer Ansichten gesucht und
zusammengetragen. Zu diesen Motiven haben sieben Unifok-Mitglieder
dann die entsprechenden Aufnahmen aus zeitgenössischer Perspektive
ergänzt. Der weit gefasste Rückblick von der Gegenwart in die
Geschichte umspannt das Bild der Stadt, wie es mindestens drei
Generationen mit immer wieder neuem Gesicht vor Augen stand.

Zeugnis von den historischen Stadtansichten, Straßen und Plätzen Jenas
geben vor allem Aufnahmen zweier Fotografen: Hans Fischer, der das
städtische Leben in den 1920er Jahren mit der Kamera festhielt, sowie
Hans-Werner Kreidner in den 1990er Jahren, auch die freundliche
Unterstützung des Stadtmuseums war uns sehr hilfreich.

Der UNIFOK Jena e.V.

"Jena alt - neu"

Fotoklub UNIFOK Jena e.V.

Haus 5, 3. Etage und Zwischengeschoss

28.05.2018 - 20.07.2018

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.eah-jena.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution339

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ernst-Abbe-Hochschule Jena, 28.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/4412: Berlin - Marx-Wochen, Eröffnung der Ausstellungspositionen, 07.06.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juni 2018

Marx-Wochen

Do 7.6., 13:00 Uhr 

Eröffnung der Ausstellungspositionen

»Karl liest, zitiert, schreibt. Poetik und Ästhetik des Kapitals«

im Rahmen der Marx-Wochen zum 200. Geburtstag von Karl Marx



Im Zentrum der Marx-Wochen, die das Literaturhaus Berlin 2018 zu
Ehren von Marx' 200. Geburtstag veranstaltet, stehen Poetik und
Ästhetik des Weltbestsellers »Das Kapital«. Neben einem literarischen
Rahmenprogramm und einer wissenschaftlichen Tagung ermöglichen
verschiedene Ausstellungspositionen eine spielerische Annäherung an
den Autoren Karl Marx und sein Hauptwerk.

Gefördert durch die Stiftung Preussische Seehandlung

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Juni 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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LESUNG/4079: Berlin - Marx-Wochen, Luise Meier, »MRX Maschine«, 21.06.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juni 2018

Marx-Wochen

Do 21.6., 19:30 Uhr

Buchvorstellung:

Luise Meier, »MRX Maschine«

Matthes & Seitz, 2018

Luise Meier im Gespräch mit Nadine Kreuzahler



Gemeinhin wird Marx entweder für triviale Niedergangspredigten in
Anspruch genommen oder zur Erstellung neuer Theorien ausgeschlachtet -
Luise Meier versucht es einmal anders. In ihrem so anspruchsvollen
wie witzigen Text entwirft sie die MRX-Maschine, die Feminismus,
Kapitalismuskritik, Postkolonialismus und andere Theorien anzapft
und dabei dezidiert nach den Losern der Gesellschaft sucht: Denn wer,
wenn nicht sie, könnten Vorbild für uns sein, wie sich der
allgemeinen Selbstoptimierung entgegenzustellen wäre? Die
MRX-Maschine, geschrieben von einer Autorin, die 1968 noch lange
nicht geboren war, ist ein geheimer Gruß an alle Verweigerer und
Blaumacher, sie ist Analyse, Agitation und Aggression in einem.

Eintritt: 7 / erm. 4

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Juni 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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LESUNG/4078: Hamburg - Glikl. Eine musikalisch-literarische Spurensuche, Goldbekhaus 02.06.


Glikl - eine musikalisch-literarische Spurensuche

Literarisches Benefizkonzert am 2. Juni 2018 im Goldbekhaus



Ein literarisch-musikalisches Ereignis der besonderen Art veranstaltet
der SI-Club Hansestadt Hamburg am 2. Juni 2018 in Hamburg. Zugunsten
des Projekts "Mädchen sind richtig wichtig" liest Simone Dorenburg aus
dem Tagebuch der Altonaer Kauffrau Glikl - musikalisch untermalt vom
Barock-Duo La Porta Musicale.

Anlässlich des 25. Geburtstags des SI-Clubs Hansestadt Hamburg findet
die Spurensuche im Goldbek-Haus statt. Mit dem Erlös der Veranstaltung
unterstützt der Serviceclub sein Projekt - einen Präventionskurs
"Mädchen sind richtig wichtig", der vom Verein Dolle Deerns e.V.
kompetent durchgeführt wird.

Simone Dorenburg liest aus dem Tagebuch einer besonderen Frau: Die
erfolgreiche Kauffrau Glikl bas Juda Leib (1645-1724) begann Ende des
17. Jahrhundert ein Tagebuch, das aus ihrem bewegten Alltag zwischen
Hamburg und Metz berichtet und ihren 12 Kindern als Lebensorientierung
dienen sollte. Das Tagebuch ist die erste erhaltene und bekannte
Autobiographie einer Frau in Deutschland.

Die Hamburger Kammermusikerinnen Gabriele Steinfeld (Barockvioline)
und Anke Dennert (Cembalo) umrahmen als Duo "La Porta Musicale" die
Auszüge aus dem Tagebuch mit Musik der Zeit, darunter Werke von
jüdischen Barockkomponisten wie Salomone de Rossi Ebreo, historische
jüdische Tänze und Klezmer-Bearbeitungen sowie liturgische
Synagogenmusik des 17.Jahrhunderts.

Benefizveranstaltung - Konzert mit Lesung

"Glikl-eine musikalisch-literarische Spurensuche"

Duo "La Porta Musicale" & Simone Dorenburg

Samstag, den 2. Juni 2018

um 19 Uhr im Goldbekhaus

Moorfuhrtweg 9, 22301 Hamburg

Einlass ab 18:30 Uhr

Eintritt 24 Euro

Kartenbestellung über sihansestadthamburg@gmx.de

Soroptimist International Club Hansestadt Hamburg

Soroptimist International (SI) ist die weltweit größte
Service-Organisation berufstätiger Frauen mit gesellschaftspolitischem
Engagement. Wir befassen uns mit Fragen der rechtlichen, sozialen und
beruflichen Stellung der Frau und vertreten die Position der Frauen in
der öffentlichen Diskussion. Wir setzen uns für die Verbesserung der
Lebensbedingungen für Frauen und Mädchen ein. Der SI-Club Hansestadt
Hamburg hat 24 Mitglieder und feiert in diesem Jahr seinen 25.
Geburtstag.

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

Raamfeld 47, 22397 Hamburg

Telefon 040/41455746

E-Mail: info@ulrikesteffel.de
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TAGUNG/2371: Berlin - Marx-Wochen, »Die Ästhetik und Poetik des Kapitals«, 07.-09.06.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juni 2018

Do 7.6. bis Sa 9.6.

»Die Ästhetik und Poetik des Kapitals«

Do: 14:00-19:00

Fr: 9:30-19:00

Sa: 9:30-14:00



Karl Marx' »Das Kapital« gehört zu den wirkmächtigsten und
kontroversesten Texten der politischen Ökonomie und modernen
Philosophie. Verabscheut von den einen, verehrt von den anderen, hat
diese Bibel des historischen Materialismus nie aufgehört zu sein, was
sie in ihrer polemischen und kritischen Kraft sein wollte: ein
Ärgernis, aber auch ein fortwährender Anstoß zur Formulierung neuer
Deutungen und Theorieansätze. Die Tagung widmet sich einer
eingehenden Auseinandersetzung mit dem »Kapital« aus
interdisziplinärer Perspektive. Es geht dabei nicht nur um die
Stilmittel von Rhetorik, Parodie und Polemik, sondern auch um Marx'
häufig originelle Zitierweise, um Tiere und Zahlen - sowie um
kulturwissenschaftliche Fehllektüren.

Mit Michael Bies, Elisabetta Mengaldo, Tino Heim, Dominik Schrage,
Daniel Hartley, Anna Echterhölter, Michael Heinrich, Luca Basso,
Peter Pohl, Claus-Michael Schlesinger, Till Breyer, Leander Scholz,
Patrick Eiden-Offe, Elena Vogman und Dorothea Walzer

Gefördert durch die Fritz Thyssen Stiftung

Eine Veranstaltung in Kooperation mit der Freien Universität Berlin
und der Universität Hannover

Eintritt: frei

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Juni 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1167: Berlin - Elnathan's BOAT, Nadifa Mohamed im Gespräch mit Elnathan John (engl.), 13.06.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juni 2018

Mi 13.6., 19:30 Uhr

»Elnathan's BOAT im Literaturhaus Berlin«

Nadifa Mohamed im Gespräch mit Elnathan John

In englischer Sprache



Viermal pro Jahr führt der bekannte nigerianische Satiriker, Caine
Prize Finalist und Autor von »Born on a Tuesday« (#BOAT) Elnathan
John durch einen Abend der Literatur aus Afrika. Heute zu Gast ist
die somalisch-britische Schriftstellerin Nadifa Mohamed. Für ihren
ersten Roman aus dem Jahr 2009 »Black Mamba Boy« (C.H. Beck, 2015)
erhielt Mohamed gleich mehrere Auszeichnungen, u.a. den
PEN/Open Book Award, und auch ihr zweiter Roman »Der Garten der
verlorenen Seelen« (C.H. Beck, 2014) war ein voller Erfolg und wurde
sofort ins Deutsche übersetzt. Nadifa Mohamed lebt und arbeitet in
London.

In englischer Sprache

Eine Veranstaltung in Kooperation mit InterKontinental

Eintritt: 7 / erm. 4

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Juni 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1166: Berlin - Marx-Wochen, Wolfgang Korn, »Karl Marx - Ein radikaler Denker«, 12.06.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juni 2018

Marx-Wochen

Di 12.6., 10:00 Uhr, Kaminzimmer

Junges Literaturhaus / Buchvorstellung

Wolfgang Korn, »Karl Marx - Ein radikaler Denker«

Hanser Kinder- und Jugendbuch, 2018

Wolfgang Korn im Gespräch mit Stefanie Ericke-Keidtel



Wer war Karl Marx wirklich? Verführer der Arbeitermassen, dessen
Traum in eine kommunistische Diktatur führte? Oder
Globalisierungskritiker und Ergründer der modernen Welt, deren
entfesseltes Wirtschaftssystem unser heutiges Leben bestimmt? Der
wirkliche Marx war kein Vorbild und Modell für Denkmäler, denn er war
eher klein, ständig krank und zudem extrem rechthaberisch. Bei der
Revolution von 1848 scheiterte er kläglich. Der preisgekrönte
Sachbuchautor und Wissenschaftsjournalist Wolfgang Korn diskutiert
mit Jugendlichen über seine neue Marx-Biographie und darüber, was
dieser uns heute noch über Freiheit, Moral, Konsum und Gesellschaft
zu sagen hat.

Nur für Schulklassen, Altersempfehlung: 8. Klasse - Oberstufe

Anmeldung: ericke@literaturhaus-berlin.de

Eintritt: frei

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Juni 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1165: Berlin - Marx-Wochen, Karl Marx? Perspektiven aus Ost und West, Gregor Gysi, Jürgen Neffe, 11.06.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juni 2018

Marx-Wochen

Mo 11.6., 19:00 Uhr

Karl Marx? 

Perspektiven aus Ost und West

Gregor Gysi und Jürgen Neffe im Gespräch mit Svenja Flaßpöhler

Veranstaltungsort: Urania, An der Urania 17, 10787 Berlin



Gregor Gysi

»Marx und wir. Warum wir eine neue Gesellschaftsidee brauchen« Aufbau
Verlag, 2018

Jürgen Neffe

»Marx. Der Unvollendete« C. Bertelsmann, 2017

Vor 200 Jahren hatte Karl Marx Geburtstag. Das scheint lange her,
verglichen jedoch mit dem Widerhall, den seine Ideen in der ganzen
Welt ausgelöst haben, ist es jung. Ist Marx also Geschichte, eine
Pop-Ikone mit Rauschebart, die niemand mehr liest, oder ist er - in
einer Zeit, in der sich die ideologischen Grundrechenarten von
»rechts« und »links« immer komplizierter gestalten -, so aktuell wie
nie? Darüber sprechen Jürgen Neffe, der letztes Jahr eine umfassende
Marx-Biographie vorgelegt hat, und Gregor Gysi, der sich in seinem
neuen Buch auf persönliche Weise mit Marx und der Frage beschäftigt,
ob der Kapitalismus noch zu retten sei, oder ob es einer neuen Utopie
bedarf? Die Auseinandersetzung mit Marx und dem Marxismus - zwischen
Linken, Biographen und Politikern genauso virulent wie zwischen West
und Ost - wird wieder eröffnet, klug und meinungsstark moderiert von
Svenja Flaßpöhler, Deutschlandfunkredakteurin und Herausgeberin des
Philosophie-Magazins.

Eine Veranstaltung in Kooperation mit der Urania Berlin

Eintritt: 12 (Urania-Mitglieder: 8 ) / erm. 10

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Juni 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1164: Berlin - Jubiläum, 25 Jahre Menschenrechtsorganisation MEMORIAL Deutschland, 09.06.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juni 2018

Jubiläum

Sa 9.6., 17:30 Uhr

Jubiläum:

25 Jahre MEMORIAL Deutschland - Für Demokratie und Menschenrechte



Wir feiern das 25-jährige Bestehen der Menschenrechtsorganisation
MEMORIAL Deutschland e.V. mit internationalen Gästen aus Kultur,
Wissenschaft, Politik und Gesellschaft mit Vorträgen, Gesprächen und
Musik, u.a. mit Wladimir Kaminer und Alksandr Kutnevic (Jazzpianist).
Moderiert wird der Abend von Gesine Dornblüth, (Deutschandradio).
MEMORIAL Deutschland e.V. ist der deutsche Zweig von MEMORIAL
International, einer internationalen Nichtregierungsorganisation, die
auf dem Gebiet der Menschenrechte tätig ist und über 80 nationale und
regionale Organisationen in sieben Ländern (Russland, Ukraine,
Kasachstan, Lettland, Deutschland, Italien, Frankreich) umfasst. Die
Gesellschaft entstand als Bürgerrechtsbewegung während der
Perestroika-Zeit in der früheren Sowjetunion mit dem Ziel, die
Auswirkungen der Gewaltherrschaft des Stalinismus aufzuarbeiten und
der Opfer zu gedenken.

Anmeldung (die Teilnehmerzahl ist begrenzt):

ticket@literaturhaus-berlin.de

Eine Veranstaltung in Kooperation mit MEMORIAL Deutschland e.V.

Eintritt: 7 (Memorial-Mitglieder frei) / erm. 4

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Juni 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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PODIUM/210: Frankfurt - "Storibuk Pairundu", Erzählungen aus Papua-Neuguinea, Buchpräsentation 5.6.


idw - Pressemitteilung: Goethe-Universität Frankfurt am Main

Erzählungen aus Papua-Neuguinea

"Storibuk Pairundu": Zwei Geschichtensammler sind zu Gast an der
Goethe-Universität.



FRANKFURT. Ethnologen bereisen die Welt, um Menschen in ihren
alltäglichen Lebenswelten kennenzulernen, ihnen auf Augenhöhe zu
begegnen. Diese Begegnungen halten sie oftmals in Geschichten fest.
Was passiert, wenn dabei diese Rollen vertauscht werden, das zeigen
der Ethnologe Holger Jebens und Alex Yapua Ari anhand ihres Buches
"Storibuk Pairundu", bei einer Lesung

am 5. Juni um 19 Uhr

Weltkulturen Museum

(Schaumainkai 29 - 37, 60594 Frankfurt).

Auf Einladung des Frobenius-Instituts an der Goethe-Universität
stellen sie ihre Sammlung von Erzählungen aus dem südlichen Bergland
Papua-Neuguineas vor. Fast dreißig Jahre ist es her, dass sich die
beiden kennenlernten. Der damals dreizehnjährige Alex sah, wie der
Ethnologe Holger Jebens Geschichten aus Pairundu sammelte und
aufschrieb, und dachte sich: "Das kann ich auch".

Daraus entstand eine ungewöhnliche Reihe von Erzählungen, in denen
sich das Wunderbare und das Alltägliche, das Außergewöhnliche und das
Prosaische in bunter Folge abwechseln. Versuchte Alex, den angereisten
Ethnologen nachzuahmen, so lassen sich seine Texte als Ausdruck einer
Art "Selbst-Ethnographie" interpretieren. Gleichzeitig zeigt sich in
ihnen etwas, das für die seine Kultur spezifisch ist: eine grundlegend
pragmatische Haltung, ein lakonischer Tonfall und ein manchmal etwas
trockener, dabei aber bezwingender Sinn für Humor. Dabei hatte Alex
schon früh die Idee, aus seinen Geschichten könne einmal ein Buch
werden, das ihm den Weg in die weite Welt ebnet.

Seit April bereisen die beiden Freunde Deutschland, Großbritannien und
Frankreich. Ihren krönenden Abschluss findet ihre Reise am 5. Juni im
Frankfurter Weltkulturen Museum. Hier stellen Alex Yapua Ari und
Holger Jebens im Rahmen des Pazifik-Forums das Buch "Storibuk Pairundu
- tales and legends from the Kewa (Southern Highlands, Papua New
Guinea)" vor und treten mit ihren Gästen ins Gespräch. Der Eintritt
ist frei.

Internet: www.uni-frankfurt.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 29.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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EUROPA/398: Ungarn - Flüchtlingshilfe soll durch neue Gesetze kriminalisiert werden


Amnesty International - 30. Mai 2018

Ungarn: Flüchtlingshilfe soll durch neue Gesetze kriminalisiert
werden



30.05.2018 - Dem ungarischen Parlament wurde gestern ein Gesetzespaket
vorgelegt, das die Arbeit von Aktivisten und NGOs bei der Unterstützung von
Geflüchteten kriminalisieren soll, Dazu äußert sich die Europa-Direktorin
von Amnesty International, Gauri van Gulik: "In dem unablässigen Bestreben,
Ungarn zum feindseligsten Land für Asylsuchende und Flüchtlinge in Europa
zu machen, hat die Regierung nun mit ihrem jüngsten Vorstoß, Intoleranz,
Fremdenfeindlichkeit und Rassismus gesetzlich zu verankern, ein neues
Niveau erreicht."

"Das unmenschliche Vorhaben, die Grenzen Ungarns hermetisch abzuriegeln,
würde die legitimen Aktivitäten zur Unterstützung von Asylsuchenden,
darunter die Bereitstellung von Informationen und rechtliche Beratung,
kriminalisieren. Dieser Plan könnte die Arbeit von Organisationen komplett
lahmlegen und Menschen, die ohnehin schon extrem gefährdet sind, in eine
verzweifelte Lage bringen."

"Die Abgeordneten sollten jetzt das Richtige tun und diese Gesetzesvorlage
ablehnen, da sie einen unverhohlenen Angriff auf Aktivisten und NGOs sowie
diejenigen darstellt, die Schutz vor Verfolgung suchen."

 * 

Quelle:

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Pressestelle, Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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MELDUNG/187: UNO - Kritik am wachsenden Einfluss autoritärer Staaten


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 31. Mai 2018

31.05.2018 10:18

Gesellschaft für bedrohte Völker warnt vor Einschränkung der
Freiräume von NGOs - Menschenrechtlern sollte beratender Status bei
der UNO entzogen werden



Göttingen/Bozen, 31. Mai 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) warnt vor einer Einschränkung der Freiräume unabhängiger
Nichtregierungsorganisationen in den Vereinten Nationen (UNO). "Der
Einfluss autoritär regierter Staaten nimmt in der Weltorganisation
immer weiter zu. Nichtregierungsorganisationen dürfen nicht
willkürlich mundtot gemacht werden, nur weil sie auf schwere
Menschenrechtsverletzungen aufmerksam machen", erklärte der
GfbV-Direktor Ulrich Delius am Donnerstag. China hatte zuvor
versucht, der Menschenrechtsorganisation wegen eines vermeintlichen
Regelverstoßes den NGO-Status zu entziehen, den Antrag nach Protesten
demokratischer Staaten jedoch am Mittwochabend zurückgezogen. "Wir
engagieren uns seit 25 Jahren für verfolgte Minderheiten und
Nationalitäten in der UNO. Wenn Stimmen wie unsere nicht mehr hörbar
sind, dann verliert auch die UNO an Glaubwürdigkeit", erklärte der
Präsident der GfbV-International, Wolfgang Mayr aus Südtirol.

China hatte die Akkreditierung des langjährigen uigurischen
GfbV-Mitgliedes Dolkun Isa bei einer UN-Konferenz im April als
Regelverstoß gewertet, weil der in München lebende Menschenrechtler
angeblich ein Terrorist sei. Dieser Auffassung widersprachen
zahlreiche Staaten im NGO-Komitee, das zurzeit in New York tagt.
"Dolkun Isa ist deutscher Staatsbürger und eine der wichtigsten
Stimmen der verfolgten Uiguren im Exil. Wenn heute die schweren
Menschenrechtsverletzungen an Uiguren international ein Thema sind,
dann ist dies auch sein Verdienst. Solche Stimmen dürfen nicht
mundtot gemacht werden", sagte Delius.

Nachdrücklich forderte die GfbV eine internationale Diskussion über
den wachsenden Einfluss autoritärer Staaten in der UNO. "Wir NGOs
brauchen mehr Unterstützung demokratischer Staaten, damit in der UNO
auch weiterhin offene Debatten möglich sind und
Menschenrechtverletzungen nicht unter den Teppich gekehrt werden",
erklärte Mayr. "Denn immer mehr Staaten schüchtern NGO's auch auf
internationaler Bühne gezielt ein und verbitten sich jede Kritik.
Stattdessen werden handzahme Claqueure in den NGO-Stand gehoben, die
den Verfolgten Unterstützung verweigern und den guten Ruf der
Menschenrechts-Institutionen der Vereinten Nationen ruinieren",
warnte Delius.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Mai 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen
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ATTAC/1909: 20 Jahre EZB - Attac fordert radikales Umsteuern


Pressemitteilung - Attac Deutschland

Frankfurt am Main, 31. Mai 2018

20 Jahre EZB: Attac fordert radikales Umsteuern

Nach Banken und Staaten müssen Mensch und Natur gerettet werden



Das globalisierungskritische Netzwerk Attac hat ein radikales Umsteuern
in der europäischen Finanz- und Geldpolitik gefordert. Anlass ist das
20-jährige Bestehen der Eurpäischen Zentralbank am morgigen Freitag.

"Unser Ziel ist eine reformierte EZB, mit dem klaren Auftrag,
Geldpolitik auch im Sinne einer gesellschaftlichen Weiterentwicklung zu
betreiben. Heute geht es darum, das Geld für den dringend notwendigen
sozial-ökologischen Umbau einzusetzen, statt Milliarden für so genanntes
Quantitative Easing, also den blinden Aufkauf von Unternehmensanleihen,
auszugeben", sagte Alfred Eibl vom bundesweiten Attac-Koordinierungskreis.

Die Politik der EZB treibt Attac zufolge die Vermögenspreise, verschärft
damit die soziale Spaltung und finanziert weiter Raubbau an Natur und
Umwelt. Gerade die aktuellen Wohnraumnöte in den Ballungszentren und die
unbearbeiteten Umweltprobleme zeigten, dass Geld und Märkte sehr wohl
eine leitende Hand brauchen.

Attac wirft der EZB zudem vor, mit ihrer Beteiligung an der
Kürzungspolitik während der Schuldenkrise zur massiven Verschlechterung
der sozialen Lage der Menschen in Griechenland und anderen europäischen
Ländern beigetragen und die ökonomische Krise verschärft zu haben. Statt
der Bevölkerung zu helfen, retteten die Maßnahmen der Troika aus EZB, EU
und IWF vor allem Banken und andere Gläubiger: Von den 216 Milliarden
Euro "Hilfsgeld" flossen in den Jahren 2010 bis 2013 ganze 77 Prozent in
den Finanzsektor und sicherten dort die Profite [1].

Alfred Eibl: "Nach Banken und Staaten müssen nun Mensch und Natur
gerettet werden. Die Finanz- und Geldpolitik in Europa darf nicht nur
der Vermögensvermehrung der Kapitalbesitzer dienen, sondern muss für
gesellschaftliche Aufgaben dienstbar gemacht werden."

"Finance for the people" - unter diesem Motto setzt sich das Europäische
Attac-Netzwerk gemeinsam mit anderen Organisationen europaweit für ein
Finanzsystem ein, das dem Gemeinwohl verpflichtet ist. Zum zehnten
Jahrestag des Zusammenbruchs der US-Investmentbank Lehman Brothers am
15. September 2008 sind länderübergreifende Aktionen geplant.


Anmerkung:

[1] http://t1p.de/Attac-Studie-Griechenland-Rettung


Weitere Informationen:

Studie von Attac Österreich zur Griechenland-"Rettung" (17.6.2013):

www.attac.at/news/detailansicht/datum/2013/06/17/griechenland-rettung-77-prozent-flossen-in-finanzsektor.html

http://t1p.de/Attac-Studie-Griechenland-Rettung)

Hintergrundmaterial:

www.attac.at/fileadmin/_migrated/content_uploads/hintergrundmaterial_bailout_deutsch.pdf

 * 
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STANDPUNKT/256: Die Air Base Ramstein - eine Katastrophe für Mensch und Umwelt (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Die Air Base Ramstein - eine Katastrophe für Mensch und Umwelt

Von Reto Thumiger, 31. Mai 2018



Berlin - 31.05.2018. Die Proteste gehen weiter und weiten sich aus.
Dieses Jahr will man gewaltfrei aber entschlossen direkt der
US-amerikanischen Basis zu Leibe rücken und sie mit einer Blockade
komplett dicht machen. Das vielfältige Programm der Protest-Woche hat
2018 viel Neues zu bieten.

Pascal Luig, Geschäftsführer von NatWiss [1] und Reiner Braun,
Co-Präsident des IPB [2] informierten in einem Pressegespräch über die
Protest-Kampagne 'Stopp Air Base Ramstein' [3] vom 23. Juni bis 1.
Juli 2018.

Ramstein ein wichtiges Kettenglied für die reale Kriegführung

Auch dieses Jahr kommt der Aktionswoche eine zentrale Bedeutung zu. Am
gleichen Tag wie das Pressegespräch wird im Bundestag die Beschaffung
waffenfähiger Drohnen [4] behandelt. Die Versicherung, dass sie nicht
bewaffnet werden sollen, nennt Reiner Braun schlichtweg eine
"Verarschung". Da könnte man ja bei den bestehenden Aufklärungsdrohnen
bleiben und dem Steuerzahler 1,2 Milliarden Euro sparen. Natürlich
handelt es sich um die übliche Salamitaktik zur Bewaffnung.

Der zweite Punkt für diese Proteste hat mit der allgemeinen
politischen Stimmung gegenüber dem Iran zu tun. Wenn es zu einer
kriegerischen Auseinandersetzung mit dem Iran seitens der USA und/oder
Israels kommen sollte, ist Ramstein als Allied Air Command (AIRCOM)
für den ganzen eurasischen Raum inklusive Iran die Befehlszentrale für
diese Einsätze und würde somit zur Kriegspartei und aktiver
Bestandteil des Krieges.

Das Gleiche gilt für die wachsende Konfrontation mit Russland, da die
Einsatzzentrale für das Raketenabwehrsystem an der Grenze Russlands
ebenfalls Ramstein ist. Werner Braun betont, dass Raketenabwehrsystem
eine falsche Bezeichnung ist. Es handle sich um ein Angriffssystem, da
es kurzfristig auf Angriffswaffen umgestellt werden kann und es sich
somit um ein offensives System handelt. Auch dann geht Krieg von
Ramstein aus.

Ramstein ist ein wichtiges Kettenglied für die reale Kriegführung und
somit im Zentrum der Proteste der Friedensbewegung in Deutschland.

Aufklärung - Proteste - Alternativen

Die Protestwoche verläuft in drei Ebenen: Aufklärung mit vielen
Infoveranstaltungen und Workshops; Protestaktionen und Aktionen des
zivilen Ungehorsams und Alternativen zum Krieg.

Friedenscamp

Pascal Luig geht davon aus, dass die letztjährige Besucherzahl von 800
meist jugendlichen Teilnehmenden im Friedenscamp Steinwenden [5]
dieses Jahr überboten wird. FriedensaktivistInnen aus der ganzen Welt
treffen sich, um sich zu vernetzen, diskutieren, lachen, tanzen,
abfeiern. Die Aktionswoche will nicht nur gegen etwas sein, sondern
für etwas einstehen. Für Frieden und Menschlichkeit und dabei darf
Friedensarbeit bei aller Ernsthaftigkeit des Themas auch Spaß machen.

Werner Liebrich-Turnier: Fußball verbindet Menschen

Die diesjährige Fußballmeisterschaft in Russland ist Grund genug, zum
ersten Mal ein Fußball-Turnier [6] im Rahmen der Protest-Woche zu
organisieren und die Fußballbegeisterung aufzugreifen. Das Turnier ist
nach Werner Liebrich des 1. FC Kaiserslautern, 54-er Weltmeister
benannt. Als überzeugter Kriegsgegner und Antifaschist wurde er kurz
vor Ende des zweiten Weltkrieges als Deserteur zum Tode verurteilt und
entging der Vollstreckung nur durch die Kapitulation. In den
Nachkriegsjahren engagierte er sich gegen die Remilitarisierung und
gegen atomare Hochrüstung. An dem Turnier nehmen verschiedene lokale
Vereine teil und natürlich eine Mannschaft aus dem Friedenscamp.

Wagenknecht, Drewermann und Ann Wright sprechen vor der Basis

Von zwei Auftaktkundgebungen aus zieht die Demonstration [7] Richtung
Militärbasis und macht Zwischenhalt am Denkmal für die Opfer der
Flugkatastrophe, die sich heuer zum 30mal jährt. An der
Schlusskundgebung vor der Air Base werden Sarah Wagenknecht, Jürgen
Drewermann und die amerikanische Whistleblowerin und bis 2003 Colonel
der US-Army, Ann Wright sprechen.

Blockade der Air Base und des Atomwaffenstandorts Büchel

Dieses Jahr ist keine Menschenkette sondern eine Blockade der Air Base
Ramstein geplant. Gemäß den Organisatoren ist es Zeit mehr gegen diese
mörderische Militärbasis zu tun. Das Ziel ist Ramstein in einer großen
Aktion des zivilen Ungehorsams friedlich, gewaltfrei und ganz im
Geiste Gandhis komplett abzuriegeln. Dem Aufruf zur Blockade [8] haben
sich bereits 400 Personen angeschlossen. Ein Tag davor, am Freitag
wird das Friedenscamp zum Atomwaffenstandort Büchel fahren und dort
ebenfalls mit einer Blockade für den Abzug der Atomwaffen aus
Deutschland und für den Beitritt Deutschlands zum
Atomwaffenverbotsvertrag protestieren.

Zur öffentlichen Abendveranstaltung 'Frieden gestalten - Stopp Air
Base Ramstein' [9] in der Versöhnungskirche in Kaiserlautern werden
auch dieses Jahr prominente FürsprecherInnen für den Frieden erwartet.
Zum jetzigen Zeitpunkt ist die Teilnahme von Gabriele Krone-Schmalz
[10], ehemalige Moskau-Korrespondentin, bestätigt.

Friedenswerkstatt

Vom 25.06. bis 28.06.2018 findet in dem St. Franziskus Gymnasium und
der Realschule in Kaiserslautern die Friedenswerkstatt 'NEIN zu
Drohnen u. Krieg, JA zu Abrüstung!' [11] statt. Über 50 Workshops,
Vorträge, Seminare und Diskussionen geben die Möglichkeit über
Friedensthemen in der ganzen Breite auszutauschen. Ziel ist es
"Frieden" in seiner politischen und gesellschaftlichen Vielfalt zu
behandeln, Informationen zu vermitteln, Alternativen zu Krieg und
Militarismus zu entwickeln und kontrovers zu diskutieren.

Internationaler Kongress des Netzwerkes gegen Militärbasen

In der Versöhnungskirche in Kaiserlautern findet am 22. Juni die
internationale Konferenz über Militärbasen zum Thema statt, wie der
Protest gegen die Militärbasen weiterentwickelt und international
koordiniert werden kann. Erwartet werden Delegationen aus 12 Ländern
und auch die USA wird mit einer großen Delegation dabei sein. Ein
kubanischer Gast, wird über Guantánamo informieren und die
italienische Initiative No MUOS [12], die gegen eine neue
amerikanische Militärbasis in Sizilien kämpft, wird zum ersten Mal
teilnehmen.

Friedenspolitik am Scheideweg

Friedenspolitisch befindet sich die Menschheit an einem Scheideweg.
Deutschlands außenpolitische Haltung und Entscheidung kommt in der
internationalen Friedenspolitik eine größere Bedeutung zu, als sich
viele Menschen in diesem Land bewusst sind. Das Land spielt oft das
Zünglein an der Waage zwischen Eskalation und Deeskalation in den
zahlreichen Konflikten des Westens mit dem Rest der Welt. Damit geht
die Gelegenheit einher, eine totale militärische Eskalation zu
verhindern und im 21. Jahrhundert die Rolle als ein Bewahrer des
Friedens zu übernehmen. Eine solche kollektive Bestrebung muss sich
durch ein entschlossenes und gewaltfreies Auftreten gegen
Militarisierung, Krieg und Gewalt ausdrücken. Nächste Station
Ramstein ...


Über den Autor

Reto Thumiger. Seit über 25 Jahren ist der gebürtige Schweizer und
gelernte Kaufmann Aktivist des Neuen Humanismus. Seine Anliegen, wie
kulturelle Vielfalt, gleiche Rechte und Möglichkeiten für alle
Menschen sowie eine innere und äußere Revolution - basierend auf der
aktiven Gewaltfreiheit, führte ihn in sehr unterschiedliche Länder,
wie Ungarn, Spanien, Togo und Sierra Leone. Mit seiner freiwilligen
Tätigkeit in Pressenza Berlin möchte er der neuen Sensibilität und dem
neuen Bewusstsein ein Sprachrohr verleihen und mit seinem Engagement
bei der Organisation 'Begegnung der Kulturen' von einem
multikulturellen Nebeneinander zu einer weltweiten menschlichen Nation
gelangen.


Anmerkungen:

[1] http://natwiss.de/

[2] http://www.ipb.org/

[3] https://www.ramstein-kampagne.eu/

[4] https://www.ramstein-kampagne.eu/jetzt-wird-sie-beschafft-die-deutsche-kampfdrohne/

[5] https://www.ramstein-kampagne.eu/friedenscamp/

[6] https://www.ramstein-kampagne.eu/werner-liebrich-fussballturnier-in-steinwenden/

[7] https://www.ramstein-kampagne.eu/demonstration-und-die-air-base-ramstein-schliessen/

[8] https://www.ramstein-kampagne.eu/aufruf-zu-aktionen-des-zivilen-ungehorsams-wir-blockieren-die-air-base-ramstein/

[9] https://www.ramstein-kampagne.eu/abendveranstaltung/

[10] https://www.youtube.com/watch?v=ZDsUmWxv76w

[11] https://www.ramstein-kampagne.eu/friedenswerkstatt/

[12] http://nomuos.org/en


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0
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LESUNG/6090: Berlin - Christina Viragh, »Eine dieser Nächte«, 26.06.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juni 2018

Di 26.6., 19:30 Uhr

Buchvorstellung:

Christina Viragh, 

»Eine dieser Nächte«

Dörlemann, 2018

Christina Viragh im Gespräch mit Carsten Hueck



Auf Reisen muss man erzählen, vor allem in der Nacht. Auf Reisen muss
man Geschichten hören, von Leuten, denen man sich häufig nicht einmal
vorgestellt hat. Bill jedenfalls kennt keine Scheu, seinen
Mitreisenden auf dem Nachtflug von Bangkok nach Zürich Namen und
Lebensgeschichte anzuvertrauen. Mit alkoholisierter Donnerstimme
erzählt er allen, die es hören oder nicht hören wollen, was ihm
widerfahren ist, damals in Midwest. Alle werden vom Sog der
Geschichten erfasst, die sich schließlich zu einem Reigen um einen
geheimnisvollen Mittelpunkt fügen. Denn der zugleich so
amerikanisch-banale und sensibel-geheimnisvolle Erzähler beschwört
sprachgewaltig Orte, Leute und seltsame Wesen herauf, wie sie einem
nur begegnen, wenn man lange unterwegs ist. Niemand bleibt davon
unberührt.

Reihe Revolution in Europa 1968-1989

Eintritt: 7 / erm. 4

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Juni 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13
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LESUNG/6089: Berlin - Marx-Wochen, Lesemarathon des Verbands Deutscher SchriftstellerInnen Berlin, 22.06.


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juni 2018

Marx-Wochen

Fr 22.6., 18:00 Uhr 

»Sein oder Bewusstsein: das ist hier die Frage«

Lesemarathon 2018 des Verbands Deutscher Schriftsteller und
Schriftstellerinnen Berlin



»Es ist nicht das Bewusstsein der Menschen, das ihr Sein, sondern
umgekehrt ihr gesellschaftliches Sein, das ihr Bewusstsein bestimmt,«
so Karl Marx im Vorwort »Zur Kritik der politischen Ökonomie« (1859).
Dieses Zitat, oft verkürzt zu »Das Sein prägt das Bewusstsein«,
treibt Schriftsteller*innen in besonderer Weise um. Die Literatur,
das Schreiben verändern Sein und Bewusstsein gleichermaßen. Der
Verband deutscher Schriftstellerinnen und Schriftsteller Berlin
verfügt über eine große Bandbreite verschiedener literarischer
Disziplinen und wird sich diesem Thema in Lyrik, Prosa, Satire und
auch im Kriminalroman von verschiedenen Seiten nähern. Und auch die
Gewerkschaft soll ihren Platz bekommen, um die Frage zu diskutieren,
was Marx im Wandel vom Industriezeitalter zur digitalisierten
Dienstleistungsgesellschaft bedeutet.

Begrüßung Valentin Döring, Bundesgeschäftsführer VS und Astrid
Vehstedt, Vorsitzende VS Berlin, Grußwort Susanne Stumpenhusen,
ver.di, Videobotschaft Frank Bsirske, Vorsitzender ver.di

Eine Veranstaltung in Kooperation mit dem VS Berlin

Eintritt: 7 (VS-Mitglieder: frei) / erm. 4
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LESUNG/6088: Berlin - Fabian Scheidler, »Chaos: Das neue Zeitalter der Revolutionen«, 06.06.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juni 2018

Mi 6.6., 19:30 Uhr

Buchvorstellung: 

Fabian Scheidler

»Chaos: Das neue Zeitalter der Revolutionen« 

Promedia Verlag, 2017



Fabian Scheidler im Gespräch mit Milo Rau

Weltweit breitet sich Chaos aus: Der Klimawandel wird zur Realität,
die Weltwirtschaft bewegt sich zwischen Stagnation und Crash, immer
mehr Staaten zerfallen oder stehen vor dem Bankrott, während die UNO
die größten Fluchtbewegungen registriert. Diese Krisen bringen die
traditionellen politischen Systeme in Bedrängnis und führen zu
weltanschaulichen Verwerfungen. Nach 500 Jahren Expansion ist die
kapitalistische Megamaschine in die tiefste Krise ihrer Geschichte
geraten. Wir bewegen uns in eine chaotische Übergangsphase hinein,
die einige Jahrzehnte andauern kann und deren Ausgang vollkommen
offen ist.

Im Gespräch mit dem Regisseur, Theaterautoren und Essayisten Milo Rau
lotet Scheidler »Das neue Zeitalter der Revolutionen« aus und
diskutiert über deren Gefahren und Chancen.

Eintritt: 7 / erm. 4
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Quelle:
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TREFF/1056: Berlin - Defekte Dichtung, Workshop mit Abschluss-Slam zum U20-Poetry-Slam, 29.06.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juni 2018

Fr 29.6., 15:00 Uhr


Junges Literaturhaus: Defekte Dichtung


Workshop zum U20-Poetry-Slam 

mit Bas Böttcher, Wolf Hogekamp und Tanasgol Sabbagh



Dein Text, Deine Bühne!

Wenn Worte viral gehen und aus Sprache Musik wird, ist Poetry-Slam.
Von Beatbox-Techniken über Wortspiel bis Körpersprache wird im
U20-Slam-Workshop die nächste Generation von Slam Poeten und
Poetinnen trainiert. Das Projekt ist im Aufbau. Neue Teilnehmende und
Quereinsteiger sind herzlich willkommen, Vorkenntnisse sind nicht
nötig!

Fr 29.6., 18:30 Uhr Junges Literaturhaus: Defekte Dichtung

Der Abschluss-SLAM mit den Teilnehmer*innen der U20-Poetry-Slam-
Workshops

Mit den Teilnehmer*innen der U20-Poetry-Slam-Workshops

An acht Terminen haben sich in diesem Frühjahr Berliner Teenager im
Literaturhaus Berlin und im GRIPS-Theater dem Phänomen und der Kunst
des Poetry Slams genähert. Nun ist es soweit: Ihr Text, ihre Bühne!
Die nächste Generation von Slam Poeten und Poetinnen zeigt, was sie
kann - und wir sind gespannt!

Ein Projekt der Initiative »Kultur macht Stark«. Eine Veranstaltung
in Kooperation mit dem Friedrich-Bödecker-Kreis im Land Berlin e.V.,
dem GRIPS-Theater und dem Zentrum für Sprachbildung

Altersempfehlung: 14Jahre

Für Schulklassen sind Schnupper-Workshops vormittags möglich.

Anmeldung und weitere Informationen: u20slam@textbox.biz

Eintritt: frei
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TREFF/1055: Berlin - Revolution in Europa 1968-1989, 50 Jahre Manifest der 2000 Worte, 28.06.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juni 2018

Do 28.6., 19:30 Uhr

Reihe: Revolution in Europa 1968-1989

50 Jahre Manifest der 2000 Worte



Jan Faktor im Gespräch mit Bettina Hartz über Ludvík

Vaculík und die Ereignisse von 1967/68

Am 27. Juni 1968 erschien eines der wichtigsten Dokumente des PRAGER
FRÜHLINGS: das »MANIFEST DER 2000 WORTE« - es radikalisierte den
Reformprozess und bewog die Russen unter dem Vorwand der um sich
greifenden Konterrevolution zum Einmarsch. Verfasst hatte das
Manifest der Schriftsteller Ludvík Vaculík, der bereits ein Jahr
zuvor, auf dem IV. Kongress des tschechischen
Schriftstellerverbandes, eine äußerst kritische Rede mit dem Titel
»Von der Macht« gehalten hatte. Gemeinsam mit der Kuratorin der Reihe
»Revolution in Europa«, Bettina Hartz, diskutiert der Lyriker Jan
Faktor über die damaligen und heutigen Implikationen dieses
besonderen Manifests.

Eintritt: 7 / erm. 4
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TREFF/1054: Berlin - Marx-Wochen, Neue Bücher zu Kulturgeschichte, Politik, Literatur, 19.06.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juni 2018

Marx-Wochen

Di 19.6., 19:30 Uhr 

Was ist denn hier passiert?

Jörg Baberowski, Jens Bisky und Elke Schmitter sortieren
Publikationen zur Geschichte, Kulturgeschichte, Politik und
Literatur



In zwanglosem Gespräch unterhalten sich die Historiker und
Literaturkritiker Jörg Baberowski, Jens Bisky und Elke Schmitter über
Neuerscheinungen. Im Zentrum des Gesprächs steht nicht Belehrung,
sondern neugierig reflektierende Nachfrage zu Themen, Stoffen und
Darstellungsweisen der schreibenden Zunft.

George William Buchanan, »Meine Mission in Russland«, Steidl Verlag,
2018

Iwan Bunin, »Verfluchte Tage. Ein Revolutionstagebuch«, Dörlemann
Verlag, 2018

Dietmar Dath, »Karl Marx«, Reclam Verlag, 2018

Agnes Heller, »Was ist komisch«, Edition Konturen, 2018

Jürgen Herres, »Die Freundschaft zwischen Marx und Engels«, Reclam
Verlag, 2018

Eintritt: 7 / erm. 4
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AUSSICHTEN/8293: Und morgen, den 1. Juni 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 01.06.2018 bis zum 02.06.2018 +++






[image: Jean-Luc 8293 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Sonnig wird es, so wie gestern,

früh am Abend richtig Regen,

Jean-Luc fegt mit seinen Schwestern

Sandstaub von den Gartenwegen.
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AGRAR/1709: Positionierung des Europäischen Parlaments zur Gemeinsamen Agrarpolitik (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 31. Mai 2018

Rukwied wertet Dorfmann-Bericht im Wesentlichen positiv

Aber Kappung und Degression von Direktzahlungen nicht akzeptabel



Der Deutsche Bauernverband (DBV) sieht die Positionierung des
Europäischen Parlaments zur Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) nach 2020
als inhaltlich richtungsweisend, aber auch als kritisch in Bezug auf
die Verteilung der EU-Direktzahlungen in der Landwirtschaft. Dazu der
Präsident des Deutschen Bauernverbandes, Joachim Rukwied: "Wir
anerkennen den Einsatz des Europäischen Parlaments und des
Berichterstatters Herbert Dorfmann für eine zukunfts- und
wettbewerbsfähige Landwirtschaft. Die EU-Kommission und die
Mitgliedstaaten sollten der Forderung des EP folgen und das Budget für
die GAP im nächsten Mehrjährigen Finanzrahmen der EU nicht kürzen,
sondern aufstocken oder mindestens stabil halten."

Der DBV teilt die Forderung der Europaabgeordneten nach einer auf die
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Leistungen der Landwirtschaft
ausgerichteten GAP, die künftig für die Landwirte spürbar einfacher,
effizienter und moderner ist. Das Parlament greift neue Ansätze für
nationale Förderpläne der Mitgliedstaaten auf, hält jedoch die
Beibehaltung der 2-Säulen-Struktur für ebenso erforderlich wie eine
vollständig von der EU finanzierte 1. Säule und gemeinschaftliche
Umsetzungsregeln.

"Deutlich zu weit geht das Europäische Parlament allerdings mit der
Forderung nach einer verpflichtenden Kombination verschiedener
Kappungs- und Degressionsklauseln bei den Direktzahlungen", kritisiert
Rukwied. "Nach wie vor halten wir einzig den Zuschlag für die ersten
Hektare bis zur durchschnittlichen Betriebsgröße für geeignet, die
unterschiedlichen Strukturen der Betriebe zu berücksichtigen."

Der DBV bewertet es positiv, dass die negativen Folgen der Marktmacht
der Handelsketten und der Lebensmittelindustrie klar benannt werden.
DBV-Präsident Rukwied erwartet zusätzlich zum Vorschlag gegen unfaire
Handelspraktiken noch weitere Schritte: "In der Gemeinsamen
Marktordnung ist eine Erweiterung der kartellrechtlichen Möglichkeiten
zur Bündelung auf Erzeugerebene nötig, um die Verhandlungsposition der
Landwirte in der Lebensmittellieferkette zu stärken. Dabei müssen auch
die genossenschaftlichen Verarbeitungs- und Vermarktungsunternehmen
einbezogen werden, die in der Hand von Landwirten sind."

Zur Bewältigung von Marktkrisen bewertet der DBV die Aussage des
Europäischen Parlaments positiv, dass hierfür ein geeignetes
Instrumentarium erforderlich ist. Aus Sicht des DBV sind die
vorhandenen Instrumente zur Krisenintervention weiter notwendig, wie
etwa die öffentliche Intervention und die private Lagerhaltung.
Gleichzeitig müssen andere Instrumente des Risikomanagements breiter
angewendet werden, etwa steuerliche Risikorücklagen und
Terminmarktabsicherungen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Mai 2018
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AGRAR/1708: EU-Agrarpolitik nach 2020 - Mit Steuern umsteuern in Richtung Umwelt-, Klima- und Tierschutz (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Pressemitteilung vom 31. Mai 2018

BÖLW zur EU-Agrarpolitik nach 2020

GAP: Mit Steuern umsteuern Richtung Umwelt-, Klima- und Tierschutz



Berlin, 31.05.2018. Morgen stellt die EU-Kommission ihren Vorschlag für die
EU-Agrarpolitik (GAP) nach 2020 vor. Es kommentiert Felix Prinz zu
Löwenstein, Vorsitzender des Bio-Spitzenverbandes Bund Ökologische
Lebensmittelwirtschaft (BÖLW):

"Die GAP bestimmt, wie Bauern in Europa wirtschaften, wieviel Platz die
Tiere haben, ob das Wasser sauber und wie fruchtbar der Boden bleibt.

Was aus den Vorschlägen der EU-Kommission durchgesickert ist, würde ein
Auslaufmodell zementieren, das Bauernhöfe zum Aufgeben zwingt, Ressourcen
schädigt und keinen Rückhalt bei den Bürgern hat.

Der Gesetzgeber in Brüssel zeigt wenig Ambition, die europäische
Landwirtschaft zukunftsfähig zu machen. Und spielt, durch die geplante
größere, aber ziellose Flexibilität für die EU-Staaten, quasi Russisch
Roulette mit den eigenen Klima- und Nachhaltigkeitszielen.

Geht es nach Agrarkommissar Phil Hogan, würde mit dem größten Batzen der
Agrarmilliarden weiter Landbesitz belohnt. Und deutlich weniger für die
Bauern investiert, die Umwelt, Klima, Böden und Gewässer schützen. Dagegen
müssen sich das Europäische Parlament und die EU-Staaten entschieden
wehren.

Anstatt ziellos weiter kleine Korrekturen an einem gescheiterten Modell
vorzunehmen, muss Brüssel endlich einen Paradigmenwechsel schaffen. Mit der
GAP nach 2020 muss mit Steuergeld in Richtung umwelt-, klima- und
ressourcenfreundliche Landwirtschaft umgesteuert werden.

Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner sollte in Brüssel an einer
grundsätzlichen Kurswende der Agrarpolitik mitarbeiten. Nur so kann
Deutschland auch die eigenen Ziele wie Insekten- und Gewässerschutz oder
artgerechte Tierhaltung erreichen. Dasselbe gilt, wenn es darum geht, die
nationalen Spielräume Deutschlands bei der Gestaltung der GAP in Richtung
Nachhaltigkeit auszureizen. Bio-Bauern zeigen bereits, wie das erfolgreich
funktioniert.

Für Öko-Landwirte und alle Kollegen, die mehr für Umwelt, Tier,
Artenvielfalt und Klima machen, ist es jetzt entscheidend, dass Deutschland
mit Engagement in der GAP einen soliden Grundstein für die Zukunft legt,
anstatt die verfehlte Politik fortzusetzen."


Hintergrund

Die Gestaltung der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) gehört zu den wichtigsten
Aufgaben der Europäischen Union - alle sieben Jahre werden die Grundsätze,
Ziele und das Budget für die GAP neu geregelt.

Mit der GAP werden jedes Jahr fast 60 Milliarden Euro in die Landwirtschaft
Europas investiert. Rund 6 Mrd. Euro fließen alljährlich nach Deutschland.
4,8 Mrd. Euro davon werden für Flächenprämien (1. Säule, Direktzahlungen)
ausgegeben, durchschnittlich etwa 400 Euro kommen dabei pro Hektar und Jahr
zusammen.

Der sehr viel kleinere Teil des Agrarbudgets wird in Leistungen für Umwelt,
Klima, Tierschutz etc. investiert (2. Säule, ländliche Entwicklung). Dieses
Missverhältnis könnte nach Willen der EU-Kommission noch verstärkt werden,
indem der Umwelt-Topf stärker gekürzt werden soll als die Direktzahlungen.

Der BÖLW hat ein Nachhaltigkeitsmodell für die Gestaltung der GAP 2020
erarbeitet. Es baut auf der Position der IFOAM EU Group auf, die im Rahmen
eines zweijährigen Diskussionsprozesses zwischen Bauern aus ganz Europa
entwickelt wurde. Das gesamte Positionspapier des BÖLW mit dem
Nachhaltigkeitsmodell zur GAP 2020 kann hier eingesehen werden: 

www.boelw.de/gap2020.


Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und
Händler von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die Interessen
der Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in Deutschland. Mit 
Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von über 35.000 Bio-Betrieben
mehr als 10 Mrd. Euro umgesetzt.

 * 
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TREFF/662: Berlin - Die Fortführer? Zur Intellektualisierung rechter Geschichtsdenker, 14.06.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juni 2018

Do 14.6., 19:30 Uhr

ZfA im Dialog: 

»Die Fortführer? Zur Intellektualisierung rechter Geschichtsdenker«



Die Geschichte der Bundesrepublik Deutschland wurde maßgeblich von
linksliberalen und linken Intellektuellen begleitet, kommentiert und
geprägt. Die politische Rechte hingegen spielte in den
intellektuellen Diskursen nicht nur keine besondere Rolle, sondern
gab sich sogar betont unintellektuell. In den letzten Jahren lassen
sich verstärkt zwei gegenläufige Entwicklungen beobachten: zum einen
unternimmt die sogenannte Neue Rechte erhebliche Versuche der
Intellektualisierung ihrer Debatten und der Einflussnahme auf
gesellschaftlich-politische Diskurse, zum anderen hat sich eine ganze
Reihe von Intellektuellen öffentlich zumindest teilweise zu
Positionen der Neuen Rechten bekannt. Stefanie Schüler-Springorum,
Direktorin des Zentrums für Antisemitismusforschung, diskutiert mit
Gästen über diese Entwicklungen und deren mögliche Folgen für unsere
Debattenkultur.

Eine Veranstaltung in Kooperation mit dem Zentrum für
Antisemitismusforschung der Technischen Universität Berlin

Eintritt: 7 / erm. 4
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KALENDERGESCHICHTEN/090: 06-2018   Verkehrte Welt - wir halten zusammen ... (SB)





[image: Kleiner Fuchs und Entchen hocken gespannt vor dem Heuhaufen, in dem sich die Fuchmama versteckt hat, von der nur Augen, Schnauze und Schwanz zu sehen sind - Buntstiftzeichnung © 2018 by Schattenblick]

Der Flugunterricht des kleinen Fuchses wurde von dem Schweinchen Pico
gestört, der sich als Fliegen-Lernen-Experte ausgab, dem Fuchs
Ratschläge erteilte, die nicht zum Erfolg führten und das selbst auch
gar nicht fliegen konnte, sondern sich nur von einem Baum hinab fallen
ließ, um in eine Matschgrube zu springen - das war seine Art zu
fliegen, die dem Fuchs allerdings überhaupt nicht gefiel. Erbost jagte
er das Schwein davon. Er hatte erst einmal genug von irgendwelchen
Flugversuchen. Gina hockte sich wieder auf seinen Rücken und so
schwebten sie davon, um nach der Fuchsmama zu suchen.

Sie waren schon eine ganze Weile über Wiesen, Felder und Bäche dahin
geschwebt und Mika, der Fuchs, bat Gina doch bitte zu landen. Traurig
wollte er schon aufgeben, da rief Gina plötzlich: "Mika, da, sieh' da
hinten, ein rotes Fell hinter dem Heuhaufen, genau wie deines, nur
viel größer!"

Sie zögerte keinen Moment und steuerte direkt auf den großen Fuchs zu,
der erschrocken aufblickte und einen Sprung in den Heuhaufen tat, um
sich zu verstecken. Gina landete. Mikas Pfoten berührten den Boden und
sofort rannte er auf das Versteck des großen Fuchses zu, blieb davor
stehen und wartete einen Moment, bis Gina von seinem Rücken klettern
konnte. Dann fragte er ins Heu hinein: "Mama, bist du das? Ich bin 's,
Mika, komm doch heraus, ich hab' dich überall gesucht!"

Nun kam Bewegung in den Haufen und tatsächlich lugte eine Füchsin
hervor. Sie lächelte mit freundlichen Augen und wühlte sich dann ganz
und gar aus ihrem Versteck. "Mika, ich kann es gar nicht glauben, was
für ein Glück, komm her, lass dich beschnuppern." Mika eilte auf sie
zu und freute sich so sehr, dass er am ganzen Leib zitterte.

"Deine Brüder und ich haben jeden Stein umgedreht auf der Suche nach
dir und jetzt kommst du von ganz allein. Oh, wie ich mich freue, lass'
uns schnell nach Hause laufen?" Sie sprach auf einmal nicht weiter,
denn sie hatte Ente Gina neben ihm im Gras sitzen sehen.

"Oh, Junge und du hast dir auch gleich etwas zu essen mitgebracht,
das sieht aber lecker aus. Pack' das köstliche Teilchen ein und wir
feiern deine Rückkehr mit einem Festschmaus!", freute sich die
Fuchsmama.

Gina erschrak fast zu Tode, konnte sich nicht mehr bewegen vor lauter
Angst und wollte gar nicht glauben, was sie da hörte. Endlich begriff
sie, dass sie schleunigst fliehen musste. Sie breitete ihre Flügelchen
aus, doch nichts geschah. Immer noch spürte sie den Boden unter ihren
Füßen. Ihr kleines Herz schlug schnell und schneller und sie glaubte
keine Luft mehr zu bekommen. Sollte ihr kurzes Leben hier schon sein
Ende finden? Doch jetzt endlich schrie Mika: "Nein Mama, das geht
nicht, das ist Gina, wir können sie auf keinen Fall essen. Sie hat mir
geholfen dich zu finden, ohne sie wäre ich verloren gewesen!"

"Ach was, pappelapapp, Enten sind zum Fressen da!", brüllte ein
Bruder von Mika, der gerade hinzugekommen war, voller Eifer und großem
Appetit.

"Ich bin keine Ente!", schimpfte Gina, "ich bin eine Maus!"

Da fingen Fuchsmama und Bruder lauthals an zu lachen. "Mir egal,
kleine Enten oder Mäuse, beides ist lecker, und nun ist es
genug mit dem Geplapper, ich habe Hunger", grollte Mikas Bruder.

"Schnell Gina, flieg davon, na los, flieg schon, schnell!", japste
und flehte Mika seiner Freundin zu.

Noch einmal hob Gina ihre Flügel und auf einmal flog sie höher und
höher und blickte auf den kleinen Fuchs, der wieder heim zu seiner
Familie gefunden hatte, dieser Familie mit den seltsamen
Essgewohnheiten. Gern hätte sie sich noch von ihm verabschiedet, doch
höchste Eile war geboten. Sie drehte noch eine Runde über die Köpfe
der Füchse hinweg und hörte aus der Ferne: "Vielen Dank für alles,
Gina, und viel Glück."

Gina begab sich auf den Nachhauseweg. Als sie im Stubenschrank von
Henry Maus ankam, war es schon dunkel geworden. Sie krabbelte durch
das Loch in der Schrankwand und fand den Innenraum leer. "Wo waren
Henry und Chiko?", fragte sich das Entchen, das mit einem mal gar
nicht mehr so sicher war, ob sie wirklich eine Maus sei. Schließlich
sah sie ganz anders aus als Henry. Unsicher sah sie sich um. Sie
fühlte sich total einsam und verlassen und sorgte sich um Henry. Nun,
da sie wusste, wie gefährlich das Leben für Mäuse und Enten sein kann,
malte sie sich ein schreckliches Ende für Henry Maus aus. "Aber
vielleicht hat Chiko ihn ja beschützt, vielleicht kommen
beide gleich nach Hause", versuchte sie sich zu beruhigen. Gina
beschloss auf jeden Fall, hier auf Kater und Maus zu warten. "Sie
müssen einfach wiederkommen!", schrie sie in Gedanken und dann auch
lauthals aus, "sie müssen, sonst bin ich ganz allein. Henry, bitte,
Chiko, kommt doch endlich wieder." Die kleine Ente schleppte sich
traurig und erschöpft zum Suppenteller, in dem sie noch vor kurzem
neben Mika gelegen hatte, hopste hinein und schlief sie
erschöpft ein.

Nur wenig später kehrten Henry Maus und Chiko zurück. Müde
verabschiedete sich der Kater und verschwand, um sich ebenfalls
schlafen zu legen. "Bis morgen Henry", raunte er ihm noch zu, "Gina
wird wieder kommen, ganz bestimmt, sei nicht traurig. Du hast doch
gesehen, sie kann fliegen, da wird sie auch schnell flüchten können,
wenn ihr Gefahr droht."

Henry dankte Chiko für die freundlichen Worte, verkroch sich
alsbald in seine Lieblingstasse und zählte viele, viele Käseecken, bis
er endlich in tiefen Schlummer fiel.

Was war das am nächsten Morgen für eine Überraschung. Henry erwachte,
reckte und streckte sich, hüpfte aus seiner Tasse und glaubte seinen
Augen nicht zu trauen. Da lag doch tatsächlich das Entchen Gina im
Suppenteller. Er konnte nicht anders, freudig stürmte er auf sie zu,
stupste sie kräftig an. Gina drehte sich um, öffnete die Äuglein und
rief ungläubig: "Henry, Henry, du bist wieder da!"

"Ja, ja, sicher doch, bin ich froh, das dir nichts passiert ist. Du
bist doch in Ordnung, dir geht 's doch gut oder?", besorgt musterte
er seinen kleinen Schützling.

"Mir geht es gut, jetzt wo du da bist, geht es mir wieder richtig gut.
Jetzt weiß ich auch, warum du keinen Fuchs in unserem Zuhause
beherbergen wolltest. Die, die, die wollten mich als Festschmaus
verspeisen!", empörte sich Gina. "Ich konnte gerade noch entfliehen."

"Oh je, das ist ja furchtbar!", rief Henry Maus erschrocken.

"Henry, die Füchse haben mich eine Ente genannt", platzte Gina heraus,
"bin ich denn eine Ente, stimmt das?", wollte sie von ihm wissen.

Einen Moment lang zögerte der Mäuserich, doch dann antwortete er: "Ja,
das ist richtig".

"Und ist das schlimm?", etwas verwirrt sah sie ihn an.

"Nein, nein, ganz und gar nicht. Wir gehören zusammen, ganz gleich was
noch alles geschieht", versicherte Henry Maus der kleinen Ente, dabei
ahnte er bereits, dass ihnen noch einige Abenteuer bevorstanden?

Fortsetzung folgt ...


zum 1. Juni 2018
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AKTION/495: TU Berlin - Mitmachprogramm für Kinder bei der Langen Nacht der Wissenschaften, 9.6.


idw - Pressemitteilung: Technische Universität Berlin

TU Berlin: Lange Nacht der Wissenschaften - Schwebende Kugeln und
mechanische Kraftwandler

Die TU Berlin bietet zur Langen Nacht der Wissenschaften am 9. Juni
2018 ein umfangreiches Mitmachprogramm für Kinder



Warum können Flugzeuge fliegen? Wie entstehen Schallwellen? Und kann
ein Tornado in einer Flasche erzeugt werden? Auf dem Kindercampus im
Haus des Lernens erkunden zukünftige Forscherinnen und Forscher die
Welt der Naturwissenschaften. Im Audimax präsentieren Studierende der
Projektwerkstatt "Aero-Truck" kleine Modell-Zeppeline, die selbst
geflogen werden dürfen. Die Akrobatinnen, Jongleure und
Seiltänzerinnen des Kinderzirkus Cabuwazi begeistern die ganze
Familie.

Rätsel aus der theoretischen Informatik und Kristalle unter dem
Lichtmikroskop entdecken: Der neugierige Nachwuchs geht mit dem Junior-Studienpass 
auf Kindertour durch verschiedene TU-Wissenschaftshäuser
und löst spannende Aufgaben. Dafür wird den erfolgreichen kleinen
Forscherinnen und Forschern um 20, 21 und 22 Uhr auf dem Kindercampus
die "Mini-Master"- Urkunde verliehen.

Zeit: Samstag, 9. Juni 2018, 17-23 Uhr

Ort: Haus der Ideen/Hauptgebäude, TU Berlin, Straße des 17. Juni
135, 10623 Berlin, Foyer rechts

Kindercampus zur Langen Nacht der Wissenschaften an der TU Berlin:

https://www.lndw.tu-berlin.de/programm/kindercampus-im-haus-der-ideen/

Das gesamte Programm der TU Berlin und Ticketinformationen:

www.lndw.tu-berlin.de

Die Lange Nacht an der TU Berlin in Social-Media-Kanälen:

 #lndw18 #tuberlin

https://twitter.com/TUBerlin

https://www.facebook.com/LNdW.TU.Berlin

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 29.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FÜHRUNG/951: Staatsgalerie Stuttgart - Kurzführungen zu Lieblingswerken, jeden Dienstag 05.06.-26.08.2018


Staatsgalerie Stuttgart

Gottlieb Schick, Apoll unter den Hirten, 1806-1808

#Lieblingsstücke-Führungen

im Rahmen von »#meinMuseum - 175 Jahre Staatsgalerie«

Ab jetzt bis 26.8.: jeden Dienstag Kurzführungen von Stuttgarter
Persönlichkeiten und Museumsschaffenden



Während der Laufzeit der Jubiläumsausstellung »#meinMuseum - 175 Jahre
Staatsgalerie« (1.5.-26.8.2018) findet jeden Dienstag von 12.30 -
13.00 Uhr eine Kurzführung von Menschen aus dem Stuttgarter Stadtleben
zu ihrem ganz persönlichen Highlight in der Sammlung der Staatsgalerie
statt.

Den Auftakt macht am 5.6. Prof. Dr. Christian von Holst. Der ehemalige
Direktor der Staatsgalerie (1994 - 2006) präsentiert den Besucherinnen
und Besuchern sein Lieblingsstück in der Staatsgalerie. Er spricht
über ein Schlüsselwerk des Deutschen Klassizismus, »Apoll unter den
Hirten« (1806 - 1808) von Gottlieb Schick.

Ticket: 3 Euro

Der Eintritt in die Sonderausstellung und in die Sammlung ist frei.

Die weiteren #Lieblingsstücke-Führungen im Überblick:

Dienstag, 12.6.2018, 12.30-13.00 Uhr

Thomas Koch

Direktor Kommunikation Oper Stuttgart

Dienstag, 19.6.2018, 12.30-13.00 Uhr

Prof. Dr. Nils Büttner

Staatliche Akademie der Bildenden Künste Stuttgart

Dienstag, 26.6.2018, 12.30-13.00 Uhr

Margitta Heinlein

Leiterin unserer Bibliothek

Dienstag, 3.7.2018, 12.30-13.00 Uhr

Dr. Matthias Ohm

Numismatiker und Abteilungsleiter Kunst- und Kulturgeschichte,
Landesmuseum Württemberg

Dienstag, 10.7.2018, 12.30-13.00 Uhr

Max Löffler

Schüler Freie Waldorfschule am Kräherwald

Dienstag, 17.7.2018, 12.30-13.00 Uhr

Markus Fertig

Lindenparkschule Heilbronn, in Gebärdensprache mit Übersetzung

Dienstag, 24.7.2018, 12.30-13.00 Uhr

Rudolf Guckelsberger

Sprecher SWR

Dienstag, 31.7.2018, 12.30-13.00 Uhr

Dr. Inge Jens

Autorin

Dienstag, 7.8.2018, 12.30-13.00 Uhr

Ralf Möller

Controlling, Staatsgalerie

Dienstag, 14.8.2018, 12.30-13.00 Uhr

Dr. Beate Wolf

Abteilungsleiterin Marketing und Kommunikation, Staatsgalerie

Dienstag, 21.8.2018, 12.30-13.00 Uhr

Anette Frankenberger M.A.

Pressereferentin, Staatsgalerie


Staatsgalerie Stuttgart

Öffnungszeiten: 10.00-18.00 Uhr

Do Abendöffnung bis 20.00 Uhr, Mo geschlossen

Di + Mi Sonderöffnungen für angemeldete Gruppen ab 9.00 Uhr

 * 

Quelle:

Staatsgalerie Stuttgart

Konrad-Adenauer-Str. 30 - 32, 70173 Stuttgart

E-Mail: info@staatsgalerie.de

Internet: www.staatsgalerie.de
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GEGENWIND/755: Weitere Aufrüstung


Gegenwind Nr. 356 - Mai 2018

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Weitere Aufrüstung

Vernetzte Operationsführung der Bundeswehr mit Elektronischer
Kampfführung

von Ralf Cüppers, DFG-VK Flensburg



Die ECR-Tornados in Jagel (ECR steht für Electronic Combat
Reconnaissance, Elektronische Kampfführung und Aufklärung) sind
bereits für die Elektronische Kampfführung aufgerüstet. Lokalisieren
eines Zieles und das Abschießen von Raketen, die sich ihr Ziel
selbständig suchen, erfolgt weitgehend automatisiert.

Für die Bundeswehr werden nach den Tornados nun auch die Panzer
Leopard II für die Elektronische Kampfführung aufgerüstet. Die
Elektronik wird von Rheinmetall Defence in Flensburg in die Panzer
Leopard II eingebaut. Rheinmetall-Defence ist der militärische Teil
des internationalen Konzerns Rheinmetall.

Rheinmetall-Defence hat mit der Münchener Firma Rhode und Schwarz eine
Zusammenarbeit vereinbart, ein Joint Venture, eine "weitreichende
Partnerschaft, um künftig eine führende Rolle bei der Digitalisierung
der Landstreitkräfte zu übernehmen" Rheinmetall Defence ist daran mit
74,9 %, Rohde und Schwarz 25,1 % beteiligt. Die Firma Rhode und
Schwarz ist auf Elektronik für den militärischen Bereich
spezialisiert.

In die Leopard-Panzer wird Elektronik eingebaut, so dass der Panzer
digitale Signale empfangen kann: "In der neuen Joint
Venture-Gesellschaft verantwortet Rheinmetall den Bereich
"Führungssysteme", den Bereich "querschnittliches Bediengerät" und die
komplette Fahrzeugintegration. Rohde & Schwarz verantwortet mit seiner
Schlüsselkompetenz der sicheren Kommunikation die Gesamtarchitektur
inklusive IT- und Cybersicherheit sowie die IP-basierte Systemlösung
für militärisch robusten, gesicherten Sprach- und Datentransport unter
Hinzunahme von Komponenten und Lösungen anderer Hersteller."

Es wird in der Öffentlichkeit bislang so dargestellt, als ginge es nur
um Digitalfunk, mit dem ein militärischer Vorgesetzter dem
Panzerfahrer einen Befehl über Sprechfunk übermitteln könnte, so wie
auch Polizei und Feuerwehr schon den Digitalfunk nutzen.

Aber Rohde & Schwarz, führt aus: "Mit dem System SVFuA legt die
Bundeswehr den Grundstein für eine moderne und somit zukunftsfähige
taktische Kommunikation."

Die Bundeswehr selbst drückt es im Bundeswehr-Journal wie folgt aus:
"Das Konzept der "Vernetzten Operationsführung" - militärisch kurz
"Net0pFü" - erlaubt es, Personen und militärische Bereiche sowie
Sensoren und Effektoren miteinander zu verbinden. Dies geschieht mit
Hilfe eines streitkräftegemeinsamen, führungsebenenübergreifenden und
interoperablen Kommunikations- und Informationsverbundes. Eine
Net0pFü-Schlüsselrolle spielt eine neue Generation von Funkgeräten,
die auf der Technologie "Software Defined Radio" (SDR) basiert. Die
neue Funkgerätegeneration heißt "Streitkräftegemeinsame verbundfähige
Funkgeräte-Ausstattung" (SVFuA)."

Was kann der aufgerüstete Leopard II?

1. Der Leopard-Panzer soll digitale Funksignale empfangen und auch
verarbeiten können.

2. Bei diesen Funksignalen geht es um gesicherten Sprach- und
Datentransport, also auch um nichtsprachliche Daten.

3. Dieses geschieht über ein System, das SVFuA abgekürzt wird.

4. Mit SVFuA ist die "Vernetzte Operationsführung" möglich, die
verbindet Personen sowie Sensoren und Effektoren, das bedeutet
sprachlogisch, dass es sich bei Sensoren und Effektoren offenbar nicht
um Personen handelt. Nun muss man noch wissen, dass "Effektoren" oder
zu Deutsch "Wirkmittel" der militärische Begriff für tödliche Waffen
ist. Sensoren und Effektoren werden somit direkt verbunden, ohne dass
Personen dazu nötig sind.

5. Am Ende dieser Entwicklung steht ein Leopard-Panzer als autonomer
Kampfroboter. Was in Jagel für die Luftwaffe bereits geschieht, wird
hier in Flensburg für das Heer übertragen. Und ab 2019 sind solche
Systeme auch für die Marine vorgesehen. Dann können auch die
Kriegsschiffe mit den Tornados ECR, den Drohnen und dem Panzer Leopard
II über gesicherten Sprach- und Datentransport in "Echtzeit"
kommunizieren.

So funktioniert die elektronische und automatisierte Kampfführung


Die Sensoren, die sich in den Tornados ECR und in den Drohnen befinden
und von den Wullenwever-Antennenanlagen in Bramstedtlund, Daun und
Gablingen empfangen werden und bildgebende, radargestützte, Satelliten
gestützte und funktechnische Lagebilder und Signale empfangen können,
befehlen den Effektoren, also der Bewaffnung des Panzers Leopard und
der Bewaffnung der Kriegsschiffe (ab 2019) welche Ziele sie mit ihrer
Bewaffnung angreifen sollen, ohne dass ein menschlicher Akteur
dazwischengeschaltet sein muss.

Der für die Elektronische Kampfführung aufgerüstete Tornado ECR oder
eine Drohne, Satelliten und die Wullenwever-Antennenanlagen sind mit
ihren Möglichkeiten, Signale zu empfangen, die Sensoren, die ein zu
vernichtendes Ziel identifizieren. Die Elektronik übermittelt die
Daten, wo genau der nächste Leopard-Panzer sich befindet, und rechnet
aus den Koordinaten seines Standortes und denen des Zieles aus, in
welchem Winkel zum Horizont und zum Längengrad das Geschützrohr
aufzustellen ist, dass das Ziel sicher vernichtet wird. Um so etwas
als anspruchsvolle Differentialgleichung und mit den Formeln der
sphärischen Trigonometrie auszurechnen, brauchte ein Mensch etwa eine
Stunde. Die Elektronik schafft es "in Echtzeit" und sendet das
Ergebnis als digitales Signal an den Leopard-Panzer, der dafür
empfangsbereit ist und sein Geschützrohr, den Effektor, entsprechend
ausrichtet.

Ziel ist es, mit Hilfe der von der Firma Rhode und Schwarz
entwickelten Technik, alle Waffenträger (bis 2025 auch alle
Soldatinnen und Soldaten) und Waffensysteme in einem Kriegsgebiet
kommunikativ zu vernetzen, so dass Waffen in kürzester Zeit,
zielgerichtet eingesetzt werden können. Informationsvorsprung und
Zeitersparnis sind wesentlicher militärischer Vorteil im
Kriegseinsatz.

Wenn der Soldat in einem so aufgerüsteten Panzer Leopard II nur noch
die Funktion eines Chauffeurs hat, ist er verzichtbar, denn mit der
Möglichkeit des Empfanges digitaler Signale wäre so ein Panzer wie
eine Drohne fernsteuerbar. Die automatisierte Elektronische
Kampfführung im System der Vernetzten Operationsführung bringt
militärische Überlegenheit in der asymmetrischen Kriegsführung.

Zu einer Zeit, in der es der Bundeswehr zunehmend schwerer fällt,
Jugendliche für die Bundeswehr zu rekrutieren, über vier Millionen
erklärte Kriegsdienstverweigerer sind ein gewichtiger Faktor, muss die
Bundeswehr "Manpower" durch technologische Überlegenheit in
asymmetrischer Kriegführung ersetzen. Der automatisierte Krieg führt
zu weniger toten oder verletzten Bundeswehrsoldat*innen, so dass die
Kriegsführung als solche in der Bevölkerung nicht wahrgenommen und
akzeptiert wird.

Der Leopard II wird in Flensburg für Wuchtgeschosse aufgerüstet


Das Kanonenrohr des Panzers Leopard II wird hier in Flensburg um etwa
ein Meter verlängert. Damit erhöht sich die Durchschlagskraft des
Wuchtgeschosses, so dass es auch modernste Panzer, z. B. russische
durchschlagen kann.

Einige dieser Panzer sollen auch an Jordanien geliefert werden, den
sicheren Verbündeten der Bundeswehr, von wo auch schon die Tornados
aus Jagel ihre Kriegseinsätze in Syrien fliegen. Die in Flensburg
aufgerüsteten Panzer Leopard II werden dann zur weiteren
Destabilisierung der Region beitragen, Tod, Leid und Verzweiflung in
der Region vermehren.

Rheinmetall erhöht seine Gewinne durch Tod, Leid und Zerstörung


Der Gesamtkonzern Rheinmetall erwartet in diesem Jahr ein
Umsatzwachstum in Höhe von rund 6 %, ausgehend von einem Jahresumsatz
in Höhe von 5,6 Mrd. Euro im Jahr 2016. Rheinmetall Defence hat ein
Umsatzwachstum von 5,9 % auf 2,025 Mrd, Euro und eine
Ergebnisverbesserung um 28 Mio. Euro auf 60 Mio. Euro. Der Konzern
Rheinmetall könnte ohne größeren finanziellen Schaden auf den
militärischen Bereich verzichten und Rüstungskonversion betreiben,
wenn Abrüstung politisch gewollt wäre.

Jeder Einwohner der Bundesrepublik ist an der Aufrüstung der
Bundeswehr durch Rheinmetall Defence mit 25 Euro pro Jahr beteiligt,
die aus unseren Steuerzahlungen an Rheinmetall-Defence fließen.

Auch eine Bundeswehr, die auf Vernetzte Operationsführung, Cyberkrieg,
Drohnen und Elektronische Kampfführung mit vollautomatisierten Panzern
verzichtet, wäre immer noch schädlich, gefährlich, sinnlos und teuer.
Demokratie, Frieden und ein Leben in Sicherheit für die Menschen
können aber nicht durch Aufrüstung, Militär und Krieg hergestellt oder
gesichert werden. Deswegen ist die Alternative allgemeine und
vollständige Abrüstung. Wir fangen in unserem Verantwortungsbereich,
der Bundesrepublik, mit der Abschaffung der Bundeswehr an, hin zu
einer Welt ohne Militär.

Rheinmetall Defence soll nicht mehr ungestört das Kriegsgeschäft
betreiben können. Deswegen werden wir mit Mahnwachen und Aktionen vor
Rheinmetall Defence in Flensburg, Werftstraße 24 protestieren. Die
nächste Aktion vor Rheinmetall Defence in Flensburg findet am 28. Mai
um 14.00 Uhr statt, da haben die Arbeiter Feierabend.

Seit Sommer 2015 finden regelmäßig Mahnwachen und Aktionen am Drohnen-
und Tornadostandort Jagel statt um gegen die Aufrüstung der Bundeswehr
mit Kampfdrohnen und die Kriegsbeteiligung der Tornados aus Jagel zu
protestieren. Diese Aktionen gehen weiter: Am 26. Mai findet der Lauf
zwischen den Meeren von Husum nach Damp auch über den Fliegerhorst
Jagel statt und friedensbewegte Läufer*innen nehmen am Lauf teil. Am
Dienstag, 26. Juni wollen wir mit möglichst vielen künstlerischen und
handwerklichen Aktivitäten möglichst viele Zufahrten zum Standort
Jagel blockieren. An diesem Tag soll unsere Kreativität wirksam werden
gegen den Krieg.

Wir laden herzlich dazu ein, an den Aktionen vor Rheinmetall Defence
und am Fliegerhorst Jagel teilzunehmen.

 * 
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GLEICHHEIT/6656: Italien - Ernennung von Technokratenregierung löst Krise der Klassenherrschaft aus


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Italien: Ernennung von Technokratenregierung löst Krise der
Klassenherrschaft aus

Von Alex Lantier

31. Mai 2018



Nachdem der italienische Präsident Sergio Mattarella am Montag eine
Technokratenregierung ernannt und damit faktisch die Wahl im vergangenen
März für ungültig erklärt hat, greift in ganz Europa eine politische Krise
um sich. Die Finanzmärkte verfallen in Panik und Proteste werden laut.
Derweil treten die erbitterten Konflikte innerhalb der italienischen
Bourgeoisie, speziell wegen des Euro, offen zutage.

Am Montag schickten die Finanzmärkte zunächst die Zinssätze für
italienische Staatsanleihen auf Talfahrt. Damit drückten sie ihre
Zustimmung zu Mattarellas Entscheidung aus, keine Regierung der
rechtspopulistischen Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) und der rechtsextremen Lega
zu erlauben. Doch am Dienstag trieben die Finanzmärkte die Zinsen für
italienische Staatsanleihen wieder in die Höhe, erstmals seit 2013 auf
1,937 Prozent, während der Euro auf unter 1,16 US-Dollar sank. Es wird
immer deutlicher, dass die tiefen Konflikte innerhalb der herrschenden
Klasse in Italien und ganz Europa, die der Eurokrise infolge des 
Wall-Street-Crashs von 2008 zugrunde lagen, noch immer nicht beseitigt sind.

Die Unruhe auf den Märkten erfasste auch die USA: der Dow Jones Industrial
Average sank um 391 Punkte bzw. 1,58 Prozent.

Am Montagabend deutete der designierte Ministerpräsident Carlo Cottarelli
an, er könnte Vorsitzender einer kurzfristigen Technokratenregierung
werden, die sich zum Austeritätskurs und zum Euro bekennt. Er erklärte:
"Meine Regierung wird politisch neutral sein und eine vorsichtige
Finanzpolitik garantieren." Auch Italiens Zugehörigkeit zum Euro werde sie
als "essenziell" erachten. Er deutete außerdem an, er werde parteilose
Staatsfunktionäre zu Ministern ernennen und ihnen schriftlich das
Versprechen abnehmen, bei der nächsten Parlamentswahl nicht anzutreten.

Am Dienstag gaben die Finanzmärkte und die Aktien der europäischen Banken
jedoch nach, als sich deutlicher abzeichnete, dass Italien eine längere
Periode bevorsteht, die von einer instabilen Regierung und einer
politischen Krise gekennzeichnet sein wird. Der Cottarelli-Regierung droht
Widerstand vonseiten der M5S und Lega, die zusammen die Mehrheit der Sitze
im Parlament kontrollieren. Deshalb ist unklar, ob Cottarelli ein
Misstrauensvotum überleben würde oder einen Haushalt verabschieden kann. Es
wird allgemein erwartet, dass Mattarella für Anfang 2019 oder sogar bereits
für den kommenden September Neuwahlen ansetzen wird.

Gleichzeitig brechen in der herrschenden Klasse erbitterte politische
Konflikte zwischen Unterstützern der EU und des Euro und deren
rechtsextremen Kritikern in Italien und ganz Europa aus. Doch beide
Fraktionen der herrschenden Klasse - die Verteidiger der EU und des Euro,
die sich hinter Mattarella gestellt haben, und die M5S, Lega und ihre
rechtsextremen Verbündeten aus ganz Europa - sind reaktionär und haben den
Arbeitern nichts anzubieten.

Die Differenzen zwischen den beiden Fraktionen drehen sich ausschließlich
um die Geld- und Europapolitik, während die ganze herrschende Klasse
geschlossen hinter der Politik des Militarismus und der Austerität steht.
Wie Mattarella schon bei seiner Absage an eine Regierung aus M5S und Lega
angekündigt hat, war sein einziger Grund für die Ablehnung, dass eine
Regierung aus M5S und Lega den Ökonomen Paolo Savona zum
Wirtschaftsminister ernennen wollte.

Savona steht Deutschland sowie dem Euro feindselig gegenüber. Er erklärte,
Berlin habe "den Euro geplant und geschaffen, um andere europäische Staaten
nach Kolonialherrenart zu kontrollieren und auszubeuten". Er bezeichnete
den Euro als "deutschen Käfig" und rief die europäischen Staaten dazu, eine
andere Geldpolitik zu fordern: "Es gibt kein Europa, nur Deutschland, das
von Feiglingen umgeben ist."

Mattarella erklärte, solche Äußerungen seien inakzeptabel für die Banken:
"Die Ernennung des Wirtschaftsministers bedeutet immer eine unmittelbare
Botschaft des Vertrauens oder der Beunruhigung für wirtschafts- und
finanzpolitische Entscheidungsträger. Ich habe für dieses Ministerium um
einen Politiker gebeten ... der nicht als Anhänger eines Kurses angesehen
würde, der unweigerlich auf den Austritt Italiens aus dem Euro
hinausläuft." Als sich dies als unmöglich erwies, fügte Mattarella hinzu,
habe er die Verhandlungen über die Regierungsbildung beendet, da die 
Euro-Mitgliedschaft, seiner Meinung nach, "von grundlegender Bedeutung für
Italien und seine Jugend" sei.

Mattarella deutete an, er werde möglicherweise bald Neuwahlen ansetzen, die
faktisch ein Referendum über den Euro wären. Er erklärte mit Blick auf
Italiens Mitgliedschaft in der Eurozone: "Wenn wir das diskutieren wollen,
sollten wir es offen tun. Ich wurde darüber informiert, dass einige
politische Kräfte schnell Neuwahlen wollen. Das Recht auf diese
Entscheidung behalte ich mir vor, je nachdem was im Parlament passiert."

Mattarella wird von mächtigen Fraktionen der EU unterstützt. Die aus
Italien stammende EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini erklärte gegenüber
Reportern in Brüssel: "Ich, und wie ich glaube, alle Italiener haben
vollstes Vertrauen in die italienischen Institutionen, angefangen beim
italienischen Präsidenten. Er ist der Garant für die italienischen
Verfassung. Ich bin zuversichtlich, dass die italienischen Institutionen
und der Präsident der Republik den Beweis erbringen werden, dass sie wie
immer den Interessen der italienischen Bürger dienen, die, nebenbei
bemerkt, mit der Stärke der Europäischen Union übereinstimmen."

Die sozialdemokratische Partito Democratico (PD), die aus dem Zusammenbruch
der stalinistischen Kommunistischen Partei Italiens hervorgegangen ist,
schloss sich den Positionen Mattarellas und Mogherinis an. Die PD hat für
den 1. Juni zu Demonstrationen für die Institutionen aufgerufen, d.h. zur
Unterstützung der Intervention Mattarellas und der Banken, um eine
Regierung von M5S und Lega zu verhindern.

Die Aussage des EU-Haushaltskommissars Günther Oettinger, der am Dienstag
von der Deutschen Welle interviewt wurde, war offen provokant: "Die Märkte
werden die Italiener lehren, das Richtige zu wählen."

Angesichts massiver Proteste in Italien forderten Vertreter von M5S und
Lega, dass Oettinger seine Aussage zurücknimmt. Oettinger entschuldigte
sich, nach entsprechender Kritik von EU-Ratspräsident Donald Tusk und
Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker. Die EU-Kommission erklärte in
einer formellen Stellungnahme: "Italiens Schicksal liegt nicht in den
Händen der Finanzmärkte."

Auch wenn Mattarella offen für das Diktat der EU und der Banken steht, sind
die M5S und die Lega nicht minder reaktionär. Eine von ihnen gebildete
Regierung wäre die rechteste seit dem faschistischen Mussolini-Regime vor
und während des Zweiten Weltkriegs. Sie haben tiefgreifende Kürzungen der
öffentlichen Ausgaben, sowie massive Razzien und Abschiebungen gegen
Zuwanderer angekündigt. Als Reaktion darauf kam es vor der Wahl im März zu
Massenprotesten zur Verteidigung der Rechte von Zuwanderern.

Der einzige Ausweg für Arbeiter und Jugendliche in Italien ist der Aufbau
einer sozialistischen und internationalistischen Bewegung, die sich sowohl
gegen die PD und andere Unterstützer der EU als auch gegen die
rechtsextremen Kräfte aus dem Umfeld der M5S und Lega richtet. Dessen
ungeachtet, dass Mattarella auf undemokratische Weise in die italienische
Wahl intervenierte, werden sich diese rechtsextremen Kräfte als ebenso
arbeiterfeindlich erweisen wie die EU und die Banken.

Rechtsextreme Politiker aus ganz Europa erklären jetzt ihre Unterstützung
für M5S und deren Bündnis mit der Lega. Marine Le Pen, die Vorsitzende des
neofaschistischen Front National (FN) aus Frankreich, der mit der Lega
verbündet ist, bezeichnete Mattarellas Intervention als "Staatsstreich" der
EU.

Nigel Farage von der UK Independence Party, die den Brexit befürwortet,
verurteilte Mattarellas Intervention und die EU im Europäischen Parlament:
"In den letzten 48 Stunden wurde ihre Demokratie verleumdet. In der
Vergangenheit haben Sie es geschafft, die Dänen, die Iren und die Griechen
in die Unterwerfung zu drangsalieren. Ich glaube, mit Italien haben Sie
sich dieses mal übernommen. Sorgen Sie gerne für mehr Wahlen und größere
Siege der Euroskeptiker."

In den Kreisen der PD breitet sich die Furcht aus, dass Mattarellas
Einmischung der Lega den Sieg gesichert hat. In Umfragen ist sie
mittlerweile auf über 25 Prozent gestiegen. Der ehemalige 
PD-Ministerpräsident Massimo d'Alema wurde mit versteckter Kamera aufgenommen,
als er erklärte, nach Mattarellas Entscheidung würde ein Bündnis aus M5S
und Lega bei Neuwahlen mit 80 Prozent der Stimmen einen Erdrutschsieg
erzielen.

 * 
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IMI/866: Trotz Wind und Wetter - Dauermahnwache gegen die ITEC


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2018/022 vom 30. Mai 2018

Trotz Wind und Wetter

Dauermahnwache gegen die ITEC

von Bernhard Klaus



Bereits kurz nachdem im Juli 2017 bekannt wurde, dass die Rüstungsmesse
ITEC 2018 in Stuttgart stattfinden soll, formierte sich dort der
Widerstand. Die schnelle Reaktion hatte sicher auch damit zu tun, dass die
Messe, die etwa alle vier Jahre in Deutschland und dazwischen in anderen
Ländern stattfindet, mittlerweile so etwas wie eine negative Anhängerschaft
hat: Entlang ihrer Austragungsorte hat sich fast so etwas wie ein
internationales Netzwerk an Rüstungsgegner*innen entwickelt und das war es
auch, das an die Stuttgarter Friedensbewegung herantrat. Motivierend und
hilfreich war sicher auch, dass die Messe an ihrem letzten Austragungsort,
Köln 2014, nach Protesten für unerwünscht erklärt worden war.

Bereits im Oktober 2017 fand auf dem Gelände zwischen Flughafen und Messe
Stuttgart eine Kundgebung statt und die Messe wurde zum Politikum: Kritiker
monierten, die ITEC verstoße gegen die ethischen Leitlinien von Stadt und
Land, denen die Landesmesse Stuttgart gehört. Der Stuttgarter Gemeinderat
hatte u.a. beschlossen, ihr Vermögen nicht in Unternehmen zu investieren,
die Militärwaffen und/oder Militärmunition herstellen oder vertreiben.
Unter relativ großer Aufmerksamkeit der Medien bildete sich ein breites
Bündnis, das weitere Proteste vorbereitete.

Beschlossen wurde u.a. eine Dauermahnwache für den gesamten Zeitraum der
Messe vom 15. bis 17. Mai 2018 mit einer Abschlusskimdgebung vor dem
Stuttgarter Rathaus. Bereits am Samstag davor fand in der Stuttgarter
Innenstadt ein Aktionstag statt, an dem verschiedene Gruppen mit Aktionen
und Infoständen auf die Messe aufmerksam machten.

Die Dauermahnwache wurde vor dem Hotel Mövenpick zwischen dem Flughafen
bzw. dessen S-Bahn-Station und dem Haupteingang der Messe aufgebaut. Ein
riesiges (aufblasbares) zerbrochenes Gewehr, stilisierte Leichen,
zahlreiche Transparente und Pavillons sowie überdimensionierte "goldene
Nasen", die für Vertreter der Rüstungsindustrie standen, waren sehr
auffällig und über die Tage kamen tausende Passant*innen vorbei, die
überwiegend zwei gleichzeitig stattfindende Messen aus der Pflege- und
Tankstellenbranche besuchten. Die ITEC hatte eine Halle am anderen Ende des
Messegeländes mit separatem Eingang bezogen. Ihr Publikum passierte (trotz
expliziter Warnung der ITEC) Mahnwache und Infotischen allenfalls
sporadisch, wenn es die Orientierung verloren hatte - was bei den Militärs
auf dem Weg zu einer High-Tech-Messe öfter vorkam, als man annehmen möchte.

Neben den Besucher*innen der Messen nahm v.a. das Personal von Messe,
Flughafen und sonstigen Dienstleistern den Protest wahr und es gab einige
spontane Solidarisierungen. Außerdem schauten einige Medien vorbei und
berichteten recht ausführlich. Die ITEC hingegen zog es vor, nicht groß auf
sich aufmerksam zu machen - es waren z.B. kaum Schilder oder Wegweiser der
Militärmesse zu sehen - und sie wurde auch in der Presse nur spärlich
zitiert.

Die Mahnwache war von einem Kommen und Gehen gekennzeichnet und damit v.a.
auch für das Kennenlernen und die Vernetzung untereinander ein Gewinn. Zur
Kundgebung am ersten Tag kamen etwa 100 Menschen, zwischendurch waren auch
nur fünf bis zehn Protestierende anwesend und verloren sich eher zwischen
den Pavillons und Transparenten. Sehr positiv und erfreulich war, dass sich
fast alle irgendwie einbrachten: Manche brachten Essen vorbei, andere
fingen spontan an, Flyer zu verteilen oder die verschiedenen Aufbauten in
Ordnung zu bringen, Dinge zum Trocknen auszulegen und dann wieder vor dem
Regen zu schützen. Das war leider immer wieder nötig, denn es war
durchgehend ein für die Jahreszeit nasskaltes und zugleich windiges Wetter.
Wenn es regnete, wurde der überdachte Platz knapp und manche*r suchte
Zuflucht in den Gebäuden des Flughafens (und der Messen). Darin liegt
wahrscheinlich auch der Grund, warum die vorgesehenen Vorträge nicht so gut
besucht waren und teilweise ganz ins sprichwörtliche Wasser fielen.

Auch während der Führung an der Gedenkstätte des KZ-Außenlagers
Echterdingen auf der anderen Seite des Flughafens regnete es, was zur
insgesamt bedrückenden Stimmung dieses Ortes beitrug. Im Winter 1944/45
waren hier jüdische Zwangsarbeiter unter miserablen Bedingungen
untergebracht, um den bereits damals militärisch genutzten Flughafen trotz
Luftangriffen nutzbar zu halten. Viele von ihnen starben in den wenigen
Wochen bis zur Auflösung des KZ. Der Hangar, in dem sie untergebracht waren
und eine Grabstätte befinden sich heute auf dem Gelände des offenbar rege
vom US-Militär genutzten Teils des Flughafens hinter Zäunen und
Stacheldraht, sie sind von der Gedenkstätte aus sichtbar. Die Gedenkstätte
selbst liegt (ohne jede Überdachung) eingezwängt zwischen dem
Militärgelände und einer lauten Straße, sodass die Führung keine angenehme,
aber eine eindrucksvolle Erfahrung war.

Erfreulich dagegen verlief ein anderer Ausflug, der von der Mahnwache aus
unternommen wurde. Ursprünglich war bereits für den Dienstag eine
"antimilitaristische Ausfahrt" zu einer Firmenkontaktmesse ("Bonding")
vorgesehen, wo die Bundeswehr rekrutieren wollte. Kurzfristig hatte diese
aber ihren Stand für Dienstag abgesagt, und so bekam sie auch erst am
Mittwoch ungebetenen Besuch, von dem einige gut gelaunt zur Dauermahnwache
zurückkamen.

Auch wenn die Besucher*innen der ITEC wenig bis nichts von der Mahnwache
mitbekamen und auch durch ein spontanes Konzert der Lebenslaute nicht
wesentlich gestört wurden, kann der Protest durchaus als Erfolg gewertet
werden. Das setzt natürlich voraus, dass die Landesmesse kein weiteres
Gastspiel der ITEC zulässt. Denn die Messeverwaltung kam mit ihrer
Offenheit gegenüber einem Protest, der dann doch auch als zahnlos empfunden
werden könnte, (diesmal) recht gut zurecht. Wertvoll jedenfalls waren das
Kennenlernen und der Austausch gerade auch mit den internationalen Gästen,
die schon mehrmals gegen die ITEC protestiert hatten. So kann es durchaus
sein, dass bei/vor der nächsten ITEC 2019 in Stockholm auch Menschen aus
dem "Ländle" auftauchen. Einstweilen wird man sich hier wohl mehr mit der
Rüstungs- und Hightech-Region Stuttgart und insbesondere dem Goldsponsor
Thales bei Ditzingen beschäftigen müssen.

 * 
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VORWÄRTS/1379: Revolutionärer Wille


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 17/18 vom 17. Mai 2018

Revolutionärer Wille

von Peter Nowak



Wie standen AnarchistInnen zur Oktoberrevolution in Russland vor
hundert Jahren? Einen guten Überblick über die Debatte liefert der von
Philippe Kellermann herausgegebene Sammelband "Anarchismus und
Russische Revolution".


AnarchistInnen und Bolschewiki sind feindliche Brüder. Diese
Vorstellung ist in allen Teilen der Linken weit verbreitet. Daher war
es für viele überraschend, dass bekannte AnarchistInnen aus aller Welt
die Oktoberrevolution begrüssten und sich am Aufbau der neuen
Gesellschaft in der Sowjetunion beteiligten.

In 11 Aufsätzen werden im Sammelband "Anarchismus und Russische
Revolution" die Reaktionen von AnarchistInnen und
AnarchosyndikalistInnen verschiedener Länder auf die Oktoberrevolution
nachgezeichnet. Die Differenzierung, der im Titel des Buches nicht
Rechnung getragen wird, ist wichtig. Denn die syndikalistische
Bewegung stand in vielen Ländern schon vor 1917 der marxistischen
Theorie näher als der anarchistischen. Innerhalb der anarchistischen
Bewegung gab es unterschiedliche Strömungen. Kellermann weist darauf
hin, dass viele AnarchistInnen positiv überrascht waren, dass die
Bolschewiki 1917 den revolutionären Umsturz auf die Tagesordnung
setzten und mit den Etatismus der Zweiten Internationale brachen.
Zudem gehörten die Bolschewiki zu den Kräften, die den Ersten
Weltkrieg von Anfang an ablehnten. Dagegen haben nicht nur fast alle
SozialdemokratInnen, sondern auch führende AnarchistInnen darunter
Kropotkin den Krieg auf der Seite "ihrer" Bourgeoisie begrüsst. Auch
in Frankreich hatten sich erklärte AnarchistInnen 1914 zu
nationalistischen KriegsbefürworterInnen gemausert. Da ging für viele
AnarchistInnen mit der Oktoberrevolution die Sonne im Osten auf, wie
Franco Bertulocci seinen Aufsatz über die italienischen AnarchistInnen
betitelt. Dabei muss natürlich auch berücksichtigt werden, dass die
Nachrichten über das, was sich im nachrevolutionären Russland konkret
abspielte, vor 100 Jahren nur sehr spärlich eintrafen.

Mit diesem Argument begründen mehrere Buchautoren, es sind
ausschliesslich Männer, dass viele AnarchistInnen mit den Umbrüchen in
Russland sympathisierten. Als Beleg für diese mangelnden Informationen
wird angeführt, dass viele AnarchistInnen annahmen, die Bolschewiki
hätten ihr Programm übernommen. Umgekehrt haben 1917 die Menschewiki
und andere GegnerInnen der Oktoberrevolution Lenin des Anarchismus
bezichtigt. Bei manchen der AnarchistInnen, wie Rudolf Rocker oder
Enrico Malatesta, die nur kurze Zeit hofften, die Bolschewiki wären zu
AnarchistInnen geworden, lag es an mangelnden Informationen. Sie
wurden auch sehr schnell zu deren vehementen KritikerInnen. Bei
anderen hingegen, überwog die Hoffnung, dass mit der Oktoberrevolution
ein neues Kapitel in der revolutionären Bewegung aufgeschlagen würde
und die alten Gräben von vor 1914 überwunden werden müssten.

Diese Hoffnung wird am Beispiel von Victor Serge gut geschildert. Der
US-Historiker Mitchell Abidor beginnt seinen informativen Aufsatz mit
dem Satz: "Victor Serge hat immer darauf hingewiesen, dass er 1919 als
Anarchist nach Sowjetrussland gegangen und als Anarchist den
Bolschewiki beigetreten ist." In dem Aufsatz wird deutlich, dass Serge
schon früh Kritik an bestimmten autoritären Entwicklungen in der
Sowjetunion hatte, aber aus Gründen der Solidarität die Sowjetunion
verteidigte. So geriet er auch nicht als Anarchist, sondern als
vermeintlicher Anhänger Trotzkis ins Visier der sowjetischen
Staatsorgane. Nachdem er schliesslich ausreisen konnte, wurde er in
seinem anarchistischen Milieu als Verräter betrachtet. Dass er auch
nach seinem Bruch mit der KPdSU zu Kronstadt differenzierte Ansichten
äusserte, war für viele AnarchistInnen untragbar. Abidor urteilt
differenzierter, in dem er über Serge schreibt: "Dabei machte er
deutlich, dass es verschiedenste Interpretationen zum
Kronstadtaufstand geben würde." Serge hatte auch als klarerer Gegner
der Bolschewiki seit Ende der 1920er Jahre nicht vergessen, dass an
den Häuserwänden des damaligen Petersburg "Tötet die Juden" stand, um
gegen die Bolschewiki zu mobilisieren. Mit solchen
AntibolschewistInnen wollte sich Serge nie gemein machen und das
spricht für ihn.


Keine Vereinnahmung

In dem Buch wird deutlich, dass viele überzeugte KommunistInnen der
ersten Stunde vorher Teil der syndikalistischen und anarchistischen
Bewegung waren. Das wird am Beispiel von Spanien, den USA, Frankreich,
aber auch der Schweiz im Detail nachgezeichnet. So beschreibt Werner
Portmann die für vorwärts-LeserInnen sicher interessanten
Anfänge der kommunistischen Bewegung in der Schweiz und zitiert dabei
aus den Erinnerungen des Zürcher Arztes Fritz Brupbacher, der sich
dort selbst als Sozialist mit anarchistischen Adern beschreibt. "Man
merkte sehr gut, dass das meiste, was unter dem Titel Anarchismus
gegangen, einfach revolutionärer Wille war, und als im Bolschewismus
eine Lehre auftauchte, die das revolutionäre Element enthielt, dass in
der Sozialdemokratie nicht enthalten war, so wurden die scheinbaren
Anarchisten und Syndikalisten mit Leib und Seele Bolschewisten." Das
schrieb der Mitbegründer und langjährige Aktivist der Kommunistischen
Partei der Schweiz noch nach dem Bruch mit der Sowjetunion Anfang der
1930er Jahre. Anders als der Schweizer Anarchist Werner Portmann
spricht Brupbacher auch 1935 nicht davon, dass sich die AnarchistInnen
haben "vom Bolschewismus vereinnahmen lassen".

Das ist nicht das einzige Beispiel, wo in dem Buch die überwiegend
anarchistischen Autoren einen Ton in den Text bringen, der den
AnarchistInnen und SyndikalistInnen von vor 100 Jahren nicht gerecht
wird. Sie hätten sich wegen falscher Informationen oder aus
fehlgeleitetem Idealismus für ein politisches Projekt vereinnahmen
lassen, das ihren ursprünglichen Intentionen von Anfang an
entgegengestanden habe. Der Zeitzeuge Brupbacher schreibt demgegenüber
nach seinem Bruch mit den Bolschewiki über die Monate nach der
Oktoberrevolution in der Schweiz: "Es war die Zeit, wo sogar die paar
Anarchisten, die der Krieg noch übrig gelassen hatte, sich dem totalen
Bolschewismus zuwandten." Es war auch die Zeit, als der
Anarchokommunist Erich Mühsam seine Aktivitäten in der Bayerischen
Räterepublik als Rechenschaftsbericht an den Genossen Lenin
adressierte. Er war damals in Bayern selber am Aufbau einer
nichtkapitalistischen Gesellschaft beteiligt und stand wie viele
Linke, seien es KommunistInnen, AnarchistInnen oder SyndikalistInnen,
vor ähnlichen Problemen.


Neue Gesellschaft

In dem leider nur noch antiquarisch erhältlichen Standardwerk
"Aufstand der Räte" beschreibt der Historiker Michael Seligmann, wie
die AnhängerInnen der bayerischen Räterepublik mit dem Hass der alten
Mächte konfrontiert waren, die mit Mordhetze und Antisemitismus den
Verlust ihrer Privilegien verhindern wollten. In dieser Situation
sprach sich sogar der Libertäre Gustav Landauer, zeitlebens ein
scharfer Kritiker des Marxismus, für eine Zensur der
konterrevolutionäre Presse aus. Der strikte Gegner von Gewalt wurde
nach der Zerschlagung der bayerischen Räterepublik von einer
entfesselten Soldateska ebenso erschlagen, wie viele andere
VerteidigerInnen der neuen Gesellschaft, egal ob sie sich
AnarchistInnen, KommunistInnen oder einfach ArbeiterInnen nannten, die
nicht länger schlimmer als Tiere behandelt werden wollten. Ist es da
verständlich, dass viele AnarchistInnen und SyndikalistInnen die
Räterepublik verteidigten, die den Kräften der Reaktion stand gehalten
haben?

Philippe Kellermann (Hrsg.):

 "Anarchismus und Russische Revolution."

 Dietz-Verlag, Berlin 2017, 416 Seiten, 29.90 Euro
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FESTIVAL/394: Preisträger des 28. Prix Jeunesse International (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 30. Mai 2018

28. PRIX JEUNESSE INTERNATIONAL

Die Preisträger stehen fest



Im Münchner Löwenbräukeller sind am Mittwochabend, 30. Mai 2018, die
begehrten Trophäen des weltweit größten Wettbewerbs für herausragende
Kinder- und Jugend-TV-Programme verliehen worden. Über 500
internationale Kinderfernseh-Experten und Expertinnen kamen vom 25.
bis 30. Mai beim Bayerischen Rundfunk zusammen, um unter dem Motto
"Strong Stories for Strong Children - Resilience and Storytelling"
über Qualitätsstandards zu diskutieren.

Die Preisverleihung war der feierliche Abschluss einer Woche, die
unter internationalen Kinderfernsehmachern als einzigartige
Inspirationsquelle gilt. Beim diesjährigen Festival waren Norwegen und
Großbritannien mit jeweils zwei Hauptpreisen die großen Gewinner des
Wettbewerbs. Das norwegische Kinderfernsehen überzeugte unter anderem
mit der Drama-Serie "Zombielars", die neben dem Hauptpreis in der
Kategorie "11 - 15 Fiction" auch noch den Preis der internationalen
Jugendjury gewinnen konnte. Die BBC konnte einmal mehr ihre Stärke bei
Dokumentationen unter Beweis stellen und gewann den Hauptpreis in der
Kategorie "11 - 15 Non-Fiction" mit "My Life: Born to Vlog", einem
Film über eine junge Vlogerin, die an einer angeborenen Deformation
des Gesichts leidet und ihre zahlreichen Follower an ihrem Leben und
ihrer Gefühlswelt teilnehmen lässt.

Die Checker-Serie des Bayerischen Rundfunks konnte die Jury ebenfalls
überzeugen: Der "Leben und Sterben Check", in dem sich Checker Tobi
sensibel mit dem Thema Sterben auseinandersetzt, kam in der stark
besetzten Kategorie "7 - 10 Jahre Non-Fiction" auf den dritten Platz.
Eine Episode aus der KiKA-Serie "Ich bin Ich", "Luis füttert die
Tiere" (Produktion: Text und Bild Medienproduktion GmbH & Co.),
landete auf dem zweiten Platz in der Kategorie "Bis 6 Jahre
Non-Fiktion".

Neben den Fernsehprofis verlieh auch die Zielgruppe selbst eigene
Preise. Der Preis der deutschen Kinderjury in der Kategorie "7 - 10
Jahre Fiction" ging dabei an eine deutsche Produktion: Die Serie
"Weltreise Deutschland" (ARD/WDR), in der sich vier junge Reporter auf
eine Entdeckungsreise durch die kulturelle Vielfalt Deutschlands
machen, überzeugte die jungen Juroren.


Mehr Programme als je zuvor

Zum aktuellen PRIX JEUNESSE-Wettbewerb wurden insgesamt 395 Programme
eingereicht. Ein internationales Vorauswahlkomitee hatte 95 Sendungen
für die Finalrunde ausgewählt. Zur Festivalwoche kamen über 500
Kinderfernsehexperten und Expertinnen aus 65 Ländern, um gemeinsam zu
schauen, zu diskutieren und die besten Programme auszuzeichnen. Der
PRIX JEUNESSE INTERNATIONAL gilt als der angesehenste Preis in der
internationalen Kinderfernsehszene. Er wird seit 1964 alle zwei Jahre
beim Bayerischen Rundfunk verliehen.


Die Preisträger des PRIX JEUNESSE INTERNATIONAL 2018 im
Überblick: 

Kategorie 11 - 15 Non-Fiction:

"MY LIFE: BORN TO VLOG"

Blakeway North, Großbritannien

Kategorie 11 - 15 Fiction:

"ZOMBIELARS"

Tordenfilm AS, Norwegen

Kategorie 7 - 10 Non-Fiction:

"THE HANDBALL MISSION"

DR Ultra, Dänemark

Kategorie 7 - 10 Fiction:

"REVOLTING RHYMES"

Magic Light Pictures, Großbritannien

Kategorie Bis 6 Jahre Non-Fiction:

"SONGFONI"

Norwegian Broadcasting Corporation, Norwegen

Kategorie Bis 6 Jahre Fiction:

"PHYTHAGORASWITCH: THE MARBLE BROTHER'S GREAT ADVENTURE!"

NHK, Japan

PRIX JEUNESSE Themenpreis:

"BO BEAR"

Spark AS, Norwegen

UNESCO Sonderpreis:

"POLSKA WARRIOR"

Armadillo Film, Niederlande

UNICEF Sonderpreis:

"KRISTJAN"

Radiotelevizija Slovenija (RTV SLO), Slowenien

Gender Equity Prize:

"FIRST DAY"

Epic Films, Australia

Deutsche Kinderjury / Kategorie 7 - 10 Non-Fiction:

"WORLD TOUR GERMANY"

Westdeutscher Rundfunk Köln, Deutschland

Deutsche Kinderjury / Kategorie 7 - 10 Fiction:

"JAMIE JOHNSON"

Short Form Film Company, Großbritannien

Internationale Jugendjury /Kategorie 11 - 15 Non-Fiction:
"WHAT IT'S LIKE TO EXPERIENCE A DISABILITY"
ABC ME, Australien

Internationale Jugendjury / Kategorie 11 - 15 Fiction:

 "ZOMBIELARS"

Tordenfilm AS, Norwegen

Interactivity Prize:

"MENTAL"

YLE, Finnland

Herz Preis:

"SISTER"

Vietnam Television (VTV7), Vietnam

Shorts Prize:

"CANADOODADAY"

HeartHat Entertainment, Kanada

Special Achievement Prize:

Serie: "BABY ON THE WAY"

Initiiert von EBS, Südkorea

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 30. Mai 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München
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PREIS/2191: Reinhard Schulz-Preis 2018 für zeitgenössische Musikpublizistik für Leonie Reineke (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 31.5.2018

Reinhard Schulz-Preis 2018 für zeitgenössische Musikpublizistik
geht an Leonie Reineke

Auszeichnung für Deutschlandradio-Autorin



Der zum vierten Mal ausgelobte Reinhard Schulz-Preis für
zeitgenössische Musikpublizistik geht an Leonie Reineke. Die 1989
geborene Musikexpertin arbeitet als Autorin und Moderatorin für
Deutschlandfunk Kultur, Deutschlandfunk, hr2-kultur, SWR2, BR-Klassik,
WDR 3 und verschiedene Musikzeitschriften. Für Deutschlandfunk Kultur
wirkt sie unter anderem beim Festival Ultraschall Berlin mit. Der mit
3.000 Euro dotierte Preis wird im Rahmen der Darmstädter Ferienkurse
am 22. Juli übergeben.

Die fünfköpfige Jury würdigte im Besonderen, wie "bemerkenswert
fachkundig und terminologisch sicher, zudem handwerklich sehr solide
und dramaturgisch vielseitig" Leonie Reineke "die ästhetisch
polyphonen Facetten der zeitgenössischen Musik, nicht ausschließlich
auf das Genre der ernsten Musik beschränkt, in die entsprechenden
historischen Narrationen einzubinden und zugleich das Eigenständige
der gegenwärtigen Kunstproduktion originell, präzise und neugierig
machend darzustellen" weiß.

Mit dem Reinhard Schulz-Preis wird an einen der wichtigsten
Publizisten im Bereich der Neuen Musik erinnert. Die Auszeichnung
wurde 2012 zum ersten Mal vergeben. Sie soll junge
Musikerschriftstellerinnen und -schriftsteller, Musikkritikerinnen und
-kritiker fördern, die sich intensiv mit der Neuen Musik beschäftigen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160, Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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REPORTAGE/502: BR - "Gut zu wissen" besucht Alexander Gerst, 2.6.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 30. Mai 2018

Vor dem Start ins All

"Gut zu wissen" besucht Alexander Gerst

Samstag, 2. Juni, 19.00 Uhr, BR Fernsehen



Am 6. Juni wird der deutsche Astronaut Alexander Gerst mit einer
"Sojus"-Rakete zur Internationalen Raumstation abheben. "Gut zu
wissen" hat Gerst kurz vor dem Start in seinem Trainingslager in
Houston, USA, besucht: am Samstag, 2. Juni, um 19.00 Uhr, im BR
Fernsehen.

Am 6. Juni wird der deutsche Astronaut Alexander Gerst mit einer
"Sojus"-Rakete zur Internationalen Raumstation abheben. Reporter
Stefan berichtet von den Vorbereitungen und macht einen Selbstversuch
im "Kotzbomber". Die Sendung steht nach Ausstrahlung unbegrenzt in der
BR Mediathek zur Verfügung.

ARD-alpha überträgt den Start von Alexander Gerst am Mittwoch, 6.
Juni, aus dem Deutschen Raumfahrtkontrollzentrum in Oberpfaffenhofen
live ab 12.30 Uhr im Rahmen eines großen Programmschwerpunkts zur
Raumfahrt.


Ab ins Weltall - Deutscher Astronaut fliegt zur ISS

Am 6. Juni ist es soweit: Dann wird der deutsche Astronaut Alexander
Gerst mit einer "Sojus"-Rakete zur Internationalen Raumstation
abheben. Auf seiner zweiten ISS-Mission wird der 41-Jährige an vielen
Experimenten beteiligt sein und auch das Kommando übernehmen. "Gut zu
wissen" hat Gerst kurz vorher in seinem Trainingslager in Houston,
USA, besucht. Dort wird der Ernstfall simuliert: ein Druckabfall,
Feueralarm oder der lebensgefährliche Austritt des Kühlmittels
Ammoniak auf der Raumstation. Die Astronauten brauchen auf ihrer
Mission automatisierte Antworten auf solche Gefahrensituationen. "Gut
zu wissen" zeigt außerdem, welche komplizierte Manöver beim Flug von
der Erde zur ISS nötig sind.


Schwerelos und krank - Selbstversuch im "Kotzbomber"

Vor diesem Flug braucht "Gut zu wissen"-Reporter Stefan Geier erst mal
ein Spritze. Gegen die drohende Übelkeit. Denn damit während eines
Parabelflugs die Schwerkraft ausgetrickst werden kann, braucht es ein
extremes Manöver. Erst steigt der Flieger sehr steil nach oben. Kurz
darauf geht es im Sturzflug nach unten. Das Resultat sind etwa zwanzig
Sekunden Schwerelosigkeit. Wissenschaftler können in dieser Zeit kurze
Experimente machen. Und Astronauten nutzen Parabelflüge, um zu üben.
Weil es den Passagieren in den Flugzeugen dabei oft schlecht wird,
heißen die Flieger bei der NASA "Vomit Comet". Frei übersetzt:
"Kotzbomber".


Programmschwerpunkt zum Start von Alexander Gerst zur ISS am
 6. Juni 

Die Zuschauer von ARD-alpha können live dabei sein, wenn der deutsche
Astronaut Alexander Gerst vom Weltraumbahnhof Baikonur zu seiner
zweiten ISS-Mission "Horizons" ins All startet. Der Bildungskanal
überträgt den Start am Mittwoch, 6. Juni 2018, ab 12.30 Uhr mit einem
umfangreichen Liveprogramm aus dem Deutschen Raumfahrtkontrollzentrum
in Oberpfaffenhofen. Am Abend fasst Moderator Andreas Bönte im BR
Fernsehen und in ARD-alpha mit dem ehemaligen Testpiloten und
Forschungskosmonauten Klaus-Dietrich Flade den Tag zusammen.
Flankierend gibt es ab 3. Juni einen Programmschwerpunkt "Raumfahrt"
in ARD-alpha, außerdem Sendungen im BR Fernsehen und im Hörfunk.

Ein umfangreiches Online-Dossier unter br.de/alexander-gerst bietet
neben einem Live-Stream des Starts umfassende Informationen sowie
Hintergrundwissen. Außerdem gibt es dort die vollständige
Sendungsübersicht.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 30. Mai 2018

Herausgeber:
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MELDUNG/1705: Deutschlandfunk - Das afrikanische Lissabon, 2.6.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Das afrikanische Lissabon

Zwischen Toleranz und latentem Rassismus

Von Tilo Wagner

Gesichter Europas

Samstag, 2. Juni 2018, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Seit dem Zeitalter der Entdeckungen im 15. Jahrhundert spielt Afrika
eine wichtige Rolle im Bewusstsein Portugals. Nach dem Ende des
Kolonialreichs in den 70er-Jahren kamen Hunderttausende weiße
Portugiesen nach Portugal. Später folgten viele schwarze Afrikaner aus
den ehemaligen Kolonien, die in Europa auf der Suche nach einer
besseren Zukunft waren. In Portugal fanden sie vor allem schlecht
bezahlte Jobs im Baugewerbe oder in der Gebäudereinigung und lebten in
Lissabon oder Porto häufig in slumartigen illegalen Wohnvierteln.
Rechtsradikale Parolen und offene Gewalt gegen afrikanische Migranten
kommen in Portugal sehr selten vor. Doch es herrscht ein latenter
Rassismus, gegen den die Afrikaner und Portugiesen dunkler Hautfarbe
zu kämpfen haben.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 22. Mai 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de
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MELDUNG/1704: Deutschlandfunk Kultur - Eine Lange Nacht über Ödön von Horváth, 2.6.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Sonnenuntergang im Wienerwald

Eine Lange Nacht über Ödön von Horváth

Von Nikolaus Scholz und Andreas Kloner

Lange Nacht

Samstag, 2. Juni 2018, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Ödön von Horváth wurde am 9. Dezember 1901 in Susak an der Adria
geboren. Sein Interesse für die Kunst, insbesondere für die schöne
Literatur, regte sich relativ spät. Ab den 20er-Jahren lebte er
abwechselnd in Berlin, Salzburg und bei seinen Eltern im
oberbayrischen Murnau am Staffelsee, wo er sich intensiv der
Schriftstellerei widmete. Nachdem er als entschiedener Gegner des
Nationalsozialismus 1936 aus Deutschland verwiesen worden war, verließ
er das Land und erreichte Ende Mai 1938 Paris. Wenige Tage später, am
1. Juni, wurde er während eines Gewitters auf dem Heimweg auf dem
Pariser Boulevard Champs-Élysées von einem herabstürzenden Ast
erschlagen. Eine 'Lange Nacht' über einen Poeten, der sich selbst als
eine typisch österreichisch-ungarische Angelegenheit sah.

Die 'Lange Nacht' wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 22. Mai 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MELDUNG/1703: Hörfunkrat unterstützt "Denkfabrik"-Prozess beim Deutschlandradio (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 31.5.2018

Hörfunkrat unterstützt "Denkfabrik"-Prozess beim

Deutschlandradio



Der Deutschlandradio-Hörfunkrat befasste sich am 24. Mai mit der von
Intendant Stefan Raue angestoßenen "Denkfabrik". Die Denkfabrik soll
ab 2019 "die großen Fragen der Zeit diskutieren und Orientierung
geben", sagte Raue vor dem Aufsichtsgremium. Es gehe darum, den
vorhandenen "Reichtum an Ideen und Wissen noch effektiver zu heben, zu
bündeln und zur Geltung zu bringen." Dafür würden bis zum Sommer
Impulse und Themenvorschläge gesammelt - bei Hörerinnen und Hörern und
im Programm, in der Verwaltung genauso wie in den Gremien oder den
maßgeblich von Deutschlandradio getragenen Chören und Orchestern der
roc Berlin GmbH. Das vorgelegte Konzept wurde im Hörfunkrat
ausdrücklich begrüßt. Vorsitzender Frank Schildt sagte, dass "die
Denkfabrik den Bedarf nach einer breiten gesellschaftlichen
Verständigung über die großen Zukunftsthemen aufgreift."

Einen Schwerpunkt der Beratungen nahmen die anstehenden Änderungen in
der Deutschlandradio-Satzung ein. Der Hörfunkrat befasste sich mit den
Anpassungen, die im Rahmen des geänderten
Deutschlandradio-Staatsvertrags und der EU-Datenschutzgrundverordnung
(EU-DSGVO) notwendig sind. So wird in Ergänzung des
Datenschutzbeauftragten die Funktion eines
Rundfunkdatenschutzbeauftragten neu geschaffen. Deutschlandradio
prüft gegenwärtig gemeinsam mit weiteren öffentlich-rechtlichen
Partnern die Schaffung eines gemeinsamen
Rundfunkdatenschutzbeauftragten. Die angestrebte Bündelung mit dem
Ziel der Ressourcenschonung wird vom Hörfunkrat unterstützt.

Im nichtöffentlichen Sitzungsteil informierte sich der Hörfunkrat über
die Ergebnisse einer Positionierungsstudie für die drei
Deutschlandradio-Programme. Knapp 6.000 Bürgerinnen und Bürger wurden
2017 zu Nutzung, Reichweiten und Erwartungen an Deutschlandfunk,
Deutschlandfunk Kultur und Deutschlandfunk Nova befragt. Im
Mittelpunkt standen Themen wie Programm-Image, Potenziale bei Stamm-
und Gelegenheitshörern und der Mehrwert, den Deutschlandradio nach
Einschätzung der Befragten für den Einzelnen und die Gesellschaft
bietet.

Turnusgemäß berichtete darüber hinaus die Gleichstellungsbeauftragte
über die berufliche Gleichstellung von Frauen und Männern bei
Deutschlandradio. Der Anteil weiblicher Beschäftigter lag Ende 2017
bei 53 Prozent. Allerdings seien Frauen in höher dotierten
Vergütungsgruppen und Leitungsfunktionen weiterhin unterrepräsentiert,
ihr Anteil ist wieder leicht zurückgegangen. Der Hörfunkrat setzte
sich kritisch mit den vorgelegten Zahlen auseinander. Die
stellvertretende Vorsitzende Yvonne Magwas formulierte die Erwartung,
dass mögliche Zugangsschranken im Haus beseitigt werden: "Durch eine
langfristige Personalplanung muss sichergestellt werden, dass der
Frauenanteil beim Deutschlandradio sich auch auf den Führungsebenen
widerspiegelt."

Bereits am Vorabend hatte sich der Programmausschuss des Hörfunkrats
mit der neuen, in Berlin produzierten Abendstrecke "Ab21" bei
Deutschlandfunk Nova befasst und sich über die Nachwuchsförderung bei
Deutschlandradio informiert: Seit 2013 haben 31 ehemalige
Volontärinnen und Volontäre einen Vertrag als
Juniorprogrammmitarbeiter erhalten. Teilnehmer an diesem
Nachwuchsförderprogramm haben für ein Jahr die Möglichkeit, sich mit
regelmäßigem Feedback journalistisch weiterzuentwickeln.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160, Fax 0221.345-4803
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DER FILM/384: Kleve - Best of InScience, Internationales Filmfestival, 9. und 10.6.2018


idw - Pressemitteilung: Hochschule Rhein-Waal

Best of InScience - Internationales Filmfestival am Tag der offenen
Tür am Campus Kleve



Wissenschaftliche Themen einem breiten Publikum nahebringen - das
liegt in der Absicht des internationalen Filmfestivals InScience in
Nijmegen. Die jährliche Veranstaltung versteht sich als Plattform für
neue Wege in der Kommunikation und im Austausch über Themen aus der
Wissenschaft. Eine Auswahl der besten Filme wird als Best of InScience
nun zum ersten Mal außerhalb der Niederlande dargeboten. Am 9. Juni
zeigt die Hochschule Rhein-Waal im Anschluss an den Tag der offenen
Tür insgesamt vier Filme -inklusive Freiluftkinoatmosphäre.



Kleve/Kamp-Lintfort, 30. Mai 2018: Wozu brauchen Menschen
Wissenschaft? Was wird durch Wissenschaft möglich? Ist alles, was
wissenschaftlich möglich ist, auch wünschenswert? Um diese Fragen
dreht sich das InScience Filmfestival. Die jährlich in Nijmegen
stattfindende Veranstaltung ist mit über 50 Filmen und mehr als 150
Fachleuten eines der größten Festivals für wissenschaftliche
Dokumentarfilme in Europa. Intention ist, den Dialog zwischen
Wissenschaft, Kunst und der Gesellschaft zu fördern.

Erstmalig war die Hochschule Rhein-Waal im vergangen Jahr als
Partnerin mit dabei. Die Partnerschaft umfasst unter anderem auch die
Austragung eines Best of InScience auf deutscher Seite. "Die
Kooperation zeigt, wie wichtig uns grenzüberschreitende Aktivitäten in
der Region sind und dass wir als Hochschule alle Möglichkeiten nutzen
wollen, Themen aus der Wissenschaft zu vermitteln", so Dr. Heide
Naderer, Präsidentin der Hochschule Rhein-Waal. Und Johan van de
Woestijne, InScience Festival Direktor, fügt hinzu: "Mit der
Partnerschaft erweitern wir die Kommunikation und den so wichtigen
Austausch über eben solche Themen."

Eine Auswahl der besten Filme wird nun zum ersten Mal außerhalb der
Niederlande in einem ganz besonderen Rahmen gezeigt. Im Anschluss an
den Tag der offenen Tür gibt es am Campus Kleve insgesamt vier
Dokumentationen zu sehen. Die Zuschauenden erhalten nach der
Vorführung jeweils die Gelegenheit zur Diskussion. "Damit
unterstreichen wir unser Bestreben als Hochschule, immer wieder
wissenschaftliche Inhalte ganz bewusst in die Öffentlichkeit zu
tragen. Der Tag der offenen Tür bietet dafür den perfekten Kontext",
erläutert Dr. Naderer. Davon angetan ist auch van de Woestijne: "In
dieser Kombination werden wir sicherlich ein noch breiteres Publikum
erreichen können. Die Filme sollen Spaß machen, begeistern und Gefühle
ansprechen. Was ganz Besonders ist die Freiluftkinoatmosphäre bei der
Spätvorstellung." Unterstützung bei der Umsetzung hat sich die
Hochschule Rhein-Waal beim Kinoexperten Reinhard Berens vom Management
der Tichelpark Cinemas geholt. Ein derartiges Festival ist bislang
einmalig in der deutschen Hochschullandschaft.

Eindrucksvolle Bilder, spannende Dialoge und interessante
Kommentare bieten die folgenden ausgewählten Filme:

"Bill Nye: Science Guy" (16:00 Uhr, im Hörsaalzentrum, Gebäude 01, in
englischer Sprache) - Ein spannendes Porträt des bekannten
US-Kinder-Fernsehmoderators, der als Botschafter für die Wissenschaft
arbeitet in einer Zeit, in der religiöse Überzeugungen und
"alternative Fakten" Vorrang vor Logik beanspruchen. Bill Nye ist ein
Mann auf einer Mission: die Verbreitung des anti-wissenschaftlichen
Denkens auf der ganzen Welt zu stoppen.

"Food Evolution" (17:30 Uhr, im Hörsaalzentrum, Gebäude 01, in
englischer Sprache) - Die Debatte um gentechnisch manipulierte
Lebensmittel ist hartnäckig und polarisiert. Auf der Suche nach
Lösungen für die weltweite Nahrungsmittelknappheit nimmt der Film die
Zuschauenden mit auf die Papayaplantagen von Hawaii, die Bananenfarmen
in Uganda und die Maisfelder von Iowa. Diese Schauplätze bilden die
Bühne für die hitzige Diskussion zwischen Befürwortern und Gegnern der
Gentechnik, wobei Argumente und Emotionen einen ungleichen Kampf
führen.

"The Farthest" (19:00 Uhr im Hörsaalzentrum, Gebäude 01, in englischer
Sprache) - Mit mehr als 19 Milliarden Reisekilometern ist die Voyager
1 das erste von Menschen gemachte Objekt, das die Tiefe des Weltalls
erreicht hat. Aufgebaut aus Interviews und noch nie gezeigtem
Archivbildmaterial ist "The Farthest" eine Hommage an diejenigen, die
mit Neugierde, Vernunft und ihrem Willen das Weltall zu entdecken, die
Wissenschaft weiterbrachten, als je gedacht wurde. Eine Dokumentation
über Mut, Träume und auch über Emotionen.

"Chasing Coral" (22:00 Uhr, Freiluftkino an der Bibliothek, Gebäude
18, in deutscher Sprache) - 2018 ist das internationale Jahr der
Korallenriffe. Auf der ganzen Welt verschwinden die Korallenriffe in
beispielloser Geschwindigkeit. Damit droht eine wunderschöne Welt für
immer verloren zu gehen. Ein Team von Tauchern, Fotografen und
Wissenschaftlern geht den Ursachen dieses Phänomens nach und beginnt
ein faszinierendes Ozeanabenteuer.

Als fünfte Vorstellung im Rahmen des Best of InScience ist am 10.
Juni, um 12:00 Uhr in den Tichelpark Cinemas in Kleve der Film
"Pre-Crime" (in deutscher Sprache) zu sehen. Die Dokumentation stellt
einige der brennendsten Fragen unserer Zeit: Wie viel Freiheit sind
wir bereit aufzugeben für das Versprechen absoluter Sicherheit und die
begrenzte Logik von Sicherheits-Software?

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.hochschule-rhein-waal.de/de/veranstaltungen/best-inscience-filmfestival

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1441

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Rhein-Waal, 30.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/184: Ilmenau - Mediencamp für Jugendliche an der TU Ilmenau, 1. bis 5.7.2018


idw - Pressemitteilung: Technische Universität Ilmenau

Mediencamp für Jugendliche an der TU Ilmenau



Das Schülerforschungszentrum der Technischen Universität Ilmenau
bietet in den Sommerferien vom 1. bis 5. Juli ein fünftägiges
Mediencamp für Jugendliche ab 15 Jahren an, die Interesse an Medien
haben. Neben Workshops, in denen die Jungen und Mädchen eigene Videos
erstellen werden, gibt es für sie auch viel Freizeitspaß. Anmeldungen
sind bis 15. Juni möglich.

Wer Interesse an der Herstellung eines eigenen Videos, aber noch keine
Vorkenntnisse hat, für den ist das Mediencamp an der TU Ilmenau genau
richtig. Hier lernen die Jugendlichen in kleinen Gruppen, einen
Drehplan zu erstellen, Motive unterschiedlich einzufangen, Bild und
Ton einzustellen und Belichtungstricks anzuwenden. Nach der Theorie
geht es an die Praxis, wenn die Jugendlichen eigene Ideen in
ungewöhnlichen Bildperspektiven, packender Tonuntermalung und einem
schnellen Schnitt umsetzen. Da in den Workshops handelsübliches
Equipment genutzt wird, kann alles, was im Mediencamp gelernt wurde,
auch zu Hause sofort angewendet werden.

Da die Jugendlichen ja Sommerferien haben, erwarten sie neben der
Videoproduktion entspannte Ferientage im Schülerfreizeitzentrum
Ilmenau gleich neben dem Universitätscampus, wo sie auch übernachten
werden. Die eigenständige Anreise ist für den 1. Juli, 18 Uhr,
geplant. Am letzten Mediencamptag, dem 5. Juli, findet um 14 Uhr für
Eltern, Familie und Freunde eine Präsentation aller entstandenen
Videos statt. Das Mediencamp kostet einschließlich Übernachtung und
Verpflegung 99 Euro.

Anmeldungen bis 15. Juni: schuelerforschungszentrum@tu-ilmenau.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution97

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Ilmenau, 28.05.2018
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AUGEN/469: Altersabhängige Makuladegeneration wird Erblindungsursache Nummer 1 - Vorsorge im Alter angemahnt (DOG)


DOG - Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft - 30. Mai 2018

Sehbehinderungen in Deutschland:

Netzhauterkrankung AMD wird Erblindungsursache Nummer 1 -

Augenärzte mahnen zu mehr Vorsorge im Alter



München, Juni 2018 - Im Jahr 2030 werden 5,5 Millionen Bundesbürger an
der Netzhauterkrankung altersabhängige Makuladegeneration (AMD) leiden
oder Frühsymptome zeigen (1). Schon heute ist die AMD für jede zweite
Erblindung verantwortlich. Darauf macht die DOG - Deutsche
Ophthalmologische Gesellschaft anlässlich des Sehbehindertentags am 6.
Juni 2018 aufmerksam. Die Fachgesellschaft mahnt jeden ab 50 Jahren,
sich einmal im Jahr vom Augenarzt untersuchen zu lassen.

Vergleicht man die Anzahl der Jahre, in denen Menschen mit einer
chronischen Erkrankung leben müssen, hat die AMD eine größere
Bedeutung für die Volksgesundheit als etwa die rheumatoide Arthritis,
Parkinson oder Leukämie. "Wir erwarten, dass sich dieser Trend in
Zukunft noch verstärken wird", sagt Professor Dr. med. Horst Helbig,
Pressesprecher der DOG (2). Aufgrund des demografischen Wandels werden
nach Schätzung der Fachgesellschaft bis zum Jahr 2030 rund 50 Prozent
mehr Augenarztpraxen benötigt, um den wachsenden Versorgungsbedarf
abdecken zu können.

Augenerkrankungen wie die AMD bedrohen nicht nur das Sehen, betont
Professor Frank Holz, vom Vorstand der Stiftung Auge der DOG: "Wer
schlecht sieht, ist im Alter vermehrt auf die Hilfe Dritter
angewiesen. Außerdem haben blinde und sehbehinderte Menschen ein
höheres Risiko, Unfälle oder Stürze zu erleiden und dadurch
pflegebedürftig zu werden." Dabei kann die AMD in vielen Fällen gut
behandelt werden, wenn sie rechtzeitig erkannt wird. "Das Problem ist,
dass Patienten die Erkrankung oft erst dann bemerken, wenn bereits
bleibende Schäden auf der Netzhaut entstanden sind", erklärt Holz. Für
den Augenarzt sind die Frühstadien der AMD - sogenannte Drusen - aber
sehr wohl erkennbar. Ab dem 50. Lebensjahr sollte deshalb jeder seine
Augen einmal jährlich beim Augenarzt untersuchen lassen.

Die Bereitschaft zur augenärztlichen Vorsorge ist in Deutschland
jedoch eher gering. Zwar geben 7 von 10 Teilnehmern einer Umfrage an,
lieber 10 Lebensjahre, einen Arm oder ein Bein opfern zu wollen als
ihr Augenlicht. Doch nur jeder fünfte von ihnen hatte innerhalb der
letzten fünf Jahre einen Augenarzt aufgesucht (3). Insbesondere bei
älteren Menschen findet die Vorsorge viel zu selten statt, wie die
OVIS-Studie der Stiftung Auge unterstreicht: Jeder zweite Bewohner
eines Senioren- oder Pflegeheims gibt an, unter Sehproblemen zu
leiden. Jeder fünfte hatte sogar eine akute Augenerkrankung, die
behandelt werden musste.


Quellen:

(1) Jeany Q. Li, Thomas Welchowski, Mathias Schmid, Julia Letow, A.
Caroline Wolpers, Frank G. Holz, Robert P. Finger, Retinal diseases in
Europe, EURETINA 2017 

http://www.euretina.org/downloads/EURETINA_Retinal_Diseases.pdf

(2) Christian Wolfram, Norbert Pfeifer, Weißbuch zur Situation der
ophthalmologischen Versorgung in Deutschland, September 2012, Deutsche
Ophthalmologische Gesellschaft (S. 6; Tab. 1)

(3) Bausch + Lomb Global Barometer of Eye Health. 2012; Available
from: 

http://www.bausch.com/Barometer


DOG: Forschung - Lehre - Krankenversorgung

Die DOG ist die medizinisch-wissenschaftliche Fachgesellschaft für
Augenheilkunde in Deutschland. Sie vereint unter ihrem Dach mehr als
7.200 Ärzte und Wissenschaftler, die augenheilkundlich forschen,
lehren und behandeln. Wesentliches Anliegen der DOG ist es, die
Forschung in der Augenheilkunde zu fördern: Sie unterstützt
wissenschaftliche Projekte und Studien, veranstaltet Kongresse und
gibt wissenschaftliche Fachzeitschriften heraus. Darüber hinaus setzt
sich die DOG für den wissenschaftlichen Nachwuchs in der
Augenheilkunde ein, indem sie zum Beispiel Stipendien vor allem für
junge Forscher vergibt. Gegründet im Jahr 1857 in Heidelberg ist die
DOG die älteste augenärztliche Fachgesellschaft der Welt und die
älteste fachärztliche Gesellschaft Deutschlands.

 * 

Quelle:

Stiftung Auge der DOG Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft

Pressemitteilung vom 30. Mai 2018
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Postfach 30 11 20

70451 Stuttgart

Telefon: 0711 8931-649, Telefax: 0711 8931-167
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ONKOLOGIE/1919: Forschung - Duftrezeptor als Angriffsziel für Blasenkrebs-Therapie (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 29.05.2018

Duftrezeptor als Angriffsziel für Blasenkrebs-Therapie



Bochumer Forscher haben in der menschlichen Blase einen Riechrezeptor
gefunden, der für die Therapie und Diagnose von Blasenkrebs nützlich sein
könnte. Das Team um Prof. Dr. Dr. Dr. habil. Hanns Hatt und Dr. Lea Weber
zeigte mit Zellkulturstudien, dass der Rezeptor in Blasenkrebsgewebe
häufiger vorkommt als in gesundem Blasengewebe. Der Rezeptorüberschuss war
auch in Urinproben von Patienten nachweisbar.

In der Zeitschrift "Frontiers in Physiology" beschreibt das Team vom
Lehrstuhl für Zellphysiologie der Ruhr-Universität Bochum die Ergebnisse
gemeinsam mit Kollegen der Augusta-Kliniken Bochum sowie der
Universitätsklinik Düsseldorf. Die Forscher legen auch dar, warum sich der
Riechrezeptor als Angriffspunkt für Therapien gegen Krebs und andere
Blasenkrankheiten eignen könnte.

Sandelholzduft hemmt Tumorwachstum

Der Duftrezeptor im Blasengewebe trägt die Bezeichnung OR10H1. Die
Bochumer Forscherinnen und Forscher zeigten, dass er auf
Sandelholzduftstoffe, zum Beispiel Sandranol, reagiert. In Kooperation mit
Prof. Dr. Wolfgang Schulz von der Universitätsklinik Düsseldorf
untersuchten sie, wie kultivierte Krebszellen sich verhalten, wenn OR10H1
durch Sandranol aktiviert wird. Hatt und Weber identifizierten auch den
Signalweg, der in der Zelle angeschaltet wird, wenn der Duftstoff an
seinen Rezeptor bindet.

Nach Zugabe von Sandranol, aber auch von Santanol, dem Hauptbestandteil
des natürlichen Sandelholzöls, veränderten die Blasenkrebszellen ihre
Form, sie wurden runder. Außerdem teilten sie sich seltener und waren
weniger beweglich. "In unseren Zellkulturstudien konnten wir das
Tumorwachstum mit Sandelholzduft signifikant hemmen", sagt Hanns Hatt.
Dieser Effekt wurde dadurch verstärkt, dass die Rezeptoraktivierung
sogenannte Interleukine und das Energiespeichermolekül ATP freisetzt und
dadurch natürliche Killerzellen des Immunsystems im Gewebe anschaltet.

Nachweisbar im Urin

Das Team analysierte auch, ob sich der Rezeptorüberschuss im
Blasenkrebsgewebe im Urin bemerkbar macht. Dort fanden die Wissenschaftler
RNA-Spuren, sozusagen die Bauanleitungen, des Rezeptors - und zwar
vermehrt in Urinproben von Blasenkrebspatienten im Vergleich zu Proben von
gesunden Menschen. "OR10H1 könnte sich also sogar als Biomarker eignen, um
Blasenkrebs anhand von Urinproben zu diagnostizieren", folgert
Privatdozent Dr. Burkhard Ubrig von der Klinik für Urologie in der
Augusta-Krankenanstalt Bochum.

Ähnliche Studie mit Brustkrebszellen

In einer ähnlichen Studie, publiziert im Februar 2018 in "Frontiers in
Oncology", zeigten die Bochumer Zellphysiologen, dass in Brustkrebsgewebe
der Duftrezeptor OR2B6 vorkommt. In gesundem Gewebe ist er nicht
vorhanden, sondern findet sich außerhalb der Nase lediglich in geringen
Mengen in Lungen- und Bauchspeicheldrüsen-Krebszellen. Der Duftrezeptor
OR2B6 habe daher das Potenzial, als spezifischer Biomarker für Brustkrebs
Anwendung zu finden, so die Autoren.

"Die beiden Arbeiten bestätigen die bisherigen Forschungsergebnisse aus
unserem Labor, dass Duftrezeptoren außerhalb der Nase in gesunden wie
kranken Zellen des Körpers vorkommen und besonders in Tumorzellen in
großer Menge vorhanden sein können", sagt Hanns Hatt. "Sie werden in der
Zukunft nicht nur für die Diagnose von Erkrankungen eine wichtige Rolle
spielen, sondern vor allem für neuartige Ansätze in der Tumortherapie."

Förderung

Für die Arbeiten erhielt Lea Weber finanzielle Unterstützung der
Heinrich-und-Alma-Vogelsang-Stiftung.


Originalveröffentlichungen

Lea Weber, Wolfgang A. Schulz, Stathis Philippou, Josephine Eckardt,
Burkhard Ubrig, Michéle J. Hoffmann, Andrea Tannapfel, Benjamin Kalbe,
Günter Gisselmann Hanns Hatt: 

Characterization of the olfactory receptor
OR10H1 in human urinary bladder cancer, 

in: Frontiers in Physiology, 2018,

DOI: 10.3389/fphys.2018.00456

Lea Weber et al.: 

Olfactory receptors as biomarkers in human breast carcinoma tissues, 

in: Frontiers in Oncology, 2018, 

DOI:
10.3389/fonc.2018.00033

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum - 29.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - RADIOLOGIE/307: Brustkrebs-Verdacht - Bis zu 45 Prozent mehr Tumore per Ultraschall entdecken (idw)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





RADIOLOGIE/307: Brustkrebs-Verdacht - Bis zu 45 Prozent mehr Tumore per Ultraschall entdecken (idw)


Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin (DEGUM) - 28.05.2018

Brustkrebs-Verdacht: Bis zu 45 Prozent mehr Tumore per Ultraschall entdecken



Berlin - Brustkrebs?! Sobald dieser Verdacht besteht, ist die Sorge bei
Patientinnen groß. Bei einer frühen Diagnose sind die Heilungschancen zwar
recht hoch, jedoch bleiben viele Tumore zu lange unentdeckt. Das Problem:
Mit der Röntgenuntersuchung der Brust - dem hierzulande häufigsten
Diagnoseverfahren - kann ein Großteil der sogenannten Mammakarzinome
häufig nicht eindeutig identifiziert werden. Wenn jedoch die
Ultraschalldiagnostik ergänzend eingesetzt wird, können bis zu 45 Prozent
mehr invasive Karzinome erkannt werden.

Auf einer Pressekonferenz der Deutschen Gesellschaft für Ultraschall in
der Medizin e.V. (DEGUM) fordern Experten deshalb, dass die
Brustuntersuchung per Ultraschall schon bei Routineuntersuchungen zur
Früherkennung von Krebs standardmäßig zum Einsatz kommen sollte. Die
Pressekonferenz findet am Dienstag, den 19. Juni in Berlin statt.

"Der hohe Mehrwert der Sonografie zur Krebsfrüherkennung ist viel zu wenig
bekannt", bemängelt DEGUM-Experte Professor Dr. med. B. Joachim Hackelöer,
der unter anderem Professuren für Gynäkologie und Geburtshilfe an
Universitäten in Hamburg und Marburg innehatte. So habe der Medizinische
Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen (MDS) den Nutzen dieser
Untersuchung vor kurzem in einem Beurteilungsverfahren von mehreren
Individuellen Gesundheitsleistungen (IGeL-Leistungen) als unklar
eingestuft. Nach Ansicht von Hackelöer besteht vor diesem Hintergrund ein
dringender Aufklärungsbedarf.

Doch warum ist der Nutzen des Brustultraschalls so groß? "Die weibliche
Brust besteht aus einem Milchdrüsengewebe. Bindegewebe und Fett hüllen
dieses Drüsengewebe ein", so Hackelöer. "Durch die Ultraschalluntersuchung
der Brust wird das Drüsen- und Bindegewebe mit hellen Echos dargestellt,
Karzinome hingegen oft mit dunklen Echos." So entsteht ein Echokontrast,
der die Diagnose wirksam ermöglicht. Im Gegensatz dazu weist die
Röntgenuntersuchung der Brust - die sogenannte Mammografie - keinen so
klaren Kontrast zwischen dem Tumor und dem übrigen Drüsen- und Bindegewebe
auf. Hier werden die Karzinome hell oder weiß abgebildet und können
deshalb durch das übrige restliche Drüsen- und Bindegewebe maskiert oder
verborgen werden. Besonders häufig ist das bei Frauen mit dichtem Gewebe -
also einem hohen Anteil an Milchdrüsengewebe - der Fall. Diese Frauen
sollten nach Ansicht der DEGUM deshalb dringend auch per Ultraschall
untersucht werden - und das sind zahlreiche: "Nach neuesten Daten hat fast
die Hälfte der Frauen ab 50 Jahren ein dichtes Brustgewebe. "Problematisch
ist, dass derzeit im Deutschen Mammographie Screening-Programm die
Brustdichte nicht systematisch erfasst und mitgeteilt wird. Frauen mit
extrem dichtem Drüsengewebe haben jedoch ein höheres Risiko, an Brustkrebs
zu erkranken", sagt Professor Dr. med. Alexander Mundinger, Chefarzt der
Brustzentrum-Sektion Bildgebende und minimal-invasive Mammadiagnostik der
Niels-Stensen-Kliniken am Franziskus-Hospital Harderberg in
Georgsmarienhütte. Gleichzeitig sei das Risiko der Maskierung von
Brustkrebs bei diesen Patientinnen am höchsten. "Aber auch ihnen wird zur
Früherkennung von Brustkrebs hierzulande lediglich alle zwei Jahre eine
Röntgenuntersuchung empfohlen und finanziert. Das muss sich dringend
ändern."

Damit zukünftig mehr Brustkrebstumore frühzeitiger entdeckt werden,
fordern die DEGUM-Experten ein neues Konzept: "Wir benötigen in
Deutschland dringend ein risikoadaptiertes, optimiertes
Screening-Programm. Hier sollte die Mammografie zwingend durch die
Ultraschall-Diagnostik der Brust ergänzt werden", meint Hackelöer. "Zudem muss die
Früherkennung sehr individualisiert durchgeführt werden." Ideal wäre es
nach Ansicht der DEGUM-Experten, wenn die Ultraschall- und die
Röntgenuntersuchung - je nach Dichtegrad der Brust - bei Frauen ab dem 40.
Lebensjahr etwa einmal pro Jahr standardisiert angewendet würde. Diese
Untersuchungen sollten möglichst DEGUM-zertifizierte Gynäkologen und
Radiologen durchführen. Nach Ansicht der Ultraschall-Experten sollte das
DEGUM-Konzept bereits in die Screening-Ausbildung der angehenden Ärzte
integriert werden - so könne eine hohe Qualität in der Sonografie am
besten gewährleitet werden.

Weiterführende Informationen:

https://www.mds-ev.de/presse/pressemitteilungen/neueste-pressemitteilungen/2018-05-03-pm-igel-report-2018.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1290
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BILDUNG/1113: Nachwuchsärzte und -pfleger trainieren in der Hochschulmedizin Dresden guten Umgang mit Patienten (idw)


Universitätsklinikum Carl Gustav Carus Dresden - 28.05.2018

Nachwuchsärzte und -pfleger trainieren in der Hochschulmedizin Dresden guten Umgang mit Patienten



Am Medizinischen interprofessionellen Trainingszentrum (MITZ) lernen
Dresdner Studierende, wie sie mit Patienten umgehen und mit ihnen
kommunizieren können. Seit 2008 gibt es die Einrichtung an der
Medizinischen Fakultät Carl Gustav Carus der TU Dresden. Dort wird ein im
nationalen Vergleich sehr umfangreiches und vielfältiges Programm
praxisrelevanter, standardisierter Lehreinheiten geboten, die fest im
Curriculum verankert sind. Schauspieler übernehmen nicht nur die Rolle der
Patienten. Sie spielen auch die Pflegekräfte, die im Klinikalltag eng mit
den Ärzten zusammenarbeiten.

"Durch die Schauspieler wird das Training einer real wirkenden
Arzt-Patienten-Situation möglich", sagt Dr. Henryk Pich, Leiter des
Medizinischen Interprofessionellen Trainingszentrums MITZ. Und die spielt
in vielfältigen medizinischen Notlagen: Aufregung im Kreißsaal, die
Information des Patienten über eine schwere Krankheit oder die panische
Angst vor dem Zahnarzt.

Bereits Medizinstudierende des 2. Semesters absolvieren im Rahmen des
Kurses "Einführung in die klinische Medizin" erstmals Lehreinheiten im
MITZ. Ab dem 6. bis zum 9. Fachsemester werden regelmäßig
Trainingseinheiten fortgeführt. Studierende der Zahnmedizin sind mit
ausgewählten Themen im 6., 7. und 10. Fachsemester integriert. Pro
Semester nehmen bis zu 1.500 Studierende an den einzelnen Kursen und
Trainings teil. Dafür stehen aktuell 65 Schauspieler zur Verfügung, die
für die einzelnen Lehrinhalte gebucht werden können. Insgesamt haben
bisher über 17.000 Teilnehmer von den Angeboten im MITZ profitiert.
"Besonders wichtig ist uns, dass die Studierenden kommunikative
Fertigkeiten im Umgang mit den Patienten erwerben", sagt Dr. Henryk Pich.
Unter anderem widmet sich das Wahlpflichtfach "Fehler in der Medizin"
diesem Anliegen. Dort trainieren die Studenten, wie sie medizinische
Fehler gegenüber Patienten und Angehörigen kommunizieren können. "Wer
heute ein guter Arzt sein möchte, der beendet seine Ausbildung nie. Die
jungen Menschen werden keinen Abschluss mehr in der Tasche haben, wie das
Generationen vor ihnen hatten. Sie müssen sich die Fähigkeit antrainieren,
ein Leben lang Wissen zu erwerben", sagt Prof. Heinz Reichmann, Dekan der
Medizinischen Fakultät Carl Gustav Carus Dresden. Genau dieser moderne
Ansatz wird an der Medizinischen Fakultät Carl Gustav Carus der TU Dresden
mit dem Medizinischen Interprofessionellen Trainingszentrum verfolgt. "Das
ist unsere Plattform, um neue Lehrinhalte zu entwickeln und Studierende
auf ihr Berufsleben optimal vorzubereiten. Ob es darum geht eine Geburt zu
bewältigen, Fehler zu analysieren oder lebensbedrohliche Diagnosen
empathisch zu erklären, es sind die ganz praktischen Fertigkeiten, die wir
den Studierenden an die Hand geben können. Während des Studiums oder der
Facharztausbildung", sagt er.

Für die Angebote arbeitet das MITZ auch mit der Pflegedirektion sowie dem
Qualitäts- und Medizinischen Risikomanagement am Universitätsklinikum
zusammen. "Die Arbeit in interprofessionellen Teams hat sich in den
vergangenen Jahren mit großem Erfolg in der Krankenversorgung etabliert",
sagt Prof. Dr. Michael Albrecht, Medizinischer Vorstand des
Universitätsklinikums. "Dieser Ansatz kommt unseren Patienten unmittelbar
zugute, denn oftmals ist es so, dass auch der Arzt vom Know-how der
Krankenpflege profitiert und umgekehrt - auch deshalb ist das gemeinsame
Arbeiten auf Augenhöhe ein Lehrinhalt, der zukünftige Generationen in der
Krankenversorgung maßgeblich prägen soll." "Interprofessionalität und die
Zusammenarbeit auf Augenhöhe werden immer wichtiger bei der modernen
Patientenversorgung", sagt Jana Luntz, Pflegedirektorin im
Universitätsklinikum Dresden. "Bereits während der Ausbildung der
angehenden Mediziner und Pflegekräfte sollen diese das neue Verständnis
der Pflege und ein partnerschaftliches Miteinander der Berufsgruppen
lernen. Dazu trägt das Training im MITZ entscheidend bei."

"Eine gute und verständliche Kommunikation ist die Basis für eine
hochwertige Krankenversorgung. Die Fähigkeit gut zu kommunizieren, ist
nicht angeboren, sondern muss gelernt und immer wieder trainiert werden.
Hier stehen alle Fächer und Professionen des Gesundheitswesens in der
Pflicht", sagt Prof. Maria Eberlein-Gonska, Leiterin des Zentralbereichs
Qualitäts- und Medizinisches Risikomanagement am Dresdner Uniklinikum.

Die Sächsische Staatsministerin für Soziales und Verbraucherschutz,
Barbara Klepsch, besucht am 28. Mai das MITZ. Dort begleitet sie die
Studierenden beim Training eines Anamnese-Gespräches auf einer Station
üben und lernt einige der Schauspieler kennen. "Das persönliche Gespräch
mit dem Patienten ist ambulant wie stationär ein wesentlicher Bestandteil
der ärztlichen Tätigkeit. Es ist daher wichtig, dass bereits im Studium
entsprechende Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt werden", betont
Gesundheitsministerin Barbara Klepsch. "Besonders interessant sind für
mich die persönlichen Eindrücke der angehenden Mediziner, wie sie die
Trainingssituation erleben und was sie für Ihre künftige Tätigkeit daraus
mitnehmen", so die Ministerin.

Kontakt MITZ

Medizinischen Fakultät Carl Gustav Carus Dresden

Medizinisches Interprofessionelles Trainingszentrum

Tel.: 0351 458 18598

E-Mail: mitz@uniklinikum-dresden.de

tu-dresden.de/med/mf/mitz

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment65679

Pressemitteilung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1564
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ARTIKEL/141: European Stroke Organisation Conference - neue Strategien bei Schlaganfall (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 29.05.2018

European Stroke Organisation Conference (ESOC): neue Strategien bei Schlaganfall


Schlaganfall-Experten aus aller Welt tagten in Göteborg

*** Gemeinsame Presseinformation der Deutschen Schlaganfall-Gesellschaft
(DSG) und der Deutschen Gesellschaft für Neurologie (DGN) ***



Die größte internationale Fachtagung zum Thema Schlaganfall ist die
jährliche Konferenz der European Stroke Organisation (ESO). Sie fand im
Mai 2018 in Göteborg statt. Dieses Jahr wurden unter wesentlicher
deutscher Beteiligung wichtige Studien präsentiert, die Eingang in die
klinische Praxis finden werden: Die WAKE-UP-Studie eröffnet neue
Behandlungsmöglichkeiten für Patienten, die im Schlaf einen Schlaganfall
erleiden. "Sie belegt erstmals, dass Patienten auch bei unklarem Zeitpunkt
des Schlaganfalls - immerhin circa 15 Prozent aller Schlaganfallpatienten
- von einer Thrombolyse profitieren können", erklärt Professor Dr. med.
Armin Grau, 1. Vorsitzender der Deutschen Schlaganfall-Gesellschaft (DSG).
Die POINT-Studie liefert wichtige Daten, welche Medikamente einen erneuten
Schlaganfall nach einem leichten Schlaganfall oder einer kurzen
Durchblutungsstörung des Gehirns (TIA) am sichersten verhindern. Die
MEGASTROKE-Studie brachte bisher unbekannte genetische Risikofaktoren des
Schlaganfalls ans Licht.

Schlaganfall mit unbekanntem Zeitpunkt: MRT identifiziert Patienten für die Thrombolyse

In der WAKE-UP-Studie gelang es erstmals, mittels
Magnetresonanztomographie (MRT) geeignete Patienten für die Thrombolyse
auszuwählen, ohne den Zeitpunkt des Schlaganfalls zu kennen, zum Beispiel
wenn der Schlaganfall im Schlaf auftritt. "Bislang können nur Patienten
mit einer Thrombolyse behandelt werden, wenn die Schlaganfall-Symptome
innerhalb des Zeitfensters von viereinhalb Stunden aufgetreten sind", sagt
Professor Dr. med. Wolf-Rüdiger Schäbitz, Pressesprecher der Deutschen
Schlaganfall-Gesellschaft (DSG). In die multizentrische europäische Studie
unter der Leitung von Wissenschaftlern des Universitätsklinikums
Hamburg-Eppendorf (Professor Dr. Thomalla und Professor Dr. Gerloff) waren
Patienten mit akutem ischämischem Schlaganfall und unbekanntem Zeitpunkt
des Symptombeginns eingeschlossen, darunter überwiegend Patienten, die den
Schlaganfall im Schlaf erlitten und erst nach dem Aufwachen bemerkt
hatten. Mittels spezieller MRT-Untersuchungen erfolgte die Auswahl der
Patienten. Insgesamt wurden in der Studie 503 Patienten mittels MRT
ausgewählt und entweder mit Thrombolyse oder einem Scheinmedikament
(Placebo) behandelt. Nach 90 Tagen erreichten 53,3 Prozent der mit
Thrombolyse behandelten Patienten ein sehr gutes klinisches Ergebnis,
während dies nur bei 41,8 Prozent der Patienten in der Placebogruppe der
Fall war. Patienten mit Verschlüssen großer Gefäße wurden nicht in die
Untersuchung einbezogen, da sie mit der sogenannten mechanischen
Thrombektomie behandelt wurden, bei der das Blutgerinnsel, welches das
Blutgefäß verschließt, mit Hilfe eines Katheters geborgen und abgesaugt
wird. "Die Erkenntnisse der WAKE-Up-Studie in den praktischen Alltag zu
übersetzen wird einige Anstrengung erfordern", kommentiert der
DSG-Vorsitzende Grau, "da MRT-Untersuchungen deutschlandweit nicht die primäre
Bildgebungsmodalität bei akutem Schlaganfall sind."

Kombinationstherapie als Prophylaxe nach einem leichten Schlaganfall

Amerikanische Wissenschaftler um Professor Dr. Clay Johnston von der
Universität Texas stellten in Göteborg die Ergebnisse der internationalen
POINT-Studie vor. An dieser Studie nahmen auch Schlaganfall-Zentren in
Deutschland teil. 4881 Patienten mit einem leichten Schlaganfall oder
einer kurzen Durchblutungsstörung des Gehirns (TIA) mit rasch
zurückgebildeten, aber schwerwiegenden Symptomen wurden für 90 Tage
entweder mit einer Kombinationstherapie bestehend aus zwei
Thrombozytenfunktionshemmern (Aspirin + Clopidogrel) oder mit einer
Einfachtherapie (Aspirin) behandelt. Letztere stellt aktuell den
Therapiestandard dar, mit dem alle Patienten nach einem Schlaganfall
behandelt werden, insofern sie keine orale Antikoagulation benötigen. Die
POINT-Studie zeigte, dass die Kombinationstherapie signifikant weniger
Schlaganfälle, Herzinfarkte oder vaskuläre Todesfälle nach 90 Tagen (121
von 2432 Patienten, 5 Prozent) zur Folge hatte, verglichen mit der
Einfachtherapie (160 von 2449 Patienten, 6,5 Prozent). Interessanterweise
traten die meisten Ereignisse innerhalb der ersten Woche nach dem
initialen Schlaganfall/TIA auf. Nicht unerwartet führte die
Kombinationstherapie zu mehr als doppelt so vielen schweren Blutungen (23,
0,9 Prozent), verglichen mit der Einfachtherapie (10, 0,4 Prozent).
Rechnerisch bedeutet dies, bei 1000 Schlaganfall-Patienten könnten 15
erneute Schlaganfälle mit der Kombinationstherapie verhindert werden,
allerdings würden fünf schwere Blutungen neu auftreten. "Die Ergebnisse
von POINT kommen nicht unerwartet, bestätigen sie doch eine frühere
asiatische Studie, die ganz ähnliche Ergebnisse gezeigt hatte", erläutert
Schäbitz. "Ob die Ergebnisse eins zu eins in den klinischen Alltag
übersetzt werden, kann noch nicht beantwortet werden", kommentiert
Professor Dr. med. Hans-Christoph Diener aus Essen, Pressesprecher der
Deutschen Gesellschaft für Neurologie (DGN) und der Leiter der
POINT-Studie in Deutschland. "Wahrscheinlich kann auch eine kürzere Dauer der
Kombinationstherapie (für circa 30 Tage), mit sukzessive weniger
Blutungskomplikationen, wirksam sein", so Diener.

Unbekannte Risikofaktoren für Schlaganfall im Erbgut gefunden

Deutsche Experten präsentierten auf der Konferenz eine weitere
interessante Studie: MEGASTROKE ist die bislang größte Untersuchung ihrer
Art zur genetischen Prädisposition für einen Schlaganfall. Ein
internationales Forschungskonsortium um Professor Dr. med. Martin
Dichgans, 2. Vorsitzender der DSG, hat nun in einer genomweiten
Assoziations-Studie das Erbgut von mehr als 520.000 Individuen auf
mögliche genetische Risikofaktoren untersucht. Die Analyse zeigte
insgesamt 32 Genorte, die mit einem Schlaganfall in Verbindung stehen -
rund dreimal so viele wie bisher bekannt. Die Studie zeigte, dass viele
der 32 Genorte in Teilen mit Erbgutabschnitten übereinstimmen, die mit
anderen Erkrankungen assoziiert sind, wie zum Beispiel mit Bluthochdruck,
der Hyperlipidämie - also dem erhöhten Aufkommen von Cholesterin im Blut,
dem Vorhofflimmern oder der koronaren Herzkrankheit. Genvarianten also,
die beispielsweise zu Bluthochdruck führen, kommen auch als Auslöser eines
Schlaganfalls in Frage. "Überraschend ist jedoch, dass sich für die Hälfte
der 22 neu gefundenen Genorte keine Überlappung zu bisher bekannten
Risikofaktoren finden lässt", sagt Professor Dr. Dichgans. Dies deutet auf
neue, bislang unbekannte Ursachen hin, die einen Schlaganfall auslösen -
und womöglich auf Zielpunkte neuer Therapien. Interessanterweise zeigte
die Studie auch gemeinsame genetische Risikofaktoren für die beiden
Hauptformen des Schlaganfalls durch Überlappungen der Genorte, die zum
Risiko für einen Schlaganfall infolge eines Gefäßverschlusses beitragen,
und solchen, die mit dem Riss eines Blutgefäßes assoziiert sind. Dieses
deutet auf gemeinsame Entstehungsmechanismen hin, unabhängig von bekannten
Risikofaktoren, wie beispielsweise einem Bluthochdruck.


Literatur

Thomalla G., Gerloff C. et al., MRI-Guided Thrombolysis for Stroke with
Unknown Time of Onset, New England Journal of Medicine 2018. 

DOI:
10.1056/NEJMoa1804355

Johnston SC, Easton JD, Farrant M et al. Clopidogrel and Aspirin in Acute
Ischemic Stroke and High-Risk TIA. New England Journal of Medicine 2018.

DOI: 10.1056/NEJMoa1800410

Malik R, Chauhan G, Traylor M, Sargurupremraj M et al.: Multi-ancestry
genome-wide association study of 520,000 subjects identifies 32 loci
associated with stroke and stroke subtypes. Nature Genetics 2018
Apr;50(4):524-537. 

doi: 10.1038/s41588-018-0058-3. Epub 2018 Mar 12.


Die Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. (DGN)
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Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 28.05.2018

Depression: EEG liefert Hinweise, ob Medikamente richtig anschlagen



Darmstadt - Etwa jede vierte Frau und jeder achte Mann leidet im Laufe des
Lebens an einer Depression. Antidepressiva sind das Mittel der Wahl, doch
die Bandbreite ist groß und ob ein Medikament richtig wirkt, kann der
behandelnde Arzt oft erst nach Wochen beurteilen. Die Folge: Häufig werden
verschiedene Wirkstoffe über einen längeren Zeitraum ausprobiert, bis die
passende Therapie gefunden ist. Eine aktuelle amerikanische Studie zeigt
jetzt, dass eine Elektroenzephalografie (EEG) Hinweise liefern kann, ob
die Behandlung anschlägt.

Die Deutsche Gesellschaft für Klinische Neurophysiologie und Funktionelle
Bildgebung (DGKN) sieht darin eine Chance, die Suche nach dem geeigneten
Medikament in Zukunft zu verkürzen.

Insgesamt leiden in Deutschland 5,3 Millionen Erwachsene an einer
Depression. Zur Behandlung werden Antidepressiva eingesetzt, die die
Signalübertragung zwischen den Nervenzellen regulieren. "Meist wirken
Antidepressiva aber erst nach einigen Wochen. Da am Anfang der Behandlung
oft noch Nebenwirkungen dazukommen, ist es häufig schwierig zu beurteilen,
ob die Therapie richtig anschlägt", sagt Professor Dr. med. Stefan Knecht,
Chefarzt an der Klinik für Neurologie, St. Mauritius Therapieklinik,
Meerbusch und Pressesprecher der DGKN. Die Betroffenen müssen also Geduld
mitbringen, bis die erhoffte Wirkung eintritt.

Eine neue Studie aus den USA zeigt jetzt, dass ein EEG bei der Suche nach
dem richtigen Medikament helfen kann: 296 Patienten aus vier US-Kliniken,
die an einer schweren Depression litten, nahmen an der Untersuchung teil
und erhielten entweder ein Antidepressivum in Form eines
Serotonin-Wiederaufnahmehemmers (SSRI) oder ein Placebo. Zu Beginn der Therapie und
eine Woche später wurde ein EEG durchgeführt. Dabei wurden elektrische
Ströme im Gehirn mittels Elektroden gemessen, die auf dem Kopf der
Patienten platziert waren. Bei der Auswertung konzentrierten sich die
Forscher auf einen bestimmten Teil im limbischen System, den rostralen
Abschnitt des anterioren Gyrus cinguli. Dieses Areal steht schon seit
längerem mit schweren Depressionen in Verbindung. Das Ergebnis: Wurde in
diesem Bereich bei beiden EEGs eine höhere Aktivität in Form von
Thetawellen gemessen, sprachen die Patienten besser auf die Behandlung an.
Dies könnte ein wichtiger Hinweis auf den Therapieerfolg sein.
"Der Bedarf an solchen Tests ist hoch, da Depressionen häufig akut
behandelt werden müssen und ein EEG die langwierige Suche nach dem
richtigen Medikament deutlich verkürzen könnte", erklärt Professor Dr.
med. Ulrich Hegerl, Direktor der Klinik und Poliklinik für Psychiatrie und
Psychotherapie am Universitätsklinikum Leipzig und ehemaliger Präsident
der DGKN.

Die EEG-Analyse bietet noch einen weiteren Vorteil: Die Messung der Ströme
im Gehirn ist schmerzfrei und ohne Risiko. "Wenn die Beobachtungen aus der
Studie bestätigt werden, könnte das EEG bei Depressionen zukünftig
routinemäßig zum Einsatz kommen", resümiert Knecht.

Quelle:

Pizzagalli D, Webb C, Dillon D et al. Pretreatment Rostral Anterior
Cingulate Cortex Theta Activity in Relation to Symptom Improvement in
Depression A Randomized Clinical Trial JAMA Psychiatry. Published online
April 11, 2018.
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FORSCHUNG/1249: Malaria-Wirkstoff - Wenn die "Kopie" besser als das Original ist (idw)


Universität Wien - 29.05.2018

Malaria-Wirkstoff: Wenn die "Kopie" besser als das Original ist

ChemikerInnen der Universität Wien synthetisieren Chinin und

Chinin-Derivate, die wirksamer sind als der Naturstoff



Die Synthese von Naturstoffen ist eines der Forschungsgebiete von Nuno
Maulide und seiner Arbeitsgruppe an der Fakultät für Chemie der
Universität Wien. Dazu gehört auch die Herstellung von strukturell
verwandten Verbindungen, welche die Natur nicht erzeugen kann. Den
ForscherInnen gelang nun die Herstellung zweier neuartiger Analoga des
Naturstoffes Chinin, einem Wirkstoff gegen Malaria. Diese haben eine
höhere Aktivität gegenüber Malaria-Erregern als bisher eingesetzte
Medikamente. Die Ergebnisse erscheinen aktuell in der renommierten
Fachzeitschrift "Angewandte Chemie".

Die Natur bietet eine enorme Vielfalt an komplexen Molekülen, welche oft
als Leitsubstanzen in der Entwicklung von Medikamenten eine tragende Rolle
spielen. Das Nachbauen solcher Moleküle im Labor, die sogenannte
Totalsynthese, bietet über molekulare Modifikationen - neben der
Herstellung dieser Substanzen selbst - auch die Möglichkeit zur
Herstellung von strukturellen Verwandten dieser Moleküle, sogenannten
Analoga. Solche Modifikationen können sowohl zum Verlust als auch zur
deutlichen Verbesserung der biologischen Aktivität einer Substanz führen.

Die Arbeitsgruppe um Nuno Maulide, Professor für Organische Synthese an
der Universität Wien, beschäftigt sich neben der Entwicklung neuartiger
chemischer Reaktionen auch mit der Anwendung solcher in der
Naturstoffsynthese. Vor kurzem gelang es der Gruppe eine neue Synthese von
Chinin, ein aus der Chinarinde gewonnenes Alkaloid, zu entwickeln.
"Chinin, das im allseits bekannten Tonic Water enthalten ist, wird seit
dem 17. Jahrhundert zur Behandlung von Malaria eingesetzt", erklärt der
aus Portugal stammende Wissenschafter und ERC-Preisträger, der erst
kürzlich zum korrespondierenden Mitglied der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften gewählt wurde. Mit der Synthese dieses Moleküls ist Robert
B. Woodward vor über 70 Jahren ein Meilenstein in der organischen Chemie
gelungen. Seither wird immer wieder daran gearbeitet, mit moderneren
Methoden immer effizientere Synthesewege zu dem Molekül zu finden.

Neue Analoga mit verbesserter Aktivität

"Durch katalytische C—H-Aktivierung - das sind Reaktionen, die
Kohlenstoff-Wasserstoff-Bindungen spalten - ist es uns gelungen, eine
kurze Route zum Naturstoff selbst zu entwickeln. Und wir haben auch einen
Weg gefunden, bisher unbekannte Analoga des Wirkstoffes herzustellen",
erklärt Martin Berger, einer der Erstautoren der Studie. Um die
Anti-Malaria-Aktivität dieser hergestellten Analoga zu bestimmen, wandten sich
die ForscherInnen an das Swiss Tropical and Public Health Institute der
Universität Basel. Dort zeigte Kooperationspartner Marcel Kaiser, dass die
Analoga eine höhere Aktivität gegen Plasmodium berghei, einem der
Haupterreger der Krankheit, aufweisen als der Naturstoff selbst.

"Die Entwicklung neuer Substanzen zur Bekämpfung von Krankheiten ist
deshalb so wichtig, da manche Erreger - wie auch jene der Malaria -
Resistenzen gegen vorhandene Medikamente ausbilden können", erläutert
Christian Knittl-Frank, Co-Autor der Studie. "Die Tatsache, dass lebende
Organismen ganz bestimmte Moleküle herstellen können, ist faszinierend,
aber zugleich auch limitierend, da es eben nur ganz bestimmte Sets an
Molekülen sind. Es braucht ChemikerInnen, um naturstoff-ähnliche
Verbindungen zu erzeugen und somit potentere Wirkstoffe im Kampf gegen
Krankheiten zu finden", so Maulide abschließend.

Publikation in "Angewandte Chemie"


"C—H Activation Enables a Concise Total Synthesis of Quinine and Analogues
with Enhanced Antimalarial Activity": Daniel H. O'Donovan, Paul Aillard,
Martin Berger, Aurélien de la Torre, Desislava Petkova, Christian
Knittl-Frank, Danny Geerdink, Marcel Kaiser and Nuno Maulide
in: Angewandte Chemie International Edition, 2018.
DOI: 10.1002/anie.201804551

Offen für Neues. Seit 1365.

Die Universität Wien ist eine der ältesten und größten Universitäten
Europas: An 19 Fakultäten und Zentren arbeiten rund 9.600
MitarbeiterInnen, davon 6.800 WissenschafterInnen. Die Universität Wien
ist damit die größte Forschungsinstitution Österreichs sowie die größte
Bildungsstätte: An der Universität Wien sind derzeit rund 94.000 nationale
und internationale Studierende inskribiert. Mit über 175 Studien verfügt
sie über das vielfältigste Studienangebot des Landes. Die Universität Wien
ist auch eine bedeutende Einrichtung für Weiterbildung in Österreich.

www.univie.ac.at


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.nature.com/articles/s41598-018-25601-7

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Wien - 29.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - WIRKSTOFF/578: Neue Wirkstoffe auch gegen Lungen- und Bauchspeicheldrüsenkrebs einsetzbar (idw)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA





WIRKSTOFF/578: Neue Wirkstoffe auch gegen Lungen- und Bauchspeicheldrüsenkrebs einsetzbar (idw)


Technische Universität München - 29.05.2018

Neue Wirkstoffe auch gegen Lungen- und Bauchspeicheldrüsenkrebs einsetzbar



Ein neuer Anti-Krebswirkstoff könnte gegen mehr Krebsarten eingesetzt
werden, als bisher angenommen. Ein Team der Technischen Universität
München (TUM) zeigte im Mausmodell und an Patientenproben, dass eine neue
Wirkstoffklasse, so genannte SHP2-Inhibitoren, auch gegen aggressive und
schwer therapierbare Tumore wie Lungen- und Bauchspeicheldrüsenkrebs
wirken könnten. In laufenden klinischen Studien sind diese Krebsarten
bisher ausgeschlossen.

Lungen- und Bauchspeicheldrüsenkrebsarten werden auch als KRAS-Tumore
bezeichnet, da sie einen Fehler im Erbgut gemeinsam haben. Diese
sogenannte Mutation, führt dazu, dass das KRAS-Protein, das unter anderem
für die Zellteilung verantwortlich ist, nicht mehr korrekt funktioniert
und dauerhaft aktiv ist. Aus diesem Grund teilt sich die Zelle
unkontrolliert und Tumore entstehen. Diese KRAS-Tumore machen etwa ein
Drittel aller menschlichen Tumore aus. Das Problem: Das KRAS-Protein ist
auch in gesunden Zellen aktiv und so wichtig, dass es sich therapeutisch
nicht einfach ausschalten lässt.

Neue Waffe gegen KRAS-Tumore

Deshalb sind Prof. Hana Algül, Mildred-Scheel-Professor für
Tumormetabolismus und Leiter der Gastrointestinalen Onkologie der
Medizinischen Klinik II am Klinikum rechts der Isar, und sein Team auf der
Suche nach anderen Angriffspunkten. "Man glaubte bisher, dass die
KRAS-Mutation so starke Auswirkungen hat, dass Angriffe an anderen Stellen
folgenlos bleiben würden." erklärt er. Die Forscherinnen und Forscher
bewiesen in ihrer neuen Studie aber das Gegenteil. Sie zeigten, dass das
regulatorische Protein SHP2, entgegen der bisherigen Annahme in der
Fachwelt, auch in KRAS-Tumoren ein geeignetes Ziel für Medikamente ist und
die neuen SHP2-Inhibitoren wirken.

Protein SHP2 ist essentiell für Tumorwachstum

Sie arbeiteten unter anderem mit Mäusen, die ein fehlerhaftes KRAS-Protein
hatten. Entfernten sie zusätzlich das Protein SHP2 bei den Tieren,
bildeten sie keine Tumore mehr. Das Forschungsteam konnte somit beweisen,
dass SHP2 für die Tumorbildung essentiell ist und deshalb SHP2 auch in den
aggressiven KRAS-Tumoren ein entscheidendes Ziel für Therapien sein
könnte.

Die Ergebnisse bestätigten sich, als sie die neuen SHP2-Inhibitoren im
Mausmodell einsetzten: Bestehende Tumore wuchsen unter Einsatz des
SHP2-Hemmstoffs langsamer und konnten besser kontrolliert werden.

Wirkstoffkombination hilft gegen Resistenzen

Die Ergebnisse könnten auch ein weiteres Problem bei der Therapie von
KRAS-Tumoren lösen: Sie werden häufig resistent gegen Medikamente. Das
Team testete den neuen Wirkstoff in Kombination mit MEK-Inhibitoren,
welche bereits therapeutisch eingesetzt werden. "Sie sind zwar
wirkungsvoll, erzeugen aber bei vielen Patienten schon nach kurzer Zeit
resistente Krebszellen", erklärt Katrin Ciecielski, Mitautorin der Studie.
Der neue SHP2-Inhibitor, so zeigte die Studie, machte die resistenten
Krebszellen auch wieder zugänglich für die alten MEK-Inhibitoren. Eine
Kombination beider Wirkstoffe könnte somit eine neue Therapiemöglichkeit
bei resistenten Tumoren sein, meint Hana Algül.

"Wir zeigen, dass diese neue Wirkstoffklasse sowohl alleine als auch
kombiniert Erkrankten künftig helfen könnte. Für viele Patientinnen und
Patienten kann das lebensverlängernd sein. " sagt Algül. Er empfiehlt
daher, Patienten mit aggressiven KRAS-Tumoren in die laufenden klinischen
Studien aufzunehmen. Gemeinsam mit seinem Team wird er bald die
Erkenntnisse in eine eigene klinische Studie einbringen.


Publikation:
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Mutant KRAS-driven cancers depend on PTPN11/SHP2 phosphatase, 
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Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
22. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch das neue Album von Milliarden:
Mit "Berlin" gibt es ab Freitag den Nachfolger zum fulminanten Debüt
"Betrüger". Newcomerin LARY veröffentlicht ihre neue Single "Mond"
und damit den einen Vorboten auf ihr neues Album.

Außerdem in den News: Welshly Arms verkünden ihre Tour, The Night
Game kündigt sein Album an, Laing liefern einen ersten Vorgeschmack
auf ihr kommendes Album und Nilsen liefert die Hymne für die
"Sommerferien".

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team
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Neuigkeiten

Milliarden veröffentlichen ihr neues Album "Berlin"

MILLIARDEN. Das sind viele. Auch wenn bei Veröffentlichung ihres
vielgelobten Debütalbums "Betrüger" oft von einem Duo die Rede war,
waren sie das eigentlich nie. Auch eine Band ist irgendwie zu wenig.
"Wir sind mehr ein Klan, eine Familie", sagen Ben Hartmann und
Johannes Aue. Am Freitag erscheint das zweite Album "Berlin". Vorab
gab es bereits den Titelsong zu hören.

MILLIARDEN sind also viele, wie viele genau kann keiner der beiden
sagen. (Wie gut, dass sie eine mögliche Antwort bereits im Namen
tragen.) Doch auch wenn Ben und Johannes so wunderbar
leidenschaftlich darauf bestehen, nicht allein MILLIARDEN zu sein, so
sind sie doch das Epizentrum, der Ursprung, die Quelle. Sie schreiben
die Lieder. Lieder voll Liebe, voll Verzweiflung, voll Rausch, voll
Selbstaufgabe. Unruhige Lieder. Lieder, bei denen sich beim Mitsingen
die eigene Stimme überschlägt. Aufrichtige Lieder. Brutale Lieder,
die dir alle Knochen brechen und dich anschließend ins Krankenhaus
fahren und dich zudecken. Oder auch nicht. Lieder, die dich allein
lassen.

Das Gefühl, das am Ende bleibt, könnte folgendes sein: An einem Ort,
an dem jeder einsam ist, sind wir am Ende wohl am wenigsten allein.
MILLIARDEN. Das sind viele.

Ebenfalls im Juni erscheint der Kurzfilm "Morgen" von Mario Clement,
der sich aus insgesamt vier Videos der Band zusammensetzt. "Berlin"
und "Rosemarie" sind bereits veröffentlicht. Über den Musikfilm sagt
das Duo: "Wir haben einen Film gedreht zu unserem neuen Album
"Berlin" (ab 01.06.). Der Film trägt den Titel "Morgen". Es war mega
viel Arbeit, aber jede Stunde hat sich gelohnt. Wir sind sehr
aufgeregt und gespannt, was ihr dazu sagt."

Milliarden live 2018:

31.05. - 02.06.2018 Modular Festival

01.06. - 03.06.2018 Rock am Ring

01.06. - 03.06.2018 Rock im Park

08.06. - 09.06.2018 Ab geht die Lutzi

16.06.2018 Summer and Beats Open Air

29.06. - 30.06.2018 Kosmonaut Festival

05.07.2018 Feel Festival

13.07. - 14.07.2018 Talge Open Air

19.07. - 22.07.2018 Deichbrand

28.07.2018 Noisehausen Festival

04.08.2018 Stadtteichfestival

08.08. - 12.08.2018 Open Flair Festival

25.08.2018 Forest Jump Festival

26.09.2018 Bremen, Schlachthof

27.09.2018 Hamburg, Grünspan

28.09.2018 Köln, Gebäude 9

29.09.2018 Münster, Sputnikhalle

03.10.2018 Frankfurt am Main, Batschkapp

04.10.2018 Stuttgart, Wizemann

05.10.2018 Zürich, Bogen F

06.10.2018 Leipzig, Werk 2

11.10.2018 München, Backstage Halle

12.10.2018 Wien, Flex Café

13.10.2018 Nürnberg, Nürnberg Pop Festival

18.10.2018 Berlin, Astra

19.10.2018 Dresden, Scheune

20.10.2018 Magdeburg, Factory

Weitere Infos unter:

http://www.milliardenmusik.de

https://www.facebook.com/milliardenband

https://www.instagram.com/milliardenmusik

http://www.universal-music.de/milliarden/home


Neuentdeckung Lary veröffentlicht ihre Single "Mond" ++
Neues Album "hart fragil" erscheint am 20. Juli ++ Tourdaten

In den vergangenen Wochen haben wir sie Euch schon vorgestellt und
auch einen neuen Song mitgeliefert als erstes musikalisches
Ausrufezeichen: Die Rede ist natürlich von LARY, die mit "Das Neue
Schwarz" einen grandiosen ersten Teaser-Track ablieferte - und mehr
versprach. Das gibt es nun am Freitag mit ihrer neuen Single "Mond",
der ersten offiziellen Single vom kommenden neuen Album "hart
fragil".

Der Synthie-Sound klingt weich, erinnert etwas an French Pop und
macht Mond nicht zu einem dramatisch klingenden Abgesang des Lebens,
sondern romantisiert Larys Plan eher. Die konsequenten Drums geben
den Rhythmus an, so als wäre die Idee, zu gehen, ein ewig währender
Wunsch, der bloß viel zu schwer zu erfüllen ist. Gedanken im ewigen
Loop.

"hart fragil" erscheint am 20. Juli und handelt von Abgründen, die
direkt vor ihr liegen. Davon, wie gefährlich und reizvoll zugleich
sie sein können. Wie sie sich verliert in dem Leben, das sie lebt, in
dem Lifestyle, der sie umgibt. Und gleichzeitig abgestoßen ist von
alldem. Dabei zeigt die poetische Powerfrau, warum sie zu den
absoluten Geheimtipps gehört, die man sich für 2018 auf den Kalender
schreiben sollte. Was viele vorhatten, setzt sie einfach um. Lässt
sich nicht verbiegen und frönt den Gegensatz. Manchmal
Einzelgängerin, manchmal mitten drin. Singt mal stark, mal
zerbrechlich. Lary ist gekommen, um zu bleiben.

"hart fragil Tour"

06.11.18 Stuttgart, Kellerklub

07.11.18 München, Ampere

08.11.18 Köln, Club Volta

11.11.18 Hamburg, Nochtspeicher

12.11.18 Berlin, Lido

http://www.larysays.com/


Laing veröffentlichen neue Single "Du bist Dir nicht mehr
sicher" aus ihrem kommenden neuen Album "Fotogena"

Mit ihrer neuen Vorabsingle kehren die 4 Berlinerinnen ("Morgens
immer müde"/2012, "Wechselt die Beleuchtung"/2014) zu ihrem
unverkennbaren Laing- Stil zurück: elektronisch und tanzbar, mit
druckvollen Vocals und auf den Punkt gebrachten Lyrics. "Es heißt:
nimm's nicht persönlich / Aber geht's noch persönlicher? / Du bist
dir nicht mehr sicher" singt Leadsängerin Nicola Rost mit ihren
beiden Sängerinnen Johanna Marschall und Josefine Werner, und
beschreibt damit das ganze Spannungsfeld einer zerbrechenden
Beziehung- zwischen Vorwurf und Selbstzweifel, zwischen Angriff und
Flucht.

Mit "Du bist dir nicht mehr sicher" ist ihnen erneut ein Song
gelungen, den man keinem anderen Act der deutschsprachigen Popwelt
zuordnen könnte- und der die Vorfreude auf das im September
erscheinende Album "Fotogena" (VÖ: 07.09.) weiter steigert! Mit der
Veröffentlichung der Single "Du bist Dir nicht mehr sicher" fällt am
Freitag auch der Startschuss für die Vorbestellungen.

http://www.universal-music.de/laing/home


The Night Game kündigt erstes Album "The Night Game" für
den 7. September an ++ Neue Single "American Nights" ++ Live beim
Rock am Ring / Rock im Park

Im Schutz der Dunkelheit, gebadet im neonfarbenen Stadionschein,
betrat das vom Frontmann, Produzenten und Multiinstrumentalist Martin
Johnson gegründete Projekt 2017 erstmals das Feld. Eine mitreißende
Kombination aus maskulinen Gitarren, New Wave Synths und
leinwandwürdigen Geschichten, die nahtlos mit der nächtlichen Natur
des Bandnamens verschmelzen.

Jetzt kann man zweifellos sagen: Ein spannendes Jahr liegt hinter The
Night Game: 2017 hat er eine Nordamerika-Tour als Support von John
Mayer, eine eigene ausverkaufte Headline-Shows in den USA sowie sein
fulminantes Live-Debüt in Deutschland mit einem Showcase in der
Kantine am Berghain in Berlin hinter sich gebracht. Mit seiner
Debütsingle "The Outfield" hat The Night Game die Charts aufgemischt,
aber das war erst der Anfang!

Am 07. September erscheint sein erstes Album "The Night Game" und
kann ab sofort vorbestellt werden! The Night Game verrät noch keine
Details, aber erklärt: "Ich würde es lieben, wenn Zuhörer sich in
diese Welt hineinversetzen können", ergänzt Johnson. "Dies ist eine
Erweiterung meiner Realität und Wahrheit. Wenn Menschen sich damit
identifizieren oder es auf irgendeiner Ebene fühlen können, bringt
uns das voran."

Einen ersten Vorgeschmack gibt es mit der neuen Single "American
Nights".

Am Wochenende wird The Night Game live beim Rock am Ring und Rock im
Park auftreten!

Weitere Informationen:

http://thenightgame.com/

https://www.facebook.com/thenightgame

https://www.instagram.com/thenightgame/


Welshly Arms präsentieren neues Album "No Place Is Home"
auf Deutschland-Tour

Am vergangenen Freitag war es endlich so weit: Nach der Hitsingle
"Legendary" präsentierten Welshly Arms ihr neues Album "No Place Is
Home"! Jetzt folgt das nächste Highlight, denn die Band kommt auf
Deutschland-Tour!

"No Place Is Home" spiegelt unsere ganze Liebe für Musik wieder",
beschreibt Jimmy das neue Album und Sam fügt hinzu "Wir nähern uns
den Gegebenheiten auf die unterschiedlichste Weise und pushen uns
dabei selber. Und wir sind als Band dabei definitiv ein paar Stufen
nach oben geklettert." Das Album wurde auch von ihren Live-Tournee
beeinflusst, mehr Inspiration gibt es im Herbst:

WELSHLY ARMS live

02.11.2018 FRANKFURT A. M.

04.11.2018 MÜNCHEN, STROM

05.11.2018 BERLIN, BI NUU

09.11.2018 WIEN, Grelle Forelle

12.11.2018 KÖLN, Gloria-Theater

Weitere Informationen:

http://welshlyarms.com/

https://www.facebook.com/welshlyarmsband


Nilsen veröffentlicht seine Single "Sommerferien" ++ Neue
EP erscheint am 06. Juli

Mit "Sommerferien" hat Nilsen nun den ersten echten Sommerhit für
Kids und alle Junggebliebenen am Start. Hinter dem Pseudonym steckt
der 23-jährige Songwriter, Producer, Musiker und DJ Nils Mechlinski,
der bereits unter dem Künstlernamen Lockvogel mit gefeierten
Partyhymnen wie "Ne Sekunde Sommer" oder "Geile Zeit" auf sich
aufmerksam gemacht hat. Ebenfalls war der aus dem Münsterland
stammende Künstler im vergangenen Jahr als Featured Artist mit dem
Ohrwurm "Muss ich haben" auf dem Soundtrack des Jugendstreifens "Bibi
& Tina: Tohwabohu Total" vertreten und konnte sich in deutschen Clubs
einen hervorragenden Ruf als packender Live-Act erspielen. Nachdem er
kürzlich als Support der Lochis zu erleben war, möchte Nilsen gerade
dem jungen Publikum die Musik mit speziellen DJ-Kursen für Kinder und
seinen energiegeladenen Club-Gigs näherbringen. Positive Party-Vibes
zum Tanzen und Zuhören!

Ursprünglich aus der Jugendarbeit kommend, komponiert Nilsen seine
Stücke ganz bewußt für eine junge Zielgruppe ab Grundschulalter und
darüber hinaus. Nilsen verbindet eingängigen Pop mit coolen
Electro-Sounds und kinderfreundlichen Texten zu einem sofort
ansteckenden Gute-Laune-Mix, wie er auch mit "Sommerferien" zeigt.
Nach Alice Coopers "School's Out" ist "Sommerferien" die kommende
große Schulhymne, die ab demnächst von der 1. Klasse bis zur
Abi-Stufe zu hören sein wird. Auf einen tollen Sommer - mit Nilsen!

https://www.universal-music.de/nilsen

 * 


Veröffentlichungsplan

Alben

James Last / Happy Music - Happy Hits / 01.06.2018

Milliarden / Berlin / 01.06.2018

DLG / 339 / 01.06.2018

Schwesta Ewa / Aywa / 01.06.2018

Nilsen / Sommerferien (EP) / 06.07.2018

Lary / hart fragil / 20.07.2018

Laing / Fotogena / 07.09.2018

The Night Game / The Night Game / 07.09.2018

Singles

Schwesta Ewa ft. Bonez MC / Alles nur Show / 30.05.2018

Lary / Mond / 01.06.2018

Helene Fischer / Flieger (The Mixes) / 01.06.2018

Laing / Du bist dir nicht mehr sicher / 01.06.2018

Hearts & Colors / Lying To Myself / 01.06.2018

Hearts & Colors / Waterbed / 01.06.2018

Klingande & Krishane / Rebell Yell / 01.06.2018

Nico Santos / Safe / 01.06.2018

Bengio / Glück (feat. Lina Maly) / 01.06.2018

Bengio / Wir / 01.06.2018

Schwesta Ewa / Pum Pum (feat. Xatar) / 01.06.2018

Nazar / Du & Ich / 01.06.2018

DLG / C'est La Vie / 01.06.2018

D.Howell & Rico Bernasconi / Time 2 Party (feat. Sean Paul) / 08.06.2018

 * 


TV-Termine

Adel Tawil

30.05.2018 / 22:00 Uhr / HR / hr3-Festival - Die Show

Beatrice Egli 

31.05.2018 / 20:15 Uhr / HR / Schlagerparty 2018 

02.06.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Schlager, Stars & Sterne 

03.06.2018 / 20:15 Uhr / RTL / Ninja Warrior Germany - Promi Special

11.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Die Schlager des Sommers

Chvrches 

01.06.2018 / 23:00 Uhr / ZDF / Aspekte

Glasperlenspiel

30.05.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

03.06.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

Helene Fischer

05.06.2018 / 23:20 Uhr / VOX / Meylensteine (Wiederholung)

Lary

20.07.2018 / 05:30 Uhr / ZDF / Morgenmagazin

Michelle

02.06.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Schlager, Stars & Sterne

17.06.2018 / 10:00 Uhr / ARD / Immer wieder sonntags

24.06.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

11.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager des Sommers

Rea Garvey

30.05.2018 / 22:00 Uhr / HR / hr3-Festival - Die Show

31.05.2018 / 22:45 Uhr / ARD / Carolin Kebekus: PussyTerror TV

Sasha

02.06.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Schlager, Stars & Sterne

Sunrise Avenue

30.05.2018 / 22:00 Uhr / HR / hr3-Festival - Die Show

Welshly Arms

30.05.2018 / 22:00 Uhr / HR / HR Festival - die Show

01.06.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 / LUKE! Die WM und ich

Wincent Weiss

30.05.2018 / 22:00 Uhr / HR / HR Festival - die Show

 * 
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Universal Music International Presse-Newsletter - 22. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir das neue Album von Ben Howard, der
sein drittes Werk "Noonday Dream" auf den Markt bringt. Die The
Who-Legende Roger Daltrey veröffentlicht sein neues Album "As Long As
I Have You" und es gibt neue Musik von Pete Yorn & Scarlett
Johansson, MNEK & Hailee Steinfeld sowie Video-News von Guns N'
Roses, Yungblud und Bastille.

Außerdem in den News: PUSHA-Ts "DAYTONA", The Rolling Stones rocken
mit Florence + The Machine und Neuigkeiten von Norah Jones.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team
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Neuigkeiten

Ben Howard veröffentlicht sein neues Album "Noonday Dream" ++
Zwei Deutschland-Konzerte in Köln und Berlin

Wenn am Freitag sein neues Album "Noonday Dream" auf den Markt kommt,
wird Ben Howard gemeinsam mit seinen deutschen Fans beim ersten von
zwei Konzerten die neuen Songs feiern: Am 01. Juni tritt Ben Howard
live in Köln auf, nächste Woche ist der Sänger, Songwriter und
Musiker auch in Berlin zu sehen.

Das neue Album "Noonday Dream" hat der 30-Jährige in verschiedenen
Studios zwischen dem Südwesten Frankreichs und dem Südwesten Englands
aufgenommen (u.a. auch in den Sawmills Studios in Cornwall). Für die
Produktion zeigte er sich durchweg selbst verantwortlich.

Die eindrucksvolle Entwicklung, die Ben Howards Songwriting allein
vom erfolgreichen Debütalbum ("Every Kingdom"; 2011) bis zum düsteren
"I Forget Where We Were" (2014) gemacht hat, setzt er nun mit dem
nächsten Kapitel unter dem Titel "Noonday Dream" fort - ein Album,
das seine Position als einer der talentiertesten und zugleich
unvorhersehbarsten Künstler der aktuellen britischen Musiklandschaft
festigen wird.

BEN HOWARD live

01. Juni - E-Werk, Köln

06. Juni - Admiralspalast, Berlin

08.-09. September - Lollapalooza, Berlin

http://www.universal-music.de/ben-howard/home


The Who-Legende Roger Daltrey veröffentlicht sein neues
Soloalbum "As Long As I Have You"

Am Freitag veröffentlicht The Who-Legende Roger Daltrey sein neues
Album "As Long As I Have You". "Das Album ist eine Rückkehr zu den
Anfängen, bevor Pete anfing, unsere Songs zu schreiben, als wir noch
eine Teenagerband waren und vor kleinem Publikum in Gemeinderäumen
unsere Soulmusic spielten", beschreibt Roger Daltrey das neue Werk.
Und auch sein Kollege Pete Townshend machte ihm vorab ein großes
Kompliment zum Album: "Hier hören wir Roger auf dem absoluten
Höhepunkt seiner Kraft als Sänger".

'As Long As I Have You' wurde von Dave Eringa produziert. Pete
Townshends unverkennbarer Gitarrensound ist auf sieben Tracks zu
hören. Das Album enthält selbstgeschriebene Tracks wie 'Certified
Rose' und die gefühlvolle Ballade 'Always Heading Home' sowie Songs,
die Daltrey im Laufe der Jahre inspiriert haben, wie z. B. Nick Caves
'Into My Arms', 'You Haven't Done Nothing' von Stevie Wonder und den
Titeltrack, der ursprünglich 1964 von Garnet Mimms veröffentlicht
wurde.

https://www.universal-music.de/roger-daltrey


GUNS N' ROSES veröffentlichen Video zu "It's So Easy" ++
Neuauflagen von "Appetite For Destruction" erscheinen am 29.
Juni

Über 30 Jahre wurde es quasi unter Verschluss gehalten, letzte Woche
veröffentlichten Guns N' Roses im Zuge der anstehenden
Wiederveröffentlichung ihres Debütalbums "Appetite vor Destruction"
(VÖ: 29.06.2018 in insgesamt 5 Editionen) das bisher nie gesehene
Video zu "It's So Easy" exklusiv via Apple Music. Seit Anfang der
Woche ist es auf allen Videokanälen verfügbar.

Im Jahr 1989 im berüchtigten Cathouse in Hollywood live gefilmt,
wurde "It's So Easy" nie vollständig fertig, blieb ungesehen und
unveröffentlicht. Das Filmmaterial wurde kürzlich für die Aufnahme in
die Locked N' Loaded Fan Box und die Super Deluxe Box von "Appetite
For Destruction" freigegeben. Es wurde von 16mm Film transferiert und
in 4K UHD digital restauriert; und zwar mit den ursprünglichen
konzipierten Szenen - genauso, wie es die Band ursprünglich
beabsichtigt hatte.

Am kommenden Sonntag spielen Guns N' Roses das erste ihrer vier
Konzerte in Deutschland im Berliner Olympiastadion.

NOT IN THIS LIFETIME...Europa: Sommer 2018

03. Juni 2018 Berlin, Olympiastadion

12. Juni 2018 Gelsenkirchen, Veltins Arena

24. Juni 2018 Mannheim, Maimarktgelande

07. Juli 2018 Leipzig, Festwiese

http://www.appetite-for-destruction.de/

www.gunsnroses.com

https://www.universal-music.de/guns-n-roses/


Pete Yorn und Scarlett Johansson veröffentlichen gemeinsame
EP "Apart" am 01. Juni

Es ist eine Kollaboration, wie sie spannender und kreativer kaum sein
könnte: Pete Yorn und Scarlett Johansson. Mit "Apart" bringt das Duo
am 1. Juni das Ergebnis ihrer jüngsten Zusammenarbeit heraus. Eine
erste Hörprobe inklusive Video gibt's auch schon: "Bad Dreams" heißt
die erste, ohrwurmverdächtige Single und ist einer der insgesamt fünf
Tracks, die die EP verzeichnet.

Es ist nicht das erste Mal, dass Scarlett und Pete aufeinander
treffen: Der Singer-Songwriter und die Schauspielerin hatten zuletzt
2009 gemeinsam das von Serge Gainsbourg und Brigitte Bardot
inspirierte Album "Break Up" heraus gebracht.

https://www.universal-music.de/pete-yorn/


Norah Jones veröffentlicht ihren neuen Konzertfilm "Live At
Ronnie Scott's" am 15. Juni ++ Erhältlich als DVD, Blu-ray und
Download

Gleich vier ausverkaufte Konzerte spielte Norah Jones im vergangenen
Herbst im legendären Londoner Jazzclub Ronnie Scott's - jetzt kommt
der Konzertfilm zu den einzigartig intimen Shows: "Live at Ronnie
Scott's" erscheint am 15. Juni als DVD, Blu-ray und Download. Einen
ersten Videovorboten hat die Sängerin, die auf der Bühne von
Schlagzeuger Brian Blade und Bassist Christopher Thomas flankiert
wird, bereits Anfang Mai veröffentlicht.

Fans von Norah Jones können sich auf magische Szenen freuen, in denen
die seit über 15 Jahren erfolgreiche Sängerin ans Klavier und somit
zu ihren (Jazz-)Wurzeln zurückkehrt: Minimalistisch und elegant,
hypnotisch und wunderschön beginnt sie den Abend mit einer bewegenden
Interpretation von "Sleeping Wild" vom aktuellen Album "Day Breaks"
(2016), um danach u.a. auch "After The Fall" und "Flipside" als Trio
zu präsentieren - sowie eine grandiose Version von Duke Ellingtons
"Fleurette Africaine (African Flower)". Das aus insgesamt 16 Songs
bestehende Live-Set, das sie mit dem GRAMMY-Hit "Don't Know Why" und
"I've Got To See You Again" ausklingen lässt, wird auf der DVD- und
Blu-ray-Variante abgerundet mit dem Bonustrack "Burn" sowie einem
Exklusivinterview, dass Jones kurz vor der Performance gegeben hat.

https://www.universal-music.de/norah-jones


YUNGBLUD performt live auf den Straßen von Berlin ++ Neue
Single "Psychotic Kids" ++ Am Wochenende live bei Rock am Ring / Rock
im Park

Der Shootingstar mischt derzeit die Musikszene auf und das nicht nur
in seiner Heimat Großbritannien! YUNGBLUD hat soeben seine neue
Single "Psychotic Kids" veröffentlicht.

Die Single "Psychotic Kids" ist die erste Auskopplung aus seinem
kommenden Debütalbum "21. Century Liability", das am 06. Juli
veröffentlicht wird. In Bewegung gibt es den smarten Sänger,
Songwriter und Musiker in einem anderen Video zu sehen: YUNGBLUD war
vor ein paar Wochen in Berlin unterwegs, packte die Gitarre aus und
spielte live auf der Straße.

Am Wochenende ist Yungblud live beim Rock am Rock / Rock im
Park-Festival zu sehen!

https://www.universal-music.de/yungblud

https://www.facebook.com/yungblud/


MNEK & Hailee Steinfeld veröffentlichen gemeinsame Single
"Colour" 

Er zählt zu den spannendesten Sänger und Songwritern, die 2018 ihr
Debüt vorlegen: MNEK hat bereits Songs für Madonna, Beyoncé und Dua
Lipa geschrieben, jetzt hat der Brite sich eine ganz besondere Lady
an seine Seite geholt! Hailee Steinfeld ist als Feature-Gast auf
seiner kommenden Single "Colour" dabei. "Colour" erscheint am
Freitag.

"Colour" ist die erste Single von MNEKs Debütalbum "Tongue". Das
Video wird in Kürze Premiere feiern.


PUSHA-T mit neuem Album "DAYTONA" auf Erfolgskurs

"DAYTONA" heißt das dritte Soloalbum des 41-Jährigen Rappers und
erschien bereits am 25. Mai. Das insgesamt sieben Songs vereinende
Album, das komplett von Kanye West produziert wurde, mischt derzeit
die Charts rund um den Globus auf. Kritiker und Kollegen feiern die 7
Tracks im Netz. Dass das Album eigentlich einen anderen Titel tragen
sollte, erklärte PUSHA-T in einer Serie von Tweets: "'DAYTONA' steht
dafür, dass ich den Luxus genieße, Zeit zu haben: Das ist eine Art
von Luxus, die nur der kennt, der etwas kann und auf dieses Können
auch vertraut."

Neben Executive Producer Kanye West, der sich auf dem Track "What
Would Meek Do?" das Mikrofon mit PUSHA-T teilt, ist Rick Ross der
einzige Gast des Albums (auf dem Song "Hard Piano"), zu dem der
Rapper auch eine neue Streetwear-/Merch-Kollektion launcht - designt
von Cali Thornhill Dewitt, der schon für den erfolgreichen
"PABLO"-Merch verantwortlich war. Fokustrack des Albums ist der Song
"If You Know You Know" - obwohl PUSHA-T via Twitter auch klarstellte,
dass er den Begriff "Single" nicht mehr verwendet (Zitat: "Was ist
das überhaupt?").

Der als Terrence Thornton geborene Rapper, der in Norfolk aufwuchs,
feierte bereits in den frühen Neunzigern erste Erfolge in der
Hip-Hop-Szene von Virginia Beach. Schon 1992 sollte er mit seinem
Bruder Gene (bzw. Malice) das gefeierte Rap-Duo Clipse gründen, mit
dem er bis 2009 mehrere Alben veröffentlichte, die selbst Der Spiegel
loben ("Grandios!") und mit "den ersten Platten von Mobb Deep"
vergleichen sollte. Als Solo-Künstler unterzeichnete PUSHA-T seinen
Vertrag mit G.O.O.D. Music im Jahr 2010, nachdem ihn der vielfache
Grammy-Gewinner Kanye West, der Gründer des Labels, ins Boot geholt
hatte. Noch im selben Jahr war er auf dem Platin-Hit "Runaway" von
Kanyes Album "My Beautiful Dark Twisted Fantasy" als Gast mit von der
Partie, um zwei Jahre später auf etlichen Tracks seines Labelchefs
verbal den Ton anzugeben: Der Megahit "Mercy", aufgenommen mit Kanye,
Big Sean und 2 Chainz, war dabei nur die Speerspitze der
Zusammenarbeiten von Wests "Cruel Summer"-Album. Auf sein
Solo-Debütalbum "My Name Is My Name" (2014; US-Rap: #2) ließ er
zuletzt Ende 2015 das Album "King Push - Darkest Before Dawn: The
Prelude" folgen, das erneut die Top-5 der US-Hip-Hop-Charts
aufmischte. Seit Ende 2015 ist er obendrein der Präsident von
G.O.O.D. Music.

https://www.universal-music.de/pusha-t/


Sie haben es wieder getan! The Rolling Stones rocken
gemeinsam mit Florence Welch

Sie sind gemeinsam auf UK-Tour und haben die Fans mit einem Duett
überrascht: The Rolling Stones luden Florence + The Machine Frontfrau
Florence Welch vor wenigen Tagen in London zu sich auf die Bühne und
performten eine grandiose Version von "Wild Horses".

Es ist nicht das erste Mal, dass Mick Jagger & Co mit der Sängerin
ein Duett sang. Bereits 2012 begeisterten die beiden mit ihrer
Performance von "Gimme Shelter". Einmal mehr unterstreicht Florence
Welch, dass sie zu den Ausnahmetalenten und faszinierendsten
Sängerinnen unserer Generation gehört. Am 29. Juni veröffentlichen
Florence + The Machine ihr neues Album "High As Hope". Im Juli sind
sie auf dem Melt! Festival live zu sehen.

http://www.universal-music.de/florence-and-the-machine/home


Duch die Nacht mit... Bastille präsentieren Video zur neuen
Single "Quarter Past Midnight"

Bastille melden sich mit dem Musikvideo zu ihrer neuen Single
"Quarter Past Midnight" zurück. Nach ihrem 2016-Album "Wild World"
haben Bastille ihren Fans lediglich den Titelsong zum
Netflix-Thriller "Bright" gegönnt, dann kam endlich die neue Single
"Quarter Past Midnight" und nun das Video.

Bastille-Frontmann Dan Smith über "Quarter Past Midnight": "Es geht
um diesen Moment in der Nacht, wenn die einen nach Hause gehen und
für die anderen die Nacht gerade beginnt. Wie eine Schwingtür. Man
kann sehr viel schneller in die Nacht verschwinden. Orte, die
tagsüber verschlossen sind, öffnen und was man mit Realität und
Arbeit assoziiert, ist zu. Da existiert ein Paralelluniversum."

Die Fans dürfen sich auch auf ein neues Album freuen, denn "Quarter
Past Midnight" ist der offizielle Vorbote auf das kommende, dritte
Werk der Briten, die bereits weltweit über 15 Millionen Singles und 6
Millionen Alben verkauft haben. Aufgenommen wurde es ebenso wie die
beiden ersten Album im eigenen kleinen Studio über einen Zeitraum von
fünf Monaten. "Unser Debüt entstand über einen gewissen Zeitraum, das
zweite Album haben wir eigentlich nie vollendet und immer weiter
gemacht, sodass es jetzt sehr merkwürdig war, anzuhalten und sich auf
eine Sache zu konzentrieren und ein normales Leben in London zu
leben."

http://www.universal-music.de/bastille/home

 * 


Veröffentlichungsplan

Alben

Ben Howard / Noonday Dream / 01.06.2018

Roger Daltrey / As Long As I Have You / 01.06.2018

Pete Yorn & Scarlett Johansson / Apart / 01.06.2018

Dierks Bentley / The Mountain / 08.06.2018

Sugarland / Bigger / 08.06.2018

Yungblud / 21. Century Liability / 06.07.2018

Various Artists / OST Mamma Mia! Here We Go Again / 13.07.2018

The Rolling Stones / From The Vault: No Security, San Jose '99 / 13.07.18

Rise Against / The Ghost Note Symphonies, Vol. 1 / 27.07.2018

Troye Sivan / BLOOM / 31.08.2018

Catalogue

Def Leppard / The Vinyl Boxset: Volume One (LP Box) / 01.06.2018

Def Leppard / The CD Boxset: Volume One (CD Box) / 01.06.2018

JAY-Z / In My Lifetime Vol. 1 (2LP) / 01.06.2018

JAY-Z / Vol.2 ... Hard Knock Life (2LP) / 01.06.2018

JAY-Z / In My Lifetime Vol. 1 (Explicit Version) (CD) / 08.06.2018

JAY-Z / Vol.2 ... Hard Knock Life (Explicit Version) (CD) / 08.06.2018

Kanye West / Late Registration (Explicit Version) (2LP) / 08.06.2018

Nashville Cast / The Music Of Nashville Original Soundtrack Season 6 Volume 1 (CD) / 08.06.2018

The Beautiful South / Painting It Red (Remastered 2017) (2LP) / 08.06.2018

Thelonious Monk / Thelonious Alone In San Francisco (LP) / 08.06.2018

Various Artists / Eric Clapton: Life in 12 Bars (Original Motion Picture Soundtrack) (2CD) / 08.06.2018

Aerosmith / Rock For The Rising Sun (Live From Japan 2011) (DVD/BD) / 08.06.2018

Gary Moore / One Night In Dublin: A Tribute To Phil Lynott (Live At The Point Theatre, Dublin, Ireland 2005) (DVD/BD) / 08.06.2018

Nazareth / No Means Of Escape (Live At Metropolis Studios, London 2014) (DVD/BD) / 08.06.2018

Ritchie Blackmore's Rainbow / Black Masquerade (Live At Metropolis Studios, London 2014) (DVD) / 08.06.2018

The Who / Live In Texas '75 (DVD) / 08.06.2018

ZZ Top / Live At Montreux 2013 (DVD/BD) / 08.06.2018

Stereophonics / Decade In The Sun - Best Of Stereophonics (2LP) / 08.06.2018

Liz Phair / Liz Phair (2LP) / 08.06.2018

Liz Phair / Whip-Smart (LP) / 08.06.2018

Liz Phair / Whitechocolatespaceegg (2LP) / 08.06.2018

The Beach Boys & Royal Philharmonic Orchestra / The Beach Boys With The Royal Philharmonic Orchestra (CD) / 08.06.2018

Anne Dudley / Plays The Art Of Noise (CD) / 15.06.2018

Love Unlimited / The 20th Century Records Singles (CD/2LP) / 15.06.2018

The Love Unlimited Orchestra / The 20th Century Records Singles (2CD/3LP) / 15.06.2018

Norah Jones / Live At Ronnie Scott's (2017) (DVD/BD) / 15.06.2018

Robert Glasper Experiment / Live (DVD) / 15.06.2018

Various Artists / Lock, Stock And Two Smoking Barrels (Original Motion Picture Soundtrack / 2LP) / 15.06.2018

Def Leppard / Vault: Def Leppard Greatest Hits (1980-1995) (2LP) / 15.06.2018

The Cure / Mixed Up (3CD Deluxe / Standard CD) / 15.06.2018

The Cure / Mixed Up (Remastered) (2LP) / 15.06.2018

The Cure / Torn Down: Mixed Up Extras 2018 (Remastered) (2LP) / 15.06.2018

The Killers / Career Box (LP Box) / 15.06.2018

The Rolling Stones / The Rolling Stones: Studio Albums Vinyl Collection 1971-2016 (2009 Re-mastered/Half Speed) (LP Box) / 15.06.2018

Wilko Johnson / Blow Your Mind (CD/LP) / 15.06.2018

The Record Company / All Of This Life (CD/LP) / 22.06.2018

Various Artists / Isle Of Dogs (Original Motion Picture Soundtrack) (LP) / 29.06.2018

Hildur Guðnadóttir / Sicario: Day Of The Soldado (Original Motion Picture Soundtrack) (CD) / 29.06.2018

Breaking Benjamin / Dear Agony (CD) / 29.06.2018

Breaking Benjamin / Phobia (CD) / 29.06.2018

Breaking Benjamin / We Are Not Alone (CD) / 29.06.2018

Bruce Dickinson / Scream For Me Sarajevo (DVD/BD) / 29.06.2018

Count Five / Psychotic Reaction (LP) / 29.06.2018

Guns N' Roses / Appetite For Destruction (Standard CD/Deluxe 2CD/Super Deluxe CD Box/2LP) / 29.06.2018

Jawbreaker / Dear You (LP) / 29.06.2018

Mike Ness / Under The Influences (LP) / 29.06.2018

Randy Bachman / By George By Bachman (CD/2LP) / 29.06.2018

Sparks / The Best Of, The Rest Of (2LP) / 29.06.2018

The Music Machine / (Turn On) The Music Machine (LP) / 29.06.2018

The Offspring / The Offspring (LP) / 29.06.2018

 * 


TV-Termine

Billie Eilish

01.06. / 22:40 Uhr / arte tracks / arte

Thirty Seconds To Mars

02.06. / 20.15 Uhr / "Rock am Ring 2018 - Die Highlights" / 3Sat

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - NACHLESE/009: 50 Jahre später ... The Byrds - Sweetheart of the Rodeo (SB)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / REPORT





NACHLESE/009: 50 Jahre später ... The Byrds - Sweetheart of the Rodeo (SB)




As through this life you travel, you meet some funny men
Some rob you with a six-gun, some with a fountain pen

Woody Guthrie - Pretty Boy Floyd, gecovert von The Byrds

Mitte der 1960er Jahre stagnierte der klassische Rock'n Roll in den USA auf dem
Niveau einer fließbandmäßig produzierten Unterhaltungsmusik, und der
radiotaugliche Mainstreampop sorgte mit Motown-Rhythmen, Surfsound und Beatmusik
nicht gerade für Abwechslung. Die Industrie warf Batterien von Hitsingles auf
den Markt, die im Drei-Minuten-Takt pulsierten und außer schönen Melodien wenig
Anhaltspunkte für Heranwachsende boten, Kritik an der herrschenden Ordnung, an
Rassismus, Krieg und Kapitalismus zu finden. Doch auch die Ausflüge in
neuentdeckte innere Welten fanden im Hitradio U.S.A. nicht statt. Um so
beliebter waren die Folkmusik eines Bob Dylan oder die langen Improvisationen
der Grateful Dead bei Jugendlichen, die sich trauten, Fragen aufzuwerfen, deren
Beantwortung in politischer Radikalisierung und der Eroberung der Straßen als
auch im massenhaften Ausstieg aus der etablierten Gesellschaft bestand.

Weit ausgreifende Ideen und hochpoetische Zeilen, dazu mit laut aufspielendem
Blues Rock präsentiert, begeisterten auch Musiker wie Roger McGuinn von The
Byrds. Diese Band konnte im Juni 1965 mit dem Dylan-Stück Tambourine
Man die erste Folk Rock-Single in den US-Charts plazieren. Die 1964 zur Hochzeit der
über die USA schwappenden Beatlemania in Los Angeles gegründeten Byrds hatten
bis auf ihr uniformes Styling, das im Popbusiness dieser Zeit einfach zur
Bühnenpräsentation dazugehörte, mit der Musik der Pilzköpfe nichts gemeinsam.
Inspiriert wurden sie statt dessen von Bob Dylan, von dem sie zahlreiche Songs
coverten. Trotz großer Fluktuationen unter den Musikern waren die Byrds am
unverwechselbaren Sound ihres Frontmannes Roger McGuinn, dessen Stimme an Hank
Williams erinnerte und dessen zwölfsaitige Gitarre einen spezifischen metallenen
Sound produzierte, zu erkennen.

In der frühen psychedelischen Ära Kaliforniens schufen die Byrds einen
neuartigen Folk Rock, der mit exzessivem Gitarrenklang und opulentem Einsatz
anderer Saiteninstrumente Maßstäbe der psychedelischen Musik setzte. Ihr
mehrstimmiger Gesang berichtete von Reisen durch - heute würde man sagen -
virtuelle Räume, und trotz der Dementi der Gruppenmitglieder war klar, daß Mr.
Spaceman vor allem geistige Regionen meinte, wenn dieser Eight Miles High durch
die Fifth Dimension flog, so der Titel des ersten Albums dieser Ära. Während
andere Gruppen gerade erst begonnen hatten, mit ungewöhnlichen Soundcollagen zu
experimentieren, klang die psychedelische Welle bei den Byrds mit dem im Januar
1968 veröffentlichten The Notorious Byrd Brothers, dem fünften und letzten Album
der Gruppe, zu dem David Crosby Stücke beisteuerte, schon wieder aus.

Der bis heute aktive Musiker hatte sich nie vom verbotenen Gebrauch
halluzinogener Substanzen distanziert und war maßgeblich dafür verantwortlich,
daß den Byrds der Ruf anhing, eine der führenden Acid-Bands zu sein. Da er sich
auch sonst als Bad Guy profilierte, indem er etwa General Motors in
Fernsehshows, die der Autokonzern sponsorte, als umweltfeindlich brandmarkte,
wurde er Ende 1967 von den anderen Bandmitgliedern hinausgeworfen. Das führte zu
einem grundlegenden Wandel ihres musikalischen Stils, wandten sich Roger
McGuinn, Chris Hillman und der für Crosby neu zu den Byrds hinzugestoßene Gram
Parsons nun doch ohne Scheu vor dem reaktionären Image des Genres der Country
Musik zu. Zwar hatten die Byrds schon früher, insbesondere auf Anregung von
Chris Hillmann, der in der Bluegrass-Szene groß geworden ist, mit Ausflügen in
die weiße US-Volksmusik gespielt, doch insbesondere der Einfluß Parsons', der
zuvor schon mit untypischen Rockelementen im Country von sich reden gemacht
hatte, sorgte dafür, daß sie einige bis heute gespielte Klassiker dieses Genres
auf Platte brachten.

Ursprünglich von McGuinn als Doppelalbum, das die Geschichte US-amerikanischer
Populärmusik nachzeichnen sollte, geplant, ging der stark an Country angelehnte
Sound des von März bis Mai 1968 in Nashville und Los Angeles eingespielten
Albums Sweetheart of the Rodeo eher wenigen der alten Fans ins Ohr. Nicht
zuletzt wegen der von Bob Dylan und Woody Guthrie verfaßten Songs auf dem Album
wurde es zugleich von der alteingesessenen Szene in Nashville als subversiver
Angriff langhaariger Hippies, deren höhnende Schmähung nicht selten Thema
damaliger Country-Stücke war, auf ihren angestammten Besitzstand verstanden.
Wenn etwa Merle Haggard 1969 in Okie from Muskogee erklärte, in dieser Stadt
werde weder Marihuana geraucht, noch gehe man dort auf eine Reise, indem man LSD
nehme, oder verbrenne auf der Main Street seinen Einberufungsbescheid in den
Vietnamkrieg, dann gibt das recht authentisch wieder, für welche Werte Country
zu dieser Zeit einstand.

Aufgrund des jähen stilistischen Bruches mit dem zuvor sehr erfolgreichen
Psychedelik-Sound der Band war das Album kommerziell ein Flop. Heute wird es als
eines der wichtigsten und einflußreichsten Country Rock-Alben der damaligen Zeit
betrachtet. Gram Parsons verließ die Gruppe noch im selben Jahr wieder und zog
als Vagabund des Country Rock solo durch die Lande. Er entdeckte und förderte
Emmylou Harris, mit der er einige zeitlos schöne Duette wie Hickory Wind sang,
das auch auf dem Byrds-Album vertreten ist. Seiner engen Freundschaft mit Keith
Richards war die Hinwendung der Rolling Stones zur US-amerikanischen Musikkultur
auf dem Doppelalbum Exile on Main Street zumindest teilweise geschuldet, und der
schwer heroinabhängige Parsons war bei den Aufnahmesessions zu diesem Album in
Südfrankreich als Gast zugegen. 1973 erlitt er, wie so viele Kollegen seiner
Generation, den Drogentod und hat seitdem einen festen Platz als geradezu
mythische Figur unter den Legenden weißer US-amerikanischer Populärmusik, ob nun
Folk, Folk Rock, Country oder Country Rock genannt.

Auch der Bluegrass-Musiker Clarence White, ein Virtuose des Flatpicking, verhalf
den Byrds als Sessionmusiker auf diesem und anderen Alben wie als späteres
Vollmitglied zu einer musikalischen Reife, die den Vergleich mit den besten
Vertretern bluegrassorientierten Country Rocks nicht scheuen mußte. Chris
Hillman, der White aus den frühen 1960er Jahren von gemeinsamen
Bluegrass-Sessions her kannte, lud ihn zu den Byrds ein, denen er bis ein halbes
Jahr vor seinem Tod 1973 bei einem Autounfall angehörte. White führte die
Gitarre als Soloinstrument in den Bluegrass ein, wo sie zuvor nur als
Rhythmusinstrument Verwendung gefunden hatte. Sein kreatives Schaffen als
Instrumentalist beeinflußte andere Gitarristen stark, und 2010 wurde er vom
Gitarrenhersteller Gibson auf Platz 42 der 50 besten Gitarristen aller Zeiten
plaziert, während die Zeitschrift Rolling Stone ihn 2003 auf Platz 41 der 100
größten Gitarristen aller Zeiten setzte.

Mit Clarence White und Roger McGuinn war der Sound der Byrds bis zur Auflösung
der Gruppe 1973 von virtuoser und transparenter Gitarrenarbeit wie mehrstimmigem
Harmoniegesang geprägt. Ihr Einfluß auf Gruppen wie R.E.M, Tom Petty & The
Heartbreakers oder auch The Smiths ist unverkennbar, und auch die Beatles und
Bob Dylan sollen Anleihen an ihren musikalischen Ideen gemacht haben. Heute
gelten die Byrds als eine der wichtigsten US-amerikanischen Bands der 1960er
Jahre, deren Einfluß auf die Popkultur weit größer ist, als ihre Charts-Erfolge
ahnen lassen. Die besondere Bedeutung der beiden 1968 veröffentlichten Alben The
Notorious Byrd Brothers und Sweetheart of the Rodeo ergibt sich daraus, daß sie
den tiefgreifenden stilistischen Wandel der Byrds etwa zur Halbzeit ihrer im
Kern achtjährigen Bandgeschichte dokumentieren und belegen, daß sie ebenso zur
ersten Riege US-amerikanischer Rockgruppen wie Country- und Folk-Acts gehören.

31. Mai 2018
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AUSLAND/8721: Aus aller Welt - 31.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Außenminister Sergej Lawrow zu Gesprächen in Nordkorea

Während der Verhandlungen um ein mögliches Gipfeltreffen zwischen
Nordkoreas Staatschef Kim Jong Un und US-Präsident Donald Trump ist 
Rußlands Außenminister Sergej Lawrow zu Gesprächen nach Pjöngjang 
gereist. Bei einem Gespräch mit seinem Amtskollegen Ri Yong Ho riet 
Lawrow zu Behutsamkeit in den Verhandlungen über das nordkoreanische 
Atomprogramm. Er betonte, daß sich Rußland nicht in die Verhandlungen 
einmischen werde. Nordkorea müsse selbst entscheiden, welche Garantien 
seitens der USA es für ausreichend hält, um sich zu verständigen. Der 
Chefdiplomat des Kreml geht davon aus, daß die Denuklearisierung der 
koreanischen Halbinsel und die Erlangung der Stabilität in der Region 
viel Zeit in Anspruch nehmen wird. Wie das Außenministerium in Moskau 
mitteilte, wurde Lawrow anschließend von Kim empfangen, der eine 
Einladung nach Rußland erhielt.

31. Mai 2018
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JUSTIZ/8721: Kriminalität und Rechtsprechung - 31.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Gerichtsurteil: BND darf Internetknoten anzapfen

Der Bundesnachrichtendienst (BND) darf weiter den weltweit größten
Internetknoten in Frankfurt strategisch, also anlaßlos überwachen.
Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig wies in einem am Donnerstag
veröffentlichten Urteil eine gegen diese Praxis gerichtete Klage der
Betreiberfirma ab, die ihre Verpflichtung zur Mitwirkung und die
Auswahl der Übertragungswege durch den Nachrichtendienst als
rechtswidrig einstufen wollte. Die Betreiberfirma will nun vor das
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe ziehen.

31. Mai 2018
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MILITÄR/8718: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 31.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Großes Herbstmanöver der NATO in Norwegen

Für das diesjährige Manöver "Trident Juncture" mobilisiert die NATO
rund 40.000 Soldaten aus 30 Nationen. Wie der Kommandeur der
NATO-Truppen in Europa, Curtis Scaparrotti, nach einer Sitzung der
Stabchefs in Brüssel mitteilte, wird das Großmanöver zwischen Oktober
und November im nordöstlichsten Bündnisgebiet abgehalten. Die
Bundeswehr beteiligt sich mit 8.000 Soldaten an der Übung, mit der
laut Scaparrotti die Möglichkeiten der Allianz zur Eindämmung
Rußlands demonstriert werden sollen.

31. Mai 2018
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POLITIK/8720: Aus Parlament und Gesellschaft - 31.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Berliner Juso-Chefin will eine Erneuerung der SPD

Die Berliner Vorsitzende der Jungsozialisten, Annika Klose, fordert
eine inhaltliche Erneuerung der Partei. Die SPD müsse für eine
Abschaffung von Hartz IV und für eine weltoffene Flüchtlingspolitik
eintreten. Der am Freitag beginnende Parteitag sei eine gute
Gelegenheit, ein klares Signal zu senden, sagte Klose, die selber zur
Spitzenkandidatin für die Europawahl im kommenden Jahr gewählt werden
möchte. Zur Nominierung treten nach derzeitigem Stand zehn weitere
Kandidaten an.

31. Mai 2018
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MELDUNGEN



Asiatische Tigermücke breitet sich in Thailand aus

In Thailand sind in diesem Jahr verstärkt Fälle von Dengue-Fieber
aufgetreten. Nach Angaben der Gesundheitsdienste wurden landesweit
bereits 11.704 Virus-Infektionen mit 16 Toten gemeldet. 2017 waren
mehr als 50.000 Erkrankungen und 59 Todesfälle registriert worden.
Dies waren die höchsten Fallzahlen seit 20 Jahren. Besonders
betroffen von der durch die Asiatische Tigermücke übertragenen
Krankheit sind demnach die Region um Bangkok sowie der Süden des
südostasiatischen Landes.
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MELDUNGEN



Chinesische Astronauten trainieren Überleben in der Wüste

In der Nähe des Weltraumzentrums Jiuquan im Nordwesten Chinas haben
chinesische Astronauten ein Überlebenstraining absolviert. Wie die
Nachrichtenagentur Xinhua berichtete, simulierten 15 Raumfahrer eine
Notlandung in der Badain-Jaran-Wüste. Das vom Astronaut Center of
China (ACC) konzipierte Trainingsprogramm sah vor, daß die
Astronauten ihre Raumkapsel nach einer Notlandung selbständig öffnen
und dann 48 Stunden in einer lebensfeindlichen Umgebung aushalten,
bis Rettung eintrifft. China plant für das Jahr 2020 die Montage
einer Weltraumstation im erdnahen Orbit. Sie soll etwa zwei Jahre
später betriebsbereit sein.
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Dänemark verbietet Gesichtsbedeckungen

In Dänemark ist ab August in öffentlichen Räumen das Tragen von
Burkas und Nikabs sowie Hüten, Mützen, Schals, Masken, Helmen und
künstlichen Bärten, die das Gesicht stark verdecken, bei Strafe
verboten. Eine Ausnahme gilt für warme Kleidung bei kalter Witterung.
Das dänische Parlament verabschiedete die entsprechende Novelle am
Donnerstag mit 75 gegen 30 Stimmen. Bei Zuwiderhandlung droht eine
Geldstrafe von 135 Euro. Die Strafe wird mit jedem weiteren Verstoß
erhöht. Auf der Straße soll niemand gezwungen werden, ein
Kleidungsstück abzulegen. Betroffene werden aufgefordert, sich nach
Hause zu begeben.
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US-Onkologen fordern Darmkrebs-Screening ab 45. Lebensjahr

Zwar ist der Darmkrebs in den USA bei den über 50jährigen
zurückgegangen, dafür stieg er bei den Patienten unter der
50-Jahres-Grenze seit 1994 um 51 Prozent. Beim sogenannten
Rektumkarzinom gab es sogar eine Verdopplung. Vor diesem Hintergrund
fordern US-Onkologen ein Screening bereits ab dem 45. Lebensjahr. In
Deutschland wird ab einem Alter von 50 Jahren zum jährlichen
Stuhltest und ab 55 Jahre zu einer Darmspiegelung geraten.
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EGMR verurteilt Litauen und Rumänien wegen CIA-Geheimgefängnissen

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) in Straßburg
hat Litauen und Rumänien wegen Kooperation mit dem
US-Auslandsgeheimdienst CIA bei der illegalen Inhaftierung und
Folterung Terrorverdächtiger verurteilt. Der in Saudi-Arabien
geborene, staatenlose Palästinenser Abu Zubaydah und der Saudi Abd
al-Nashiri, die im Gefangenenlager Guantánamo auf Kuba festgehalten
werden, hatten im Zusammenhang mit ihrer Inhaftierung in europäischen
CIA-Gefängnissen geklagt. Der EGMR verurteilte Rumänien, Zubaydah
130.000 Euro Entschädigung zu zahlen. Litauen muß al-Nashiri mit
100.000 Euro entschädigen. Rumänien und Litauen müssen offenlegen,
unter welchen Umständen Zubaydah bzw. al-Nashiri auf ihr Staatsgebiet
gelangten und auf welchem Weg sie das Land wieder verlassen haben.
Außerdem muß geklärt werden, wie die beiden behandelt wurden. Die
Regierungen von Rumänien und Litauen müssen sich dafür einsetzen, daß
in den USA nicht die Todesstrafe gegen die Gefangenen verhängt wird.
Die Kläger und die beiden Staaten können innerhalb von drei Monaten
Beschwerde gegen die Urteile einlegen.
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Historische Stubenmalerei erinnert an Wurzeln der Farbchemie

In einem feudalen historischen Haus in der Innenstadt von
Wermelskirchen ist eine sogenannte Stubenmalerei entdeckt worden. Sie
wurde inzwischen teilweise freigelegt und restauriert. Wie die
Denkmalbehörde in Remscheid erklärte, hat die Entdeckung große
Bedeutung für das Städtchen. Zum einen wurden früher nur in reichen
Haushalten die Wände bemalt, zum anderen blieben solche Malereien nur
sehr selten über Jahrhunderte erhalten.

In diesem Fall spielt auch noch die Farbe Ultramarinblau eine
besondere Rolle. Laut WDR1 wurde in Wermelskirchen das erste
künstliche Ultramarinblau hergestellt - in der Fabrik von Carl
Leverkus, dem Begründer der Farben-Industrie im Bergischen Land. Als
dieser nach Wiesdorf zog, benannten die Einwohner den Ort zur
Erinnerung an den Fabrikanten in Leverkusen um.
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USPACOM wird in United States Indo-Pacific Command umbenannt

Das United States Pacific Command (USPACOM) wird offiziell in United
States Indo-Pacific Command umbenannt. Als dessen Befehlshaber tritt
Admiral Philip Davidson an. US-Verteidigungsminister James Mattis
begründete die Umbenennung am Mittwoch auf Hawaii mit der wachsenden
strategischen Bedeutung des Indischen Ozeans und der Pazifischen
Regionen. Das USPACOM gebietet bislang über rund 375.000 Militärs und
Zivilisten. Sein Einflußgebiet erstreckt sich über den halben
Erdball.
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Gregor Gysi plädiert für linken Internationalismus

Gregor Gysi, der Vorsitzende der europäischen Linken, sieht mehrere
Gründe dafür, daß die Italiener trotz der unsozialen EU-Politik eher
die Lega und möglicherweise Berlusconi wählen statt linke Parteien.
Im Deutschlandfunk sagte Gysi dazu am Donnerstag unter anderem, die
Linke sei mit dem Scheitern des Staatssozialismus selbst gescheitert.
Auch die Parteien wie zum Beispiel die italienische kommunistische
Partei, die immer eine Distanz zur Sowjetunion gehabt hätten, seien
einfach mit tief in den Keller gegangen. Außerdem sei die Linke in
Deutschland und Europa etwas durcheinander, weil man vornehmlich
nationale Antworten statt internationalistische suche. Für ihn sei
die internationalistische Richtung die einzig mögliche für eine linke
Bewegung. Das sei heute gar nicht mehr so einsichtig für alle. Zudem
sei bei den Linken ein gewisses Mißtrauen entstanden, weil überall im
Staatssozialismus Diktaturen herrschten. Die Linke müsse auf allen
Ebenen wirksam sein. Das heiße lokal, in Bundesländern, in
Deutschland und auf der europäischen Ebene, und eigentlich müsse ihr
auch noch weltpolitisch etwas einfallen. Er erwarte von der Linken,
daß sie die richtige Antwort finde, und zwar eine
internationalistische. Gysi betonte, wenn er als Linker nur an der
Seite der armen Deutschen stehe, dann sei er noch nicht links. Da
könne auch ein Rechter stehen. Erst wenn er an der Seite aller Armen
stehe, sei er links.
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Immer mehr Wild kommt im Norden unter die Räder

Die Zahl der Unfälle mit Wildtieren ist in Schleswig-Holstein im
vergangenen Jahr abermals gestiegen. Laut Kieler Nachrichten, die sich
auf Informationen der Landespolizei in Kiel berufen, waren es 2017
rund 15.200. Nach der Erhebung von 2013 stieg die Zahl damit etwa um
2.600.

Als Ursache für die kontinuierlichen Steigerungen führen die
beteiligten Behörden unterschiedliche Gründe ins Feld. So nehmen die
Verkehrsämter zunehmendes Tieraufkommen als eine der Ursachen an. Nach
Ansicht des Landesjagdverbandes ist die höhere Verkehrsdichte bei
gleichzeitig zunehmenden Geschwindigkeiten der Verkehrsteilnehmer
ausschlaggebend für den Trend.

Insgesamt verendeten laut Jahresbericht der Jägerschaft auf den
Straßen zuletzt rund 10.500 Stück Rehwild, 965 Stück Damwild und 390
Wildschweine. Bei Niederwild wie Hasen, Füchsen, Waschbären, Fasanen
und anderen Tieren soll die Dunkelziffer sehr hoch liegen, weil sich
kaum jemand an die Meldepflicht bei Unfällen hält, wenn er keinen
Versicherungsschutz beanspruchen will.
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Rotes Kreuz entsendet Operationsteam in den Gazastreifen

Das Internationale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) unterstützt die
Palästinenser im Gazastreifen mit medizinischer Ausrüstung sowie
Chirurgen, Pflegern und Physiotherapeuten. Die Hilfe war wegen der
israelischen Militäreinsätze gegen Demonstranten im Gazastreifen seit
Ende März erforderlich geworden. Scharfschützen töteten nicht nur
über 120 Menschen, sie verwundeten auch 3600 weitere. Mindestens 1350
von ihnen wurden durch Schüsse so schwer verwundet, daß sie drei- bis
fünfmal operiert werden müssen. Insgesamt wurden mindestens 13.000
Menschen im Gazastreifen verletzt. Dadurch sind rund 4000 Operationen
nötig geworden. Das Gesundheitssystem im Gazastreifen ist damit laut
IKRK völlig überfordert. Das Rote Kreuz will im größten Krankenhaus
am Ort ein Operationszentrum mit 50 Betten eröffnen und rund die
Hälfte der erforderlichen Operationen übernehmen. Mehrere Mitarbeiter
des Roten Kreuzes sind bereits im al-Shifa-Krankenhaus tätig. Von den
Plänen berichtete das IKRK am Donnerstag in Genf.
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Japans Walfänger töten wieder trächtige Wale

Schon lange sind Japans Walfänger wegen ihres Tuns in der Kritik.
Diese hat sich jetzt verschärft, nachdem bekannt wurde, daß sie auf
ihrem jüngsten Beutezug in der Antarktis mehr als 120 trächtige
Zwergwale getötet haben. Wie dpa gerade meldete, geht das aus einem
Bericht der Internationale Walfangkommission (IWC) hervor. Offiziell
werden Wale von den Japanern zu wissenschaftlichen Zwecken getötet.
Seit Japans Waljäger vor mehr als 25 Jahren geltend machen, Wale nur
im Rahmen eines Forschungsprogramms zu jagen, haben sie mehr als
10.000 Großwale in den antarktischen Gewässern getötet.
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Streetscooter eröffnet in Düren eine zweite Fabrik

Streetscooter hat in Düren seine zweite Fabrik eröffnet. Dort und am
bisherigen Standort Aachen kann die Post-Tochter künftig bis 20.000
Elektrotransporter produzieren. Im neuen Werk auf dem Gelände des
Autozulieferers Neapco sollen im Einschichtbetrieb von bis zu 250
Beschäftigten pro Tag 46 Fahrzeuge gebaut werden. Streetscooter
produziert für den Eigenbedarf der Deutschen Post DHL sowie externe
Kunden. Elektrisch angetriebene Kleintransporter werden bei der
Anschaffung vom Staat mit 4000 Euro gefördert. Bundesumweltministerin
Svenja Schulze will die Beihilfe auf 7000 Euro heraufsetzen.
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Samsung mit großen Problemen beim Android Oreo-Update

Langsam aber sicher entwickelt sich das neue Android 8.0 Oreo zum
Alptraum der Software-Entwickler bei Samsung Electronics. Gerade erst
hatten sie die Probleme bei mehreren Varianten der Galaxy S-Reihe
behoben, da melden sich plötzlich Besitzer von Galaxy A-Modellen, die
nach der Aktualisierung ihrer Geräte in Boot-Schleifen landen. Wie
die Internetplattform WinFuture.de meldete, starten die Smartphones
immer wieder neu, wenn sie mit bestimmten WLANs wie öffentliche
Wi-Fi-Infrastrukturen verbunden waren. Es erfolgte dann ein
automatischer Neustart auf dem anderen… und zwar in so
schneller Folge, daß der nächste Absturz standfand, bevor der Nutzer
die Verbindung abschalten konnte. Diese Schleife blieb 
aufrechterhalten bis zum kompletten Entleeren des Akkus. Samsung 
sicherte zu, zügig an einer Lösung auch dieses Problems zu arbeiten. 
Bis dahin empfiehlt das Unternehmen allen Besitzern der Galaxy 
A-Reihe, besser darauf zu verzichten, das Upgrade des Betriebssystems 
auszulösen.
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GALAXIS/297: Der Tarantelnebel - Eine dicht bevölkerte Nachbarschaft (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie - ESO Science

Outreach Network, 30.05.2018

Der Tarantelnebel: Eine dicht bevölkerte Nachbarschaft



Bildveröffentlichung der Europäischen Südsternwarte (Garching) - Der etwa
160.000 Lichtjahre entfernte Tarantelnebel ist das eindrucksvollste
Himmelsobjekt innerhalb der Großen Magellanschen Wolke, einer
Begleitgalaxie unserer Milchstraße. Das VLT Survey Telescope am Paranal-
Observatorium der ESO in Chile hat diese Himmelsregion und ihre
reichhaltige Umgebung in feinstem Detail aufgenommen. Das Bild zeigt eine
kosmische Landschaft aus Sternhaufen, leuchtenden Gaswolken und den
verstreuten Überresten von Supernovaexplosionen. Es ist das schärfste
Bild, das je von diesem gesamten Feld gemacht wurde.




[image: Bild: © ESO]

Die reichhaltige Region um den Tarantelnebel in der Großen Magellanschen
Wolke

Bild: © ESO



Unter Ausnutzung der Kapazitäten des VLT Survey Telescope (VST) am
Paranal-Observatorium der ESO in Chile haben Astronomen dieses sehr
detaillierte neue Bild des Tarantelnebels und seiner zahlreichen
benachbarten Nebel und Sternhaufen aufgenommen. Die Tarantel, die auch als
30 Doradus bezeichnet wird, ist die hellste und energetischste
Sternentstehungsregion in der Lokalen Gruppe von Galaxien.

Der Tarantelnebel am oberen Rand dieses Bildes erstreckt sich über mehr
als 1000 Lichtjahre und befindet sich im Sternbild Dorado (der
Schwertfisch) tief am südlichen Sternhimmel. Dieser atemberaubende Nebel
ist Teil der Großen Magellanschen Wolke, einer Zwerggalaxie, die sich über
etwa 14.000 Lichtjahre ersteckt. Die Große Magellansche Wolke ist eine der
nächstgelegenen Galaxien zur Milchstraße.

Im Zentrum des Tarantelnebels befindet sich ein junger, riesiger
Sternhaufen namens NGC 2070, eine Sternenstehungsregion, deren dichter
Kern mit dem Namen R136, einige der massereichssten und leuchtkräftigsten
bekannten Sterne enthält. Das helle Leuchten des Tarantelnebels selbst
wurde erstmals 1751 vom französischen Astronomen Nicolas-Louis de Lacaille
aufgezeichnet.

Ein weiterer Sternhaufen im Tarantelnebel ist der viel ältere Hodge 301,
in dem schätzungsweise mindestens 40 Sterne als Supernovae explodiert sind
und Gas in der gesamten Region verbreiten. Ein Beispiel für einen
Supernovaüberrest ist die Superblase SNR N157B, die den offenen
Sternhaufen NGC 2060 umschließt. Dieser Sternhaufen wurde erstmals 1836
vom britischen Astronomen John Herschel mit einem 18,6-Zoll-
Spiegelteleskop am Kap der Guten Hoffnung in Südafrika beobachtet. Am
rechten unteren Rand des Tarantelnebels kann man die Position der
berühmten Supernova SN 1987A ausmachen [1].

Auf der linken Seite des Tarantelnebels sieht man einen hellen, offenen
Sternhaufen namens NGC 2100, der eine helle Konzentration blauer Sterne
aufweist, die von roten Sternen umgeben sind. Dieser Sternhaufen wurde
1826 vom schottischen Astronomen James Dunlop bei seiner Arbeit in
Australien mit seinem selbstgebauten 9-Zoll-Spiegelteleskop (das
entspricht einem Durchmesser von 23 cm) entdeckt.

Im Zentrum des Bildes steht der Sternhaufen und Emissionsnebel NGC 2074,
eine weitere massereiche Sternentstehungsregion, die von John Herschel
entdeckt wurde. Bei genauerem Hinsehen erkennt man eine dunkle,
seepferdchenförmige Staubstruktur - das "Seepferdchen der Großen
Magellanschen Wolke". Dabei handelt es sich um eine gigantische
Säulenstruktur, die etwa 20 Lichtjahre lang ist - fast fünfmal so lang wie
die Entfernung zwischen der Sonne und dem nächsten Stern, Alpha Centauri.
Die Struktur ist dazu verdammt, in den nächsten Millionen Jahren zu
verschwinden, denn sobald sich in dem Sternhaufen mehr Sterne bilden,
werden ihre Strahlung und ihre Winde langsam die Staubsäulen wegblasen.

Dieses Bild war nur dank der speziell entwickelten 256-Megapixel-Kamera
OmegaCAM möglich. Das Bild wurde aus OmegaCAM-Einzelaufnahmen durch vier
verschiedene Farbfilter erzeugt, darunter ein Filter zur Isolierung des
roten Leuchtens von ionisiertem Wasserstoff [2].


Endnoten

[1] SN 1987A war die erste Supernova, die mit modernen Teleskopen
beobachtet wurde und die hellste seit Keplers Supernova im Jahr 1604. SN
1987A war nach ihrer Entdeckung am 23. Februar 1987 über mehrere Monate
hinweg 100 Millionen Sonnenleuchtkräfte hell.

[2] Die H-alpha-Emissionslinie ist eine rote Spektrallinie, die entsteht,
wenn das Elektron in einem Wasserstoffatom Energie verliert. Dies
geschieht im Wasserstoff in der Umgebung heißer junger Sterne, wenn das
Gas durch intensive ultraviolette Strahlung ionisiert wird und sich die
Elektronen anschließend wieder mit den Protonen zu Atomen verbinden. Die
Fähigkeit von OmegaCAM, diese Linie zu erkennen, erlaubt es Astronomen,
die Physik von Riesenmolekülwolken zu charakterisieren, in denen sich neue
Sterne und Planeten bilden.

Zusatzinformationen

Die Europäische Südsternwarte (engl. European Southern Observatory, kurz
ESO) ist die führende europäische Organisation für astronomische Forschung
und das wissenschaftlich produktivste Observatorium der Welt. Die
Organisation hat 15 Mitgliedsländer: Belgien, Dänemark, Deutschland,
Finnland, Frankreich, Großbritannien, Italien, die Niederlande,
Österreich, Polen, Portugal, Spanien, Schweden, die Schweiz und die
Tschechische Republik. Hinzu kommen das Gastland Chile und Australien als
strategischer Partner. Die ESO ermöglicht astronomische Spitzenforschung,
indem sie leistungsfähige bodengebundene Teleskope entwirft, konstruiert
und betreibt. Auch bei der Förderung internationaler Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Astronomie spielt die Organisation eine maßgebliche Rolle.
Die ESO verfügt über drei weltweit einzigartige Beobachtungsstandorte in
Chile: La Silla, Paranal und Chajnantor. Auf dem Paranal betreibt die ESO
mit dem Very Large Telescope (VLT) das weltweit leistungsfähigste
Observatorium für Beobachtungen im Bereich des sichtbaren Lichts und zwei
Teleskope für Himmelsdurchmusterungen: VISTA, das größte
Durchmusterungsteleskop der Welt, arbeitet im Infraroten, während das VLT
Survey Telescope (VST) für Himmelsdurchmusterungen ausschließlich im
sichtbaren Licht konzipiert ist. Die ESO ist außerdem einer der
Hauptpartner bei zwei Projekten auf Chajnantor, APEX und ALMA, dem größten
astronomischen Projekt überhaupt. Auf dem Cerro Armazones unweit des
Paranal errichtet die ESO zur Zeit das European Extremely Large Telescope
(E-ELT) mit 39 Metern Durchmesser, das einmal das größte optische Teleskop
der Welt werden wird.

Die Übersetzungen von englischsprachigen ESO-Pressemitteilungen sind ein
Service des ESO Science Outreach Network (ESON), eines internationalen
Netzwerks für astronomische Öffentlichkeitsarbeit, in dem Wissenschaftler
und Wissenschaftskommunikatoren aus allen ESO-Mitgliedsländern (und
einigen weiteren Staaten) vertreten sind. Deutscher Knoten des Netzwerks
ist das Haus der Astronomie in Heidelberg.


Weitere Informationen unter:

https://www.eso.org/public/germany/news/eso1816/ 

- Webversion der Meldung mit weiteren Aufnahmen und Videos

http://www.eso.org/public/images/archive/search/?adv=&subject_name=VLT%20Survey%20Telescope


- Fotos vom VLT Survey Telescope

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network, 30.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/230: Neuartige Forschung zur Photosynthese - Der Baum, das Effizienzwunder (idw)


Universität Duisburg-Essen - 30.05.2018

UDE: Neuartige Forschung zur Photosynthese - Der Baum, das
Effizienzwunder 



Sie produzieren Sauerstoff, filtern Staub und spenden Schatten: Bäume tun
Menschen gut - und sorgen bestmöglich für sich selbst. Denn die grünen
Riesen sind wahre Effizienzwunder. Wie gut sie ihre Ressourcen nutzen,
zeigt Dr. Christiane Wittmann von der Universität Duisburg-Essen (UDE) an
einem bisher wenig bekannten Gewebe. Ihre Hilfsmittel: Nadel und
Spritzenkanüle.

Bäume sind in der Lage, ohne fremde Hilfe alle lebensnotwendigen Stoffe
durch die Photosynthese herzustellen, dazu brauchen sie nur Sonnenlicht,
Kohlendioxid und Wasser. Umweltwissenschaftlerin Wittmann forscht zu
Chlorenchym. Dass in der Photosynthese aktive Gewebe, das den Holzkörper
des Baumes umhüllt und CO2 äußert effektiv recycelt, ist bisher wenig
untersucht, ebenso der Typ der Photosynthese. "Äste und Stämme enthalten
sehr viel Kohlendioxid. Ihre Emissionen werden dank Chlorenchym um 75 bis
95 Prozent reduziert, je nach Art und Alter des Baums."

Blätter, Äste, Stamm - der Baum nutzt all seine Bestandteile, um
Photosynthese zu betreiben, die wiederum für ihn selbst, Mensch und Tier
lebenswichtig sind. Chlorenchym ist jedoch viel schwieriger zu untersuchen
als die Blätter. "Es gibt Parallelen zur Blattphosytnthese, aber auch
große Unterschiede zwischen den Geweben von Blatt und Stamm und den
Stoffwechselwegen."

Ihre gerade veröffentlichten Erkenntnisse hat Wittmann deshalb auf
ungewöhnlichen Wegen gewonnen: Sie setzte auf den minimal-invasiven
Einsatz von Mikrosensoren - fast wie bei einer medizinischen Operation.
"Die äußeren Gewebe werden sterilisiert und die nur 40 Mikrometer großen
Sensoren mit Piercingnadeln und Spritzenkanülen in die jeweiligen Gewebe
eingeführt. Dadurch werden größere Verletzungen vermieden und die
Messungen können unter möglichst naturnahen Bedingungen erfolgen", erklärt
Wittmann. Ein bildgebendes Verfahren macht die ablaufenden Prozesse für
die Forscherin sichtbar.

"Sauerstoff spielt eine sehr bedeutende Rolle, da er als kostbares
Abfallprodukt im Gewebe anfällt und bei der Zellatmung zur
Energieversorgung benötigt wird. Der Baum gibt diesen ab und sorgt damit
nicht nur für gute Luft in der Stadt, sondern belüftet sich auch selbst."



Aktuelle Veröffentlichung in der Fachzeitschrift New Phytologist:

http://dx.doi.org/10.1111/nph.15198

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, 30.05.2018
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Deutschlandwetter im Mai 2018

Sehr warm und sonnenscheinreich - ein weiterer Monat voller
Rekorde
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Offenbach, 30. Mai 2018 - Hoher Luftdruck, der sich von Mittel- nach
Nordeuropa verlagerte, sorgte in Deutschland für einen überaus
sonnenscheinreichen und außergewöhnlich warmen Mai 2018. So folgte dem
wärmsten April seit Beginn regelmäßiger Aufzeichnungen 1881 ein ebenso
warmer Mai. Heftige Gewitter, Starkregen und Hagel gelangten von Süden
her zeitweilig bis in die Mitte Deutschlands und führten örtlich zu
erheblichen Schäden. Den Norden und Osten erreichten sie jedoch meist
nicht, so dass dort bald große Trockenheit herrschte. Das meldet der
Deutsche Wetterdienst (DWD) nach ersten Auswertungen der Ergebnisse
seiner rund 2000 Messstationen.


Ähnlich warm wie der Rekord-Mai des Jahres 1889

Mit rund 16,0 Grad Celsius (°C) lag der Temperaturdurchschnitt um etwa
3,9 Grad über dem Wert der international gültigen Referenzperiode 1961
bis 1990. Auch gegenüber der Vergleichsperiode 1981 bis 2010 betrug
die Abweichung nach oben noch rund 3 Grad. Damit war der Mai ähnlich
warm wie der Mai des Jahres 1889, dem bisherigen Rekordhalter. Eine
exakte Analyse und eine klimatologische Einschätzung der letzten
beiden Monate hat der DWD für den 4. Juni angekündigt. Die meisten
DWD-Stationen meldeten neue Mai-Rekorde, obwohl der Monat kühl
begonnen hatte: Am 2. sank das Quecksilber in Fassberg in der
Lüneburger Heide auf -3,8 °C. Doch bald danach trieb die Sonne die
Temperaturen auf sommerliches Niveau: Bereits am 9. meldete Lingen im
Emsland ein Tagesmaximum von 30 °C. Dort konnte man mit 20 auch die
meisten Sommertage (>=25 °C) zählen. Ende Mai rollte eine Hitzewelle
heran: Mit 34,2 °C wurde es dabei erneut in Lingen am wärmsten.


Im Nordosten gebietsweise extrem trocken - sonst vielerorts
schwere Gewitter

Das Soll von 71 Litern pro Quadratmeter (l/m²) wurde mit etwa 50 l/m²
um 28 Prozent verfehlt. Die Unterschiede waren dennoch beachtlich: Im
Norden und Osten Deutschlands war es besonders trocken. Vereinzelt
fielen dort weniger als 5 l/m², erste Waldbrände entstanden. Im Süden
und Westen richteten sich die Niederschlagssummen meist nach den
Zugbahnen der häufigen Gewitter. So traten sehr unterschiedliche
Regenmengen auf engstem Raum auf. Blitz und Donner wurden häufig von
Hagel, Sturm und verheerendem Starkregen begleitet: Am 10. türmten
sich Hagelkörner in Ginolfs in der Rhön bis zu einem halben Meter hoch
auf. Ein Tornado der Stärke F2 (181 bis 253 km/h) verursachte am 16.
bei Viersen, nahe der niederländischen Grenze, große Verwüstungen. Am
24. zogen heftige Gewitter mit ungeheuren Regenmassen immer wieder
über das Vogtland hinweg. In Bad Elster-Sohl fielen dabei 151,8 l/m².


Mai 2018 unter den fünf sonnenscheinreichsten seit
Aufzeichnungsbeginn

Der Sonnenschein erreichte mit rund 275 Stunden etwa 140 Prozent
seines Solls von 196 Stunden. Damit gehört der Mai 2018 zu den fünf
sonnigsten seit dem Beginn flächenhafter Messungen 1951. Vor allem im
Norden entstanden an mehreren Stationen neue Sonnen-Rekorde.
Begünstigt war vor allem die Ostseeküste, teilweise mit mehr als 370
Stunden. Benachteiligt war diesmal das Gebiet vom Allgäu bis zum
Schwarzwald, mit örtlich weniger als 180 Sonnenscheinstunden.


Das Wetter in den Bundesländern im Mai 2018

(In Klammern stehen jeweils die vieljährigen Mittelwerte der
intern. Referenzperiode)

Schleswig-Holstein und Hamburg: Obwohl Schleswig-Holstein mit
15,6 °C (11,5 °C) zu den vergleichsweise kühlen Bundesländern zählte,
wurde damit ein neuer Wärmerekord erzielt. Auch an sämtlichen
Stationen wurden die alten Mai-Spitzenwerte übertroffen. Beim
Sonnenschein konnte Schleswig-Holstein mit über 350 Stunden (223
Stunden) ebenfalls einen neuen Mai-Rekord vermelden. Die
Niederschlagsmenge lag nur bei gut 20 l/m² (54 l/m²). Auch Hamburg kam
mit nahezu 335 Sonnenstunden (213 Stunden) fast an den alten
Spitzenwert von 338 Stunden heran. Neue Rekorde gab es hier bei der
Temperatur von 17,2 °C (12,4 °C), und beim Niederschlag von nur rund 5
l/m² (58 l/m²). Trotzdem wurde der Stadtteil Lohbrügge am 10. von
einem schweren Gewitter getroffen. Dort unterspülte der Starkregen die
Wände eines Mehrfamilienhauses, aus dem die Bewohner evakuiert werden
mussten.

Niedersachsen und Bremen: Obwohl das Quecksilber am 2. in
Fassberg in der Lüneburger Heide auf -3,8 °C sank, verzeichnete
Niedersachsen im Mai mit 16,6 °C (12,3 °C), ebenso wie viele
Messstellen, einen neuen Wärmerekord. Lingen im Emsland meldete am 29.
mit 34,2 °C die bundesweit höchste Temperatur im Mai. Die
Niederschlagssumme lag bei etwa 25 l/m² (61 l/m²), der Sonnenschein
über 305 Stunden (202 Stunden). Äußerst ungewöhnlich verlief der Mai
2018 in Bremen mit neuen Rekorden bei der Temperatur von 17,4 °C (12,4
°C), dem Niederschlag von nur rund 5 l/m² (60 l/m²) und dem
Sonnenschein von mehr als 325 Stunden (205 Stunden). Am 10. entluden
sich am Nordwestrand des Harz heftige Gewitter: Bei Hahausen stand die
B 248 einen halben Meter unter Wasser. Im ostfriesischen Aurich musste
am 13. ein Festival vorzeitig beendet werden, weil ergiebiger Regen
alles unter Wasser gesetzt hatte.

Mecklenburg-Vorpommern: Mecklenburg-Vorpommern erreichte 15,8
°C (11,9 °C), war mit kaum 15 l/m² (51 l/m²) ein trockenes und mit
beinahe 350 Stunden (236 Stunden) das zweitsonnenscheinreichste
Bundesland. An zahlreichen Orten entstanden bei Temperatur,
Niederschlag und Sonnenschein neue Rekorde.

Brandenburg und Berlin: Brandenburg war mit 17,4 °C (13,1 °C)
ein sehr warmes Bundesland. Die Niederschlagsmenge lag bei gut 15 l/m²
(54 l/m²) und die Sonnenscheindauer bei fast 340 Stunden (224
Stunden). Viele Rekorde traten sowohl bei Temperatur, als auch bei
Niederschlag und Sonnenschein auf. Berlin zeigte sich mit 17,9 °C
(13,6 °C) als wärmstes und mit annähernd 345 Stunden (226 Stunden) als
sehr sonniges Bundesland. Der Niederschlag betrug etwa 20 l/m² (54
l/m²). Durch Trockenheit entstanden Waldbrände, wie am 25. bei
Beelitz, südwestlich von Potsdam.

Sachsen-Anhalt: Für Sachsen-Anhalt registrierte der DWD 16,7 °C
(12,8 °C), etwa 20 l/m² (52 l/m²) und fast 315 Sonnenstunden (206
Stunden). Mehrere Stationen meldeten Rekorde sowohl bei der
Monatsmitteltemperatur, beim Niederschlag und beim Sonnenschein.
Wittenberg meldete bis zum 30. nur einen Tag mit messbarem
Niederschlag von lediglich 1,2 l/m².

Sachsen: Im Mai 2018 kam Sachsen auf 16,1 °C (12,3 °C), fast 45
l/m² (67 l/m²) und aufgerundet 280 Sonnenstunden (201 Stunden). Am 24.
zog eine ganze Reihe heftiger Gewitter mit ungeheuren Regenmassen von
Südosten her immer wieder über das Vogtland hinweg. In Bad Elster-Sohl
fielen dabei 151,8 l/m². Straßen glichen reißenden Flüssen und
Menschen mussten aus ihren Häusern evakuiert werden.

Thüringen: Das mit 15,5 °C (11,7 °C) vergleichsweise "kühle"
Bundesland, meldete rund 65 l/m² (66 l/m²) und über 265 Sonnenstunden
(195 Stunden). An vielen Tagen traten da und dort schwere Gewitter mit
großen Regenmengen und Hagel auf.

Nordrhein-Westfalen: Nordrhein-Westfalen erreichte 16,2 °C
(12,4 °C), gut 45 l/m² (72 l/m²) und abgerundet 280 Stunden (190
Stunden) Sonnenschein. Ein Tornado der Stärke F2 (181 bis 253 km/h)
richtete am 16. in den Orten Boisheim, Dilkrath und Schellerbaum bei
Viersen, nordwestlich von Mönchengladbach, erhebliche Schäden an.
Immer wieder kam es zu schweren Gewittern mit Starkregen, Am 27. traf
in Wattenscheid ein Blitz zwei Frauen und verletzte sie schwer.

Hessen: In Hessen lag die Mitteltemperatur bei 15,9 °C (12,1
°C), der Niederschlag bei gut 65 l/m² (71 l/m²) und der Sonnenschein
bei etwa 275 Stunden (194 Stunden). Schwere Gewitter mit Überflutungen
und Hagel richteten vor allem in Mittelhessen immer wieder große
Schäden an, so z. B. in Gießen oder im Vogelsberg, so am 13. in
Feldatal und am 22. in Ober-Ohmen, oder auch am 27. in
Waldkappel-Hezterode, süd-östlich von Kassel.

Rheinland-Pfalz: Rheinland-Pfalz kam auf 15,7 °C (12,2 °C) und
war mit über 70 l/m² (70 l/m²) ein nasses Bundesland. Die Sonne schien
rund 265 Stunden (191 Stunden). Verheerend wüteten Gewitter am
Nachmittag des 27. in Herrstein, Kreis Birkenfeld im Hunsrück. Dort
floss Wasser meterhoch durch die Straßen, so dass Katastrophenalarm
ausgelöst wurde. Der Ortsteil Bruchweiler meldete 146,6 l/m².

Saarland: Das Saarland verzeichnete im Mai 15,7 °C (12,5 °C),
etwa 70 l/m² (79 l/m²) und gut 250 Sonnenstunden (199 Stunden).

Baden-Württemberg: Baden-Württemberg meldete 15,2 °C (11,9 °C),
war mit knapp 90 l/m² (96 l/m²) das niederschlagsreichste und mit kaum
220 Stunden (189 Stunden) das sonnenscheinärmste Bundesland. Nach
einem Gewitter strömte am 22. in Babstadt bei Heilbronn eine Flutwelle
durch die Straßen. Der Hagel lag knapp 50 cm hoch.

Bayern: Bayern meldete diesmal 15,6 °C (11,7 °C), etwa 75 l/m²
(90 l/m²) und rund 250 Sonnenstunden (194 Stunden). Nach Gewittern am
10. lag der Hagel in Ginolfs in der Rhön und in Niederwerrn bei
Schweinfurt bis zu einem halben Meter hoch.
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Alle in dieser Pressemitteilung genannten Monatswerte sind
vorläufige Werte. Die für die letzten zwei Tage des Monats verwendeten
Daten basieren auf Prognosen. Bis Redaktionsschluss standen nicht alle
Messungen des Stationsnetzes des DWD zur Verfügung.

Hinweis: Die bundesweiten Spitzenreiter bei Temperatur,
Niederschlag und Sonnenscheindauer finden Sie jeweils am zweiten Tag
des Folgemonats als "Thema des Tages" unter www.dwd.de.

© DWD 2018

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30.05.2018

Pressestelle des Deutschen Wetterdienstes,

Zentrale: Frankfurter Straße 135, 63067 Offenbach

Telefon: 049 (0)69 / 80 62 - 0, Fax: 049 (0)69 / 80 62 - 4484

E-Mail: info@dwd.de

Internet: www.dwd.de
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Deutschlandwetter im Frühjahr 2018

Anfangs kalt, am Ende heiß - viel Sonne und wenig Niederschlag
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Offenbach, 30.Mai 2018 - Das Frühjahr 2018 begann winterlich und
endete hochsommerlich. Anfang März herrschte vor allem im Norden und
Osten Deutschlands noch strenger Frost. Selbst Anfang April zeigte
sich dort nochmals die kalte Jahreszeit mit viel Schnee. Doch
anschließend zog rasch der Frühling in Deutschland ein. Ende Mai
erlebten die Menschen sogar schon die erste Hitzewelle des Jahres. So
folgte dem wärmsten April seit Beginn offizieller Temperaturmessungen
ein ebenso warmer Mai. Damit war das Frühjahr insgesamt das
zweitwärmste seit Aufzeichnungsbeginn. Während die Niederschlagsmenge
deutlich unter dem vieljährigen Mittel blieb, lag die
Sonnenscheindauer erheblich darüber. Das meldet der Deutsche
Wetterdienst (DWD) nach ersten Auswertungen der Ergebnisse seiner rund
2000 Messstationen.


Auf einen kalten März folgten zwei deutlich zu warme
Monate

Mit 10,3 Grad Celsius (°C) lag diesmal der Temperaturdurchschnitt für
die Frühjahrsmonate um 2,6 Grad über dem Wert der international
gültigen Referenzperiode 1961 bis 1990. Gegenüber der
Vergleichsperiode 1981 bis 2010 betrug die Abweichung nach oben 1,8
Grad. Damit war der Frühling 2018 nach dem Frühling 2007 der
zweitwärmste seit Messbeginn. Nachdem der Winter in der eigentlichen
Jahreszeit nahezu ausgeblieben war, zog er sich nun bis weit in das
Frühjahr hinein: Am 2. März sank das Quecksilber in Barth, westlich
von Stralsund, auf -19,2 °C und damit auf den bundesweit tiefsten
Wert. Am 17. und 18. lagen die Maxima in der Mitte verbreitet bei
-4 °C und selbst am 1. April wurde es in Mecklenburg-Vorpommern oft
nicht wärmer als +1 °C. Doch anschließend schnellten die Temperaturen
rasch empor: Am 7. April meldete Kaiserslautern 25,2 °C und am 22.
Ohlsbach, südöstlich von Offenburg, 30,4 °C. Lingen im Emsland
verzeichnete bereits im Mai insgesamt 20 Sommertage mit Tagesmaxima
über 25 Grad. Lingen meldete auch am 29. Mai mit 34,2 °C den
bundesweit höchsten Temperaturmesswert.


Gebietsweise erheblich zu trocken, im Süden und Westen
schwere Gewitter

Bereits zum fünften Mal hintereinander konnte der Frühling sein Soll
von 185 Litern pro Quadratmeter (l/m²) nicht erfüllen: Mit rund 140
l/m² erreichte er 2018 nur 74 Prozent des Klimawertes. Erheblich zu
trocken war es vor allem in der Oberpfalz und in Teilen
Sachsen-Anhalts, wo gebietsweise nur um 70 l/m² zustande kamen. Im
März und Anfang April zeigte sich der Winter hauptsächlich noch im
Norden Deutschlands, teilweise mit beachtlichen Schneehöhen. Im Süden
und Westen kam es Ende April und im Mai zu kräftigen Gewittern, die
sich örtlich zu verheerenden Unwettern mit Hagel und sintflutartigen
Regenmengen entwickelten. So fielen am 24. Mai in Bad Elster-Sohl im
Vogtland 151,8 l/m², am 27. Mai in Herrstein-Bruchweiler im Hunsrück
146,6 l/m².


Frühling 2018 unter den vier sonnenscheinreichsten seit
Messbeginn 1951

Die Sonnenscheindauer kam mit etwa 610 Stunden auf 133 Prozent ihres
Solls von 459 Stunden. Damit gehört der Frühling 2018 zu den vier
sonnigsten seit Messbeginn 1951. Am längsten zeigte sich die Sonne in
Brandenburg und Berlin mit bis zu 750 Stunden, am wenigsten im Süden
und Südwesten mit örtlich weniger als 500 Stunden.


Das Wetter in den Bundesländern im Frühling
2018

(In Klammern stehen jeweils die vieljährigen Mittelwerte der
intern. Referenzperiode)

Schleswig-Holstein und Hamburg: Schleswig-Holstein war im
Frühling mit 9,0 °C (7,1 °C) das kühlste Bundesland. Der Niederschlag
summierte sich auf fast 135 l/m² (155 l/m²) und der Sonnenschein auf
über 625 Stunden (492 Stunden). Hamburg kam auf 10,4 °C (8,0 °C) und
zählte mit etwa 100 l/m² (163 l/m²) zu den trockenen Bundesländern.
Die Sonne zeigte sich mehr als 625 Stunden (470 Stunden). Durch den
sog. "Lake-Effekt" lagen am 1. März in Eggebek, südlich von Flensburg,
40 cm Schnee.

Niedersachsen und Bremen: Niedersachsen erreichte 10,4 °C (7,9
°C), gut 115 l/m² (168 l/m²) und knapp 620 Sonnenstunden (455
Stunden). Bremen gehörte mit 10,7 °C (8,0 °C) zu den warmen
Bundesländern. Die Niederschlagsmenge betrug fast 125 l/m² (159 l/m²)
und die Sonnenscheindauer beinahe 630 Stunden (462 Stunden). Der
deutschlandweit wärmste Ort im Frühling 2018 war Lingen im sonst eher
kühlen Emsland, wo das Quecksilber am 29. Mai auf 34,2 °C kletterte.

Mecklenburg-Vorpommern: Mecklenburg-Vorpommern war mit 9,1 °C
(7,2 °C) das zweitkühlste und mit etwa 680 Stunden (516 Stunden) ein
sonnenscheinreiches Bundesland mit neuen Rekorden an einigen
Messstellen. Die Niederschlagsmenge lag bei rund 120 l/m² (134 l/m²).
In Barth, westlich von Stralsund, sank die Temperatur am 2. März
auf -19,2 °C und damit auf einen neuen Stationsrekord für März. Am
Ostersonntag, dem 1. April, lagen in Gersdorf, westlich von Rostock,
35 cm Schnee.

Brandenburg und Berlin: Im Frühling 2018 war Brandenburg mit
10,6 °C (8,2 °C) ein warmes, mit etwa 95 l/m² (131 l/m²) das
trockenste und mit beinahe 715 Stunden (507 Stunden) das
zweitsonnigste Bundesland. Berlin präsentierte sich mit 11,2 °C (8,7
°C) als das wärmste, mit knapp 105 l/m² (132 l/m²) als ein trockenes
und mit annähernd 720 Stunden (507 Stunden) als das sonnigste
Bundesland. Zahlreiche Orte in Brandenburg und alle Messstellen in
Berlin meldeten neue Sonnenscheinrekorde.

Sachsen-Anhalt: In Sachsen-Anhalt lag die Temperatur bei 10,6
°C (8,1 °C). Der Niederschlag erreichte mit etwa 100 l/m² nur 74
Prozent des Solls (135 l/m²), der Sonnenschein mit fast 680 Stunden
dagegen 145 Prozent (468 Stunden).

Sachsen: Für Sachsen notierten die DWD-Experten für den
Frühling 10,2 °C (7,6 °C), rund 125 l/m² (171 l/m²) und etwa 655
Sonnenstunden (460 Stunden). Am 24. Mai zog eine ganze Reihe heftiger
Gewitter mit ungeheuren Regenmassen von Südosten her immer wieder über
das Vogtland hinweg. In Bad Elster-Sohl fielen dabei 151,8 l/m².

Thüringen: Thüringen gehörte im Frühling mit 9,9 °C (7,1 °C) zu
den kühleren Bundesländern. Die Niederschlagsmenge betrug etwa 155
l/m² (176 l/m²) und die Sonnenscheindauer gut 605 Stunden (448
Stunden). Ein lokal bedingter Düseneffekt mähte am 18. März bei
stürmischem Wind bei Bad Liebenstein, südlich von Eisenach, ein ganzes
Waldstück nieder.

Nordrhein-Westfalen: Nordrhein-Westfalen war mit 10,9 °C (8,3
°C) das zweitwärmste Bundesland. Die Niederschlagsmenge lag bei rund
155 l/m² (205 l/m²) und die Sonnenscheindauer bei über 580 Stunden
(441 Stunden). Ein Tornado der Stärke F2 (181 bis 253 km/h) richtete
am 16. Mai bei Viersen, nordwestlich von Mönchengladbach, erhebliche
Schäden an. Während eines Gewitters am 27. Mai in Wattenscheid traf
ein Blitz zwei Frauen und verletzte sie schwer.

Hessen: Hessen kam auf 10,5 °C (7,8 °C) und war mit über 170
l/m² (191 l/m²) im Ländervergleich ein eher feuchtes Bundesland. Die
Sonne schien etwa 590 Stunden (452 Stunden). Nach schweren Gewittern
mit enormen Regenmengen, schoss am 23. April eine Flutwelle durch
Hetzbach im Odenwald und führte zu großen Schäden. Am 13. Mai meldete
Grebenhain im Vogelsberg nach heftigem Gewitter 78 l/m².
Wolkenbruchartiger Regen führte am 22. Mai in Ober-Ohmen am Westrand
des Vogelsberges und am 27. Mai in Waldkappel-Hetzbach, südöstlich von
Kassel, zu Überflutungen. Am 24. Mai zog ein Tornado durch Linden bei
Gießen.

Rheinland-Pfalz: Im Frühling zählte Rheinland-Pfalz mit 10,6 °C
(8,1 °C) zu den wärmeren, mit beinahe 160 l/m² (191 l/m²) zu den
vergleichsweise niederschlagsreichen und mit rund 575 Stunden (453
Stunden) zu den eher sonnenscheinarmen Bundesländern. Trassem, südlich
von Trier, wurde dreimal innerhalb von vier Wochen - am 29. April
sowie am 23. und 24. Mai - durch heftige Gewitter unter Schlamm und
Wasser gesetzt. Noch schlimmer wüteten die Gewitter am Nachmittag des
27. Mai im Hunsrück: In Herrstein musste wegen der Wassermassen
Katastrophenalarm ausgelöst werden. Der Ortsteil Bruchweiler meldete
146,6 l/m² innerhalb weniger Stunden.

Saarland: Das Saarland war im Frühling 2018 mit 10,6 °C (8,4
°C) ein warmes, mit mehr als 190 l/m² (222 l/m²) das
niederschlagsreichste und mit kaum 545 Stunden (468 Stunden) das
sonnenscheinärmste Bundesland.

Baden-Württemberg: Hier lag die Temperatur im Frühling bei 10,2
°C (7,6 °C). Baden-Württemberg war mit gut 160 l/m² (243 l/m²) ein
vergleichsweise niederschlagsreiches und mit rund 570 Stunden (457
Stunden) das zweitsonnenscheinärmste Bundesland.

Bayern: In Bayern betrug die durchschnittliche Temperatur 10,1
°C (7,2 °C), die Niederschlagsmenge etwa 155 l/m² (223 l/m²) und die
Sonnenscheindauer rund 605 Stunden (466 Stunden). Wolkenbruchartige
Regenfälle führten am 23. April in Ottorfszell im Odenwald zu einem
gewaltigen Erdrutsch. Nach schweren Gewittern am 10. Mai mittags
türmte sich der Hagel in Ginolfs in der Rhön sowie in Niederwerrn bei
Schweinfurt bis zu einem halben Meter hoch.
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Alle in dieser Pressemitteilung genannten Jahreszeitenwerte sind
vorläufige Werte. Die für die letzten zwei Tage der Jahreszeit
verwendeten Daten basieren auf Prognosen. Bis Redaktionsschluss
standen nicht alle Messungen des Stationsnetzes des DWD zur
Verfügung.

© DWD 2018
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FORSCHUNG/1489: Mikroskopisches Universum gibt Einblick in Leben und Tod des Neutrons (idw)


Forschungszentrum Jülich - 30.05.2018

Mikroskopisches Universum gibt Einblick in Leben und Tod des
Neutrons



Jülich, 30. Mai 2018 - Experimente zur Lebensdauer eines Neutrons zeigen
verblüffende und unerklärte Abweichungen. Um dieses Problem der
subatomaren Physik anzugehen, hat ein Team von Physikern aus Jülich,
Großbritannien und den USA eine Simulation eines mikroskopischen
Universums geschaffen. Damit konnten sie erstmalig eine fundamentale
Naturkonstante der Kernphysik direkt berechnen - ein Meilenstein. Die
Ergebnisse ihrer Arbeit wurden heute in der renommierten Fachzeitschrift
Nature veröffentlicht.

Knapp fünfzehn Minuten "lebt" ein Neutron bevor es zerfällt. Die
Elementarteilchen sind stabil solange sie in Atomkernen stecken. Doch
ungebunden zerfallen sie nach einer knappen Viertelstunde in andere
Teilchen - Protonen, Elektronen und Antineutrinos. Um die Lebensdauer
der Neutronen zu bestimmen, beobachten Wissenschaftler entweder das
Auftauchen dieser Zerfallsprodukte oder aber das Verschwinden der Neutronen
selbst. Doch die beiden verschiedenen Experimente liefern unterschiedliche
Ergebnisse. Die Abweichung beträgt weniger als neun Sekunden. Das
erscheint nicht viel - doch die Konflikte zwischen den experimentellen
Messungen könnten zentrale Fragen über die neue Physik jenseits der
bekannten Teilchen und Prozesse im Universum beantworten.

Jetzt hat ein internationales Team von Wissenschaftlern mithilfe von
Supercomputern erstmals eine Größe berechnet, die für das Verständnis
der Lebensdauer von Neutronen von zentraler Bedeutung ist: die axiale
Kopplungskonstante der schwachen Wechselwirkung, oder kurz gA. "Sie
bestimmt, mit welcher Kraft die Teilchen im Atomkern zusammengehalten
werden, sowie die Rate des radioaktiven Zerfalls des Neutrons", erklärt
Evan Berkowitz vom Jülicher Institut für Kernphysik. "Wir konnten die
Kopplungskonstante mit einer beispiellosen Präzision berechnen - und
unsere Methode weist den Weg zu weiteren Verbesserungen, die die
experimentelle Diskrepanz in der Lebensdauer des Neutrons aufklären
können."

Raum und Zeit auf einem Gitter

Für die Berechnung wandten sich die Forscher einem Eckpfeiler des
sogenannten Standardmodells der Teilchenphysik zu: der
Quantenchromodynamik (QCD). Sie beschreibt, wie Quarks und Gluonen -
die Bausteine für Kernteilchen wie Protonen und Neutronen - miteinander
wechselwirken. Diese Wechselwirkungen bestimmen die Masse der Kernteilchen
und die Stärke der Kopplung - und damit den Wert der Kopplungskonstanten.

QCD-Berechnungen sind jedoch äußerst komplex. Für ihre Kalkulationen
nutzten die Forscher daher eine numerische Simulation, die als Gitter-QCD
bezeichnet wird. "In ihr werden Raum und Zeit durch Punkte auf einem
Gitter repräsentiert", erklärt Berkowitz. "Durch diese Konstruktion
wird eine Berechnung der Beziehungen zwischen den Elementarteilchen
grundsätzlich möglich - allerdings auch dann nur mithilfe leistungsfähiger
Supercomputer." Die Wissenschaftler nutzten für ihre Simulationen den
Supercomputer Titan des Oak Ridge National Laboratory in Tennessee.

Mikroskopisches Universum

Die Kopplungskonstante, die bisher nur aus Neutronenzerfalls-Experimenten
abgeleitet werden konnte, ließ sich so erstmals direkt aus dem
Standardmodell bestimmen. Die Forscher schufen dafür eine Simulation
eines winzigen Teils des Universums mit einer Ausdehnung von nur wenigen
Neutronen - viel kleiner als das kleinste Atom. Das Modelluniversum
enthält ein einzelnes Neutron inmitten eines "Sees" von Gluonen und
Paaren von Quarks und ihren Antiteilchen, den Antiquarks. In diesem
Mikrokosmos simulierten die Wissenschaftler den Zerfall eines Neutrons - um
so vorherzusagen, was in der Natur passiert.

Damit, so Berkowitz, lassen sich zum ersten Mal zwei Ergebnisse für
gA aus völlig unabhängigen Quellen miteinander vergleichen - aus den
Neutronenzerfalls-Experimenten und denen die anhand des Standardmodells
berechnet wurden. "Schon kleinste Abweichungen zwischen den Werten könnten
zu neuen Entdeckungen führen: über dunkle Materie, die Asymmetrie zwischen
Materie und Antimaterie, sowie über andere fundamentalen Fragen zur
Natur des Universums."

Eine neue Ära

"Mit unserer Simulation konnten wir außerdem zeigen, dass Gitter-QCD
auch für die Grundlagenforschung in der Physik der Atomkerne verwendet
werden kann", erklärt Berkowitz. Bisher wurde die Methode hauptsächlich für
Elementarteilchenphysik verwendet, also für die Physik der Quarks und
Gluonen. "Diese Berechnungen läuten eine neue Ära ein. Wir können nun
Größen der Kernphysik direkt aus dem Standardmodell genauer bestimmen,
ohne auf experimentelle Messdaten oder phänomenologische Modelle
zurückgreifen zu müssen."



Originalpublikation: A per-cent-level determination of the nucleon
axial coupling from Quantum Chromodynamics, by C.C. Chang, A. N. Nicholson,
E. Rinaldi, E. Berkowitz, N. Garron, D.A. Brantley, H. Monge-Camacho, C.
Monahan, C. Bouchard, M.A. Clark, B. Joó, T. Kurth, K. Orginos, P. Vranas,
and A. Walker-Loud, Nature, DOI: 10.1038/s41586-018-0161-8


Weitere Informationen unter:

http://www.fz-juelich.de/ikp/ikp-3/DE/Home/TheorieDerStarkenWechselwirkung.html

Institut für Kernphysik, Theorie der starken Wechselwirkung IKP-3/IAS-4

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution50
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1257: Neue Tracking-Verfahren greifen immer mehr Daten ab, ohne dass die Nutzer es merken (idw)


Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung (ISI) - 30.05.2018

Neue Tracking-Verfahren greifen immer mehr Daten ab, ohne dass die
Nutzer es merken



Die Verfolgung von Nutzeraktivitäten im Netz, das so genannte
"Tracking", ist ein bekanntes Datenschutzproblem. Mittlerweile aber gibt es
eine Vielzahl neuer Tracking-Methoden, die unbemerkt tief in die
Privatsphäre der Nutzenden eingreifen. Wirksame Möglichkeiten sich zu
schützen, gibt es kaum. Der vom Fraunhofer ISI koordinierte
Forschungsverbund "Forum Privatheit" analysiert in seinem neuen "White
Paper Tracking" diese neuen Tracking-Verfahren und beleuchtet die
wirtschaftlichen, rechtlichen und gesellschaftlichen Folgen.

Klassische Browsercookies kennen die meisten. Sie werden von
Webseitenbetreibern eingesetzt, um Nutzerverhalten aufzuzeichnen. Gegen
diese Tracking-Methoden steht eine Vielzahl von Blockern zur Verfügung.
"Doch solche Cookies sind nur noch eine Tracking-Methode unter vielen",
meint Dr. Thilo Hagendorff, Wissenschaftler an der Universität Tübingen
und Medienethiker im "Forum Privatheit". "Mittlerweile gibt es weitaus
invasivere und intransparentere Verfahren wie etwa das biometrische
Tracking, das die Wischbewegungen bei der Smartphone-Nutzung analysiert
oder das Tracking mit Ultraschallsignalen, die das menschliche Gehör nicht
wahrnehmen kann. Gegen diese gibt es bisher fast keine wirksamen
technischen Schutzmechanismen."

Die meisten User kennen die neuen Tracking-Verfahren gar nicht

"Die rechtlichen Grundlagen des Trackings werden mit dem Geltungsbeginn
der Datenschutz-Grundverordnung und der geplanten ePrivacy-Verordnung
grundlegend geändert, da die Verarbeitung personenbezogener Daten künftig
wesentlich strenger reguliert wird", prophezeit Prof. Dr. Alexander
Roßnagel, Sprecher des "Forum Privatheit" und Rechtswissenschaftler an der
Universität Kassel. Insbesondere die rechtliche Zulässigkeit des
Ultraschall-Trackings wird im neuen White Paper des Forschungsverbunds
"Forum Privatheit" untersucht. Benjamin Bremert, Jurist am Unabhängigen
Landeszentrum für Datenschutz Schleswig-Holstein, erläutert: "Die
Möglichkeiten des Ultraschall-Trackings sind durch die rechtlichen
Anforderungen künftig deutlich eingeschränkt, was das Verfahren aus
rechtlicher Perspektive unattraktiv macht - jedoch leider keine Garantie
dafür ist, dass es nicht doch eingesetzt wird." Eine eigens für das White
Paper durchgeführte empirische Studie ergab, dass die Nutzer über diese
neuen Tracking-Verfahren auffällig wenig wissen. "Die meisten der
untersuchten Verfahren waren dem Großteil der Befragten unbekannt. Wurden
die Verfahren erläutert, beurteilte eine Mehrheit der Teilnehmenden die
Verfahren als nicht nützlich, als bedenklich und als besorgniserregend",
fasst Medienpsychologin Prof. Dr. Nicole Krämer die Ergebnisse zusammen.

Es braucht einen öffentlichen Diskurs, welche Tracking-Formen legitim
sind - und welche nicht

Vor allem die Intransparenz der angewandten Tracking-Verfahren, die hohe
Eingriffstiefe in die Privatheit und die Tatsache, dass den Nutzenden
keine einfach zugänglichen sowie geeigneten Optionen zur Vermeidung von
Tracking zur Verfügung stehen, werden von den Forschenden kritisiert.
"Zwar wäre es zu einfach, das Tracking als etwas per se Negatives zu
betrachten", meint der Soziologe und Verbraucherforscher Prof. Dr. Jörn
Lamla von der Universität Kassel. "Aber es müsste doch erst einmal eine
öffentliche Auseinandersetzung über legitime und illegitime
Tracking-Formen geben. Stattdessen wird zumeist in weitgehend
intransparenter Weise erstmal alles umgesetzt, was sich technisch
realisieren lässt. Die Verbrauchersicht spielt oft erst dann eine Rolle,
wenn irgendeine Trackingmethode trotz der Intransparenz erkennbar wird und
auf breite Ablehnung stößt - dann wird schnell zurückgerudert. Angemessener
wäre es, zu einer grundsätzlichen Verständigung darüber zu kommen, welche
Tracking-Methoden als legitim gelten sollen."

Wettrüsten zwischen Webseitenbetreibern und Tracking-Blockern

Um sich gegen die älteren Methoden des Trackings zu schützen, stehen
Internetnutzenden zahlreiche technische Hilfsmittel zur Verfügung,
sogenannte Ad- und Tracking-Blocker. Diese Tools werden meist ohne
Zusammenarbeit mit Browser- bzw. Betriebssystem-Entwicklern konzipiert und
als Browser-Erweiterungen umgesetzt. "Tatsächlich führt die fehlende
Mitwirkung der Hersteller populärer Browser und Betriebssysteme bei der
Gestaltung möglicher Anti-Tracking-Mechanismen zu suboptimalen Lösungen
und somit auch zu einem permanenten Wettrüsten zwischen Trackern bzw.
Webseitenbetreibern und Tracking-Blockern", so Hervais Simo,
Privatheitsforscher am Fraunhofer SIT und Mitglied im "Forum Privatheit".
Effektivere und nachhaltigere Gegenmaßnahmen müssten tief im Browser bzw.
Betriebssystem verankert und nach den Prinzipien des Privacy-by-Design und
Privacy-by-Default - also Datenschutz durch Technikgestaltung und
datenschutzfreundliche Voreinstellungen - realisiert werden. "Der Schutz
vor Tracking in mobilen Apps und dem Internet der Dinge sind bislang nur
wenig untersucht worden." Forscher des Fraunhofer SIT arbeiten derzeit am
Tool MetaMiner, welches das Tracking durch mobile Apps für die User
sichtbar und kontrollierbar machen soll.

Im Forum Privatheit setzen sich Expertinnen und Experten aus sieben
wissenschaftlichen Institutionen interdisziplinär, kritisch und unabhängig
mit Fragestellungen zum Schutz der Privatheit auseinander. Das Projekt
wird vom Fraunhofer ISI koordiniert. Weitere Partner sind das Fraunhofer
SIT, die Universität Duisburg-Essen, das Wissenschaftliche Zentrum für
Informationstechnik-Gestaltung (ITeG) der Universität Kassel, die Eberhard
Karls Universität Tübingen, die Ludwig-Maximilians-Universität München
sowie das Unabhängige Landeszentrum für Datenschutz Schleswig-Holstein.
Das BMBF fördert das Forum Privatheit, um den öffentlichen Diskurs zu den
Themen Privatheit und Datenschutz anzuregen.


Weitere Informationen unter:

https://www.forum-privatheit.de/forum-privatheit-de/publikationen-und-downloads/veroeffentlichungen-des-forums/themenpapiere-white-paper/Forum-Privatheit-Whitepaper-Tracking.pdf

https://www.forum-privatheit.de/forum-privatheit-de/index.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution527
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Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung (ISI), 30.05.2018
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BEGEGNUNG/2264: Hamburger Demenzgespräch zum Thema Demenzprävention am 14. Juni 2018


Die Diakonie lädt ein zum 12. Hamburger Demenzgespräch:

Demenzprävention: Chancen und Grenzen



Kann man Demenz wirklich vorbeugen? Was sind Risikofaktoren? Wie kann
man den Betroffenen helfen? Beim 12. Hamburger Demenzgespräch der
Diakonie am 14. Juni steht das Thema "Demenz-Prävention: Möglichkeiten
und Grenzen" im Mittelpunkt. Die Veranstaltung mit zwei Vorträgen aus
Wissenschaft und Praxis richtet sich an Interessierte, Betroffene,
Angehörige und Fachleute. Der Eintritt ist frei.

Prof. Dr. Tobias Hartmann, Leiter des Deutschen Instituts für
Demenzprävention, stellt aktuelle Erkenntnisse aus der Forschung zur
Alzheimerprävention vor und gibt konkrete Tipps. "Entgegen
anderweitiger Erwartung und Behauptung bleibt die Alzheimer-Demenz
weiterhin unheilbar. Mit dem Fortschritt der Wissenschaft steigen aber
die Möglichkeiten, präventiv tätig zu werden, also die Demenz zu
verhindern oder hinauszuzögern - und so wertvolle Jahre zu gewinnen.
Demenzprävention ist zwar hochkomplex, doch bereits die Kombination
einiger einfacher Maßnahmen, die jeder umsetzen kann, trägt viel dazu
bei, das persönliche Demenzrisiko zu senken", so der Wissenschaftler
der Universität des Saarlandes.

Tamara Wilhelm-Jörck zeigt in ihrem Vortrag ganz praktisch, wie man
eine Demenz ganzheitlich behandeln kann. "Jeder Betroffene muss
individuell behandelt werden, da jeder Demenz andere Ursachen zugrunde
liegen können", so die Heilpraktikerin und Expertin im Bereich
Gerontopsychiatrie.

Nach Rückfragen und Diskussion gibt es bei Getränken und einem Imbiss
Gelegenheit zum Austausch und für persönliche Gespräche. Begrüßen wird
Jutta Fugmann-Gutzeit von der Diakonie-Stiftung MitMenschlichkeit und
Katrin Kell, Fachbereichsleitung Pflege und Senioren bei der Diakonie,
moderiert die Veranstaltung.

12. Hamburger Demenzgespräch "Demenz-Prävention: Möglichkeiten und
 Grenzen"

Donnerstag, den 14. Juni 2018 von 14-16 Uhr

Veranstaltungsort: Dorothee-Sölle-Haus, Königstr. 54, 22767 Hamburg
Altona

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Diakonisches Werk Hamburg

Königstraße 54 | 22767 Hamburg

Internet: www.diakonie-hamburg.de
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INNEN/3098: Herzlichen Glückwunsch zum 75. Geburtstag, Antje Vollmer!


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. Mai 2018

Herzlichen Glückwunsch, Antje Vollmer!



Zum 75. Geburtstag von Antje Vollmer erklären die Fraktionsvorsitzenden Katrin Göring-Eckardt und Anton Hofreiter:

Antje Vollmer hat jahrzehntelang Grüne Politik gestaltet, ihr ein Gesicht gegeben und unsere Gesellschaft weit über Parteigrenzen hinaus geprägt.

Antje Vollmer gehörte 1983 nicht nur der ersten Grünen Fraktion im Deutschen Bundestag an, sondern war auch erste Grüne Vizepräsidentin des Bundestages. Sie hat gezeigt, dass Grüne auf der Seite der Demokratie und des Parlamentarismus stehen und hat die parlamentarische Kultur der Bundesrepublik geprägt.

Antje Vollmer macht Politik mit Haltung, sie tritt immer konsequent für ihre Meinung, ihre Werte und Überzeugungen ein. Als aufrechte Demokratin sucht sie den Diskurs und hat wichtige gesellschaftliche Dialoge angestoßen und moderiert. Die Demokratie lebt von solchen wachen, streitbaren und aufrechten Persönlichkeiten.

Liebe Antje, wir wünschen Dir von Herzen alles Gute zum Geburtstag!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52
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RECHT/808: Mietpreisbremse - Drei Jahre ohne Wirkung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 30. Mai 2018

Mietpreisbremse: Drei Jahre ohne Wirkung



Zum dreijährigen Bestehen der Mietpreisbremse am 01. Juni erklärt Chris Kühn, Sprecher für Bau- und Wohnungspolitik:

Drei Jahre nach ihrer Einführung bleibt die Mietpreisbremse ein leeres Versprechen. Bereits zwei sozialdemokratische Justizminister sowie die Bundeskanzlerin haben in den vergangenen Jahren versprochen, die Mietpreisbremse endlich zu einem wirkungsvollen Instrument zu machen. Währenddessen sind die Mieten in Deutschland explodiert. Katharina Barley kündigt seit Monaten Nachbesserungen an, aber bisher gibt es noch nicht einmal einen Referentenentwurf. Wie sie das in den wenigen verbleibenden Wochen vor der Sommerpause noch schaffen will, ist schleierhaft. Wir fordern die Justizministerin auf, endlich zu liefern. Lauwarme Versprechen werden die überhitzten Wohnungsmärkte nicht abkühlen.

Die Bundesregierung sieht untätig zu, wie sich die Wohnungsnot in Deutschland dramatisch verschärft und die soziale Spaltung in den Städten immer tiefer wird. Bisher hat die Mietpreisbremse Mieterinnen und Mietern nicht ausreichend geschützt.

Es braucht endlich eine Mietpreisbremse, die ihren Namen auch verdient. Deshalb müssen die vielen Ausnahmen abgeschafft und die Schlupflöcher geschlossen werden. Der Vorschlag der Justizministerin nach mehr Transparenz ist richtig, wird aber bei weitem nicht ausreichen, um den Mietenanstieg aufzuhalten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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RECHT/807: DeCix - Geheimdienstliche Massenüberwachung bleibt rechtsstaatlich höchst problematisch


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. Mai 2018

DeCix - Geheimdienstliche Massenüberwachung bleibt rechtsstaatlich höchst problematisch



Zur gestrigen Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts zur verpflichtenden Ausleitung von Kommunikation am Internetknotenpunkt DeCix an den Bundesnachrichtendienst (BND) erklärt Dr. Konstantin von Notz, Stellvertretender Fraktionsvorsitzender:

Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts bedauern wir sehr. Gleichzeitig möchten wir uns bei den Klägern ausdrücklich bedanken.

Die vollumfängliche Telekommunikationsüberwachung des Bundesnachrichtendienstes (BND) am größten Internetknotenpunkt der Welt ist und bleibt rechtsstaatlich höchst problematisch.

Der "fulltake", das heißt die Ausleitung sämtlicher Kommunikation ohne Unterscheidung von Sender und Empfänger, die an allen Knotenpunkten dieser Welt stattfindet, bedeutet nichts anderes als eine weltweite, anlasslose Massenüberwachung. Der mit ihr verbundene, totalitäre Anspruch und der Generalverdacht gegenüber allem und jedem sind dem Rechtsstaat unbekannt und lassen die Grenze zwischen Demokratien und autoritären und totalitären Staaten zunehmend verschwimmen.

Der sicherheitspolitische Nutzen bleibt bestenfalls vage. Den Rechtsstaat konstituierende Grundsätze wie die Unschuldsvermutung laufen jedoch de facto ins Leere. Auch der Schutz von Berufsgeheimnisträgern wie Richterinnen und Richter, Journalistinnen und Journalisten, Anwältinnen und Anwälten sowie in der Seelsorge Tätigen ist nicht mehr gewährleistet.

Diesen höchst fragwürdigen Entwicklungen werden wir uns auch weiterhin mit aller Kraft und allen uns zur Verfügung stehenden parlamentarischen und juristischen Mitteln entgegenstellen. Wir werden auch weiterhin unseren Teil dazu leisten, die weltweite geheimdienstliche Überwachung privater Kommunikation von Milliarden von Menschen gesetzlich einzuschränken und die Rechte der Betroffenen sowie die parlamentarische Kontrolle der Geheimdienste weiter zu stärken.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52
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SOZIALES/1900: Bundesregierung verschleppt Gesetz zur geschlechtlichen Vielfalt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 30. Mai 2018

Bundesregierung verschleppt Gesetz zur geschlechtlichen Vielfalt



Die Bundestagsfraktion der Grünen hat eine kleine Anfrage an die Bundesregierung zur Umsetzung des Bundesverfassungsgerichtsurteils zur "Dritten Option" und möglicher Auswirkungen auf das Transsexuellengesetz gestellt. Zur vorliegenden Antwort der Bundesregierung (anbei) erklärt Sven Lehmann, Sprecher für Queerpolitik:

Das Hick-Hack innerhalb der Bundesregierung verschleppt die Anerkennung der geschlechtlichen Vielfalt in Deutschland. Anders kann ich mir die schmallippige Antwort der Bundesregierung nicht erklären. Fast ein dreiviertel Jahr nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes findet die Bundesregierung keine Antwort darauf, wie sie das Urteil umsetzen will. Ich finde es unfassbar, dass das federführende Heimatministerium bisher keinen Kontakt zu den Fachverbänden aufgenommen hat, gleichzeitig aber die Arbeitsgruppe "Intersexualität/Transsexualität" für beendet erklärt. Das Heimatministerium bietet offenbar nicht allen Menschen in Deutschland eine Heimat.

Wir fordern die Bundesregierung auf, endlich einen abgestimmten Gesetzentwurf vorzulegen. Die Umsetzung der Dritten Option darf keine neuen Diskriminierungen mit sich bringen. Menschen sind nicht einfach "anders", sondern haben das Recht auf einen positiven Geschlechtseintrag jenseits von männlich und weiblich. Auch den Eintrag offen zu lassen sollte eine Möglichkeit sein. Geschlechtszuweisende Operationen und Hormonbehandlungen an Säuglingen ohne medizinische Indikation sind leider traurige Realität in Deutschland und ein Eingriff in die Selbstbestimmung. Sie müssen verboten werden.

Wir fordern zudem, dass das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes als Chance genutzt wird, das Transsexuellengesetz durch ein menschenrechtskonformes Selbstbestimmungsgesetz zu ersetzen. Transsexualität ist keine Krankheit, wird aber im deutschen Recht noch so behandelt. Denn es zwingt Menschen, sich als psychisch krank begutachten zu lassen, um ihren Geschlechtseintrag zu korrigieren. Die Verfahren dazu sind entwürdigend und bürokratisch.

Unsere Gesellschaft ist reich an geschlechtlicher Vielfalt. Wir brauchen ein Gesetz, das diese Vielfalt anerkennt und Menschen die selbstbestimmte Entscheidung über ihren Personenstand ermöglicht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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VERKEHR/774: Anton Hofreiter zu den bundesweit ersten Dieselfahrverboten in Hamburg


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. Mai 2018

Anton Hofreiter zu den bundesweit ersten Dieselfahrverboten in Hamburg



Zu den bundesweit ersten Dieselfahrverboten in Hamburg erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Diese Durchfahrtbeschränkung ist das Ergebnis des Regierungsversagens der Fahrverbotsminister Dobrindt und Scheuer, die nichts gegen die Betrügerei der Autobosse unternommen haben. Jahrelang haben sie die Menschen in den Städten im Stich gelassen und die überhöhten Schadstoffausstöße von Dieselfahrzeugen gedeckt. Im Gegensatz zur Bundesregierung schützt der Hamburger Senat die Bewohner der Stadt und setzt gültiges Luftreinhaltungsrecht um. Minister Scheuer trägt die Verantwortung für einen unübersichtlichen Flickenteppich von Fahrverboten in Deutschland. Jetzt muss sich Scheuer endlich um saubere Luft in den Städten kümmern und sich mit der Blauen Plakette auf die Seite der Kommunen und betroffenen Menschen stellen. Darüber hinaus muss er sich für eine technische Nachrüstung der dreckigen Dieselfahrzeuge auf Kosten der Autoindustrie einsetzen und den öffentlichen Nahverkehr in den Städten stärken."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de
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ARBEIT/817: Unionsfraktion verlangt Strategie für Weiterbildung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 30. Mai 2018

Unionsfraktion verlangt Strategie für Weiterbildung



Bundesarbeitsminister Hubertus Heil hat am heutigen Mittwoch, 30.
Mai, Vorschläge für eine "Qualifizierungsoffensive" gemacht. Dazu
erklärt der arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Peter Weiß:

"Wir brauchen jetzt konkrete Vorschläge für eine umfassende Fort- und
Weiterbildungsstrategie, wie sie im Koalitionsvertrag vereinbart ist.
Isolierte Maßnahmen, die nur allein von der Bundesagentur für Arbeit
getragen werden und Rechtsänderungen, die nicht im Koalitionsvertrag
stehen, lehnen wir ab. Die Absenkung des Beitrags zur
Arbeitslosenversicherung in Höhe von 0,3 Prozentpunkten wurde bereits
im Koalitionsvertrag vereinbart und muss auch so umgesetzt werden, um
die Beitragszahler zu entlasten. Da die Rücklage der Bundesagentur
für Arbeit trotz der Senkung um 0,3 Prozentpunkte weiter anwachsen
wird, muss im nächsten Jahr über weitere Schritte nachgedacht und
dabei auch eine weitere Beitragssatzsenkung erwogen werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1731: Ukraine - DIE LINKE fordert internationale Untersuchung gefordert


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 31. Mai 2018



DIE LINKE fordert internationale Untersuchung / Konferenz zur Medienfreiheit in der Ukraine

"Angesichts der andauernden Übergriffe und Anschläge auf Journalisten in der Ukraine ist die Inszenierung des ukrainischen Geheimdienstes um Arkadi Babtschenko nichts als ein zynischer Budenzauber. Die Inszenierung um Arkadi Babtschenko muss international untersucht werden, zumal hier zum wiederholten Mal unbewiesene Anschuldigungen und Vorverurteilungen gegen Russland lanciert wurden. In der Ukraine herrscht notorische Straffreiheit bei Angriffen auf die Meinungsfreiheit, wie sie regelmäßig von rechtsradikalen Milizen, Regierungspolitikern und Beamten ausgehen ", erklärt Andrej Hunko, europapolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, zu den Vorgängen um den Journalisten Arkadi Babtschenko in der Ukraine. Hunko weiter:

"Dass der SBU mit seinem gegen Russland gerichteten Kasperle-Theater erneut den deutschen Bundespräsidenten Frank-Walter Steinmeier vorgeführt hat, wird das Vertrauen in die Poroschenko-Regierung sicher nicht befördern. Die Narrenfreiheit für die ukrainische Regierung muss endlich ein Ende haben.

Verfolgte Journalisten und Bürgerrechtsaktivisten wie Ruslan Kotsaba fordern von den Regierungen der EU-Staaten ein konsequentes und uneingeschränktes Monitoring bezüglich der Meinungsfreiheit in der Ukraine. Sie hoffen, dass die EU in der Lage wäre, die unabhängigen Journalisten in der Ukraine zu schützen.

Am kommenden 11. Juni habe ich zahlreiche ukrainische Journalisten, Politiker und Menschenrechtsaktivisten zu einer Konferenz eingeladen, wo sie genau diesen Schutz fordern werden.

Erneut haben sich auch deutsche Journalisten durch diese Inszenierung vorführen lassen. Die systematischen Vorverurteilungen gegen Russland müssen genauso ein Ende haben wie die Rechtlosigkeit in der Ukraine. Journalisten müssen international Schutz genießen, unabhängig davon, ob sie in der Ukraine oder Russland arbeiten. Ich erwarte, dass Außenminister Heiko Maas insbesondere den würdelosen Umgang mit dem deutschen Staatsoberhaupt Frank-Walter Steinmeier gegenüber der ukrainischen Regierung zur Sprache bringt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 31. Mai 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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AUSSEN/1730: Politische Lösung in Nahost unterstützen, Zivilisten schützen 


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 30. Mai 2018

Politische Lösung in Nahost unterstützen, Zivilisten schützen



"Nach der jüngsten Eskalation zwischen der Hamas und anderer islamistischer bewaffneter Kräfte und der israelischen Armee im Gaza-Streifen müssen die Vereinten Nationen eine militärische Eskalation verhindern. Die Bundesregierung muss eine neue politische Initiative für ein Ende der völkerrechtswidrigen Blockade von Gaza unterstützen, so wie es viele zivilgesellschaftliche Initiativen fordern", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Hänsel weiter:

"Die Mörserangriffe aus Gaza auf willkürliche Ziele in Israel müssen ebenso beendet werden wie die massiven Luftangriffe der israelischen Luftwaffe auf Ziele in Gaza. Dieser Konflikt ist nicht militärisch zu lösen und bringt nur immer mehr Leid über die Zivilbevölkerung, deshalb sind politische Verhandlungen unabdingbar. Dazu muss endlich die israelische Besatzungs- und Siedlungspolitik auf den Verhandlungstisch, ebenso wie die völkerrechtswidrige Blockade des Gaza-Streifens durch Israel und Ägypten. Gaza gilt als das größte 'Freiluftgefängnis' der Welt, die katastrophale humanitäre Situation für fast zwei Millionen Menschen ist nicht hinnehmbar.

Auch der jüngst vom israelischen Verteidigungsminister Avigdor Lieberman angekündigte Bau einer Sperranlage im Meer zu Gaza steht einer friedlichen Lösung entgegen und muss gestoppt werden. Es ist unabdingbar, dass alle bewaffneten Gruppierungen in Gaza die Angriffe auf Israel einstellen. Die Bundesregierung darf Länder, die die Hamas in Gaza unterstützen, so wie zum Beispiel die Türkei, nicht auch noch mit Rüstungsexporten und finanzieller Hilfe belohnen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 30. Mai 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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RECHT/523: Urteil zur BND-Internetüberwachung ist vertane Chance


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 31. Mai 2018

BVerwG-Urteil zur BND-Internetüberwachung ist vertane Chance



"Erneut hat sich ein Höchstgericht verweigert, die 'heiße Kartoffel' der massenhaften Überwachung des Internetverkehrs durch den Bundesnachrichtendienst (BND) anzufassen und in der Sache zu entscheiden", erklärt André Hahn, stellvertretender Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE und Mitglied des Parlamentarischen Kontrollgremiums für die Geheimdienste, zum gestrigen Urteil des Bundesverwaltungsgerichts Leipzig. Hahn weiter:

"Mit der Erklärung, DE-CIX als Betreiber des weltweit größten Internetknotens in Frankfurt am Main könne sich nicht auf das grundgesetzlich geschützte Fernmeldegeheimnis berufen, da er lediglich Vermittler von Telekommunikation sei, hat das Gericht den denkbar einfachsten Ausweg gewählt und die Klage aus eher formalen Gründen abgewiesen. Eine Entscheidung in der Sache ist aber dringend erforderlich. Die Überwachungspraxis des BND in Frankfurt, der auch grundgesetzlich geschützte rein innerdeutsche Verkehre unterliegen, war erstmals im Rahmen des BND/NSA-Untersuchungsausschusses bekannt geworden. Seitdem hält diese verfassungswidrige Praxis an, und es wurden alle Klagen dagegen zurückgewiesen. Das gestrige Urteil war somit eine erneute vertane Chance. Es ist zu wünschen, dass die Richter am Bundesverfassungsgericht, dem die Angelegenheit jetzt wohl vorgelegt wird, mehr Traute haben und dem BND klare Grenzen aufzeigen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 31. Mai 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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SICHERHEIT/1888: NATO muss Aufrüstungspläne gegen Russland stoppen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 31. Mai 2018

NATO muss Aufrüstungspläne gegen Russland stoppen



"Statt immer weitere kostspielige Großmanöver, die sich auch gegen Russland richten, zu planen und lediglich darüber zu informieren, sollte die NATO das gemeinsame Ratstreffen mit Russland endlich wieder vollwertig und regelmäßig ausrichten und für eine Politik der vertrauensbildenden Maßnahmen nutzen. Dazu bedarf es eines Politikwechsels weg von der Aufrüstungsspirale und dem Säbelrasseln gegen Russland hin zu neuen Abrüstungsinitiativen - und dafür muss sich die Bundesregierung einsetzen", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Hänsel weiter:

"NATO-Generalsekretär Stoltenberg irrt, wenn er die Schuld für den zähen Dialog mit Russland nur in Moskau sieht. Stoltenberg sollte zunächst die Scharfmacher in den eigenen Reihen unter Kontrolle bringen. Dazu gehören vor allem osteuropäische und baltische Staaten, aber auch der deutsche Verfassungsschutz-Chef Hans-Georg Maaßen, der wiederholt die Möglichkeit von Angriffen auf ausländische Cyber-Infrastruktur gefordert hatte. Diese Stimmen zu isolieren, wäre eine erste wichtige vertrauensbildende Maßnahme gegenüber der Russischen Föderation."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 31. Mai 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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SOZIALES/2523: Katja Kipping zum Internationalen Kindertag


DIE LINKE - Presseerklärung vom 31. Mai 2018

Katja Kipping zum Internationalen Kindertag



Die Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Katja Kipping, erklärt zum morgigen Internationalen Kindertag:

Am Internationalen Kindertag besteht einmal mehr die Chance, auf die eklatanten Missstände hinzuweisen, die Kinder betreffen.

Kinderarmut ist ein wachsendes Problem in Deutschland. Von den rund 1,5 Millionen armutsgefährdeten und bedürftigen Menschen, die von den Tafeln unterstützt werden, sind 23 Prozent Kinder und Jugendliche. Jedes Kind hat aber das Recht, auf einen guten Start ins Leben. Deshalb wird sich DIE LINKE nie mit Kinderarmut abfinden, und wir engagieren uns zusammen mit einem breiten Bündnis für eine Kindergrundsicherung von rund 600 Euro.

Elternhäuser mit ihren unterschiedlichen sozialen Rahmenbedingungen, schaffen sehr unterschiedliche Ausgangssituationen für ihre Kinder. Es ist erwiesen, dass Akademiker und Akademikerinnen ihren Kindern aufgrund des eigenen Bildungsgrades, ihrer sozialen Stellung und ihres Einkommens bessere Zugangsvoraussetzungen für das Leben schaffen können. Armut bringt selten Doktoren und Doktorinnen hervor, aber sie manifestiert die soziale Ungleichheit! Der Bildungsweg eines Kindes darf nicht an den Kontostand der Eltern gebunden sein.

Aufgabe der öffentlichen Hand ist es deshalb, diese Nachteile frühzeitig auszugleichen. Mehr Personal in den Kitas und an den Schulen ist dringend notwendig. Schulen und Kindertagesstätten sollten so organisiert sein, dass die Hausaufgaben noch im Hort oder der Nachmittagsbetreuung erledigt werden können. So kann sichergestellt werden, dass mithilfe von pädagogischer Begleitung, alle Kinder die qualitativ gleiche Unterstützung erhalten.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Presseerklärung vom 31. Mai 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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WIRTSCHAFT/2067: Strafzölle könnten deutschen Exporten Genick brechen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 30. Mai 2018

Strafzölle könnten deutschen Exporten Genick brechen



"Die deutsche Wirtschaftspolitik hat sich zum Bumerang entwickelt. Trump meint es ernst. Strafzölle könnten neben Stahl und Aluminium bald auch Mercedes oder BMW treffen und wirtschaftliche Schocks begünstigen", kommentiert der stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, Fabio De Masi, das wahrscheinliche Inkrafttreten der US-Strafzölle auf Stahl und Aluminium aus der EU. De Masi weiter:

"Die Bundesregierung hat die internationale Kritik an den Deutschen Exportüberschüssen ignoriert und sich somit gegenüber US-Präsident Donald Trump diplomatisch entwaffnet. Die USA sind nicht Griechenland. Es macht einen Unterschied, ob ein Schäferhund einen Hamster oder einen Pitbull beißt.

Faule Deals wie ein Mini-TTIP oder den Import von US-Frackinggas gegen freie Fahrt für deutsche Autos werden Frankreich oder Italien nicht mitmachen. Der Finanzminister muss umgehend eine Investitionsoffensive starten und sich zum Abbau der chronischen Exportüberschüsse verpflichten, um weltwirtschaftliche Risiken abzufedern, die EU zu einen und wieder Spielräume für Diplomatie im Handelsstreit zu gewinnen. Ein kontrollierter Abbau der deutschen Exportüberschüsse ist besser als ein Trump-Schock."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 30. Mai 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/7206: Heute im Bundestag Nr. 356 - 31.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 356

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 31. Mai 2018, Redaktionsschluss: 11.02 Uhr

1. Bundes- und Regierungsbeauftragte

2. Verfahren infolge des NSA-Ausschusses

3. Datenschutz-Grundverordnung thematisiert

4. BSI-Tipps zum Schutz vor Hackerangriff

5. Geschlechtseintrag im Geburtenregister

6. Parlamentarisches Fragerecht



1. Bundes- und Regierungsbeauftragte

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Zum Stichtag 1. Mai 2018 hat es 39 Beauftragte der
Bundesregierung, Bundesbeauftragte sowie Koordinatoren der
Bundesregierung gegeben. Das berichtet die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/2270) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/2004).
Wie sie darin erläutert, wird in der Bundesverwaltung grundsätzlich
zwischen Bundesbeauftragten, Beauftragten der Bundesregierung und
sonstigen Beauftragten (Koordinatoren, Sonderbeauftragte)
unterschieden.

Diese Beauftragten sind den Angaben zufolge von der Bundesregierung
aufgrund ihrer Organisationsgewalt eingerichtete Organe zur
Unterstützung und Beratung "bei der Wahrnehmung von Regierungsaufgaben
(im Unterschied zur Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben)".
Bundesbeauftragte werden laut Antwort auf gesetzlicher Grundlage
eingerichtet. Beauftragte der Bundesregierung und sonstige Beauftragte
werden danach "bei funktionalem Bedarf" durch Kabinettbeschluss
beziehungsweise Organisationserlass der Bundeskanzlerin oder Erlass
beziehungsweise sonstige Bestimmung eines Ressorts eingesetzt . Eine
allgemein gültige Definition der Funktion des Koordinators oder
Sonderbeauftragten bestehe in der Bundesregierung nicht.

 * 

2. Verfahren infolge des NSA-Ausschusses

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl disziplinarrechtlicher Verfahren, die
infolge der Arbeit des NSA-Untersuchungsausschusses der 18.
Wahlperiode des Bundestages gegen Mitarbeiter des
Bundesnachrichtendienstes eingeleitet wurden, erkundigt sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/2296). Darin fragt sie
unter anderem auch danach, wie viele disziplinarrechtliche Verfahren
infolge der Arbeit des Untersuchungsausschusses gegen Mitarbeiter in
den Geschäftsbereichen des Bundeskanzleramts und des
Bundesinnenministeriums eingeleitet wurden.

 * 

3. Datenschutz-Grundverordnung thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, welche Maßnahmen die
Bundesregierung ergriffen hat, um die Wirtschaft bei der Umstellung
auf die seit dem 25. Mai geltende EU-Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) zu unterstützen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen
Anfrage (19/2278) danach, ob nach Auffassung der Bundesregierung vor
allem klein- und mittelständische Unternehmen gut auf die
Anwendbarkeit der DSGVO vorbereitet sind. Ferner fragt sie unter
anderem, welche weiteren Maßnahmen die Bundesregierung hierzu plant.

 * 

4. BSI-Tipps zum Schutz vor Hackerangriff

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Der am 28. Februar 2018 bekanntgewordene "Angriff
auf das als sicher geltende Informationsnetzwerk der Bundesregierung,
der Informationsverbund BerlinBonn (IVBB)" ist ein Thema einer Kleinen
Anfrage der FDP-Fraktion (19/2252). Darin erkundigen sich die
Abgeordneten unter anderem danach, welche Maßnahmen das Bundesamt für
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) den deutschen Behörden und
der deutschen Wirtschaft empfiehlt, "um sich vor zukünftigen
Angriffen, die dem am 28. Februar 2018 bekanntgewordenen technisch
ähneln, zu schützen".

 * 

5. Geschlechtseintrag im Geburtenregister

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Personenstands- sowie familienrechtliche Situation
Intersexueller" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der FDP-
Fraktion (19/2281). Wie die Fraktion darin ausführt, schreibt das
Personenstandsrecht vor, dass nach der Geburt eines Kindes dessen
Geschlecht im Geburtenregister zu beurkunden ist. Bis zum Jahr 2013
sei dabei ein binäres Geschlechtssystem zu Grunde gelegt worden, das
nur eine Unterscheidung in "männlich" und "weiblich" erlaubt habe. Der
Bundestag habe dann mit dem "Gesetz zur Änderung
personenstandsrechtlicher Vorschriften" die Möglichkeit geschaffen,
auf eine Geschlechtsangabe im Geburtenregister zu verzichten, wenn das
Kind weder dem weiblichen noch dem männlichen Geschlecht zugeordnet
werden kann.

Die Möglichkeit, den Geschlechtseintrag im Geburtenregister offen zu
lassen, ermöglicht jedoch laut Vorlage nach der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts nicht hinreichend eine Anerkennung der "dem
eigenen Empfinden entsprechenden Geschlechtlichkeit". Deshalb müsse
der Gesetzgeber bis zum 31. Dezember 2018 eine Neuregelung treffen.

Wissen wollen die Abgeordneten, wie die Bundesregierung das Urteil des
Bundesverfassungsgerichtes umzusetzen plant. Auch fragen sie unter
anderem, wann die Bundesregierung dem Bundestag einen entsprechenden
Gesetzentwurf vorlegen wird.

 * 

6. Parlamentarisches Fragerecht

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Den "Umfang des parlamentarischen Fragerechts zu
Rechtsgrundlagen und Einsatz der
Quellen-Telekommunikationsüberwachung" thematisiert die FDP-Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/2247). Darin schreiben die Abgeordneten,
dass die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/1505) auf eine vorherige
Kleine Anfrage der Fraktion zu Rechtsgrundlagen und Einsatz der
Quellen-Telekommunikationsüberwachung (19/1020) in weiten Teilen die
erbetenen Auskünfte verweigert habe. Wissen wollen sie unter anderem,
inwiefern die Bundesregierung das Staatswohl konkret gefährdet sieht
"bei der Angabe einer lediglich allgemeinen Information wie der
Nennung der Gesamtanzahl der laufenden Vorgänge, in denen Software zur
Überwachung informationstechnischer Systeme zur Gefahrenabwehr
eingesetzt wird".

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7205: Heute im Bundestag Nr. 355 - 31.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 355

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 31. Mai 2018, Redaktionsschluss: 10.10 Uhr

1. Deutsch-französische Steuerposition

2. Steuergarantien für die UEFA

3. Keine Nachweispflicht für Klinikpflege

4. Aufnahme von 10.200 Menschen

5. Konsultationen zu Cybersicherheit

6. Waffenversand Migrantenschreck.de



1. Deutsch-französische Steuerposition

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Deutschland und Frankreich wollen noch in diesem
Jahr eine gemeinsame Position zum Vorschlag der Kommission über eine
Richtlinie zur gemeinsamen Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage
ausarbeiten. Allgemeines Ziel sei eine Beschleunigung der
Steuerharmonisierung in der EU, teilt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/2218) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/1958) mit.

 * 

2. Steuergarantien für die UEFA

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung unterstützt die Bewerbung des
Deutschen Fußball-Bundes (DFB) für die Ausrichtung der Fußball-
Europameisterschaft 2024 in Deutschland. Gemäß den Anforderungen der
Europäischen Fußball-Union (UEFA) habe der DFB die Bundesregierung um
Abgabe von Regierungsgarantien gebeten, heißt es in er Antwort der
Bundesregierung (19/2323) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/2044). Dazu würden auch steuerliche Garantien gegenüber der UEFA
gehören. Angaben zu den Konditionen und zum Personenkreis will die
Bundesregierung wegen des Steuergeheimnisses nicht machen. Die
Bundesregierung erinnert in der Antwort an die positiven
wirtschaftlichen Effekte durch internationale
Sport-Großveranstaltungen. So sei allein zum Auftakt der
Fußball-Weltmeisterschaft 2006 die Zahl der Übernachtungen um mehr als
zehn Prozent im Vergleich zum Vorjahr gestiegen.

 * 

3. Keine Nachweispflicht für Klinikpflege

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Eine mögliche Nachweispflicht der Krankenhäuser für
die zur Pflege eingesetzten Mittel wird von der Bundesregierung
skeptisch gesehen. In einem pauschalierenden Entgeltsystem liege es
grundsätzlich in der betriebswirtschaftlichen Verantwortung der
Krankenhäuser, die Betriebsmittel für eine effektive Versorgung der
Patienten einzusetzen, heißt es in der Antwort (19/2321) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/2017) der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen.

Mit einer Nachweispflicht wäre einerseits zusätzlicher bürokratischer
Aufwand verbunden. Zugleich könnte "krankenhausindividuellen Bedarfen
für einen flexiblen Mitteleinsatz nicht mehr hinreichend Rechnung
getragen werden". Andererseits stelle die unzureichende
Investitionsfinanzierung der Länder eine "dauerhafte Herausforderung
für eine auskömmliche Betriebskostenfinanzierung" dar.

Die Pflegepersonalkosten werden den Angaben zufolge im
Fallpauschalensystem (DRG) bislang nicht gesondert ausgewiesen. Laut
Statistischem Bundesamt beliefen sich die Personalkosten des
Pflegedienstes für die allgemeinen Krankenhäuser 2016 auf rund 16,7
Milliarden Euro.

Gesundheitsexperten beklagen, dass die Investitionsmittel der Länder
seit Jahren nicht ausreichen und die Kliniken in der Folge ihre
Betriebsmittel für Investitionen einsetzen statt etwa für mehr
Pflegepersonal. Die Bundesregierung plant, die Pflegepersonalkosten
künftig unabhängig von den Fallpauschalen zu vergüten, um
sicherzugehen, dass die Mittel auch für die Pflege eingesetzt werden.

 * 

4. Aufnahme von 10.200 Menschen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) 'Um eine "Ansiedlung von mehr als 10.000
Flüchtlingen in Deutschland durch das Resettlement-Programm" geht es
in der Antwort der Bundesregierung (19/2265) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/2010). Wie die Bundesregierung darin ausführt,
hat sie der EU-Kommission die Aufnahme von 10.200 Personen
angekündigt. Die besondere Schutzbedürftigkeit der Flüchtlinge werde
in einem mehrstufigen Verfahren in jedem Einzelfall geprüft. Dem lägen
Kriterien wie die besondere Gefährdung von Frauen und Kindern oder der
Opfer von Folter und Gewalt zugrunde.

 * 

5. Konsultationen zu Cybersicherheit

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Cybersicherheitskonsultationen mit Russland" sind
ein Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/2297).
Darin erkundigen sich die Abgeordneten danach, wann und wo "die
diesjährigen ressortübergreifenden ,Cybersicherheitskonsultationen'
mit Russland" stattfinden, "die der Vertrauensbildung und der
strategischen Zusammenarbeit dienen sollen". Auch wollen sie unter
anderem wissen, welche Gründe für den Fall maßgeblich sind, dass diese
Konsultationen derzeit nicht stattfinden sollten.

 * 

6. Waffenversand Migrantenschreck.de

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Der rechte Waffenversand ,Migrantenschreck.de' und
das Verfahren gegen Mario R." lautet der Titel einer Kleinen Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/2303). Wie die Fraktion darin ausführt,
berichteten Medien im März 2018 "über die Verhaftung des
Rechtsextremen Mario R.". Dieser gelte als Betreiber des
Online-Versandes ,Migrantenschreck.de", über den seit Mai 2016 Waffen
vertrieben worden seien. Wissen wollen die Abgeordneten, seit wann
genau bundesdeutsche Sicherheitsbehörden wussten, "dass sich (der
untergetauchte) Mario R. in Ungarn aufhält". Auch fragen sie unter
anderem, ob Mario R. bereits nach Deutschland ausgeliefert worden ist
und sich hierzulande in Untersuchungshaft befindet.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7204: Heute im Bundestag Nr. 354 - 30.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 354

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 30. Mai 2018, Redaktionsschluss: 15.30 Uhr

1. Mehr Beschwerden wegen Fluglärms

2. Beschaffung der Pegasus-Drohne ab 2025

3. Linke fragt nach Rüstungsexportförderung

4. Arbeit und Reichweite von Jugendoffizieren



1. Mehr Beschwerden wegen Fluglärms

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Anzahl von Beschwerden aus der Region um den
Truppenübungsplatz Baumholder im Landkreis Birkenfeld hat in den
vergangenen Jahren deutlich zugenommen. Gingen im Jahr 2010 50
schriftliche und mündliche Beschwerden ein, waren es 2013 bereits 349
und nach einem Rückgang auf 153 im Jahr 2016 stieg die Zahl 2017 auf
570. Dies geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/2197) auf
eine Kleine Anfrage der Linksfraktion (19/1674) hervor. Laut eigener
Auskunft sieht die Regierung keine weiteren Möglichkeiten, den
Flugbetrieb und den entstehenden Fluglärm im Landkreis Birkenfeld zu
reduzieren. Der Landkreis sei nicht nur durch den Übungsplatz
Baumholder betroffen, sondern auch durch die An- und Abflüge an der
Air Base Ramstein und den Übungsluftraum TRA Lauter.

 * 

2. Beschaffung der Pegasus-Drohne ab 2025

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Ab 2025 soll die Bundeswehr mit der hochfliegenden
Aufklärungsdrohne Pegasus ausgestattet werden. Dies geht aus der
Antwort der Bundesregierung (19/2199) auf eine Kleine Anfrage der
Linksfraktion hervor. Die beiden Beschaffungsverträge für das
Gesamtsystem Pegasus, bestehend aus dem unbemannten Luftfahrzeug des
Herstellers Northrop Grumman und dem Missionssystem Isis der Airbus
Defence and Space GmbH, könnten nach derzeitiger Planung frühestens im
ersten Halbjahr 2019 geschlossen werden. Es sei die Beschaffung von
drei Pegasus-Aufklärungsdrohnen geplant.

 * 

3. Linke fragt nach Rüstungsexportförderung

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion verlangt Auskunft über die
Förderung von Rüstungsexporten durch die Bundesregierung. In einer
Kleinen Anfrage (19/2184) will sie unter anderem wissen, welche
Vertreter der Rüstungsindustrie Vertreter der Bundesregierung im Jahr
2017 und im ersten Quartal 2018 auf Auslandsreisen begleitet haben.
Zudem möchte sie erfahren, welche Ausbildungsmaßnahmen die Bundeswehr
für ausländische Sicherheitskräfte im Zusammenhang mit
Rüstungsexporten geleistet hat.

 * 

4. Arbeit und Reichweite von Jugendoffizieren

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Jugendoffiziere der Bundeswehr haben im Jahr 2017
insgesamt 3.331 Vorträge an Schulen und Hochschulen gehalten und dabei
89.226 Schüler und Studenten erreicht. Dies teilt die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/2196) auf eine Kleine Anfrage der Linksfraktion
(19/1670) mit. Zudem seien 50 Podiumsdiskussionen mit Jugendoffizieren
an Schulen und Hochschulen veranstaltet worden, an denen 2.060 Schüler
und Studenten teilgenommen hätten. Zudem seien 681 Seminare von
Jugendoffizieren mit 23.169 teilnehmenden Schülern und Studenten
veranstaltet worden und 165 Truppenbesuche von 5.249 Schülern und
Studenten. Im Rahmen von Vorträgen, Seminaren, Podiumsdiskussionen,
Truppenbesuchen und Informationsgesprächen wurden nach Angaben der
Regierung, 9.320 Lehrer, 2.271 Referendare und 1.443 Schulleiter und
Vertreter von Schulbehörden erreicht worden.

 * 
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BUNDESTAG/7203: Heute im Bundestag Nr. 353 - 30.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 353

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 30. Mai 2018, Redaktionsschluss: 14.33 Uhr

1. Keine Änderung im Kanzlerin-Etat

2. Personalentscheidungen bei der DB AG

3. Förderung für Glasfaserausbau an Schulen

4. Grüne fragen nach deutscher Handelsflotte



1. Keine Änderung im Kanzlerin-Etat

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Haushaltsausschuss hat am Mittwochmittag den
Haushaltsentwurf 2018 für die Bundeskanzlerin und das Bundeskanzleramt
(19/1700, Einzelplan 04) passieren lassen. In dem Einzelplan sind in
diesem Jahr Gesamtausgaben in Höhe von 2,92 Milliarden Euro
vorgesehen. Das sind 122,4 Millionen Euro mehr als 2017 (+4,4
Prozent). Dem stehen wie 2017 Einnahmen von 2,89 Millionen Euro
entgegen. Für den Etatentwurf stimmten die Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und SPD. AfD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen
stimmten gegen die Vorlage.

Die Oppositionsfraktionen scheiterten mit zahlreichen
Änderungsanträgen zu den insgesamt zwölf Kapiteln des Einzelplans. Der
Schwerpunkt der Anträge zielte dabei auf den Etat der Beauftragten der
Bundesregierung für Kultur und Medien, Monika Grütters (CDU). Die
Staatsministerin soll laut Entwurf in diesem Jahr mit 1,5 Milliarden
Euro einen um 44,9 Millionen Euro höheren Etat zur Verfügung haben als
2017.

Sowohl die AfD-Fraktion als auch die Fraktion Die Linke hatten
Änderungen bei den Ansätzen für das geplante Freiheits- und
Einheitsdenkmal in Berlin vorgeschlagen. Die AfD fordert, den
Gesamtansatz von 17,12 Millionen Euro zu streichen und das Projekt neu
auszuschreiben. Auch die Linken fordern einen Neuanfang bei dem
Projekt, haushaltspolitisch verlangt die Fraktion hingegen nur einen
Sperrvermerk für den entsprechenden Haushaltstitel. 2018 sind im
Entwurf für Baumaßnahmen für das Denkmal 2,05 Millionen Euro
eingeplant.

Die Grünen forderten - wie auch AfD und FDP - einen höheren
Mittelansatz für die Digitalisierung des Filmerbes. Zudem schlug die
Fraktion unter anderem einen neuen Haushaltstitel "Grünes Kino und
nachhaltige Filmproduktion" mit einem Ansatz von 500.000 Euro für
diese Jahr vor. Die FDP-Fraktion forderte zusätzliche Mittel für die
Provenienzrecherche und -forschung. Zudem schlugen die Liberalen vor,
die im Regierungsentwurf deutlich erhöhten Mittel für die
Filmförderung ("Anreize zur Stärkung der Filmproduktion in
Deutschland") weniger stark anzuheben. Der Koalitionsentwurf sieht für
2018 135 Millionen Euro für diesen Bereich vor, die FDP-Fraktion hält
119 Millionen Euro für ausreichend. 2017 lag das Soll bei 50 Millionen
Euro.

Die AfD-Fraktion forderte zudem, dem Bundeskanzleramt für 2018
sämtliche Mittel für den Bundesnachrichtendienst (BND) zu streichen.
Der Regierungsentwurf sieht für dieses Jahr Zuschüsse in Höhe von
920,4 Millionen Euro vor. Zur Begründung führte ein Vertreter der
Fraktion an, dass die AfD an der Aufstellung der BND-Ansätze nicht
habe mitwirken können. In dem für die Etats der Nachrichtendienste
zuständigen Vertrauensgremium sitzt bislang kein Vertreter der
Fraktion. Der Kandidat der AfD, Marcus Bühl, hatte in mehreren
Anläufen keine Mehrheit im Bundestag erzielt.

 * 

2. Personalentscheidungen bei der DB AG

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Personalentscheidungen im Management der Deutsche
Bahn AG (DB AG) und damit eventuell in Zusammenhang stehende
Interessenkonflikte thematisiert die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/1977). Die Linksfraktion stellt darin mehrere
Nachfragen an die Bundesregierung zu den Abfindungszahlungen an den
ehemaligen Vorstandsvorsitzenden der DB AG, Rüdiger Grube, der Anfang
2017 freiwillig von seinem Amt zurücktrat und nach Aussage der Linken
kurz danach eine Beratertätigkeit bei dem Tunnelbauunternehmen
Herrenknecht AG, das am Bahnprojekt Stuttgart 21 beteiligt ist,
aufnahm.

Auch die Personalie Werner Gatzer, beamteter Staatssekretär im
Bundesfinanzministerium, spielt in der Anfrage eine Rolle. Die
Linksfraktion möchte von der Bundesregierung wissen, wie sie es
beurteilt, "dass Gatzer erst ohne Entscheidung des Aufsichtsrats zum
Chef der DB Station&Service AG ernannt wurde und dann wenige Wochen
nach der Entscheidung ins Bundesfinanzministerium zurückbeordert
wurde".

 * 

3. Förderung für Glasfaserausbau an Schulen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU Nach der Weiterentwicklung des
Breitbandförderprogramms für den Glasfaserausbau an Schulen erkundigt
sich die FDP-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/1953) wollen die
Abgeordneten unter anderem wissen, welchen weiteren finanziellen
Investitionsbedarf die Bundesregierung sieht, um einen
flächendeckenden Anschluss aller Schulen mit einer
Internetgeschwindigkeit von mindestens 30 MBit/s je Klasse zu
gewährleisten. Gefragt wird auch, welche zusätzlichen Maßnahmen die
Bundesregierung plant, um das im Koalitionsvertrag festgelegte Ziel,
Schulen in der aktuellen Legislaturperiode direkt an das Glasfasernetz
anzubinden, zu erreichen.

 * 

4. Grüne fragen nach deutscher Handelsflotte

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Entwicklung des Schifffahrtsmarktes
interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. In einer Kleinen
Anfrage (19/1946) heißt es, die Weltschifffahrt befinde sich seit der
Wirtschafts- und Finanzkrise 2008 in einer langanhaltenden Talfahrt.
Seitdem hätten sich Fracht- und Charterraten drastisch reduziert. In
vielen Transportsegmenten des Seeverkehrs, insbesondere in der
Containerschifffahrt, habe zudem der Aufbau immenser Überkapazitäten
zu einem weiteren Preisverfall bei verschärftem Wettbewerb der
Reedereien beigetragen. Diese Entwicklungen, so schreiben die Grünen,
habe aufgrund der vor allem aus deutschen Eignern bestehenden
Containerflotte besonders in Deutschland zu einem starken Schrumpfen
des Schifffahrtsmarktes geführt.

Die Bundesregierung wird nun unter anderem gefragt, wie sie die
vergangene sowie die zukünftige Entwicklung der deutschen
Handelsflotte beurteilt und welche Maßnahmen sie bezüglich einer
positiveren Entwicklung in den folgenden Jahren plant. Wissen wollen
die Grünen auch, welche Maßnahmen die Bundesregierung seit 2008
ergriffen hat, "um eine deutliche Verkleinerung der in deutschem
Eigentum befindlichen Flotte zu verhindern".

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1676: Kanzlerin Merkel und der portugiesische Ministerpräsident António Costa, 30.05.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Lissabon - Donnerstag, 31. Mai 2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem portugiesischen
Ministerpräsidenten António Costa

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



PM Costa: Guten Tag! Ich möchte Frau Bundeskanzlerin Angela Merkel einmal
mehr für diesen Arbeitsbesuch danken. Es war ein sehr intensiver Besuch
hier in Portugal, der sie nach Braga, nach Porto und nach Lissabon geführt
hat. Es ging um institutionelle Debatten und um den Besuch von
Exzellenzzentren der deutschen Investitionen in Portugal, die die guten
Wirtschaftsbeziehungen unserer beiden Länder, aber vor allen Dingen auch
eine neue Phase der Wirtschaftsbeziehungen zum Ausdruck bringen. Wo es
hervorragende Humanressourcen und hervorragende Innovations- und
Forschungszentren hier in Portugal zusammen mit deutscher Innovation gibt,
kann Europa einen großen Fortschritt erreichen.

Wir konnten einen Bürgerdialog mit Doktoranden über die Zukunft Europas
führen. Europa ist etwas, das Portugal und Deutschland eint. Wir haben in
der EU nicht immer die gleichen Standpunkte bezüglich der Zukunft Europas.
Das ist normal. Aber Portugal und Deutschland sind die Länder, die immer
dann einverstanden sind, wenn es ans Eingemachte geht. Deswegen verteidigen
wir das Projekt der Europäischen Union als eines Garanten für Frieden und
Wohlstand für alle. Wir haben den gemeinsamen Willen, unsere Standpunkte
aneinander anzunähern, und gemeinsame Perspektiven, um Entscheidungen zu
fällen. Dazu brauchen wir eine große Kompromissbereitschaft. Wir sind die
Länder, die immer versuchen, Kompromisse zu finden.

Zurzeit erleben wir einen grundlegend wichtigen Moment in der Europäischen
Union. Wir müssen Entscheidungen über den mehrjährigen Finanzrahmen
treffen, über die Zukunft der Europäischen Union. Wir müssen dabei
versuchen, die jeweiligen Standpunkte zu verstehen, um Standpunkte zu
finden, die sich positiv für die Bürgerinnen und Bürger der Europäischen
Union auswirken, damit wir Ergebnisse erzielen können. Das ist grundlegend
wichtig, um das Vertrauen der europäischen Bürgerinnen und Bürger in Europa
zu stärken, in ein Europa, das sie schützt, und zwar vor Bedrohungen von
außen, vor Bedrohungen durch den Terrorismus und dadurch, dass die
wirtschaftliche Kapazität in Europa erhöht wird, also dadurch, dass
Arbeitsplätze in Europa und Beschäftigung für alle geschaffen werden
können.

Ich bin sehr zufrieden, dass Sie, Frau Bundeskanzlerin, heute zu einem ganz
anderen Zeitpunkt unserer Geschichte wieder nach Portugal gekommen sind,
nachdem wir aus der Finanz- und Wirtschaftskrise herausgekommen sind. Wir
haben eine nachhaltige Reduzierung unseres Defizits und unserer
Staatsschulden und ein besseres Wirtschaftswachstum erreicht, das beste
seit dem Beitritt zum Euro. Wir haben in den letzten Jahrzehnten auch sehr
viel mehr Beschäftigung geschaffen. Gestern haben wir erfahren, dass wir im
März des vergangenen Jahres die niedrigste Arbeitslosenquote der letzten 14
Jahre hatten.

Wir müssen natürlich die strukturellen Defizite des Landes noch abbauen,
vor allen Dingen im Bereich der Qualifikation. Wir müssen auch weiter an
der Konvergenz der Europäischen Union arbeiten. Deshalb ist es so wichtig,
dass der EU-Gipfel im Juni positive Zeichen setzt, dass wir zeigen, dass
wir zeitnah eine Entscheidung über den nächsten mehrjährigen Finanzrahmen
treffen. Das ist ein Zeichen, dass wir bereit sind, in Europa zu
investieren, aber es ist natürlich auch ein Zeichen für den Euroraum. Denn
ohne dass wir alle unsere Verpflichtungen einhalten, werden wir keinen Euro
haben, der mit Wirtschaftswachstum zusammenpasst. - Vielen herzlichen Dank.

BK'in Merkel: Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, lieber António, ich
möchte mich für die Gastfreundschaft bedanken, die ich hier erfahren habe.
Mein letzter Besuch liegt fünf Jahre zurück, und in der Tat ist Portugal
heute in einer optimistischeren Situation. Das freut mich. Wir konnten
gestern wirklich sehr, sehr interessante Projekte besuchen: Das
Technologiezentrum in Braga bei Bosch und auch das Institut i3S, wo wir mit
Studenten über Europa diskutiert haben.

Ich denke, ich darf sagen, dass unsere bilateralen Beziehungen sehr, sehr
gut und sehr eng sind, dass wir bei allen Unterschieden in den Nuancen
einig sind in einem ganz klaren europäischen Bekenntnis und dass wir auch
bei der Lageeinschätzung, dass Europa im Augenblick in einer schwierigen
Situation ist, übereinstimmen. Auf schwierige Situationen reagiert man
nicht, indem man klagt, sondern indem man die richtigen Entscheidungen
fällt.

Deshalb arbeiten wir gemeinsam daran, dass wir die mittelfristige
finanzielle Vorausschau möglichst zügig verabschieden können, dass wir die
Euroreformen voranbringen, die Vollendung der Bankenunion, die
Kapitalmarktunion und auch die "governance" der Eurozone, und dass wir im
Bereich Asyl und Migration vorankommen. Wir teilen auch die Überzeugung,
dass die Europäische Ständige Strukturierte Zusammenarbeit im Bereich der
Verteidigungspolitik von großer Bedeutung ist.

Wir sind herausgefordert, auch außenpolitisch gemeinsam zu reagieren und
uns auch stärker an Lösungsansätzen, sei es bei den Konflikten in Syrien,
in Libyen oder aber auch in der Ukraine, einzubringen. Auch hierüber gibt
es ein hohes Maß an Übereinstimmung zwischen Deutschland und Portugal.
Dafür möchte ich sehr herzlich danken. Wir haben diese Agenda intensiv
besprochen, auch die internationale Agenda.

Portugal ist das Land der Seefahrer, ein Land, das schon immer global
gedacht hat. Insofern bringt es eine Perspektive ein, die wir als ein Land,
das weiter im Osten Europas liegt, natürlich nicht so einbringen können.
Deshalb ist es für mich auch von großem Interesse, mit dem
Ministerpräsidenten immer wieder über Afrika zu sprechen. Afrika ist die
große Herausforderung für uns als Nachbarkontinent. Ich denke, alle
Initiativen im Hinblick auf die Entwicklung Afrikas - die noch nicht so
kontinuierlich und dynamisch vor sich geht, wie wir uns das eigentlich
wünschen - sind von großer Gemeinsamkeit getragen.

Deshalb war es sehr, sehr gut für mich, diese Gespräche hier im Geiste der
Freundschaft und der Kooperation zu führen, aber eben auch ein Stück
Portugal kennenzulernen. Gerade der Aufenthalt gestern in Porto hat mir
natürlich sehr gefallen; denn die Schönheit dieses Landes wird inzwischen
auch von sehr vielen deutschen Touristen geteilt. So konnte ich auch ein
paar Minuten lang das teilen, was viele Touristen tage- oder wochenlang
hier in Portugal tun können. Insofern noch einmal herzlichen Dank für die
Gastfreundschaft und den sehr schönen Aufenthalt.

Frage: Darf ich eine Frage an Sie beide stellen? Da Europa auf einen
berühmten Tweet eines noch berühmteren Präsidenten wartet, wie werden Sie
beide reagieren, und wie ist die künftige Strategie Europas, Strafzölle
betreffend?

BK'in Merkel: Die Entscheidungen kennen wir ja noch nicht. Aber wenn es zu
Zollverhängungen kommt, dann haben wir eine eindeutige Position seitens der
Europäischen Union. Wir denken, dass diese Zölle mit den WTO-Regeln nicht
vereinbar sind. Wir haben unser gemeinsames Ziel beim letzten
Zusammentreffen in Sofia bekräftigt, dass wir Ausnahmen von diesen Zöllen
wollen, und haben auch Gespräche auf einer bestimmten Basis angeboten.

Die Frage, die sich dann stellt, ist, dass wir natürlich klug, entschieden
und gemeinsam antworten werden. Aber ich will diesen Antworten jetzt nicht
vorgreifen, weil wir die Entscheidungen noch gar nicht haben.

PM Costa: Ich hoffe, dass der Tweet gute Neuigkeiten bringen wird. Aber
grundlegend wichtig ist es, zu verstehen, dass Europa eine gemeinsame
Handelspolitik hat. Wie wir in der Vergangenheit schon bezüglich des
Brexits gezeigt haben, lassen wir uns hierbei nicht auseinanderdividieren
und lassen es auch nicht zu, Zwist zu säen. Wir werden eine gemeinsame
Haltung im gemeinsamen Interesse Europas einnehmen, eines Europas, das
weiterhin an der Welt teilhaben will, in dem die Grenzen für die Menschen
nicht geschlossen und in dem keine Handelsbarrieren aufgebaut werden. Denn
das ist ein Faktor, der dem Wohlstand entgegenwirken würde, und den
Wohlstand wollen wir ja beibehalten. Deshalb hoffe ich, dass der Tweet
positiv sein wird.

Frage: Eine Frage an beide: Der gemeinsame mehrjährige Finanzrahmen sieht
eine Verringerung für Portugal vor. Vier Jahre nach dem Ausstieg aus dem
Rettungsprogramm ist Portugal ja auf einem guten Weg. Aber wir haben in
Italien eine hoch komplizierte politische Situation, die sich auch auf
wirtschaftliche Faktoren niederschlägt. Wie kann man die italienische Krise
sehen, wie wird sie sich auf den nächsten EU-Gipfel auswirken? Wird das der
Motor sein, um eine gemeinsame Antwort der Europäischen Union zu finden?

PM Costa: Zunächst ein zum Vorschlag der Kommission: Wir haben die
Fortschritte bezüglich der schlechten Ausgangsposition gesehen, aber wir
glauben, dass es eine Spanne gibt, um diesen Vorschlag weiter zu
verbessern. Portugal hat verfochten, dass Europa einen Haushalt braucht,
der so groß ist wie sein Ehrgeiz. Wir haben großen Ehrgeiz im Bereich
Verteidigung, im Bereich Krisenmanagement, im Bereich Migration und im
Bereich der Entwicklung, wenn es darum geht, zur Entwicklung des
afrikanischen Kontinents beitragen zu wollen. Solcher Ehrgeiz braucht
Ressourcen und braucht Mittel. Wenn ein Beitragszahler wegfällt, dann
brauchen wir natürlich größere Anstrengungen, und Deutschland hat
signalisiert, dass es bereit ist, diese Anstrengungen mitzutragen.

Wir sehen alle neuen Vorschläge der Kommission, aber die Kohäsionspolitik
und die Agrarpolitik sind zwei Politikbereich, die Marken der europäischen
Identität sind und die gezeigt haben, dass sie funktionieren. Diese beiden
Bereiche infrage zu stellen, wäre daher nicht gut für die europäische
Zukunft. Die Kohäsionspolitik auf europäischer Ebene ist keine Politik, in
der es nur darum geht, einander die Schwächen zu subventionieren. Es geht
vielmehr darum, zu erreichen, dass Europa als Ganzes stärker wird. Das
Projekt zwischen Bosch und der Universität Minho, das wir gestern besucht
haben, ist ein solches Projekt, ist ein Resultat der Kohäsionsfonds; das
Exzellenzzentrum ist ein Resultat der Kohäsionsfonds. Die Tatsache, dass
heutzutage große deutsche Unternehmen und Universitäten zusammenarbeiten,
um das Auto der Zukunft zu entwickeln, bereichert die gesamte Europäische
Union. Dass in Porto Grundlagenforschung auf so hohem Niveau betrieben
wird, wie es vor einigen Jahren nur in einigen Ländern der Europäischen
Union möglich gewesen wäre, schafft die Bedingungen, damit wir in der
Zukunft einen größeren Reichtum in ganz Europa haben, und das ist daher ein
Beitrag zum Gesamtreichtum der Europäischen Union.

Zu Italien. Italien ist ein gutes Beispiel für Zweierlei. Erstens: Wenn wir
nicht rechtzeitig die Krise erkennen, dann ermöglichen wir Phänomene, die
nicht wünschenswert sind: Populismus, Extremismus, Radikalismus,
Nationalismus. Europa muss schnell handeln und schnell agieren, damit
solche Situationen vermieden werden. Zweitens: Leider hat sich gezeigt,
dass wir alle immer indirekt davon betroffen sind, wenn in einem Land ein
spezifisches Problem existiert. Das bedeutet also, dass es die
Notwendigkeit gibt, zu stabilisieren und solche Krisen in den einzelnen
Ländern zu verhindern.

BK'in Merkel: Erstens. Die Verabschiedung der nächsten mittelfristigen
finanziellen Vorausschau oder des Haushalts für die Europäische Union für
die nächsten Jahre wird natürlich ungefähr so kompliziert werden wie die
Quadratur des Kreises. Nachdem ein Land, ein Nettozahler ausgeschieden ist
und gleichzeitig die Aufgaben gewachsen sind, ist das eine große
Herausforderung. Wir als Europäische Union müssen uns diesen Aufgaben aber
stellen, und bei gutem Willen wird das auch gelingen. Ich verstehe sehr
gut, dass ein Land wie Portugal - und der Ministerpräsident hat eben
Projekte aufgezählt, die aus den Fonds des europäischen Haushalts gespeist
werden - Konvergenz zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union
will, und wir alle haben ein Interesse daran, dass diese Konvergenz auch
stattfindet; denn ansonsten werden viele Vorzüge der Europäischen Union wie
die Freizügigkeit und vieles andere mehr immer wieder auf die Probe
gestellt werden. Das heißt, wir müssen ein Interesse an einer gleichmäßigen
Entwicklung haben, so wie wir das in Deutschland ja auch aus der deutschen
Einheit kennen, wo wir auch ein Interesse daran haben, dass die neuen
Bundesländer stark werden und nicht immer Gefälle innerhalb Deutschlands
besteht.

Zweitens. Wir warten jetzt natürlich auf die Regierungsbildung in Italien.
Ich werde offen auf die neue Regierung zugehen. In einer Situation, wie wir
sie jetzt haben, ist es ganz wichtig, dass Europa alles daransetzt, zu
jedem Zeitpunkt handlungsfähig zu sein. Deshalb ist dieses Budget auch so
ein wichtiges psychologisches Signal dafür, dass wir eben nicht in Phasen
kommen, in denen wir nicht richtig handlungsfähig sein können. Daran werden
Portugal und Deutschland zumindest sehr intensiv arbeiten.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, die Marktturbulenzen in dieser Woche spiegeln
erneut die Ängste über die Stabilität der Eurozone wider. Vor allem
angesichts der Größe der italienischen Wirtschaft stellt sich die Frage, ob
im Notfall überhaupt etwas für die Stabilisierung Italiens getan werden
kann. Halten Sie die Eurozone vor diesem Hintergrund für krisenfest?

BK'in Merkel: Ich kann nur das wiederholen, was ich eben schon gesagt habe:
Wir werden mit der neuen italienischen Regierung sprechen und wir werden
alles daransetzen, dass es zu einer guten Zusammenarbeit kommt. Ich halte,
ehrlich gesagt, nichts davon, jetzt permanent zu spekulieren. Ich warte
vielmehr auf die Bildung einer neuen Regierung, und dann werden wir uns die
Dinge sehr konstruktiv anschauen. Deutschland wird alles tun, damit gute
Lösungen gefunden werden.

Frage: Eine Frage an beide: Die chinesischen Investitionen in Europa haben
Zweifel aufgeworfen. Frau Bundeskanzlerin, Sie haben sich ja schon dazu
geäußert: Es gibt eine Übernahme Chinas im Energiesektor. Was denken Sie
über diese chinesischen Investitionen, Frau Bundeskanzlerin?

Herr Premierminister, haben Sie versucht, die Frau Bundeskanzlerin dafür zu
sensibilisieren? Seit 2012 hatte es ja geheißen, dass es in Portugal zu
viele Studienabgänger gäbe. Gab es eine Möglichkeit, die Meinung
diesbezüglich zu revidieren?

PM Costa: Bezüglich der Übernahme der EDP im Energiesektor: Das war
natürlich kein Gesprächsthema zwischen uns, da hat auch die portugiesische
Regierung nichts zu sagen. Das muss sich an die Marktregeln halten.

Bezüglich unseres Modells der Entwicklung: Ich glaube, es ist für alle
klar, dass sich das auf Innovation gründen muss. Dafür brauchen wir Wissen
und dafür brauchen wir immer mehr Wissen. Das ist eine Priorität, die wir
im Bildungssektor von der Grundschule bis hin zu den Doktoranden
ausgerichtet haben. Wir haben eine große Anstrengung unternommen, um das
Ziel zu erreichen, die Schulabbrüche bis 2020 um 10 Prozent zu verringern.
Wir haben das zum Teil schon erreicht und haben das schon von 14 auf 12
Prozent verringert. Wir haben uns außerdem das Ziel gesetzt, bis 2030 60
Prozent der jungen Menschen die höhere Bildung anbieten zu können. Wir
wollen den Anteil derjenigen, die die höhere Schulbildung dann auch
abschließen, bis 2020 auf 35 bis 40 Prozent erhöhen; denn nur so können wir
weiterhin unsere Wissenschaftler ausbilden, unsere Innovationskraft stärken
und auch die Investitionen der Unternehmen weiter fördern. Dafür haben wir
ja gestern gute Beispiele der Wertsteigerung auch auf internationaler Ebene
gesehen. Das ist die Strategie und das ist der Weg, den wir verfolgen
müssen.

BK'in Merkel: Mit Blick auf China: Auch Deutschland und China haben ja sehr
enge Wirtschaftsbeziehungen. Es ist klar, dass nach einer Phase, in der vor
allen Dingen Deutschland in China investiert hat, inzwischen auch China
Interesse am europäischen Markt hat. Dagegen ist ja im Sinne eines offenen
multilateralen Handels auch nichts einzuwenden. Mir geht es in diesen
Handelsfragen um Reziprozität; das heißt, da, wo China sich öffnet, können
wir uns auch öffnen. Darüber sprechen wir natürlich auch mit China, aber
insgesamt kann das sehr wohl zu unserem gegenseitigen Vorteil sein.

Was die Ausbildung anbelangt, so haben wir, glaube ich, gestern gesehen,
dass Portugal ein Potenzial an sehr gut ausgebildeten jungen Leuten hat,
gerade auch an den Universitäten im Bereich des Softwareingenieurswesens
und in anderen Bereichen. Ich glaube, gerade die Berufsbilder, die mit der
Digitalisierung zusammenhängen, sind von allergrößter Bedeutung. Ich würde
fast sagen: Es können gar nicht genug junge Leute in diesen Bereichen
studieren. Auf der anderen Seite haben wir auch immer dafür geworben, dass
es eine sogenannte duale Berufsausbildung gibt. Ich weiß, dass der
Premierminister auf diesem Gebiet gerade sehr interessante Erfahrungen
macht; die deutschen Firmen tragen hierzu auch bei. Es geht also nicht um
das Entweder-oder, sondern es geht im Zweifelsfalle darum, dass wir da, wo
wir Fachkräfte brauchen, auch die richtig ausgebildeten Fachkräfte haben,
und dass wir die jungen Leute nicht in die völlig falsche Richtung ins
Leben schicken. Das, glaube ich, ist in Portugal inzwischen auf einem sehr
guten Weg.

Danke schön!

Donnerstag, 31. Mai 2018

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1675: Regierungspressekonferenz vom 30. Mai 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 30. Mai 2018

Regierungspressekonferenz vom 30. Mai 2018

Themen: Vorwürfe gegen das BAMF, Kabinettssitzung (Fortsetzung der
Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an KFOR, Fortsetzung der
Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an UNIFIL und Sophia),
Kohleausstiegskommmission, Termin der Bundeskanzlerin (Besuch des
Premierministers Israels), Situation in Gaza, Mord an dem russischen
Journalisten Arkadi Babtschenko, angekündigte Streckensperrungen für
Dieselfahrzeuge in Hamburg, Regierungsbildung in Italien, Berichte über
eine Einladung des türkischen Präsidenten durch die Bundeskanzlerin,
Entwurf eines Gesetzes zur Beitragsentlastung der Versicherten in der
Gesetzlichen Krankenversicherung sowie die geplante Ausbildungs- und
Prüfungsverordnung zum Pflegeberufsgesetz, Handelsstreit mit den USA,
geplante Beschaffung bewaffnungsfähiger Drohnen vom Typ Heron TP,
Medienberichte über einen Zugriff des BND auf inländische Verbindungsdaten,
Atomabkommen mit dem Iran, Asylanträge georgischer Staatsbürger nach
Einführung der Visafreiheit, in der Türkei inhaftierte deutsche
Staatsbürger, völkerrechtliche Bewertung der türkischen Militäroffensive
auf Afrin


Sprecher: SRS'in Fietz, Korff (BMI), Neumann (BMVg), Fichtner (BMU),
Burger (AA), Strater (BMVI), Kolberg (BMF), Gülde (BMG), Wagner (BMWi)



Vorsitzende Welty eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in
Fietzsowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: Frau Korff, das ewige Thema, das wir in den letzten Wochen in jeder
RegPK hatten, ist natürlich das BAMF. Es gibt jetzt viele Berichte über
finanzielle Unregelmäßigkeiten in Bremen, unter anderem lasen wir alle die
Zahl 8,5 Millionen Euro für Anwaltskosten. Das ist jetzt alles noch nicht
ganz bestätigt - vielleicht können Sie etwas fundiertes Licht ins Dunkel
bringen, was all diese Fragen betrifft?

Korff: Das möchte ich gerne versuchen. Es ist richtig, dass der Minister
gestern in der Sitzung des Innenausschusses angekündigt hat, dass eine
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mit der Prüfung der Finanzen in der
Außenstelle Bremen betraut wurde. Das BAMF selber hat Zahlungsverkehr und
Buchungen, wenn es um Kosten wie Integrationskursvergütungen oder
Auszahlungen an Rechtsanwälte für Gerichtskosten oder
Gerichtskostenabrechnungen geht, sodass es jetzt erst einmal nichts
Unübliches ist, dass eine Außenstelle oder das BAMF insgesamt auch
Zahlungen vornimmt. Es ist richtig, dass es sich in der Außenstelle Bremen
um ein Gesamtvolumen von 8,5 Millionen Euro handelt, das jetzt einer
genauen Prüfung unterzogen werden soll. Damit ist erst einmal überhaupt
kein Verdacht geäußert, dass diese Zahlungen alle unregelmäßig seien oder
es Hinweise auf einzelne Unregelmäßigkeiten gibt. Deswegen wurde eine
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft beauftragt, diese Buchungsvorgänge genau zu
prüfen und zu schauen, ob da alles rechtmäßig erfolgt ist.

Frage: Frau Korff, nachdem Herr Seehofer gestern umfangreich Stellung
genommen hat: Würden Sie sagen, das Fazit ist, dass es im BAMF - wo auch
immer - eine Herrschaft des Unrechts gab oder gibt?

Sind die Informationen zutreffend, dass es in insgesamt elf 
BAMF-Außenstellen das gibt, was Seehofer, glaube ich, in seiner früheren Rolle
einmal als Staatsversagen bezeichnet hat, nämlich keinen rechtsstaatlich
ordnungsgemäßen Umgang mit den Regeln?

Korff: Nein, beides würde ich selbstverständlich zurückweisen. Herr
Seehofer hat gestern in der Sitzung des Innenausschusses wie auch schon in
den Wochen vorher und auch gestern im Nachgang der Sitzung noch einmal
unterstrichen, dass es ihm um größtmögliche Transparenz und Aufklärung geht
und dass es einen skandalösen Fall in der Außenstelle Bremen gibt, der
aufgeklärt wird. Er hat die Missstände, die darüber hinaus aus seiner Sicht
bestehen, benannt, wie beispielsweise die Fachaufsicht durch das BMI über
das BAMF oder auch einzelne Fragen der Qualitätskontrolle im BAMF, wo er ja
durch Entscheidungen, die er getroffen hat, auch schon korrigierend
eingegriffen hat.

Mitnichten kann also von einer Herrschaft des Unrechts, wie Sie es nennen -
ich mache mir diese Wortwahl ausdrücklich nicht zu eigen -, gesprochen
werden. Vielmehr hat der Minister unterstrichen: Es geht um Transparenz, um
Aufklärung dessen, was war, und um den Blick nach vorne, um das Vertrauen
der Bürger in das Asylsystem zu halten beziehungsweise das
verlorengegangene Vertrauen wieder zurückzugewinnen. Dafür wurden Maßnahmen
getroffen, und genau das war Gegenstand der gestrigen Sitzung.

In Bezug auf das, was Sie hinsichtlich der Außenstellen ansprechen, möchte
ich wirklich gerne richtigstellen, dass in keinster Weise davon gesprochen
werden kann, dass bei den zehn oder elf Außenstellen - wenn man Bremen
dazunimmt -, die jetzt einer Stichprobenkontrolle unterzogen werden, in
allen Fällen von Unregelmäßigkeiten gesprochen werden kann. Man hat diese
Außenstellen aufgrund einer Abweichung von der Referenzschutzquote
ausgewählt. Ein Verdacht ist mit dieser Prüfung in keinster Weise geäußert
worden, sondern soll vielmehr ausgeschlossen werden. Die Kriterien, die
dafür gewählt wurden, sind bekannt. Insofern möchte ich - nachdem ich
richtiggestellt habe, dass es diesen Verdacht ohnehin nicht gibt - Ihre
Äußerungen dazu natürlich zurückweisen.

Frage: Nur noch einmal zur Klarstellung: Den Verdacht auf
Unregelmäßigkeiten gibt es nach Kenntnis des Bundesinnenministers also nur
in einem Fall?

Wie kommen Sie zu der Feststellung, dass es nirgendwo eine Herrschaft des
Unrechts gab? Ist der Minister schon so weit, dass er das sagen kann?

Korff: In Bezug auf die bereits erfolgte Prüfung durch die Innenrevision,
deren Bericht uns am 11. Mai vorgelegt wurde - ich glaube, Frau Cordt hat
ihn am 18. Mai vorgestellt, und diese Prüfung war auch gestern noch einmal
umfassend Gegenstand der Sitzung -, ist festgestellt worden, dass
Manipulationen nur in der Außenstelle Bremen festgestellt werden konnten,
Unregelmäßigkeiten hingegen auch in anderen Außenstellen - nicht in diesem
Ausmaß, sondern in 23 Prozent der Fälle. Unregelmäßigkeit heißt
ausdrücklich nicht Manipulation - in anderen Außenstellen konnten keine
Manipulationen festgestellt werden, aber, wie gesagt, Unregelmäßigkeiten
unterschiedlicher Art. Das ist das, was wir im Moment wissen. Darüber
hinaus wurden umfassende weitere Prüfungen veranlasst, wie beispielsweise
die Kontrolle der zehn weiteren Außenstellen oder aber die Prüfung der 18
Fälle in der Außenstelle Bremen bis ins Jahr 2000 zurück.

Frage: Frau Korff, jetzt hat sich ja die ehemalige Leiterin der Bremer
Außenstelle selbst zu Wort gemeldet. Sie sagt, sie gehe davon aus, dass
bislang bestenfalls ein Drittel der Fälle bekannt sei. Entspricht das Ihrem
Kenntnisstand? In welchen Sektoren ist da noch Weiteres zu erwarten?

Zum Zweiten: Sehen Sie eine Art Mitverantwortung des BMI oder
nachgelagerter Behörden für das, was an Unregelmäßigkeiten aufgetreten ist,
einfach durch die seinerzeitige Überlastung und den teilweisen Einsatz
unqualifizierter Bearbeiter?

Korff: Die Äußerungen von Frau Bremermann in der "Bild"-Zeitung haben wir
auch zur Kenntnis genommen. Für uns sind die Prüfungen maßgeblich, die wir
veranlasst haben, um auszuschließen, dass weitere Missstände in der Bremer
Außenstelle oder in anderen Außenstellen vorgefallen sind. Das können wir
damit sozusagen genau überprüfen.

Ja, der Minister hat sich dahingehend geäußert, dass er sehr unzufrieden
ist mit der Rechts- und Fachaufsicht und dem Miteinander von BAMF und BMI
mit Blick auf diese asylverfahrensrechtlichen Prüfungen, und er hat gesagt,
dass er diese in Zukunft stärken will. Um Verantwortung geht es da nicht,
sondern es geht darum, dass in Zukunft die Verfahren besser aufgestellt
werden. Darüber hinaus hat sich der Minister gestern im Nachgang des
Ausschusses auch bei den Bürgerinnen und Bürgern für das verlorengegangene
Vertrauen entschuldigt. Ich denke, das ist alles, was in dem Zusammenhang
auf Ihre Frage gesagt werden kann.

Zusatzfrage: Dennoch die Frage: Frau Bremermann - Sie haben den Namen ja
nun selbst erwähnt - hat gesagt, sie gehe davon aus, dass bestenfalls 30
Prozent bekannt seien. Haben Sie, hat das BMI Anhaltspunkte dafür, dass es
tatsächlich noch einen größeren, unbekannten Teil des Eisbergs gibt?

Korff: Nein, derzeit haben wir dafür keine Anhaltspunkte. Wichtig ist aber,
dass wir in jedem Fall ausschließen wollen, dass es weitere Missstände gibt
- ob die jetzt von irgendwem benannt werden oder nicht. Uns ist wichtig,
dass rückblickend alles getan wird, um aufzuklären, ob es dort oder in
anderen Bereichen weitere Missstände gibt. Die Prüfung durch die
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft wurde genau deswegen veranlasst, um auch
diese Frage eines weiteren Tätigkeitsfeldes der Außenstelle Bremen genau zu
untersuchen.

Frage: Frau Korff, ist McKinsey immer noch für die Arbeitsprozesse im BAMF
zuständig?

Korff: In jedem Fall kann ich ausschließen - falls Sie das mit Ihrer Frage
insinuieren -, dass McKinsey diese Wirtschaftsprüfungen übernimmt.

Zusatzfrage: Das war ja nicht die Frage.

Korff: Das weiß ich, aber ich wollte das jedenfalls klarstellen. - Ich
müsste, ehrlich gesagt, nachschauen, ob es noch irgendwelche Unterbereiche
gibt, in denen McKinsey sozusagen aufgrund der schon eingegangenen
Verbindungen mit dem BAMF noch tätig ist. Meines Wissens ist das im Moment
nicht der Fall; ich würde das aber noch nachprüfen lassen und Ihnen die
Antwort nachreichen.

Frage: Frau Korff, da sich Herr Seehofer gestern entschuldigt hat - wenn
ich das richtig in Erinnerung habe, sogar im Namen der Bundesregierung, -:
Hat er das vorher mit der Bundeskanzlerin abgesprochen oder hat er das auf
eigene Kappe gemacht?

Wofür genau hat er sich entschuldigt: für die mangelnde Wahrnehmung der
Rechts- und Fachaufsicht durch Herrn de Maizière und durch Herrn Weise oder
für die mangelnde Koordination des Flüchtlingskoordinators Altmaier?

Korff: Der Minister hat sich entschuldigt für das verlorengegangene
Vertrauen und hat das im Namen der Bundesregierung getan.

Zusatzfrage: Das weiß ich, das haben Sie ja auch gesagt. Meine Frage war:
Hat er das ausdrücklich im Namen der Bundeskanzlerin gemacht und meint er
damit - -

Korff: Er hat das als Minister in seiner Ressortzuständigkeit getan.

Zusatzfrage: Er hat sich also in seiner Ressortzuständigkeit entschuldigt
und nicht namens der Bundesregierung?

Korff: Man ist ja in seiner Ressortzuständigkeit auch Teil der
Bundesregierung, und in dieser Funktion hat er sich entschuldigt.

Zusatzfrage: Dann ist noch die Frage offen: Es wurde ja die mangelnde Fach-
und Rechtsaufsicht und Kontrolle kritisiert. Hat er sich deshalb konkret
für das Verhalten der Verantwortungsträger de Maizière, Altmaier und Weise
entschuldigt, oder hat er das nur so allgemein gemeint, "to whom it may
concern"?

Korff: Ich hatte es gerade ja gesagt: Er hat sich mit Blick auf das
verlorengegangene Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Asylverfahren
entschuldigt. Das kann viele betreffen; er hat es aber, wie Sie sagen, ganz
allgemein gemeint. Er wirbt dafür, dass das Vertrauen wiederhergestellt
werden kann, und ein Teil ist da eben, sich dafür zu entschuldigen, dass es
verlorengegangen ist.

Vorsitzende Welty: So viel zu diesem Thema. - Wir sind beim Kabinett. Frau
Fietz, bitte.

SRS'in Fietz: Das Kabinett hat heute Morgen, wie immer am Mittwoch, unter
Leitung der Bundeskanzlerin getagt und hat - vorbehaltlich der Zustimmung
des Deutschen Bundestages - die Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter
deutscher Streitkräfte an der Nato-geführten Kosovo Force, kurz KFOR,
beschlossen. Die Sicherheitslage in Kosovo ist zwar überwiegend ruhig und
stabil, es besteht aber weiterhin ein Konflikt- und Entwicklungspotenzial,
insbesondere im Norden des Landes. Die kosovarischen Sicherheitskräfte sind
zwar zunehmend in der Lage, mit sicherheitsrelevanten Situationen
selbstständig umzugehen. Dennoch ist KFOR gegenwärtig für den Fall einer
Verschlechterung der Sicherheitslage noch ein wichtiger Bestandteil zur
Aufrechterhaltung eines stabilen Umfelds. Daher wird das Mandat im
Wesentlichen unverändert fortgeschrieben. Die personelle Obergrenze bleibt
unverändert bei bis zu 800 Soldatinnen und Soldaten, um auch bei
unerwarteten Lageänderungen schnell und flexibel reagieren zu können.

Des Weiteren hat das Bundeskabinett die Fortsetzung der Beteiligung
bewaffneter deutscher Streitkräfte an der UN-Mission UNIFIL und an der
Operation Sophia beschlossen. Beide Mandate laufen bis zum 30. Juni 2019.
Auch hier muss der Bundestag noch zustimmen.

Dazu ist zu sagen: Die politische Lage in Libanon bleibt trotz positiver
Entwicklung volatil. Die Vereinten Nationen und nicht zuletzt UNIFIL
leisten einen elementaren Beitrag zur Sicherung und Stabilisierung der
Region, an der Deutschland ein strategisches Interesse hat. Daher beteiligt
sich Deutschland auch unverändert mit bis zu 300 Soldatinnen und Soldaten
an UNIFIL und wird auch zukünftig neben Personal im Hauptquartier eine
schwimmende Einheit zur Seeraumüberwachung stellen. Zusätzlich kommt es
besonders darauf an, die libanesische Regierung in die Lage zu versetzen,
die Sicherung der eigenen Grenzen zu Israel zukünftig selbst zu übernehmen.
Vor allem die libanesische Marine soll in die Lage versetzt werden, die
Seegrenzen dauerhaft zu überwachen. Neben dem Engagement Deutschlands bei
UNIFIL leistet Deutschland auch bilateral im Rahmen der
Ertüchtigungsinitiative einen essenziellen Beitrag zum sogenannten
Fähigkeitsausbau der libanesischen Marine.

Zum Sophia-Mandat ist zu sagen, dass die Sicherheitslage in Libyen
weiterhin schlecht ist. Der Migrationsdruck auf der zentralafrikanischen
Route besteht weiterhin. Fehlende staatliche Kontrolle über weite
Küstenbereiche sowie anhaltende Fragilität tragen dazu bei, dass Libyen
weiterhin das primäre Transitland illegaler Migrations- und
Fluchtbewegungen nach Europa ist. Deutschland beteiligt sich daher
unverändert an der Operation Sophia. Kernauftrag der Operation bleibt
weiterhin die Bekämpfung krimineller Schleusernetzwerke. Deutschland wird
sich zukünftig unverändert mit bis zu 950 Soldatinnen und Soldaten
beteiligen. Die im Rahmen der Operation eingesetzten Einheiten kommen auch
ihrer völkerrechtlichen Verpflichtung zur Seenotrettung nach. So konnten
seit Beginn der Operation insgesamt über 48 Menschen gerettet werden, davon
über 22 durch die Deutsche Marine. Dem Ausbau geeigneter Fähigkeiten der
libyschen Küstenwache kommt auch zukünftig besondere Bedeutung zu.
Letztlich ist es schließlich das Ziel, dass diese eigenverantwortlich gegen
das Geschäftsmodell d
es Menschenschmuggels vorgehen und die libysche Regierung ihren
internationalen Verpflichtungen nachkommen kann. Im Rahmen der
Professionalisierung der libyschen Küstenwachen bleiben die Vermittlung
völker- und menschenrechtlicher Grundlagen in Fragen des Seerechts, der
Seenotrettung und des Flüchtlingsrechts wichtige Bestandteile.

So weit aus dem Kabinett.

Frage: Zur KFOR-Mandatsverlängerung: Das dauert jetzt ja schon 20 Jahre.
Was ist das Exit-Szenario der Bundesregierung, wann ist Schluss?

SRS'in Fietz: Dazu kann ich Ihnen sagen, dass es bei den
Mandatsverlängerungen 2016 und 2017 schon Gedanken darüber gab und
Deutschland entlang der Nato-Planungen die Personalobergrenze im Mandat von
1850 auf 1350 und zuletzt eben auf 800 Soldatinnen und Soldaten gesenkt
hat. Der deutsche Anteil an KFOR betrug im letzten Mandatszeitraum
durchgängig ca. 400 bis 500 Soldatinnen und Soldaten. Die Beendigung der
deutschen Beteiligung am Operational Response Force Battalion sowie der bis
Ende des Jahres geplante Abzug aus dem Feldlager Prizren und die
Konzentration unserer Kräfte in Pristina sind sichtbare Schritte eines
reduzierten Engagements.

Zusatzfrage: Danke für die Antwort, aber das beantwortet nicht meine Frage,
was das Exit-Szenario ist. Dass man verringert, ist eindeutig, aber wann
ist mit KFOR Schluss?

SRS'in Fietz: Wie ich es eben schon sagte: Die kosovarischen
Sicherheitsorgane sind zunehmen in der Lage, die öffentliche Sicherheit und
Ordnung selbst herzustellen. Trotzdem bleiben nach wie vor Einheiten vor
Ort, um in Zwischenfällen und bei einer Anspannung der Lage handlungsfähig
zu sein. Wie ein Zeitrahmen für ein Exit-Szenario aussieht, erklärt sich
vor diesem Hintergrund im Grunde genommen selbst. Man verlängert das Mandat
jetzt für ein Jahr, um im Falle des Falles gewappnet zu sein.

Zusatzfrage: Zu Sophia: Sie hatten von kriminellen Schleusernetzwerken
gesprochen, die man bekämpfe. Können Sie uns einmal sagen, wie viele davon
man seit Beginn der Mission und in diesem Jahr lahmgelegt hat?

SRS'in Fietz: Hinweise aus der Operation Sophia haben dazu geführt, dass
bisher 143 mutmaßliche Schleuser durch Kräfte der Operation festgesetzt und
an italienische Behörden übergeben werden konnten.

Zusatzfrage: "Mutmaßlich" ist das eine - wie viele waren es tatsächlich?

SRS'in Fietz: Das bezog sich auf mutmaßliche Schleuser, denn man muss die
Aktivitäten des Betroffenen ja erst noch nachweisen.

Zusatzfrage: Wie viele waren es nachgewiesenermaßen?

SRS'in Fietz: Kann das BMVg dazu mehr sagen?

Neumann: Nein, das kann ich nicht. Ich würde Sie bitten, Ihre Frage an die
italienischen Behörden zu richten, denn an diese wurden die mutmaßlichen
Schleuser übergeben.

Frage: Sie haben gesagt, Ziel der Operation Sophia sei die Ertüchtigung der
libyschen Küstenwache, damit diese selbstständig das Geschäftsmodell der
Schleuser bekämpfen kann. NGOs - auch solche mit deutschen Teilbesatzungen -
 beklagen sich, dass sie von ebendieser libyschen Küstenwache attackiert
und behindert worden seien. Können Sie ausschließen, dass die Situation
entsteht, dass mit deutscher Unterstützung deutsche Bürger daran gehindert
werden, das zu tun, was im anderen Fall deutsche Soldaten auch tun, nämlich
Menschen aus Seenot zu helfen? Das ist ja eine schwierige Situation.

Neumann: Ich kann vielleicht einmal auf die Ausbildungsinhalte eingehen,
die die Bundeswehr dort der libyschen Küstenwache zur Verfügung stellt. Es
handelt sich hier um Bootsausbildung, Nautik, Schiffstechnik,
internationales Recht, Menschenrechte, Such- und Rettungsdienst und "Train
the Trainers".

Frage: Ich möchte kurz nach dem Thema fragen, das gestern Abend noch auf
der Liste stand und heute Morgen nicht mehr, nämlich der
Kohleausstiegskommmission. Können Sie hier über diesen einen Satz mit dem
Klärungsbedarf hinaus noch etwas genauere Informationen geben? Wo besteht
dieser Klärungsbedarf?

SRS'in Fietz: ich kann Ihnen dazu sagen: Der Einsetzungsbeschluss für die
Kommission ist gut ausbalanciert. Lediglich bei der Personalliste hat die
Zeit nicht gereicht, alle Fragen final abzustimmen. Das lässt sich aber
schnell nachholen, und das ist kein Problem für die Arbeit der Kommission.
Es werden bereits die ersten Sitzungen geplant, und die Verzögerung heute
wird auch keine Auswirkungen auf den Zeitplan der Kommission haben.

Zusatzfrage: Diesen Satz kenn ich schon. Die Frage war: Genau welche Punkte
sind es, die sich nicht klären ließen?

Fichtner: Ich kann gern etwas dazu sagen. Da ging es um die Personalliste;
das ist aber kein inhaltlicher Dissens, sondern einfach die Frage, ob man
es bis heute früh hätte schaffen können, alles rechtzeitig final mit allen
abzustimmen. Das hat jetzt nicht geklappt. Das ist aber, wie gesagt, kein
Schaden für den zeitlichen Ablauf der Kommission, da wird sich keine
Verzögerung ergeben.

Frage: Frau Fietz, das heißt, Herr Seehofer war heute früh nicht zu
erreichen, um sein Ja zu Herrn Pofalla als weiterem - ich weiß gar nicht,
wie viele es sind, vier, fünf oder sieben - Vorsitzenden der Kommission zu
geben? Das ist doch der Punkt, oder - dass Herr Seehofer gestern nicht in
der Lage war, zu entscheiden, ob Pofalla weiterer Vorsitzender sein darf
oder nicht?

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen dazu nicht mehr sagen als das, was ich Ihnen
dazu vorgetragen habe.

Zusatzfrage: Weiß jemand in der Bundesregierung, ob Herr Seehofer Ja zu
Herrn Pofalla gesagt hat oder ob er beabsichtigt, nach einer Prüfung -
durch McKinsey, den Rechnungshof oder wen auch immer - irgendwann einmal Ja
zu sagen?

Korff: Ich habe dem Gesagten nichts hinzuzufügen. In der Tat konnte die
Personalliste nicht abgestimmt werden, aber aus formalen Gründen, eben weil
nicht mehr alle erreicht werden konnten - damit meine ich ausdrücklich
nicht Herrn Seehofer.

Zusatzfrage: An Herrn Seehofer lag es also nicht?

Korff: Da sind viele Ressorts beteiligt, und die Abstimmung konnte nicht
abgeschlossen werden, weil noch Fragen offen waren - was jetzt aber auch
kein völlig unüblicher Vorgang ist. Deswegen kann ich dem, was das BMU
gesagt hat, nur beipflichten.

Frage: Können Sie denn offiziell bestätigen, dass Herr Pofalla einer der
Vorstände werden soll?

Fichtner: Wir werden die Ressortabstimmung hier jetzt nicht nachspielen.
Sie haben sich jetzt zwar schon ein paar Tage geduldet, aber Sie werden
sich noch ein paar Tage mehr gedulden müssen. Dann wird die Liste
veröffentlicht, und dann können wir alles bestätigen - aber vorher nicht.

Frage: Wer ist denn schon bestätigt für den Vorsitz der Kommission? Wenn
Herr Pofalla das nicht ist: Können denn schon andere Kommissionsmitglieder
abschließend bestätigt werden?

Sie sagen, der Zeitplan bleibe davon unangetastet. Wenn jetzt noch die
Sommerpause dazukommt: Was meinen Sie denn, wie viel Zeit da effektiv
hineinfließen kann, bis die ersten Beschlüsse gefasst werden, was ja schon
im Oktober der Fall sein soll?

Fichtner: Es gibt ja nicht nur die Vorsitzenden, sondern es gibt eine
längere Liste auch von Teilnehmern der Kommission. Die wird dann
veröffentlicht, wenn sie komplett fertig ist. Es sind nur ganz vereinzelte
Personalien, zu denen noch Gesprächsbedarf bestand beziehungsweise wo alle
noch einverstanden sein mussten. Die Frage ist tatsächlich eher: Wie viele
Telefonate schafft man in wie kurzer Zeit?

Was den Zeitplan angeht: Die erste Sitzung wird bereits geplant, und die
wird durch diese Verzögerung auch nicht später stattfinden. Ein genaues
Datum kann ich Ihnen aber noch nicht sagen. Das Ziel der Kommission steht
auch fest: Es soll ein Ergebnis im Oktober geben, es soll Teilergebnisse
vor der Klimakonferenz in Polen geben, und insgesamt soll es Ende des
Jahres fertig sein. Auch daran ändert sich nichts.

Frage: Herr Fichtner, könnten Sie kurz sagen, was für Qualifikationen die
Mitglieder der Kommission mitbringen müssen? Das erschließt sich ja bei
manchen Kandidaten nicht.

Fichtner: Ich werde jetzt nicht über einzelne Kandidaten, deren Namen
kursieren, Auskunft geben.

Zusatzfrage: Darum frage ich ja nach Qualifikationen allgemein.

Fichtner: Sie werden sich in der Kommission beschäftigen mit
energiepolitischen Fragen, aber eben auch mit Fragen des Strukturwandels,
der Regionalentwicklung und der Schaffung von Alternativen. Das sind die
Themen, die in der Kommission eine Rolle spielen werden, und es werden
Kandidaten ausgewählt, die sich damit auskennen.

Vorsitzende Welty: Dann Frau Fietz mit einem Blick auf die nächste Woche.

SRS'in Fietz: Am Montag, dem 4. Juni, wird die Bundeskanzlerin um 15 Uhr
den Premierminister des Staates Israel, Benjamin Netanjahu, zu einem
Gespräch im Bundeskanzleramt empfangen. In dem Gespräch wird es um die
bilateralen Beziehungen, aber auch um die Lage in der Region gehen. Nach
dem Gespräch ist für 16.30 Uhr eine gemeinsame Pressebegegnung geplant.

Frage: Wie reagiert die Bundesregierung auf die Zuspitzung der Situation in
Gaza in den letzten 48 Stunden?

Burger: Da ich ohnehin vorhatte, Ihnen ein Statement zur aktuellen Lage
vorzutragen, würde ich damit vielleicht anfangen: Die Bundesregierung
verurteilt den Beschuss israelischen Territoriums mit Mörsergranaten aus
dem Gazastreifen auf das Schärfste. Diese massiven Angriffe auf Israel sind
vollkommen inakzeptabel und durch nichts zu rechtfertigen. So wurde bei den
Angriffen etwa auch ein Kindergarten in der Eschkol-Region getroffen. Es
ist nur ein glücklicher Zufall, dass bislang nicht mehr Menschen verletzt
oder gar getötet wurden. Wir wünschen den Verletzten eine rasche Genesung.
Israel hat unbestritten das Recht, seine Sicherheit und seine Grenzen zu
verteidigen und angemessen auf Angriffe zu reagieren. Nach letzten
Meldungen scheint es, dass es seit den frühen Morgenstunden zu keinen
weiteren Angriffen gekommen ist. Wir begrüßen alle Anstrengungen, die dazu
führen, dass die Lage nicht weiter eskaliert. Die Verantwortlichen in Gaza
sind dringend dazu aufgerufen, jegliche Eskalation zu unterlassen. - Danke.

Frage: Herr Burger, Sie haben jetzt überhaupt nichts zu den israelischen
Aktionen gesagt. Die haben ja auch über Nacht bombardiert, es wurden also
nicht nur Raketen auf Israel geschickt. Da wurde auch ein Kindergarten
teilweise angegriffen. Ich habe jetzt noch von keinen Opfern gehört, aber
das haben Sie jetzt nicht erwähnt. Kommt da jetzt noch ein anderes
Statement?

Burger: Ich habe gesagt: Israel hat unbestritten das Recht, seine
Sicherheit und seine Grenzen zu verteidigen und angemessen auf Angriffe zu
reagieren. Ich habe darauf hingewiesen, dass es nach unseren Informationen
seit den frühen Morgenstunden nicht mehr zu weiteren Angriffen gekommen
ist, und habe gesagt, dass wir es begrüßen, wenn es Anstrengungen gibt, die
dazu führen, dass es keine weitere Eskalation gibt.

Zusatzfrage: Hat Israel angemessen reagiert, indem es Luftangriffe auf Gaza
geflogen hat?

Burger: Ich will das jetzt nicht weiter qualifizieren.

Zusatzfrage: Aber das müssen Sie doch wissen, wenn Sie sagen, dass es nur
angemessene Reaktionen geben darf. Waren das jetzt angemessene,
verhältnismäßige Reaktionen oder Aktionen der israelischen Armee?

Burger: Ich kenne die Aktionen, auf die Sie sich beziehen, bisher auch nur
aufgrund der Presseberichterstattung. Auf Grundlage dieser Informationslage
werde ich hier keine Bewertung vornehmen.

Frage: Herr Neumann, was sollte eine angemessene Reaktion auf
Raketenabschüsse sein?

Neumann: Diese Frage stellt sich nicht dem deutschen BMVg. Das müssen Sie
die Staaten fragen, die in einen solchen Konflikt oder in eine solche
Auseinandersetzung involviert sind.

Frage: Herr Schuster, der Präsident des Zentralrats der Juden in
Deutschland, hat gefordert, als Reaktion auf die Hamas-Angriffe die
Zahlungen an palästinensische Hilfsorganisationen zu überprüfen und
gegebenenfalls einzuschränken. Wie reagiert die Bundesregierung auf diese
Forderung?

Burger: Humanitäre Hilfe leistet die Bundesregierung grundsätzlich auf der
Grundlage politischer Neutralität und nicht aufgrund irgendwelcher
Konditionalitäten, sondern allein auf Basis des humanitären Bedarfs. Dabei
wird es auch bleiben.

Zusatzfrage: Das bedeutet, das Begehren, das Herr Schuster formuliert hat,
wird sich nicht in irgendeiner Aktion von Zahlungsüberprüfungen seitens der
Bundesregierung auswirken?

Burger: Ich kenne die Äußerungen von Herrn Schuster nicht, deswegen will
ich die jetzt auch nicht im Einzelnen kommentieren. Ich habe Ihnen gerade
gesagt, nach welchen Grundsätzen die Bundesregierung grundsätzlich ihre
humanitäre Hilfe listet.

Frage: Herr Burger, am Montag konnten Sie noch nichts zu dem angekündigten
Ausbau der Seeblockade Israels gegenüber Gaza sagen. Können Sie dazu
mittlerweile etwas sagen? Finden Sie diese Art von Installation, diese
Wellenbrecher, verhältnismäßig? Dadurch wird ja die palästinensische
Küstenfischerei massiv eingeschränkt und die Lebensbedingungen werden sich
dadurch noch weiter verschlechtern.

In diesem Zusammenhang: Frau Fietz, wird die Kanzlerin das Elend in Gaza,
für das die israelische Regierung der Hauptverantwortliche nach dem
Völkerrecht ist, ansprechen?

Burger: Zu den Thema, nach dem Sie mich fragen: Nach unserem Verständnis
ist geplant, diese Baumaßnahmen in israelischen Territorialgewässern,
innerhalb der israelischen Seegrenzen durchzuführen. Das ist das, was ich
dazu zu sagen habe.

SRS'in Fietz: Ich habe Ihnen ja eben gesagt, dass es bei dem Treffen um die
bilateralen Beziehungen und auch um die Lage in der gesamten Region geht.
Ich kann diesen Gesprächen nicht vorweggreifen, aber Sie haben ja im
Anschluss an die Gespräche die Gelegenheit, Ihre Fragen in der
Pressekonferenz zu stellen.

Frage: Herr Neumann, noch eine Frage zu UNIFIL: Gibt es konkrete Vorschläge
für die Verstärkung der libanesischen Marine? Wie sollte der deutsche
Anteil dabei aussehen?

Neumann: Über konkrete Ideen oder Vorschläge liegen mir hier keine
Informationen vor, die müsste ich gegebenenfalls nachreichen.

Vorsitzende Welty: Dann hat das Auswärtige Amt noch zwei Ankündigungen zu
machen.

Burger: Ja, und zwar zu verwandten Themen.

Es geht um den Mord an dem russischen Journalisten Arkadi Babtschenko am
gestrigen Dienstag in Kiew. Die Bundesregierung ist entsetzt und
erschüttert über diesen Mordanschlag. Es kommt jetzt darauf an, dass die
Umstände dieses feigen und hinterhältigen Mordes genau untersucht und rasch
aufgeklärt werden. Die Verantwortlichen müssen zur Rechenschaft gezogen
werden. Das gilt in gleicher Weise für die Fälle der 2015 und 2016 in Kiew
ermordeten Journalisten Oleg Busina und Pawel Scheremet, deren Schicksal
immer noch nicht aufgeklärt ist. Die Pressefreiheit ist ein hohes und
schützenswertes Gut. Wir setzen uns dafür ein, dass Journalisten überall
auf der Welt ihre Arbeit ohne Gefahr für Leib und Leben verrichten können.

In diesem Zusammenhang würde ich gerne eine zweite Ankündigung machen:
Außenminister Maas wird morgen in die Ukraine reisen. Er wird zunächst nach
Kiew fliegen und von dort aus am Freitag an die Kontaktlinie bei Mariupol
reisen. Außenminister Maas wird in der Ukraine politische Gespräche führen,
unter anderem mit Außenminister Pawlo Klimkin und den Mitgliedern der
Beobachtermission der OSZE in der Ostukraine. Gegenstand der Gespräche wird
unter anderem die Lage im Donbass und der Reformkurs der Ukraine sein. -
Danke.

Frage: Da braut sich in Kiew im Moment, in diesen Minuten, ja etwas
zusammen. Für die Ukraine steht wohl fest, dass hinter diesem Mord die
russischen Spezialkräfte stehen - oder wer auch immer. Befürchtet die
Bundesregierung, dass es in den kommenden Stunden eventuell zu einer
gefährlichen Eskalation in den Beziehungen zwischen Russland und der
Ukraine kommt?

Burger: Über das, was ich eben vorgetragen habe, hinaus liegen mir keine
eigenen weiteren Erkenntnisse vor. Ich will mich deswegen jetzt nicht an
Spekulationen über mögliche Hintergründe dieses Mordes beteiligen. Klar
ist: Wir fordern eine Aufklärung. Alle, die etwas zu dieser Aufklärung
beizutragen haben, sind aufgefordert, ihren Beitrag zu leisten.

Zusatzfrage: Sie haben die Pressefreiheit erwähnt. Die Ukraine nimmt im
Ranking der Pressefreiheit Platz Nummer 101 ein, nicht viel vor Russland.
Was tut die Bundesregierung, um das Land in Sachen Pressefreiheit etwas
nach vorn zu bringen?

Burger: Ich habe ja gesagt, dass wir erwarten, dass zu den Themen der
Gespräche, die Außenminister Maas in der Ukraine führt, auch der Reformkurs
der Ukraine gehört. Das ist auch, denke ich, kein neues Thema. Wir haben
hier immer wieder darüber gesprochen, dass wir die Ukraine auf ihrem
Reformkurs begleiten, unter anderem im Justizbereich, im Bereich der
Rechtstaatlichkeit. Dabei ist schon viel geleistet worden, aber es ist noch
mehr zu leisten. Dabei wollen wir die Ukraine unterstützen.

Zusatzfrage: Was wurde in Sachen Pressefreiheit konkret geleistet?

Burger: Im Bereich der Justiz sind diverse Reformmaßnahmen im Gang und
teilweise schon umgesetzt. Das hat natürlich auch für das Thema der
Pressefreiheit eine unmittelbare Relevanz.

Wenn meine Kollegen, die mithören, mir noch konkrete Hinweise zu einzelnen
zusätzlichen Maßnahmen geben, die von der Bundesregierung gefördert werden,
reiche ich Ihnen das gern nach.

Frage: Eine Frage an das Verkehrsministerium: Hamburg will zum Ende der
Woche einige Streckenabschnitte für Dieselfahrzeuge sperren und sieht das
auch als Signal an die Bundesregierung. Wie lesen Sie dieses Signal, und
welche politischen Schlussfolgerungen ergeben sich daraus?

Strater: Ich möchte Ihnen dazu vortragen, was der Minister in diesen Tagen
dazu gesagt hat. Der Minister hat sich, wie folgt, geäußert:

"Wir wollen eine moderne urbane Mobilität, eine Mobilität, bei der der
Verkehr fließt statt zu stocken und die dabei zunehmend auf innovative
Antriebsformen setzt, kurz gesagt, eine Mobilität, die den Menschen und der
Umwelt dient. Dabei kann es nicht sein, dass einzelne Verkehrsteilnehmer
bewusst ausgeschlossen werden. Denn Mobilität ist das Fundament für unsere
Wirtschaft und das Fundament für die Freiheit der Menschen."

Wir packen das Problem der Luftverschmutzung an der Wurzel an. Sie kennen
das Sofortprogramm Saubere Luft. Mit diesem Programm fördern wir wirksame
Maßnahmen wie zum Beispiel intelligente Verkehrslenkungsmaßnahmen,
alternative Antriebs- und Dieselbusnachrüstungen etc. Das heißt, wir
unterstützen die Städte aktiv und intensiv dabei, die Luft schnell und
nachhaltig zu verbessern. Fakt ist, dass in den letzten Jahren der
Schadstoffausstoß im Verkehr um bis zu 70 Prozent gesenkt werden konnte.
Das wollen wir deutlich ausbauen. Mit den Intensivstädten, zum Beispiel
auch mit Hamburg, ist die Bundesregierung in intensivem Dialog.

Kurzum: Der Minister ist davon überzeugt, dass wir keine generellen
Fahrverbote brauchen.

Zusatzfrage: Betroffen sind ja Millionen Fahrer von Dieselfahrzeugen. Viele
fühlen sich von der Politik trotz der geschilderten Anstrengungen im Stich
gelassen. Haben Sie den Eindruck, dass die Angebote der Industrie für die
betroffenen Dieselfahrer ausreichen, oder müssten sich die Unternehmen
stärker engagieren?

Strater: Wir haben schon vielfältig darauf hingewiesen, welches unsere
Maßnahmen sind und was die Industrie leisten muss. Vielleicht haben Sie die
Diskussion in den vergangenen Tagen um die Softwareupdates verfolgt. Der
Minister hat betont, dass es dabei bleibt, dass das Wort der Hersteller
gelten muss: Bis Ende dieses Jahres, 2018, müssen die Updates für 5,3
Millionen Fahrzeuge in Deutschland abgeschlossen sein. Damit stehen die
Hersteller in der Verantwortung. Dabei geht es um die Wiederherstellung von
Vertrauen in Wort und Tat durch die Automobilhersteller. Der Minister hat
eine klare Frist gesetzt. Bis zum 1. September müssen die Umrüstkonzepte
für die Softwareupdates vorliegen, und bis Ende des Jahres müssen sie
abgeschlossen sein.

Fichtner: Ich kann zu der Frage gern ergänzen. Wenn Sie Fragen, ob die
Automobilwirtschaft genug tut, dann würde die Bundesumweltministerin sagen:
Bei Weitem nicht. - Nicht nur Softwareupdates, sondern auch technische
Hardwarenachrüstungen auf Kosten der Hersteller sind aus ihrer Sicht nötig,
wenn man Fahrverbote vermeiden will.

Frage: Sollte in den in Hamburg gesperrten Bereichen tatsächlich eine
effektive Emissionsminderung festzustellen sein, würde das
Verkehrsministerium es dann begrüßen, sich freuen, dass der gewünschte
Effekt eingetreten ist, und sich dann eventuell hinter ähnliche Maßnahmen
in anderen Städten mit gleichen Problemen, die ja auch von der EU beklagt
werden, stellen?

Strater: Wir sind ja nicht nur für Emissionssenkungen auf bestimmten
Strecken, sondern in den betroffenen Kommunen insgesamt. Die Zahl der
betroffenen Kommunen hat im vergangenen Jahr schon abgenommen. Mit dem
Sofortprogramm Saubere Luft werden wir den Effekt erleben, dass diese Zahl
weiter abnimmt, dass die Zahl der betroffenen Städte insgesamt abnimmt.
Daran arbeiten wir intensiv.

Frage: Frau Fietz, ich habe eine Frage zu Italien. Herr Oettinger hat sich
gestern in die Richtung geäußert, dass die Turbulenzen an den Märkten
gestern auch ein Signal an die italienischen Wähler gewesen seien, nicht
mehr populistisch zu wählen. Teilt die Kanzlerin diese Hoffnung?

An Herrn Kolberg die Frage: Herr Scholz hat sich ebenfalls gestern dahin
gehend geäußert, dass er am Ende doch auf eine europafreundliche Regierung
in Italien hofft. Er hat auch Umfragen zitiert, nach denen die Mehrheit der
Italiener EU-positiv eingestellt sei. Meine Frage ist: Woher genau hat er
diese Umfragen? Woher nimmt er also seinen Optimismus, dass die Mehrheit
der Italiener proeuropäische eingestellt sei?

SRS'in Fietz: Ich darf dazu an die Einlassungen von Steffen Seibert am
Montag hier erinnern. Er hat gesagt, dass die deutsch-italienische
Freundschaft millionenfach gelebt wird und die Bundesregierung die
Regierungsbildung in Rom in diesem Geiste beobachtet und abwartet. Alles
Weitere dazu wird man dann sagen, wenn es eine Regierung in Rom gibt.

Kolberg: Dem habe ich nicht viel hinzuzufügen. - Zu der Frage, was es mit
dieser Umfrage auf sich hat: Regelmäßig wird ein Eurobarometer erstellt. In
den letzten Umfragen ist immer wieder herausgekommen, dass viele Bürger der
EU sehr positiv gegenüberstehen. Darauf wurde Bezug genommen.

Zusatzfrage: Gestern hat man gesehen, dass Investoren beunruhigt sind.
Heute kann man auch lange Geschichten darüber lesen. Wie sehen Sie
eigentlich das Risiko einer neuen Finanzkrise durch die Verhältnisse in
Italien?

Kolberg: Eben wurde von der Regierungssprecherin schon Stellung dazu
genommen, was wir zu Italien zu sagen haben. Dem habe ich nichts
hinzuzufügen.

Frage: Ich wollte eigentlich die gleiche Frage stellen, nämlich ob Sie sich
an die Finanzkrise erinnert fühlen. Aber ich verstehe Ihre Antwort so, dass
Sie nicht so viel sagen werden.

Trotzdem eine Nachfrage, was die Roadmap Ende Juni angeht: Inwiefern könnte
die Entwicklung in Italien den Zeitplan für dieses deutsch-französische
Vorhaben oder diesen Vorschlag beeinflussen?

Kolberg: Die Finanzminister haben gerade in Brüssel über diese Themen
beraten. Sie bereiten den Gipfel im Juni vor. Diese Diskussionen werden
weitergeführt. Im Übrigen kann ich nur auf das verweisen, was wir eben
gesagt haben.

Frage: Frau Fietz, gestern war das Gedenken des Anschlages in Solingen.
Türkische Medien berichten heute, dass Kanzlerin Merkel gegenüber dem
türkischen Außenminister Çavusoglu eine Einladung an Präsident Erdogan für
die Zeit nach den Wahlen ausgesprochen habe. Es wird also zitiert: "Wir
erwarten den Herrn Präsidenten nach den Wahlen", soll, so sagt Çavusoglu,
Frau Merkel zu ihm gesagt haben.

Können Sie dieses Zitat bestätigen oder richtigstellen?

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen dazu zwei Dinge sagen. Zum einen würde eine
Einladung an den türkischen Präsidenten vom Bundespräsidenten ausgesprochen
werden, und zum anderen hat die Bundeskanzlerin in ihrer zugegebenermaßen
sehr kurzen Begegnung und in ihrem kurzen Gespräch mit dem türkischen
Außenminister grundsätzlich über Begegnungen gesprochen, aber
konkretisieren kann ich Ihnen das nicht.

Frage : Ich habe eine Frage an Frau Fietz zum Versichertenentlastungsgesetz
und zur Ausbildungsverordnung zum Pflegeberufsgesetz. Können Sie mir sagen,
warum sich das Bundeskabinett nicht, wie ursprünglich vorgesehen, in der
vergangenen und in dieser Woche mit diesen Themen befasst hat und wann sich
das Kabinett mit diesen Themen voraussichtlich befassen wird?

SRS'in Fietz: Ich sehe es so, dass diese Themen noch in der
Ressortabstimmung sind. Aber vielleicht können die Ressorts Näheres dazu
sagen.

Gülde: Das ist richtig. Beide Gesetzentwürfe sind noch in der
Ressortabstimmung. Näheres zu einem Termin kann ich Ihnen jetzt leider noch
nicht sagen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundeswirtschaftsministerium. Mir geht es
um die US-Strafzölle. Vielleicht können Sie uns etwas zum Prozedere sagen.
Wann würden sie in Kraft treten, wenn sie denn in Kraft treten? Wird das in
der Nacht von Donnerstag auf Freitag geschehen oder in der Nacht von
Freitag auf Samstag? Treten sie automatisch in Kraft? Wie sollen wir uns
das vorstellen?

Wagner: Zu den technischen Details kann ich keine genauen Aussagen machen.
Sie sind bis zum 1. Juni ausgesetzt. Von daher ist es nach meiner Kenntnis
in der Nacht zum 1. Juni.

Der Wirtschaftsminister ist derzeit in Paris bei dem OECD-Ministertreffen
und führt dort verschiedene Gespräche, auch bilaterale Gespräche. Unter
anderem trifft er den US-Handelsminister Wilbur Ross. Er wird dort auch mit
EU-Kommissarin Malmström und seinem französischen Amtskollegen Le Maire ein
Gespräch führen. Da wird noch weiter diskutiert. Insofern müssen wir diese
Gespräche abwarten. Er wird dort voraussichtlich, soweit es die Zeit
zulässt, ein Statement abgeben und darüber informieren, wie weit die
Gespräche sind.

Zusatzfrage: Heißt das, dass das Treffen mit Herrn Ross noch nicht
stattgefunden hat?

Ist ein Treffen mit Herrn Lighthizer geplant?

Wagner: Ich habe jetzt gerade keine Information dazu. Soweit ich weiß, hat
das Gespräch noch nicht stattgefunden. Details dazu kann ich Ihnen nicht
sagen. Ich denke, er ist am Vormittag abgeflogen. Wann genau die einzelnen
Gespräche stattfinden, kann ich Ihnen nicht sagen.

Ob auch ein Gespräch mit Herrn Lighthizer stattfinden wird, ist mir im
Augenblick nicht bekannt. Wenn eines stattfindet wird man sie informieren,
wenn es soweit ist.

Zusatzfrage: Würden die Strafzölle dann automatisch in Kraft treten?

Wagner: Soweit ich weiß, würden sie dann automatisch in Kraft treten.

Frage: Ich möchte kurz auf die Aussagen von Herrn Oettinger in Sachen
Italien zurückkommen. Herr Juncker und Herr Tusk haben sich öffentlich
davon distanziert. Wie betrachtet die Bundesregierung die Aussagen? Hält
sie zu Herrn Oettinger als EU-Kommissar?

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen zum Thema Italien nicht mehr sagen als das,
was ich Ihnen eben gesagt habe.

Frage: Herr Neumann, es war zu lesen, dass im Haushaltsausschuss über die
Heron-TP-Anschaffung im Umfang von etwa 900 Millionen Euro entschieden
werden solle. Könnten Sie vielleicht sagen, wie sich der Zeitraum aus Ihrer
Sicht darstellt und bis wann vielleicht auch kampfbereite Drohnen der
deutschen Bundeswehr zur Verfügung stehen könnten?

Neumann: Die Thematik Heron TP war schon oft Inhalt der
Bundespressekonferenz, letztmalig am 23. April. Ich verweise darüber hinaus
auf die Haushaltsdebatte und auch auf den Koalitionsvertrag.

Zu Ihren Fragen, was den Zeitplan angeht: Am 23. April habe ich hier
gesagt, dass wir derzeit die parlamentarische Befassung vorbereiten. Sie
ist in vollem Gange.

Zu Ihrer Frage, ab wann Systeme zur Verfügung stehen würden: Die
Vereinbarungen mit der Industrie sehen vor, dass Heron TP rund zwei Jahre
nach Wirksamwerden des Vertrages für die Verlegung in ein Einsatzgebiet zur
Verfügung steht.

Frage: Eine Frage an Frau Fietz: Vor dem Bundesverwaltungsgericht geht es
heute in mündlicher Verhandlung um den Zugriff des BND auf Verbindungsdaten
über einen Internetknotenpunkt in Frankfurt. Es gibt Berichte darüber, dass
der BND auch auf inländische Verbindungsdaten zugegriffen haben soll.

Wie kann sichergestellt werden, dass der BND nur auf internationale
Verbindungsdaten zugreift, und warum muss der BND überhaupt zugreifen?

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen dazu nur sagen, dass wir grundsätzlich von
dieser Stelle aus zu juristischen Verfahren nichts sagen und diese nicht
bewerten. Zu der Tätigkeit der Bundesnachrichtendienste berichtet die
Bundesregierung den zuständigen Gremien des Bundestages.

Frage: Das Atomabkommen mit dem Iran will die Bundesregierung gern
weiterführen. Das haben Sie in der vergangenen Woche ja auch so gesagt.
Natürlich gehören auch die Wirtschaftsbeziehungen zwischen Deutschland und
dem Iran dazu. Tatsache ist aber, dass sich schon immer mehr Unternehmen
aus Geschäften im Iran zurückziehen.

Was kann die Bundesregierung aktiv dafür tun, dass das nicht so ist und
dass die Unternehmen vor Ort bleiben?

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen dazu nur ganz grundsätzlich sagen, dass die
Bundesregierung natürlich ein großes Interesse daran hat, dass das Abkommen
bestehen bleibt und dass sie wirklich mit Nachdruck daran arbeitet. Näheres
dazu, wie sich das mit Blick auf die wirtschaftlichen Fragen darstellt,
kann vielleicht das Wirtschaftsressort sagen.

Wagner: Ich kann Ihnen dazu eigentlich auch von keinem neuen Stand
berichten. Wie Sie wissen, laufen dazu verschiedene Gespräche, sowohl auf
Ebene des Auswärtigen Amtes als auch auf Ebene der EU, und zwar mit den
verschiedensten beteiligten Playern.

Die Auswirkungen haben wir natürlich sehr, sehr genau im Auge, untersuchen
das und sind auch im Austausch mit Unternehmen. Aber genaue Details zu
irgendwelchen Maßnahmen kann ich Ihnen hier nicht berichten.

Ich kann bei dieser Gelegenheit die Information nachliefern, wann genau die
Zölle in Kraft treten würden. Das hat mir eine Kollegin gerade geschickt.
Es wäre am 1. Juni um 0.01 Uhr Eastern Daylight Time. Das ist die Zeitzone
der Ostküste.

Frage: Eine Frage an Frau Korff vom Innenministerium: Der Minister ist
heute in Georgien unterwegs, wie ich den Agenturen entnehmen konnte.

Korff: Nein, der georgische Minister ist hier.

Zusatz: Okay. Jedenfalls geht es mir um das Thema Georgien. Kürzlich gab es
berichte, dass georgische Staatsbürger die Visafreiheit genutzt hätten, um
kurz vor Ablauf ihrer Aufenthaltsdauer einen Asylantrag zu stellen. Ich
möchte wissen, inwieweit der im Koalitionsvertrag geplante Gesetzentwurf in
Arbeit ist, neben den Maghreb-Staaten auch Georgien und vielleicht auch
Armenien zu sicheren Herkunftsländern zu erklären.

Korff: Zunächst möchte ich noch einmal richtigstellen: Es ist richtig, dass
der Innenminister heute seinen georgischen Amtskollegen trifft, aber hier
in Berlin.

Der Gesetzentwurf für die sicheren Herkunftsstaaten befindet sich derzeit
in der Ressortabstimmung, sodass wir hoffen, ihn bald abschließen und dann
entsprechend vorlegen zu können.

Zusatzfrage: Geht es bei dem Treffen mit seinem georgischen Amtskollegen
denn um die Themen Visafreiheit und Asylmissbrauch durch georgische
Staatsbürger?

Korff: Bei solchen Treffen geht es grundsätzlich immer um viele Themen, die
wir natürlich nicht vorwegnehmen wollen und zu denen wir uns nicht im
Einzelnen äußern. Aber klar ist, dass es bei solchen Treffen grundsätzlich
auch um die Sicherheitszusammenarbeit geht. Es geht auch darum, den
Gesprächsprozess, der zu Beginn des Jahres mit Georgien aufgenommen wurde,
um die erhöhten Asylzahlen georgischer Staatsbürger zu thematisieren,
weiterzuführen. Anfang des Jahres waren Delegationen in Georgien. Es
konnten sehr, sehr gute Gespräche mit der georgischen Regierung geführt
werden, gerade da ja auch die georgische Regierung ein großes Interesse
daran hat, einen Missbrauch der Visafreiheit durch Asylantragstellungen zu
verhindern. Sie spricht sich im Übrigen auch immer dafür aus, Georgien zum
sicheren Herkunftsstaat zu erklären.

Frage: Frau Korff, Ihr Minister hat hier in diesem Saal gesagt, es sei ein
Fehler gewesen, die Visafreiheit für Georgier einzuführen. Bleibt er bei
seiner Meinung? Wie bewertet er die Maßnahmen, die inzwischen in Georgien
unternommen wurden, um dem Missbrauch vorzubeugen?

Korff: Den Äußerungen des Ministers hier in diesem Saal zu der Betrachtung
vorangegangener Entscheidungen habe ich nichts hinzuzufügen. Wichtig ist,
dass die Zusammenarbeit mit Georgien, die wir jetzt haben, sehr gut ist.

Ich will, wie gesagt, den Gesprächen nicht vorgreifen. Sicherlich wird er
sich im Nachgang dazu äußern. Aber ich kann für das BMI in jedem Falle
feststellen, dass Georgien in Zusammenarbeit mit uns in Bezug auf diese
Fragen sehr viel getan hat und dass wir sehr froh sind, dass es diesen
engen Austausch gibt. Wir erkennen die Bemühungen der georgischen Regierung
sehr an.

Frage: Zwei kurze Lernfragen zur Türkei: Herr Burger, können Sie uns ein
Update geben, was die deutschen Gefangenen in der Türkei machen? Wie viele
sind es aktuell, wie viele Männer und wie viele Frauen? Wie viele von ihnen
haben keinen konsularischen Zugang?

Burger: Derzeit wissen wir von sieben deutschen Staatsangehörigen, bei
denen wir davon ausgehen müssen, dass sie wegen politischer Vorwürfe in der
Türkei inhaftiert sind. Insgesamt befinden sich 43 deutsche
Staatsangehörige in türkischer Haft. Soweit keine politischen Vorwürfe
erhoben werden, bezieht sich der Großteil der Strafvorwürfe auf
Drogenvergehen, Diebstahl, Körperverletzungs- und Tötungsdelikte. Uns sind
28 Fälle deutscher Staatsangehöriger bekannt, die aufgrund von
Ausreisesperren die Türkei nicht verlassen können. Weitere Details kann ich
leider aus Gründen des Persönlichkeits- und Datenschutzes hier nicht
nennen.

Zusatzfrage: Wie viele von den sieben haben keinen konsularischen Zugang?
Wie viele werden nicht konsularisch betreut?

Burger: Nach meinem Kenntnisstand werden alle konsularisch betreut. Aber
ich müsste es gegebenenfalls nachreichen, wenn mir eine Änderung gemeldet
wird.

Zusatzfrage: Zum Thema Afrin: Haben Sie dazu mittlerweile eine
völkerrechtliche Bewertung mitgebracht? Letzte Woche habe ich nachgefragt.
Daraufhin haben sie auf den 21. März und den 6. April verwiesen, wo jeweils
nichts dazu gesagt wurde. Ich weiß nicht, von welchen BPK Sie gesprochen
haben. Es kann ja nur das Jahr 2018 gewesen sein. Vielleicht möchten Sie
die Antwort noch verbessern. Denn es war irreführend, was Sie letzte Woche
gesagt haben.

Burger: Nein, das war überhaupt nicht irreführend. Wir können nachher gern
gemeinsam ins Protokoll schauen.

Zusatzfrage: Haben Sie denn heute eine völkerrechtliche Bewertung - - -

Vorsitzende Welty: Noch einmal die Bitte darum, erst antworten zu lassen,
bevor die Frage noch einmal gestellt wird.

Burger: Nein, ich habe keinen neuen Stand gegenüber letzter Woche.

Mittwoch, 30. Mai 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 30. Mai 2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/05/2018-05-30-regpk.html

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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BAYERN/4918: Forderung nach stärkerer staatlicher Unterstützung für Alleinerziehende (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 30. Mai 2018

SPD fordert stärkere staatliche Unterstützung für Alleinerziehende

Antrag mit umfassendem Forderungskatalog eingereicht - Sozialpolitikerin Doris Rauscher: Wir wollen Armut verhindern und gesellschaftliche Teilhabe stärken



Die SPD-Landtagsfraktion macht sich für eine deutlich stärkere Unterstützung der fast 400.000 Alleinerziehenden in Bayern stark. Hierzu hat sie einen Antrag in den Bayerischen Landtag eingereicht, der einen umfassenden Forderungskatalog zu den Kernbereichen Kinderbetreuung, Arbeitswelt, Beratungs- und Serviceangebote sowie Familienbezogene Leistungen (inklusive Anpassung steuerlicher Regelungen) enthält. Dem Antrag vorausgegangen war eine Reihe intensiver Gespräche mit Betroffenen und Fachverbänden, u.a. im Rahmen einer Fachtagung im Bayerischen Landtag Mitte Mai, die die SPD-Abgeordneten Doris Rauscher, Isabell Zacharias und Ruth Müller gemeinsam ausrichteten Bericht hier.

Sozialpolitikerin Rauscher betont: "Keine Bevölkerungsgruppe wächst so rasant und ist gleichzeitig so armutsgefährdet wie die der Alleinerziehenden. Der Spagat zwischen Familie und Beruf ist für sie oft besonders schwer zu bewältigen. Doch noch immer erhalten Alleinerziehende nicht die Unterstützung, die sie wirklich brauchen, beispielsweise eine verlässliche Kinderbetreuung, flexible Arbeitszeitmodelle oder auch niedrigschwellige Beratungsangebote. Und auch finanziell werden sie benachteiligt: Wir wollen deshalb das bisherige Ehegattensplitting, von dem insbesondere Ehen mit einem Alleinverdiener profitieren, zugunsten eines Familiensplittings reformieren und Kinder durch eine eigenständige Grundsicherung absichern. All dies könnte den Alltag von Alleinerziehenden enorm erleichtern!"

In Bayern leben aktuell 21 Prozent der Familien mit nur einem Elternteil. Laut Sozialbericht der Staatsregierung sind 36,7 Prozent der Alleinerziehenden im Freistaat armutsgefährdet, bei zwei oder mehr Kindern gar 43,0 Prozent.

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de

Internet: www.spd-landtag.de, www.bayern.landtag.de
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HAMBURG/4382: Diesel-Fahrverbötchen - Viel Werbung, wenig Wirkung (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 31. Mai 2018

Diesel-Fahrverbötchen: Viel Werbung, wenig Wirkung



Ein Jahr, nachdem die Überarbeitung des Luftreinhalteplans gerichtlich erzwungen wurde, tritt heute eine Durchfahrtbeschränkung in zwei kurzen Abschnitten der Max-Brauer-Allee und Stresemannstraße für ältere Dieselfahrzeuge in Kraft.

"Es ist schon traurig, dass es nur dank der Gerichte härtere Maßnahmen für saubere Luft gibt", erklärt dazu Stephan Jersch, umweltpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Und auch diese Durchfahrtverbötchen auf wenigen Metern sind eher eine PR-Aktion und können die Bevölkerung nicht nachhaltig und ausreichend vor der gesundheitsschädlichen Luftbelastung schützen. Auch werden die Schadstoffwerte in der Umgebung des Verbotszönchens nicht gemessen, noch nicht mal an den direkten Ausweichstrecken. Berechnungen des Senats machen die Luft zwar auf dem Papier besser bzw. weniger schlecht, doch entscheidend ist die Realität."

"Der Senat musste zum Jagen getragen werden und hat nun auch noch das Ziel, nämlich den Gesundheitsschutz für alle Hamburger_innen, aus den Augen verloren. Die Menschen an der teils noch höher belasteten Habicht- und der Kieler Straße gehen leider leer aus", ergänzt Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion. "Hamburg kann erst durchatmen, wenn der schmutzige Auto- und LKW-Verkehr insgesamt stark reduziert wird. Was ist denn mit den LKW, die ohne Ziel- oder Startpunkt innerhalb des Stadtgebiets durch Hamburg durchfahren, um Zeit zu sparen? Hat der Senat das mal geprüft?"

Jersch und Sudmann fordern von SPD, Grünen und der Bundesregierung, nachhaltige Maßnahmen wie die Hardware-Nachrüstung der Dieselfahrzeuge auf Kosten der Automobilindustrie umzusetzen: "Die Bundesregierung und der Senat müssen endlich begreifen, dass sie nicht die Autoindustrie zu schützen haben, die mit ihren manipulierten Abgaswerten bewusst betrogen hat, sondern die Menschen und das Klima."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 31. Mai 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4381: Akteneinsicht zum City-Hof - Wir werden jedes Detail haarklein prüfen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 31. Mai 2018

Akteneinsicht zum City-Hof: "Wir werden jedes Detail haarklein prüfen"



Die demokratische Opposition hat gestern den Senat verpflichtet, der Hamburgischen Bürgerschaft sämtliche Unterlagen zum City-Hof seit 1949 vorzulegen. DIE LINKE, von der die Initiative ausging, sowie CDU und FDP wollen damit das intransparente und möglicherweise unzulässige Vorgehen des Senats rund um den geplanten Abriss des denkmalgeschützten Gebäudes untersuchen.

"Die jetzt durchgesetzte Akteneinsicht ist ein wichtiger Teilerfolg für den Erhalt des City-Hofs", erklärt dazu Heike Sudmann, stadtentwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. "So bekommen wenigstens die Abgeordneten auch Einsicht in die Stellungnahmen von ICOMOS, die trotz des rot-grünen Geredes von Transparenz bisher nicht öffentlich zugänglich sind. Wir werden jedes Detail haarklein inhaltlich und juristisch prüfen. Ich bin sicher, dass wir auf Ungereimtheiten stoßen. Finden wir Belege für die Manipulation der Nominierungsunterlagen im Sinne des vorweggenommen Abrisses, werden wir sie auch gegenüber der UNESCO öffentlich machen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 31. Mai 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4380: Gesamtkonzept des Senat gegen Wohnungslosigkeit greift nicht (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 31. Mai 2018

Gesamtkonzept des Senat gegen Wohnungslosigkeit greift nicht



Auch fünf Jahre nach der Einführung ihres Gesamtkonzepts zur Wohnungslosenhilfe kann die BASFI kaum Erfolge bei der Lebenssituation wohnungsloser Menschen und der Überwindung der Wohnungslosigkeit vorweisen. Das ergibt die Antwort des Senats auf eine Große Anfrage (Drs. 21/12386) der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.

"Für viele Betroffene, zum Beispiel Familien mit Kindern, wurden immer noch keine spezifischen Angebote entwickelt", erklärt dazu Sabine Boeddinghaus, familien- und jugendpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Knapp 500 Jugendliche und Jungerwachsene zwischen 18 und 25 Jahren leben bereits heute in der öffentlich-rechtlichen Unterbringung. Hinzu kommen diejenigen Jungerwachsenen, die auf der Straße leben müssen." Das bestehende Hilfesystem sei ausreichend, die Einrichtung einer Notschlafstelle für wohnungslose Jungerwachsene nicht notwendig, erklärt dagegen der Senat in seiner Antwort. "Für viele Betroffene ist das Angebot an Notübernachtungsstätten aber ungeeignet und unzumutbar, so dass sie eher auf so ein Obdach verzichten, als die bestehenden Angebote aufzusuchen", so Boeddinghaus.

"Das schon unzureichende Konzept wurde dann noch nicht mal konsequent umgesetzt. Es ist zu wenig durchdacht und nur an wenigen Stellen ausreichend mit zusätzlichen Mitteln ausgestattet", ergänzt Cansu Özdemir, sozialpolitische Sprecherin der Fraktion. "Letztlich ist das Gesamtkonzept lediglich eine Art unverbindliche Willenserklärung. Um das Thema Wohnungslosigkeit langfristig anzugehen, brauchen wir ein Bekenntnis aller Parteien gegen Obdachlosigkeit und eine ausreichende Finanzierung der besonderen Bedarfe spezieller Gruppen wie Frauen, psychisch Kranke und Pflegebedürftige, damit die Angebote auch angenommen werden."

Die beantwortete Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE finden Sie im Anhang dieser Mitteilung.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 31. Mai 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4379: City-Hof - Böse Fouls des Senats (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 30. Mai 2018

City-Hof: Böse Fouls des Senats



Die Fraktion DIE LINKE beantragt heute in der Hamburgischen Bürgerschaft, alle Abrissarbeiten am City-Hof zu stoppen, bis eine Klärung mit ICOMOS und dem UNESCO Welterbezentrum erreicht ist. "Der Senat hat im Zusammenhang mit dem City-Hof so viele böse Fouls begangen, dass er nicht nur die rote Karte, sondern einen lebenslange Sperre verdient", sagte in der Debatte Heike Sudmann, stadtentwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion. "Der Senat als Eigentümer dieses Denkmals schädigt mit der Abrissgenehmigung nicht nur nachhaltig den Denkmalschutz in Hamburg. Er gefährdet auch das Welterbe Kontorhausviertel. Nur die Bürgerschaft kann diesen Wahnsinn jetzt noch stoppen."

Chronologie der Fouls:

1. Der Denkmalschutz für den City-Hof wurde - glücklicherweise erfolglos - hintertrieben.

Laut Zeit vom 1. März 2018 beklagte sich Staatsrat Krupp 2012 bei der damaligen Kultursenatorin Kisseler, das Denkmalschutzamt habe "die Erhaltung dieser Immobilie" gefordert und forderte die Senatorin auf, "die Haltung Ihres Hauses in dieser Angelegenheit noch einmal zu überdenken".

2. Beim Wettbewerbsverfahren wurde der Entwurf des renomierten Architekten Volkwin Marg, der den Erhalt des City-Hofs vorsah, aus formalen Gründen ausgeschieden.

3. Der Senat beschließt am 28. Februar 2018 den Abbruch des Denkmals, obwohl "überwiegende öffentliche Interessen, (...) insbesondere Belange des Wohnungsbaus", die laut Paragraph 9 (2) Denkmalschutzgesetz erforderlich sind, nicht vorliegen.

Den Senatsunterlagen im Transparenzportal ist zu entnehmen, dass ursprünglich Wohnungen nur in einem Neubau genehmigungsfähig seien. Erst in letzter Minute wurde u.a. der Satz "Daher könnten Wohnungen bei Erhalt des City-Hofs nicht genehmigt werden" gestrichen. Nun heißt es, dass eine Wohnnutzung bei Erhalt des City-Hofs nur bei genauer technischer Durchführungsplanung geklärt werden könne. Genau dieses hat Volkwin Marg getan. Trotz der Streichung des Passus mit dem Wohnungsbau heißt es auf S. 10 unter Nr. 6 "Ergebnis der Abwägung": "Dem Interesse des Denkmalschutzes stehen die genannten Ziele des Städtebaus, des Wohnungsbaus (...) entgegen."

Die vom Senat vorgelegten Unterlagen enthalten extrem Widersprüchliches:

- So heißt es auf S. 3, dass der City-Hof mit seinen vier gleichgestalteten Hochhäusern "großzügige Sichtbeziehungen zum Kontorhausviertel" gewährt. Auf S. 4 steht, dass "eben nicht großzügige Sichtbeziehungen zum Kontorhausviertel" gewährt werden.

- S. 9: "Geschützte Denkmäler in der Pufferzone sind aus der Sicht des Welterbes grundsätzlich ebenfalls zu erhalten. Ein 'Misstand' in der Pufferzone, der behoben werden müsste, liegt jedoch ebenfalls nicht vor, dieser wäre sonst im Prozess des Eintragungsverfahrens angesprochen worden. Hingegen werden viele der oben für einen Neubau genannten Kriterien auch vom Bestandsgebäude erfüllt." Weiter heißt es: "Ohne der potentiellen autonomen Bewertung der UNESCO vorzugreifen, wird das Neubauvorhaben (...) voraussichtlich nicht als Gefährdung des OUV (Outstanding Universal Value), der Authenzität und der Integrität der Welterbestätte bewertet werden."

Dazu Heike Sudmann: "Ich frage mich, ob der Senat vor der Abstimmung überhaupt die Unterlagen gelesen hat. Mit der Formulierung 'voraussichtlich' gibt es keine Sicherheit, dass durch den Abriss das Welterbe Kontorhausviertel nicht gefährdet wird. Ist das dem Senat egal, nur um einen von der Fachwelt heftig kritisierten Neubauentwurf durchzudrücken?"

4. Der Senat hintergeht die Bürgerschaft und unterläuft das Bebauungsplanverfahren.

In der Drucksache 21/2904, die die Grundlage für den Verkauf an das Unternehmen August Prien bildet, schreibt der Senat auf S. 7 zum Kaufvertrag: "Die Stadt darf das Angebot erst annehmen, wenn die Käuferin den Hochbauwettbewerb durchgeführt hat und der vorhabenbezogene Bebauungsplan die Vorweggenehmigungsreife nach Paragraph 33 BauGB erreicht hat." Laut Senatsantwort auf die Anfrage (Drs. 21/13051, Nr. 4-6) wird die Vorweggenehmigungsreife voraussichtlich im März/April 2019 erreicht.

Sudmann: "Mit dem Abriss wird ein hoher Druck auf das gewünschte Ergebnis des Bebauungsplanverfahren ausgeübt, eine sorgfältige Abwägung wird dadurch erschwert. Scheitert das Bebauungsplanverfahren, gibt es keine Vorweggenehmigungsreife. Dann hat der Senat, vermutlich auf eigene Kosten, den Abriss durchgeführt."

5. UNESCO/ICOMOS und die "Kulturverträglichkeitsprüfung" (HIA)

"Entscheidendes beratendes Fachorgan für die UNESCO-Welterbekonvention ist hier ICOMOS." (Senatsbeschluss vom 28. Februar 2018, S. 8). ICOMOS hat den Senat bereits 2015 und 2016 zu Stellungnahmen bzw. zur Beantwortung weiterer Fragen aufgefordert. Im Februar 2018 wurde der Senat von ICOMOS nach einer Kulturverträglichkeitsprüfung (HIA, Heritage Impasct Assessment) gefragt. Wie der Anfrage der Fraktion DIE LINKE (Drs. 21/12931) zu entnehmen ist, hat ICOMOS nach der Übersendung des vom Senat verfassten HIA festgestellt: "Ein Abriss des City-Hofs würde nach der Ansicht von ICOMOS das Wesen der Pufferzone und somit das Umfeld und den Kontext der Welterbestätte negativ beeinflussen."

Dazu Heike Sudmann: "Wie der Senat es allerdings fertig bringt, aus dieser eindeutigen Kritik eine Zustimmung zu machen, ist unglaublich. Sagt er zuerst in der Drs. 21/12931 (Vorbemerkung) noch am 11. Mai 2018: ,Die bisherigen Äußerungen der UNESCO (...) lassen erwarten, dass der Gehalt des von der Stadt vorgelegten HIA, (...) bestätigt wird", heißt es am 22. Mai in der Drs. 21/13051 (Nr. 3), es gebe "klare Hinweise des UNESCO Welterbezentrums (...), dass man den Gehalt des von der Stadt vorgelegten HIA () teilt.'"

Im veröffentlichten HIA hat der Senat die Angaben des von ihm hinzugezogenen externen Experten ("External Reviewer") geschwärzt. "Vermutlich aus gutem Grund", so Heike Sudmann. "Denn der External Reviewer Peter Strasser ist zwar UNESCO-Experte, aber seine Themen sind Kulturgeschichte des ländlichen, alpinen Raums. Beim City-Hof handelt es sich zwar um Hochhäuser, aber nicht um Hochgebirge. Das mag auch der Grund dafür sein, dass die von der UNESCO geforderten Sichtachsen, die durch den Neubau verstellt werden, keine Rolle mehr spielen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 30. Mai 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4378: Integrationskonzept - So geht es nicht, Frau Senatorin! (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 30. Mai 2018

Integrationskonzept: "So geht es nicht, Frau Senatorin!"



SPD und Grüne verabschieden heute die Weiterentwicklung des Hamburger Integrationskonzepts. "Das Rezept der Regierungsfraktionen ist hier ziemlich einfach: Wenig ambitionierte Zielwerte, die kaum über den Status Quo hinausgehen. Ein Bericht dazu kommt erst in der zweiten Jahreshälfte 2019 - bei diesen Zielwerten kann er dann ja nur positiv ausfallen", kritisiert Carola Ensslen, integrationspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Am Ende bleibt der Eindruck: Das Thema soll jetzt strategisch bis nach der Bürgerschaftswahl versenkt werden."

Tatsächlich gibt es reichlich Kritik am Integrationskonzept: So enthält es weder verbindliche Standards für die Unterbringung von Flüchtlingen noch ausreichende Ansätze zur Prävention von Diskriminierung, die sich an die gesamte Gesellschaft richten. Insgesamt richten sich die Maßnahmen fast ausschließlich an Menschen mit Migrationshintergrund. Ebenfalls fehlen Vorgaben zur interkulturellen Öffnung in öffentlichen Unternehmen. "Auch bei der Integration durch Arbeit liegt das für 2018 ausgegebene Ziel ziemlich genau auf dem Ist-Zustand von 2017 - wie praktisch: Es muss gar nichts mehr erreicht werden", bemängelt Ensslen. "So geht es nicht, Frau Senatorin! Damit Integration gelingt, brauchen wir ambitionierte mittel- und langfristige Ziele. Wenn Sie Integration wirklich ernst meinen, dann leiten Sie jetzt einen nachvollziehbaren, transparenten Prozess für die Weiterentwicklung und Festlegung der Zielwerte des Integrationskonzepts ein!"

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 30. Mai 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3155: Journalisten brauchen faire Arbeitsbedingungen und gute Löhne (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 31. Mai 2018

Journalisten brauchen faire Arbeitsbedingungen und gute Löhne



Der Landtag hat sich mit der aktuellen Situation der Mitarbeiter der Ostsee Zeitung beschäftigt.

Die SPD-Landtagsfraktion sieht einige Vorgänge und Regelungen in den Verlagen der Tageszeitungen im Land kritisch, auch in den Verlagen, an denen die SPD-Bundespartei über ihre Medienholding beteiligt ist. Dazu erklärt der medienpolitische Sprecher und Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Die SPD setzt sich für gute Löhne und für gute Arbeitsbedingungen ein. Wir wollen eine hohe Tarifbindung und gute Tariflöhne. Wir wollen starke Betriebsräte und starke Gewerkschaften. Wir erwarten, dass dies auch durch die Unternehmensbeteiligungen der SPD so vertreten wird. Genau das habe ich auch in einem Gespräch mit dem Betriebsrat der Ostsee-Zeitung in der vergangenen Woche deutlich gemacht. Und diese Erwartung habe ich auch gegenüber dem Schatzmeister meiner Partei klar formuliert.

Wir kritisieren jedes wirtschaftliche Gebaren, wenn es zu Lasten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer geht. Damit Journalisten eine gute Arbeit leisten können, müssen sie frei von ökonomischer Angst und frei vom Druck ihres Arbeitgebers sein. Das heißt, sie brauchen gute Arbeitsbedingungen, sie brauchen gute Löhne und sie brauchen sichere Arbeitsverträge. Dies gilt für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in den Medienhäusern und Medienunternehmen unseres Landes. Guter Journalismus made in Mecklenburg-Vorpommern braucht gutbezahlte und motivierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Hierfür wird sich meine Fraktion weiter einsetzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3154: Ehrenamt braucht Unterstützung bei Umsetzung der Datenschutzregeln (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 31. Mai 2018

Ehrenamt braucht Unterstützung bei Umsetzung der Datenschutzregeln



Der Landtag hat den Datenschutzbeauftragten des Landes Mecklenburg-Vorpommern um Unterstützung bei der Formulierung einer Handreichung für Vereine gebeten.

Ziel ist es, das Ehrenamt bei der Umsetzung der Datenschutzgrundverordnung zu unterstützen. Dazu erklärt der Sprecher für Datenschutz und Informationsfreiheit der SPD-Landtagsfraktion Ralf Mucha:

"Dass ein Verein zur Betreuung seiner Mitglieder deren personenbezogene Daten verarbeitet, liegt in der Natur der Sache. Das fängt beim Eintritt in den Verein bei der Erfassung der Daten im Aufnahmeantrag an. Für die Verwaltung der Mitgliederdaten muss es aber auch eine Datenlösch-konzeption geben, die festlegt, wann welche Daten der Mitglieder zu löschen sind. Aus meiner eigener Erfahrung als Vereinsvorsitzender und Vorstandsmitglied in verschiedenen Vereinen weiß ich, wie schwer sich die Umsetzung der Datenschutzgrundverordnung vollzieht.

Ich kann den vielen Vereinen zurzeit nur die Internetseite des Datenschutzbeauftragen unseres Landes sowie die Handreichungen auf den Internetseiten aus Bayern und Baden-Württemberg empfehlen. Zur Unterstützung der Vereine sollte es daher eine praktikable Handreichung mit Formulierungsvorschlägen und Hinweisen auf die Anforderungen geben, um den in der Regel ehrenamtlich Tätigen die Arbeit zu erleichtern. Eine entsprechend einfache und handhabbare Aufbereitung der Datenschutzgrundverordnung würde auch bei zukünftigen Vereinsgründungen praktisch Hilfestellung bieten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3153: Land muss Zugang zu Fahrtkostenzuschüssen für Azubis erleichtern (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 31. Mai 2018

Land muss Zugang zu Fahrtkostenzuschüssen für Azubis erleichtern



Im Rahmen der Debatte über die Höhe der Fahrtkostenzuschüsse für Auszubildende erklärt der bildungspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Andreas Butzki:

"Weil die Zahl der jungen Menschen im Land sinkt, müssen große Anstrengungen unternommen werden, ihre Berufsausbildung sicherzustellen. Dabei tragen auch die Ausbildungsbetriebe eine große Verantwortung. Das Lehrgeld muss ausreichen, damit Fahrtkosten und Unterbringungskosten gestemmt werden können. Die Ausbildungsvergütungen Ost-West müssen endlich angeglichen werden. Doch auch das Land ist gefordert, den jungen Leuten leistungsstarke berufliche Schulen vorzuhalten, Landesfachklassen gleichmäßig im Land zu verteilen und die Azubis aufgrund ihrer langen Anfahrtswege zu unterstützen. Damit mehr Auszubildende von dem Geld profitieren, das das Land zur Verfügung stellt, muss die Förderpraxis vereinfacht und die Bemessungsgrenzen erhöht werden. Das ist unser Auftrag an die Landesregierung. Um diese Unterstützungsoption in das Bewusstsein möglichst vieler Auszubildender zu rücken, sollen Flyer an den beruflichen Schulen darauf aufmerksam machen"

 * 

Quelle:
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Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - MECKLENBURG-VORPOMMERN/3152: Flächendeckende Gesundheitsversorgung braucht innovative Lösungen (SPD)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





MECKLENBURG-VORPOMMERN/3152: Flächendeckende Gesundheitsversorgung braucht innovative Lösungen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 30. Mai 2018

Flächendeckende Gesundheitsversorgung braucht innovative Lösungen



Zur heutigen Landtagsdebatte über die Situation am Krankenhaus Wolgast erklärt der Abgeordnete der SPD-Landtagsfraktion und parlamentarische Staatssekretär für Vorpommern Patrick Dahlemann:

"Die Portalpraxisklinik am Krankenhaus Wolgast kann ein Beispiel sein, wie Gesundheitsversorgung in ländlichen Räumen funktionieren kann. Deshalb ist es richtig, dass das Modell aktuell erprobt und die Wirksamkeit wissenschaftlich begleitet wird.

Die im Jahr 2015 beschlossenen Strukturänderungen am Krankenhaus Wolgast wurde von vielen Menschen vor Ort kritisiert. Deshalb hat das Land nach Lösungen gesucht und gemeinsam mit den Planungsbeteiligten das Modellprojekt "Portalpraxisklinik" für Kinder und Jugendliche eingeführt. Das Projekt läuft - mit der Möglichkeit auf Verlängerung - für drei Jahre. In den nächsten Jahren wird sich zeigen, ob es erfolgreich ist und entscheidend zur Gesundheitsversorgung der Menschen beiträgt. Selbstverständlich gibt es vor Ort auch weiterhin Herausforderungen, die wir ernst nehmen müssen. Dazu ist die SPD-Landtagsfraktion mit der Bürgerinitiative und dem Betriebsrat im engen Dialog."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/4826: Alternative Antriebstechnologien (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
30.05.2018

SPD-Fraktion informiert sich in Koblenz, Mainz und Schifferstadt
über alternative Antriebstechnologien

Schweitzer: Es kommt auf einen Technologie- und Antriebsmix an



Die Abgeordneten der SPD-Landtagsfraktion haben sich im Rahmen der
Reihe "Fraktion vor Ort" an diesem Mittwoch in Koblenz, Mainz und
Schifferstadt über alternative Antriebstechnologien informiert. Im
Briefzentrum Mainz-Hechtsheim stand Elektromobilität im Fokus, in
Koblenz besuchten die Parlamentarier eine Wasserstofftankstelle und in
Schifferstadt sammelten sie Informationen zur Erdgas-Mobilität.

Der SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer, der in Mainz die
Abgeordnetengruppe anführte, erklärt: "Nicht erst seit dem
Diesel-Skandal steht die Verkehrs- und Antriebswende weit oben auf der
politischen Agenda. Drohende Diesel-Fahrverbote beschleunigen die
Debatte um alternative Antriebstechnologien und neue Mobilitätsformen.
Als SPD-Fraktion haben wir Ende vergangenen Jahres ein Fachgespräch
zum "Mobilitätskonsens für Rheinland-Pfalz - Konzepte für eine
integrierte Mobilitätsplanung" organisiert. Nach den heutigen
Vor-Ort-Besuchen ist zu konstatieren: Im Bereich der E-Mobilität gibt
es enorme Entwicklungs- und Verkaufspotenziale, wie die
Erfolgsgeschichte des Streetscooters der Deutschen Post zeigt.
Innovationen im Bereich der E-Mobilität sind für die deutsche
Automobil- und Verkehrsbranche immens wichtig - womöglich gar
überlebensnotwendig. Dennoch darf die Debatte um alternative
Antriebstechnologien nicht auf die E-Mobilität verengt werden. In
Zukunft kommt es auf einen Technologie- und Antriebsmix an. Neben der
Elektromobilität und der Nutzung von Brennstoffzellen werden vorerst
auch weiterhin Fahrzeuge mit einem Benzin-, Diesel- oder Erdgasantrieb
eine Rolle spielen. Sie benötigen entsprechende
Abgasreinigungssysteme."

Deutsche Post in Mainz: Im Briefzentrum in Hechtsheim informierten
sich die Abgeordneten vorwiegend über die in Eigenregie produzierten
Streetscooter-Fahrzeuge. Sie sind bereits vereinzelt in
Rheinland-Pfalz im Einsatz, bis Ende des Jahres sollen landesweit 148
Streetscooter in Nutzung sein. Eine große Herausforderung ist, an den
Deutschen Post-Standorten rasch die technische Infrastruktur zur
Aufladung der Fahrzeuge aufzubauen. Bei der Deutschen Post sind zur
Postzustellung überdies E-Bikes und E-Trikes im Einsatz. Der
Streetscooter wird auch über ein Vertriebsnetz am Markt verkauft und
in Leasing-Modellen angeboten. In Rheinland-Pfalz haben unter anderem
Stadtwerke bereits Interesse bekundet.

Initiative "Rheinland-Pfalz gibt Gas" in Schifferstadt: Die
Parlamentarier besuchten den Zusammenschluss von 18
Energieunternehmen. Der Verein stellt die Mobilität mit regenerativem
Erdgas (Biogas) in den Mittelpunkt seiner Aktivitäten. Biogas besteht
zu 90 Prozent aus Rest- und Abfallstoffen und wird im
Power-to-gas-Verfahren gewonnen. Bei der Produktion und Verbrennung
von Biogas fallen deutlich weniger Kohlendioxid, Stickoxide und
Feinstaub an als bei der Herstellung und Nutzung von Benzin und
Diesel. Die Initiative verfolgt das Ziel, Verbraucher für alternative
Antriebe zu gewinnen und den freien Wettbewerb zwischen den
alternativen Antrieben zu forcieren. In Rheinland-Pfalz gibt es
bereits knapp 30 Tankstellen, die Erdgas anbieten. Die Abgeordneten
besichtigten einen LKW und einen Müllwagen jeweils mit Erdgasantrieb.
In Speyer werden die Müllwagen aktuell auf Biogas umgestellt.

Wasserstofftankstelle in Koblenz: Im November 2017 wurde auf dem
Gelände des Autohofs Bolz-Platz in Koblenz die erste
Wasserstofftankstelle der Air Liquide Deutschland in Rheinland-Pfalz
in Betrieb genommen. Sie ist eine von bisher 50 Wasserstofftankstellen
bundesweit, bis 2019 sollen es 100 Stationen werden. Der
Betankungsvorgang dauert maximal fünf Minuten, die durchschnittliche
Reichweite der betankten Fahrzeuge liegt bei rund 500 Kilometern. Im
Gespräch mit Vertretern des Gasproduzenten Air Liquide GmbH, dem
Joint-Venture H2 Mobility und von Toyota Deutschland informierten sich
die Abgeordneten über die technologischen und ökologischen Vorteile
der Brennstoffzelle, die als Zukunftstechnologie im Bereich der
Mobilität, der Wärmetechnik sowie der Energiespeicherung zum Einsatz
kommt. Zur Sprache kamen auch bestehenden Hürden beim Aufbau einer
flächendeckenden Wasserstoff-Infrastruktur.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Mai 2018
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2205: Landtag sucht nach Alternativen zum Diesel-Fahrverbot (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 01 / März 2018

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

PLENUM

Landtag sucht nach Alternativen zum Diesel-Fahrverbot



Städte dürfen grundsätzlich Fahrverbote für Diesel-Autos verhängen,
um gegen schmutzige Luft vorzugehen. Das hat das
Bundesverwaltungsgericht im Februar entschieden - und liegt damit
konträr zur Position des Landtages. Der sprach sich im März erneut
gegen ein generelles Diesel-Fahrverbot aus und sieht auch eine Blaue
Plakette für relativ saubere Diesel-Autos nicht als Lösung.

Umweltminister Robert Habeck (Grüne) sucht für die besonders stark mit
Stickoxid belastete Hauptverkehrsader in Kiel, den Theodor-Heuss-Ring,
nach milderen Alternativmaßnahmen.


Das Umweltministerium, das für die Luftreinhaltung zuständig
ist, arbeite gemeinsam mit der Stadt Kiel an einem so genannten
Luftreinhalteplan. "Die Zeit drängt", sagte Habeck im Landtag mit
Blick auf die Deutsche Umwelthilfe. Sie klagt aufgrund der anhaltend
hohen Luftbelastung in Kiel gegen das Ministerium. Die Bundesregierung
müsse Regelwerke mit differenzierten Lösungen schaffen, um pauschale
Fahrverbote zu verhindern, appellierte Habeck.

AfD: "Feldzug gegen die deutsche Automobilindustrie"

Die AfD, die das Thema im März auf die Tagesordnung gesetzt hatte,
sprach sich gegen eine Blaue Plakette aus, wie sie Umweltschützer
und einige Kommunen fordern. Damit sollen relativ saubere Diesel-Autos
von Fahrverboten in bestimmten Stadtbereichen ausgenommen werden
können. AfD-Politiker Volker Schnurrbusch sagte, Dieselfahrer müssten
mobil bleiben und "ein Feldzug gegen die deutsche Automobilindustrie"
sei "unverantwortlich". Er warf der Deutschen Umwelthilfe "Lobbyismus"
vor. Ein AfD-Antrag gegen die Auto-Kennzeichnung wurde von allen
anderen Fraktionen abgelehnt. Sie gingen in der Debatte vor allem auf
Lösungen abseits von Plaketten ein.

Die SPD forderte die Automobilindustrie zu kostenfreien Soft- und
Hardware-Nachrüstungen bei den Fahrzeugen auf. Verantwortung müssten
"die Betrüger, nicht die Betrogenen" tragen, erklärte Fraktionschef
Ralf Stegner. Ein entsprechender SPD-Antrag wurde abgelehnt.

CDU-Fraktionschef Tobias Koch stellte sich gegen Fahrverbote und ging
auf die Problematik der Luftbelastung ein: An Industriearbeitsplätzen
gelte ein Grenzwert von 950 Mikrogramm Stickoxid pro Kubikmeter Luft
für mehrere Arbeitsstunden am Tag - am Theodor-Heuss-Ring waren
54 Mikrogramm gemessen worden. "Selbst für Büroräume ist mit
60 Mikrogramm eine höhere Belastung erlaubt als auf dem Fußweg
am Theodor-Heuß-Ring", machte er deutlich.

Der liberale Fraktionschef Christopher Vogt sagte, die
Dieseltechnologie sei besser als ihr Ruf. Er forderte für Kiel eine
Stärkung des Nahverkehrs und eine Verbesserung des Verkehrsflusses.

Grüne sehen Oslo als Vorbild

Kiel könnte von der "innovativen und klugen" Stadt- und
Mobilitätspolitik Oslos lernen, sagte Andreas Tietze (Grüne). "100.000
E-Fahrzeuge, freie Schnell-Ladeinfrastruktur in der Stadt, E-Autos
fahren auf Busspuren und sind von der City-Maut ausgenommen. Bis 2030
will Oslo den Verbrennungsmotor im gesamten Stadtgebiet verbieten."

Flemming Meyer (SSW) sieht die Bundesregierung in der Pflicht. Sie
dürfe Kommunen und Länder nicht allein lassen. Ein DieselFahrverbot
auf dem Theodor-Heuss-Ring lehnt er ab. Das löse das Problem nicht,
sondern verlagere es nur auf andere Straßen.

 * 

Quelle:

Der Landtag, Nr. 01 / März 2018, S. 23
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2204: Schusswaffen - mehr Kontrollen gefordert (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 01 / März 2018

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

PLENUM

Schusswaffen: mehr Kontrollen gefordert



Wenige Tage nach dem Amoklauf an einer Schule im US-Bundesstaat
Florida hat der Landtag Ende Februar strengere Kontrollen der
schleswig-holsteinischen Waffenbesitzer angemahnt. Das Land habe eine
Verantwortung dafür, die "Verwahrung und den sicheren Umgang mit
Waffen" im Blick zu behalten, betonte Lars Harms vom SSW, der das
Thema angestoßen hatte.


Sportschützen, Jäger und Sammler sollten nicht unter
Generalverdacht gestellt werden, betonte Innenminister Hans-Joachim
Grote (CDU). Er nahm die Ordnungsbehörden der Kreise in die Pflicht:
"Einige müssen hier deutlich mehr tun." Grote betonte, noch bis 1.
Juli gebe es die Möglichkeit, illegale Waffen und Munition im Rahmen
einer Amnestie ohne Strafe bei der Polizei abzugeben. Jörg Hansen
(FDP) stellte fest: Unsere Kontrollmechanismen greifen - auch wenn sie
noch intensiviert werden können."

Eine Entwicklung löste parteiübergreifend Besorgnis aus: Die Zahl der
Kleinen Waffenscheine erhöhte sich im Lande von knapp 10.000 im Jahr
2015 auf 20.250 Ende 2017.

Der Kleine Waffenschein berechtigt zum Besitz von Signal-,
Reizgas- und Schreckschusspistolen. Die "Silvesternacht von Köln"
2015/16 habe die Gesellschaft verändert, bemerkte Kathrin
Wagner-Bockey (SPD). "Eine Gesellschaft, die danach strebt, sich zu
bewaffnen, um sich vor Kriminalität zu schützen, die hat das Vertrauen
in den Staat verloren, klagte Claus Schaffer (AfD). Tim Brockmann
(CDU) und Burkhard Peters (Grüne) sprachen sich dafür aus, den bisher
möglichen Antrag eines Kleinen Waffenscheines übers Internet
abzuschaffen. Das Innenministerium strebt höhere Hürden für den Erwerb
des Kleinen Waffenscheins an.

Trotz der gestiegenen Zahlen warnte Minister Grote vor übertriebener
Sorge: "Waffenbesitz in Deutschland ist die absolute Ausnahme." Die
Verhältnisse seien ganz anders als in den USA. Im Innen- und
Rechtsausschuss wird das Thema vertieft.


STICHWORT



Waffen und Recht

Nach dem Amoklauf von Winnenden wurde das deutsche Waffenrecht
verschärft. In der baden-württembergischen Stadt hatte 2009 ein
17-Jähriger 15 Menschen getötet und dann sich selbst. Seitdem werden
alle privaten Feuerwaffen in einem Nationalen Waffenregister erfasst.
Schützen müssen ihre Waffen und die Munition in getrennten und
abschließbaren Schränken aufbewahren. Seit Juni 2017 dürfen die
Behörden auch verdachtsunabhängig die sichere Aufbewahrung
kontrollieren. In Schleswig-Holstein verloren seit 2015 etwa 370
Waffenbesitzer die Zulassung. Weitere Zahlen der
Landesregierung:

• Etwa 38.000 private Waffenbesitzer hatten Ende vergangenen
Jahres rund 186.300 Pistolen und Gewehre in ihren Schränken.

• Vor allem auf dem Land ist der Waffenbesitz verbreitet. So gibt
es im Kreis Rendsburg-Eckernförde etwa 4.800 Schützen, die 25.000
Waffen bei sich lagern. In Flensburg hingegen verfügen lediglich 361
Personen über knapp 2.000 Feuerwaffen.

• Auffällige Unterschiede gibt es auch bei den Kontrollen durch
die Waffenbehörden. Die 2.993 Schützen im Kreis Ostholstein erlebten
vergangenes Jahr 335 verdachtsunabhängige Kontrollen. In
Rendsburg-Eckernförde wurde 2017 nur ein einziger der 4.812 Schützen
aufgesucht.




Gesetzesgrundlage für "Rettungsschuss" der Polizei





Die AfD will festschreiben, unter welcher Voraussetzung
 Polizeibeamte einen tödlichen Schuss, den sogenannten finalen
 Rettungsschuss, abgeben dürfen. Das Landesverwaltungsgesetz soll um
 die Passage ergänzt werden: "Ein Schuss, der mit an Sicherheit
 grenzender Wahrscheinlichkeit tödlich wirken wird, ist nur
 zulässig, wenn er das einzige Mittel zur Abwehr einer gegenwärtigen
 Lebensgefahr oder der gegenwärtigen Gefahr einer schwerwiegenden
 Verletzung der körperlichen Unversehrtheit ist."

 Angesichts einer gestiegenen Terrorgefahr bräuchten die Beamten
 eine Rechtsgrundlage für Extremsituationen, so die AfD.
 Schleswig-Holstein ist neben Mecklenburg-Vorpommern und Berlin das
 einzige Bundesland ohne eine solche Regelung. Der Entwurf wurde dem
 Innen- und Rechtsausschuss zugeleitet. Dort kündigte Innenminister
 Hans-Joachim Grote (CDU) an, bis Jahresende einen eigenen Entwurf
 zu diesem Thema vorlegen zu wollen.



 * 
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HOCHSCHULE/2212: Sechs Hochschulen erhalten Strategieberatung für digitales Lehren und Lernen (idw)


Stifterverband - 30.05.2018

Sechs Hochschulen erhalten Strategieberatung für digitales Lehren und
Lernen



Gemeinsam mit Experten erarbeiten die Hochschulen Konzepte, um ihre
zukunftsweisenden digitale Lehr- und Lernkonzepte in den Institutionen
strategisch zu verankern. Diese Peer-to-Peer Beratung des Hochschulforums
Digitalisierung wird vom Stifterverband und dem CHE Centrum für
Hochschulentwicklung unterstützt.

Berlin, 30.05.2018. Bundesweit haben sich 40 Hochschulen für die
diesjährige zweite Runde der Peer-to-Peer Beratung des Hochschulforums
Digitalisierung beworben. Eine Jury wählte am 28. Mai folgende sechs
Hochschulen aus:

- Universität Bayreuth

- Kunsthochschule Berlin-Weißensee

- HAW Hamburg

- Hochschule Harz

- Universität Konstanz

- Bauhaus-Universität Weimar

Die ausgewählten Hochschulen formulierten in ihren Bewerbungen klare
Visionen, wie künftige Hochschullehre aussehen könnte und skizzierten
ihren Entwicklungsprozess, um die Ideen umzusetzen. Diese Punkte waren
unter anderem ausschlaggebend für die Entscheidung der Jury. Die
Strategieberatung baut auf bisherigen Aktivitäten der teilnehmenden
Hochschule auf und bietet eine intensive Auseinandersetzung mit
Herausforderungen, Zielen und Maßnahmen zur Weiterentwicklung der Lehre.
Dabei werden sie von "Peers" unterstützt, also von Experten aus anderen
Hochschulen sowie aus Wirtschaft und Gesellschaft.

"Das Interesse für die Strategieberatung war auch diesmal enorm" resümiert
Volker Meyer-Guckel, stellvertretender Generalsekretär des
Stifterverbandes. " Das zeigt, die Hochschulen wollen sich mit den eigenen
Zielen und Herausforderungen für die Lehre im digitalen Zeitalter
auseinandersetzen. Der Bedarf, dabei von anderen Hochschulen zu lernen,
wie digitaler Wandel gestaltet werden kann, ist groß."

"Digitalisierung ist für Hochschulen nicht nur eine Herausforderung,
sondern Teil der Lösung, um immer mehr und heterogenere Studierende
erfolgreich zum Abschluss zu führen. Wir wollen den Hochschulen helfen,
eine Strategie für das digitale Zeitalter zu entwickeln", sagt Jörg
Dräger, Geschäftsführer des CHE Centrum für Hochschulentwicklung, das die
Strategieberatung gemeinsam mit dem Stifterverband im Hochschulforum
betreut.

Ergänzend zum Peer-to-Peer Programm veranstaltet das Hochschulforum
Digitalisierung im Rahmen einer Themenwoche in Berlin am 24. September
2018 eine öffentliche Konferenz zum Thema "Strategische
(Weiter-)Entwicklung der Hochschullehre im digitalen Zeitalter".
Hochschulleitungen können hier in Workshops ihre Erfahrungen in der
Erarbeitung und Umsetzung einer Strategie für digitales Lehren und Lernen
austauschen. Weitere Informationen zur Themenwoche des Hochschulforums
finden sich unter:

www.hochschulforumdigitalisierung.de/strategiekonferenz

Das Hochschulforum Digitalisierung unterstützt bis zum Jahr 2020 im Rahmen
einer Peer-to-Peer Beratung jährlich sechs Hochschulen, die den digitalen
Wandel in der Hochschullehre aktiv gestalten wollen. Hochschulen können
sich im Jahr 2019 wieder für eine Teilnahme am Beratungsprogramm bewerben.
Informationen zur Peer-to-Peer Beratung sowie zum Thema
Strategieentwicklung im Rahmen des Hochschulforums Digitalisierung finden
Sie unter: 

www.hochschulforumdigitalisierung.de/peer2peer

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stifterverband, 30.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBAND/2297: Ackerbautagung - Strategien für einen nachhaltigen Ackerbau (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 30. Mai 2018

Strategien für einen nachhaltigen Ackerbau

Bauernverband veranstaltet Ackerbautagung in Berlin



"Die Ackerbaustrategie der deutschen Landwirtschaft haben wir im
Zentralausschuss der Deutschen Landwirtschaft - gemeinsam mit dem
Deutschen Raiffeisenverband, der Deutschen
Landwirtschafts-Gesellschaft, dem Verband der Landwirtschaftskammern
und dem Zentralverband des Gartenbaus - verabschiedet." Das betonte
Wolfgang Vogel, Vizepräsident des Deutschen Bauernverbandes (DBV) und
Vorsitzender des DBV-Fachausschusses für Getreide und andere
pflanzliche Qualitätsprodukte bei der - mit rund 100 Teilnehmer gut
besuchten - sechsten Ackerbautagung des DBV in Berlin. "Mit diesem
Konsens der Agrarbranche", so Vogel, "geben wir Antworten auf die
Zukunftsfragen des Ackerbaus. Überdies senden wir ein wichtiges Signal
in die Politik, die bekanntermaßen im Koalitionsvertrag der
Bundesregierung die Umsetzung einer Ackerbaustrategie gemeinsam mit
der Landwirtschaft festgeschrieben hat." Laut Vogel, der auch
Präsident des Sächsischen Landesbauernverbandes ist, beinhalte die
Ackerbaustrategie acht Kernziele, die mit 18 Maßnahmen untermauert
seien. Gerade die Landwirtschaft sei auf Biodiversität angewiesen, so
der DBV-Vizepräsident: "Wir brauchen Artenvielfalt." Überdies müsse
auch Bodenschutz aktiv betrieben werden. Gleichzeitig müsse die
Landwirtschaft aber auch wettbewerbsfähig sein und die Bauernfamilien
müssten eine wirtschaftliche Perspektive haben, gab Vogel zu bedenken.

Dr. Herrmann Onko Aeikens, Staatssekretär im Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft, betonte bei der Ackerbautagung, er wolle
eine gesellschaftlich akzeptierte Landwirtschaft etablieren:
"Gemeinsam mit der Landwirtschaft arbeiten wir daran, dass der
Ackerbau den Nachhaltigkeitszielen besser gerecht wird."

Besorgt zeigte sich DBV-Vizepräsident Vogel mit Blick auf die
drohenden Kürzungen des EU-Agrarhaushaltes: "Die Gemeinsame
Agrarpolitik ist der Eckpfeiler der europäischen Integration. Sie
unterstützt die Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft und sichert
Attraktivität und Vitalität ländlicher Räume." Eine Kürzung missachte
die Bedeutung der Landwirtschaft und der ländlichen Räume für
Arbeitsplätze und Wertschöpfung in Europa. Das Agrarbudget müsse
vielmehr für beide Säulen stabil gehalten werden, forderte Vogel, der
wörtlich konstatierte: "Wir können nicht den Gürtel enger schnallen,
müssen aber zugleich immer mehr umweltpolitische Auflagen erfüllen."

Im Weiteren ging es um die Digitalisierung in der Landwirtschaft und
das spannende Thema Biostimulantien - Produkte, die weder
Pflanzenschutzmittel noch Dünger sind. Dies können beispielsweise
Algenextrakte, aber auch Huminstoffe sein, die zur Vitalität den
Aufwuchs beitragen. Intensiv diskutierten die Teilnehmer mit Nadine
Kunz, einer Vertreterin des neuen Bienenschutzinstitutes des
Julius-Kühn-Institutes: Pflanzenschutz und Bienenschutz gehe
gemeinsam, betonte Bienenexpertin Kunz.

Ein Blick in die Absatzmärkte, mit einem Schwenk in neue
Vermarktungswege abseits des Mainstreams, rundete die sehr gut
besuchte Ackerbautagung des DBV ab.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Mai 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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ARBEIT/627: Arbeitslosenversicherung stärken - Pläne von Minister Heil begrüßt (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 31. Mai 2018

Arbeitslosenversicherung stärken: Paritätischer begrüßt Pläne von
Arbeitsminister Heil



Als wichtigen Schritt, die Arbeitslosenversicherung wieder funktionsfähig
zu machen und den heutigen Verhältnissen auf dem Arbeitsmarkt anzupassen,
begrüßt der Paritätische Wohlfahrtsverband die Reformpläne von
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil. Durch die angekündigte Verlängerung
der Rahmenfrist sowie die Absenkung der Mindestversicherungszeit würden
insbesondere Beschäftigte an den prekären Rändern des Arbeitsmarkts vor dem
sofortigen Sturz in Hartz IV bewahrt. Neben der Stärkung der
Arbeitslosenversicherung sei jedoch eine grundlegende Neuausrichtung der
Grundsicherung für Arbeitsuchende notwendig.

"Wer Hartz IV politisch hinter sich lassen will, muss in einem ersten
Schritt an dem der Grundsicherung vorgelagerten System, dem
Arbeitslosengeld, ansetzen. Mit den Hartz-Reformen ist die
Arbeitslosenversicherung als armutspolitisches Instrument zunehmend
ausgehöhlt worden. Die Hürden zum Anspruch auf Arbeitslosengeld wurden
erhöht, seine maximale Bezugsdauer verkürzt und die Arbeitslosenhilfe
gleich ganz abgeschafft", so Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsführer des
Paritätischen Gesamtverbands. Im Ergebnis erhalte nicht einmal mehr jeder
dritte registrierte Arbeitslose Arbeitslosengeld. "Wenn der Minister sich
jetzt mit seinen Ideen durchsetzt, drückt er einen entscheidenden Hebel zur
zukunftsfesten Restaurierung der maroden Arbeitslosenversicherung.
Hunderttausend Arbeitslose könnten durch den Anspruch auf Arbeitslosengeld
vor dem Fall in Hartz IV bewahrt werden", so Schneider.

Angesichts der Zunahme nur kurzzeitiger, befristeter
Beschäftigungsverhältnisse und sogenannter Mehrfacharbeitslosigkeit seien
Reformen dringend erforderlich. "Ich freue mich, dass Hubertus Heil hier
notwendige Kurskorrekturen einleitet. Die solidarische Unterstützung für
die, die darauf angewiesen sind, ist Kern unseres Sozialstaates. Die
Funktionsfähigkeit der Arbeitslosenversicherung muss Priorität haben, bevor
über großzügige Beitragssenkungen verhandelt wird", fordert Schneider mit
Blick auf die Kritik von Arbeitgeberseite an den Plänen des
Arbeitsministers, die Beiträge der Arbeitslosenversicherung lediglich um
0,3 Prozent abzusenken.

In einem Elf-Punkte-Programm skizziert der Paritätische ein Konzept zur
grundlegenden Neuausrichtung der Grundsicherung für Arbeitsuchende. Er
fordert darin neben der Stärkung der Arbeitslosenversicherung und einer
Anhebung der Regelsätze in Hartz IV u.a. die Abschaffung der Sanktionen,
den massiven Ausbau von Qualifizierungs- und Arbeitsfördermaßnahmen sowie
den Aufbau eines sozialen Arbeitsmarktes.

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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KIND/173: Prävention von sexuellem Kindesmissbrauch - Initiative "Trau dich!" wird fortgeführt (BMFSFJ)


Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Pressemitteilung vom 30. Mai 2018

Neues Geld zur Prävention von sexuellem Kindesmissbrauch -
Bundesfamilienministerin Giffey führt bundesweite Initiative "Trau dich!"
fort

Das Familienministerium und die BZgA ziehen positive Bilanz zur
Landeskooperation mit Berlin und sprechen über Zukunftsperspektiven



Bundesfamilienministerin Dr. Franziska Giffey stellt auch nach 2018
jährlich jeweils rund zwei Millionen Euro zur Verfügung, um die bundesweite
Initiative "Trau dich!" zur Prävention von sexuellem Kindesmissbrauch
fortzuführen. Die bisherige Finanzierung wäre Ende dieses Jahres
ausgelaufen. Die Initiative wird gemeinsam mit der Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung (BZgA) und in Kooperation mit verschiedenen
Bundesländern umgesetzt.

Im Mittelpunkt der Initiative steht das Theaterstück "Trau dich!", das
Bundesfamilienministerin Dr. Franziska Giffey und Dr. Heidrun Thaiss,
Leiterin der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA), heute im
Heimathafen Neukölln besuchen. Kinderrechte, körperliche Selbstbestimmung
und sexueller Missbrauch sind die Themen des Theaterstücks, das heute vor
rund 600 Kindern und ihren Lehrerinnen und Lehrern aufgeführt wird. Es
sensibilisiert Kinder und gibt ihnen die Möglichkeit, über diese Themen zu
sprechen. Mädchen und Jungen zwischen acht und zwölf Jahren werden über
ihre Rechte aufgeklärt. Dadurch wird ihr Selbstbewusstsein gestärkt und sie
erfahren, wo sie im Falle eines Übergriffs Hilfe finden.

Bundesfamilienministerin Dr. Franziska Giffey: "Jedes Kind muss lernen zu
erkennen, wann Grenzen überschritten sind oder Regeln missachtet werden. Es
muss wissen: Wenn mich jemand so anspricht oder so anfasst oder wenn ich
ein komisches Gefühl habe - dann ist das nicht richtig! Das Stück 'Trau
dich!' ist ein gutes Beispiel dafür, wie Präventionsarbeit gelingen kann.
Ich werde die Initiative zur Prävention sexuellen Kindesmissbrauchs
gemeinsam mit der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung auch in den
kommenden Jahren fortführen und dafür die notwendigen Mittel zur Verfügung
stellen, damit auch die restlichen Bundesländer davon profitieren können."

In Berlin wird die Initiative seit April 2017 erfolgreich unter der
Schirmherrschaft von Sandra Scheeres, der Senatorin für Bildung, Jugend und
Familie, durchgeführt.

Bislang haben bundesweit fast 50.000 Kinder das Theaterstück "Trau dich!"
gesehen. Allein in Berlin waren es im vergangenen Jahr 3.700 Kinder aus den
Klassen 5 und 6, knapp 440 Berliner Mütter und Väter besuchten Elternabende
zum Thema sexueller Kindesmissbrauch und über 500 Lehrkräfte bildeten sich
in Workshops zum Thema weiter.

Anlässlich der vorläufig letzten Theateraufführung im Rahmen der Landestour
erklärt Senatorin Sandra Scheeres, Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und
Familie des Landes Berlin: "Vielen Kindern, Eltern und Pädagoginnen und
Pädagogen hat die Initiative 'Trau dich!' geholfen, sich diesem schwierigen
Thema zu nähern, Hilfen zu erkennen und in Anspruch zu nehmen. Deshalb
möchte ich mich bei allen Beteiligten bedanken. Leider sind in den letzten
Jahren die bekanntgewordenen Fälle sexuellen Missbrauchs von Kindern und
Jugendlichen stark angestiegen. Deshalb setze ich mich für Projekte wie
diese auch weiter ein, um damit die Sensibilisierung des Themas sexuelle
Gewalt gegen Kinder und Jugendliche bei Eltern und Pädagoginnen und
Pädagogen weiter voranzubringen."

Dr. Heidrun Thaiss, Leiterin der Bundeszentrale für gesundheitliche
Aufklärung: "Ich danke allen Beteiligten für ihre engagierte Arbeit. Es ist
in Berlin gelungen, Kinder, Eltern, Schulen und verantwortliche Stellen mit
dem schwierigen, oftmals tabuisierten Thema sexualisierte Gewalt gegen
Kinder zu erreichen. Die Initiative 'Trau dich!' hat Wege aufgezeigt, um
für das Thema zu sensibilisieren, ins Gespräch zu kommen sowie Partner vor
Ort vorgestellt, die Betroffenen im Ernstfall Hilfe leisten."

Berlin ist nach Schleswig-Holstein, Sachsen, Baden-Württemberg, Hessen,
Hamburg, Bayern und Mecklenburg-Vorpommern das achte Bundesland, das mit
der Bundesinitiative "Trau dich!" kooperiert. Die Landestour des
Theaterstücks wird heute vorerst beendet, die Kooperation mit dem Land
Berlin läuft noch bis Ende 2018 weiter. Die BZgA arbeitet bei der Umsetzung
eng mit den zuständigen Ministerien der Bundesländer und mit weiteren
Partnern zusammen.

Die ARD-Moderatorin Caren Miosga unterstützt die Initiative "Trau dich!"
als Botschafterin. Sie sagt: "Als Mutter weiß ich, wie schwierig es sein
kann, für das Thema Missbrauch die richtigen Worte zu finden. Genau hier
hilft die Initiative 'Trau dich!'. Eltern erfahren, wie sie mit ihren
Kindern offen über Gefühle, Grenzüberschreitungen und sexuellen Missbrauch
reden können. Das stärkt das Selbstbewusstsein unserer Kinder - und erhöht
die Wahrscheinlichkeit, dass sie sich eher jemandem anvertrauen."

Alle Eltern erhalten vor den Aufführungen Informationen über das
Theaterstück und Hinweise für das Gespräch mit ihren Kindern. Für sie
bietet die Initiative "Trau dich!" einen Eltern-Ratgeber an.

Die Lehrkräfte und Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe bilden sich durch
auf sexualisierte Gewalt spezialisierte Fachberatungsstellen vor Ort
weiter. In einem eigens für sie entwickelten Methodenheft erhalten sie
Anregungen zur Vor- und Nachbereitung des Theaterstücks.

Broschüren mit dem Titel "Du bist stark!" für Mädchen und Jungen motivieren
die Kinder, den eigenen Gefühlen zu vertrauen und sich an eine
Vertrauensperson zu wenden.

Für die niedrigschwellige Beratung und Hilfe kooperiert die BZgA mit der
kostenfreien, bundesweiten "Nummer gegen Kummer" (116111), einem
Beratungstelefon für Kinder und Jugendliche.



Hintergrundinformation: Im Jahr 2017 wurden bundesweit 11.547 Fälle von
sexuellem Missbrauch von Kindern bundesweit erfasst. In Berlin waren es 774
aktenkundig gewordene Fälle. Damit ist die Zahl der bekannt gewordenen
Fälle in Berlin im Vergleich zum Vorjahr um 12,8 Prozent
gestiegen: 2016 und 2015 lag die Zahl bei 686 Fällen. (Quelle: Polizeiliche
Kriminalstatistik Berlin)


Weitere Informationen unter:

www.bzga.de/presse/daten-und-fakten/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Mai 2018

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Glinkastraße 24, 10117 Berlin

Telefon: 03018/ 555 - 0, Telefax: 03018/ 555 - 1145

E-Mail: poststelle@bmfsfj.bund

Internet: http://www.bmfsfj.de
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GEWERKSCHAFT/1665: Arbeitsmarkt - Qualifizierungsoffensive weist in die richtige Richtung (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
31. Mai 2018

Arbeitsmarkt: Qualifizierungsoffensive weist in die richtige
Richtung



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hält die von
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil angekündigte
Qualifizierungsoffensive grundsätzlich für einen Schritt in die
richtige Richtung. Der Arbeitsmarkt stehe infolge der digitalen
Transformation vor erheblichen Veränderungen, dies betreffe auch
Berufsbilder und Tätigkeiten. "Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
müssen fit gemacht werden für den digitalen Wandel. Qualifizierung
ist der Schlüssel für zukunftssichere Beschäftigung", sagte
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Dagmar König am Donnerstag.

Ein Großteil der Menschen, die heute erwerbstätig sind, wird dies
auch noch im Jahre 2030 sein. "Es muss jetzt darum gehen, die
Rahmenbedingungen für die Förderung der Qualifizierung von
Beschäftigten möglichst schnell und umfassend zu verbessern, um
mittel- und langfristig gewappnet zu sein", betonte König. Sie
begrüße die entsprechenden Pläne des Bundesarbeitsministeriums. Dazu
gehörten unter anderem auch die Absenkung der
Mindestversicherungszeit in der Arbeitslosenversicherung von zwölf
auf zehn Monate, die Verlängerung der Rahmenfrist von zwei auf drei
Jahre sowie die Verlängerung der Bezugszeit von einem auf drei Monate
für Arbeitslose, die sich beruflich weiterbilden.

Die Verbesserungen müssten nun zügig realisiert werden, weitere
Schritte hin zu einem zukunftsfähigen Arbeitsmarkt im Sinne "Guter
Arbeit" seien wünschenswert. Die Bundesregierung dürfe nicht
stehenbleiben, sondern müsse die weitergehenden Forderungen der
Gewerkschaften ebenfalls aufgreifen, sagte König.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 31.05.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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ARBEITSRECHT/256: WM 2018 - Fußball-Fans am Arbeitsplatz, was ist erlaubt? (idw)


Hochschule Fresenius - 30.05.2018

WM 2018: Fußball-Fans am Arbeitsplatz - Was ist erlaubt?



Am 14. Juni ist Anpfiff: Mit dem Eröffnungsspiel startet die Fußball-WM
2018 in Russland. Vier Wochen lang wird nahezu ganz Deutschland wieder mit
der deutschen Nationalmannschaft mitfiebern - auch während der
Arbeitszeit. Welche Freiheiten Arbeitnehmer haben und was der Arbeitgeber
nicht durchgehen lassen muss, erklärt der Arbeitsrechtler und Professor an
der Hochschule Fresenius in Hamburg, Dr. Michael Fuhlrott.

Die Deutschen sind ein fußballbegeistertes Volk - besonders zu großen
Turnieren wie der Weltmeisterschaft. Bis zu 35 Millionen Zuschauer
verfolgten 2014 allein in Deutschland das Finale im Fernsehen. Einen Monat
steht auch in diesem Sommer alles ganz im Zeichen des Fußballs. In der
Vorrunde finden einige Spiele bereits während der Arbeitszeit um 16 Uhr
statt. Für viele Arbeitnehmer ist es selbstverständlich, dass sie diese
Spiele im Fernsehen, Radio oder auch im Internet live am Arbeitsplatz
verfolgen. Doch wie sieht es arbeitsrechtlich aus? Dürfen Mitarbeiter für
dieses Event ihre Arbeit unterbrechen? "Das dürfen sie nicht", stellt
Prof. Dr. Michael Fuhlrott eindeutig klar. "Weder für die Fußball-WM noch
für andere Sportereignisse dürfen Mitarbeiter ihre Arbeit unterbrechen, um
die Spiele zu verfolgen. Es sei denn, dies wurde ausdrücklich vom
Arbeitgeber genehmigt." Der Arbeitgeber sei zudem dazu berechtigt, das
Einschalten des Radios zu untersagen, auch wenn die Mitarbeiter parallel
weiterarbeiten könnten. Dies trotzdem zu machen, sei zwar kein Grund für
eine Kündigung, wohl aber für eine Abmahnung. Auch ein Anspruch auf Urlaub
oder Freistellung besteht nicht: "Wollen alle Arbeitnehmer das Finale
sehen und dafür einen Urlaubstag einreichen, so wird der Arbeitgeber
anordnen dürfen, dass eine gewisse Mindestbesetzung weiterhin im Betrieb
bleibt." Nach Siegen der Nationalelf wird häufig lange und ausgiebig
gefeiert. Hier gilt: Alkoholisiert am Arbeitsplatz zu erscheinen, ist
ebenfalls ein Grund für eine Abmahnung, in gravierenden Fällen sogar für
eine Kündigung. "Um ein gutes Betriebsklima zu schaffen, sollte der
Arbeitgeber allerdings während der WM auch mal ein Auge zudrücken," so der
Jurist. "Gefährdet man weder die eigene Sicherheit noch die anderer, kann
im Einzelfall auch in der Mittagspause ein Glas Bier oder Sekt erlaubt
sein." Wichtig sei aber, so der Arbeitsrechtler Fuhlrott, dass man sich
vorher dazu abstimme. Denn dann könne das gemeinsame Fiebern und Feiern
auch integrativ wirken und das Betriebsklima stärken, wenn der Arbeitgeber
etwa zum gemeinsamen WM-Spiel-Schauen einlädt und vielleicht sogar noch
Würstchen und Bier stellt.




Weitere Informationen unter:

http://www.hs-fresenius.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Fresenius, 30.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHACH-SPHINX/06581: Sonderbarer Stern über Minsk (SB)


Wer will schon sagen, welche inneren Kräfte das Gemüt eines Menschen
bewegen und bestimmen. Da spielt ein Meister, der für seine
Vorsichtigkeit geradezu berühmt ist, plötzlich auf einem Turnier wie
der reinste Wagehals, so, als wäre über Nacht eine Verwandlung mit ihm
vorgegangen. Oder andersherum greift einer, der als tollkühn
verschrien ist, aus unerfindlichen Gründen zu Varianten, über die er
in der Vergangenheit nur naserümpfend hinweggegangen wäre. Der
Erklärungsnotstand beherrscht hier das Feld. Schrullen und Launen und
Einfälle schier aus einem Irgendwoher lassen die Masken des Spiels
wechseln, und als Zuschauer und Kommentator staunt man nur. Wiederum
gibt es Fälle von echter Paralyse, wo Meister auf dem Brett so
spielen, als hätten sie eben gerade, vor einer halben Stunde oder so,
die Regeln gelernt und müßten sich erst einmal in diesem Wirrwarr der
Gedanken und Pläne zurechtfinden. Im heutigen Rätsel der Sphinx darf
im Grunde niemand wissen, daß der Verlierer, der weißrussische
Internationale Meister Alexandrow, mit den schwarzen Steinen gegen
einen titellosen, bis dahin nicht sonderlich in Erscheinung getretenen
Kontrahenten verlor, der - Wunder über Wunder - auch noch das Turnier
gewann. Es scheint, als hätte dies Turnier in Minsk unter einem recht
sonderbaren Stern gestanden. Nun, Wanderer, Weiß war am Zuge und
bewies jedenfalls, daß er im Vollbesitz seiner Vernunft war.
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Schulman - Alexandrow

Minsk 1994


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Ein heller Kopf wie Karpow ließ sich nach 1...Tf8-c8 nicht zu
2.Lg2xc6? hinreißen, zumal ihm eine vortreffliche Angriffswendung zur
Gebote stand: 2.Te1xe6! Ta8-a7 - 2...f7xe6 3.Dd7xe6+ nebst 4.Lg2xc6
und Schwarz kann sofort aufgeben - 3.Te6xg6+! - zauberhaftes
Turmmanöver - 3...f7xg6 4.Dd7-e6+ Kg8-g7 5.Lg2xc6 Tc8-d8 - 5...b5-b4
6.Sc3-d5! - 6.c4xb5 Le7-f6 7.Sc3-e4 Lf6-d4 - 7...Lf6xb2 8.Ta1-b1 Lb2-
d4 9.b5-b6 - 8.b5xa6 Db8-b6 - 8...Ta7xa6 9.De6-e7+ Kg7-g8 10.Se4-g5
Ta6-a7 11.De7-e4! Db8-d6 12.Sg5-e6! - 9.Ta1-d1 Db6xa6 10.Td1xd4!
Td8xd4 11.De6-f6+ Kg7-g8 12.Df6xg6+ Kg8-f8 - 12...Ta7-g7 13.Lc6-d5+
mit Damengewinn - 13.Dg6-e8+ Kf8-g7 14.De8-e5+ Kg7-g8 - 14...Kg7-f8
15.De5xc5+ Kf8-h7 16.Se4-g5+ - 15.Se4-f6+ Kg8-f7 16.Lc6-e8+ Kf7-f8
17.De5xc5+ Da6-d6 18.Dc5xa7 Dd6xf6 19.Le8-h5 Td4-d2 20.b2-b3 Td2-b2
21.Kg1-g2 und Schwarz gab auf.
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MELDUNG/469: Meinungsbildung bei Verschwörungstheoretikern von Experten und Laien unbeeinflusst (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 30.05.2018

Meinungsbildung bei Verschwörungstheoretikern von Experten und Laien
unbeeinflusst

Studien untersuchen den Zusammenhang von Verschwörungsmentalität und dem
Vertrauen in Experten- und Laienmeinungen am Beispiel von
Geschichtsereignissen



Bei offenen Fragen und kontroversen Themen halten die meisten Menschen die
Meinung eines Experten für glaubwürdiger als die eines Laien. Menschen,
die Verschwörungstheorien anhängen, machen genau dies nicht. "Für sie ist
jede Information gleich gut", sagt Prof. Dr. Roland Imhoff von der
Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU). Der Befund ist überraschend.
Eigentlich hätten die Wissenschaftler vom Psychologischen Institut der JGU
bei ihrer Untersuchung eher damit gerechnet, dass Menschen mit einer
Verschwörungsmentalität den Ansichten von Laien mehr Glauben schenken. Das
jetzige Befundmuster hat sich allerdings über vier Studien hinweg
durchgezogen. Dafür hatten die Psychologen um Roland Imhoff insgesamt 1160
Versuchsteilnehmer in Deutschland und in den USA befragt.

"Fake News" und "Alternative Fakten" sind in kurzer Zeit zu gängigen
Vokabeln geworden. Sie stehen oft in engem Zusammenhang mit
Verschwörungstheorien, die sich gegen eine sogenannte Machtelite wenden,
die diesen Einschätzungen zufolge die öffentliche Debatte und damit
schlussendlich auch politische oder wirtschaftliche Entscheidungen
maßgeblich prägt. Angesichts dieser Entwicklung ist bereits von der
Dämmerung eines "post-faktischen Zeitalters" die Rede, und es werden
Überlegungen angestellt, wie man den Falschinformationen begegnen könnte.
"Wir gehen über diese sehr praktischen Bedenken hinaus und behaupten, dass
es zunächst einmal wichtig ist, die Faktoren zu kennen, anhand derer etwas
als glaubwürdig oder auch als nicht glaubwürdig eingestuft wird", so
Imhoff.

Menschen ohne Verschwörungsmentalität setzen auf Expertenmeinung

Zusammen mit Pia Lamberty von der JGU und Prof. Dr. Olivier Klein von der
Université Libre de Bruxelles hat er die These untersucht, dass Menschen
mit Verschwörungsmentalität - definiert als Personen, die denken, die Welt
werde von Verschwörungen regiert - sehr wahrscheinlich einer mit Macht
assoziierten Expertenmeinung misstrauen im Vergleich zu einer
Laienmeinung, die nicht mit einer Machtposition verknüpft ist. "Das
generalisierte Misstrauen gegenüber Machtpositionen ist bei
Verschwörungstheoretikern relativ stark verankert", erklärt Imhoff mit
einem Verweis auf frühere Studien zu diesem Thema.

Um ihre Hypothese zu testen, suchten sich die Wissenschaftler zwei
Vorfälle aus der jüngeren Geschichte aus: deutsche Kriegsverbrechen beim
Einmarsch in Belgien 1914 und Vergehen von US-Soldaten bei der Besetzung
von Nazi-Deutschland im Oktober 1944. Für beide Ereignisse wurden dann
zwei Versionen entwickelt, die die Vergehen realistisch beziehungsweise
verharmlosend darstellten. Die Wehrmachtsfrage wurde mit Probanden aus
Deutschland und die Rolle der US-Soldaten mit Versuchsteilnehmern in zwei
Studien in den USA untersucht. Dabei wurden die verschiedenen Ansichten
mal von Experten und mal von Laienhistorikern vertreten.

Menschen, die keinen Verschwörungstheorien anhängen, finden die Position
glaubwürdiger, die Experten vertreten, lautet ein Ergebnis der Studie.
Überraschend aber ist das andere Ergebnis: Entgegen den Erwartungen von
Imhoff und seinen Kollegen folgen Menschen mit ausgeprägter
Verschwörungsmentalität nicht der Laienmeinung. "Die Haltung der
Verschwörungstheoretiker kehrt sich nicht um, sondern sie machen keinen
Unterschied zwischen Laien und Experten", so Imhoff. "Das widerspricht dem
häufig gezeichneten Bild, dass Personen mit einer Verschwörungsmentalität
kognitiven Verzerrungen unterliegen." Eine Information auf YouTube ist
demnach genauso glaubwürdig - oder unglaubwürdig - wie ein FAZ-Beitrag.
Diese extreme Position findet sich am äußeren Ende der Skala, also bei den
größten Anhängern von Verschwörungstheorien.

Dass das Ausmaß des Vertrauens in eine identische Information von der
Quelle abhängig sein kann, erscheint nach Auffassung von Roland Imhoff
jedoch nur auf den ersten Blick als eine Verzerrung der Wahrnehmung.
"Tatsächlich sind Menschen", so Imhoff, "in komplexen
Informationsgesellschaften darauf angewiesen, bestimmten Informationen zu
vertrauen, einfach nur, weil sie von einer bestimmten Quelle stammen." Ob
es um die Berechnungen zu menschenverursachtem Klimawandel geht, um
Berichte aus Krisengebieten oder die Wirksamkeit bestimmter
Behandlungsmethoden, wir seien abhängig von einem Gesellschaftsvertrag des
Wissens - uns bleibe wenig anderes übrig, als bestimmten Institutionen wie
multinationalen Forschungsteams, Qualitätsmedien oder WissenschaftlerInnen
zu vertrauen. Verschwörungstheoretiker tun dies offenkundig nicht oder
nicht mehr.


Veröffentlichung:

Roland Imhoff, Pia Lamberty, Oliver Klein

Using Power as a Negative Cue: How Conspiracy Mentality Affects Epistemic
Trust in Sources of Historical Knowledge

Personality and Social Psychology Bulletin, 2. Mai 2018

DOI: 10.1177/0146167218768779

http://journals.sagepub.com/doi/abs/10.1177/0146167218768779

Weiterführende Links:

https://www.sozrepsy.uni-mainz.de/

- Abteilung für Sozial- und Rechtspsychologie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218
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VORTRAG/448: Frankfurt - "50 Jahre 68 - Die Erziehung der Demokratie", 07.06.-12.07.2018


idw - Pressemitteilung: Goethe-Universität Frankfurt am Main

"50 Jahre 68 - Die Erziehung der Demokratie"

Vortragsreihe am Fachbereich Erziehungswissenschaften der Goethe-Universität



FRANKFURT. Die "pädagogische Dimension" der Protestbewegung der späten
1960er Jahre wird bis heute selten thematisiert. Dabei macht gerade
sie rückblickend die Besonderheit der westdeutschen Revolte aus,
gerade auch im Vergleich mit Ereignissen und Entwicklungen in anderen
Ländern. Mit der Bedeutung der Erziehung für den gesellschaftlichen
Aufbruch befasst sich eine Vortragsreihe am Fachbereich
Erziehungswissenschaften der Goethe-Universität in diesem
Sommersemester. Den Auftakt dazu bildet am

Donnerstag, 7. Juni, 18 Uhr

Hörsaal 12, Hörsaalzentrum, Campus Westend

der Vortrag von Prof. Meike Sophia Baader (Universität Hildesheim)
unter dem Titel "68 und die Pädagogik Revisited". Weitere Vorträge im
Juni und Juli befassen sich mit dem Antiautoritären Aufbegehren und
der Erziehung nach Auschwitz, mit dem Frankfurter Projekt KiTa 3000
sowie den ersten Kinderläden und der Bedeutung der frühen Kindheit in
der antiautoritären Bewegung.

Zwei zentrale Themen beeinflussten die damaligen Entwicklungen im
Bereich der Erziehung wesentlich: Dies war einerseits die
Kinderladenbewegung, die ihre Wurzeln in der starken Rezeption
antiautoritärer Konzepte durch die Protagonisten der Bewegung sowie in
den Emanzipationsbestrebungen von Studentinnen hatte. Andererseits
führte die kritische Auseinandersetzung mit der Vätergeneration und
der NS-Zeit zwangsläufig zu einer anhaltenden Autoritätskritik. Die
"Erziehung nach Auschwitz" (Adorno) als eine autoritäts- und
herrschaftskritische Erziehung konnte sich in der Folge von 1968
weitgehend gesamtgesellschaftlich als maßgebliche und leitende
Erziehungsvorstellung etablieren.

Weitere Termine und Themen im Überblick:

Donnerstag, 14. Juni

"Antiautoritäres Aufbegehren und Erziehung nach Auschwitz"

Prof. Dr. Micha Brumlik (Goethe-Universität)

Donnerstag, 5. Juli

"Das Frankfurter Projekt KiTa 3000. Antiautoritäre Erziehung in
städtischen Kindertagesstätten"

Prof. Dr. Pia Schmid (Martin Luther-Universität Halle/Wittenberg)

Donnerstag, 12. Juli

"Die ersten Kinderläden. Zur Bedeutung der frühen Kindheit in der
antiautoritären Bewegung"

Prof. Dr. Heide Kallert (Goethe-Universität)

Alle Vorträge beginnen um 18 Uhr im Hörsaal 12 im Hörsaalzentrum am
Campus Westend.

Internet: www.uni-frankfurt.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131
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ATOM/1288: Forschungsprojekte zur Endlagersuche gestartet (BfE)


Pressemitteilung des Bundesamtes für kerntechnische
Entsorgungssicherheit - 31. Mai 2018 07/18

Forschungsprojekte zur Endlagersuche gestartet



Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit (BfE) hat in
Vorbereitung für kommende Aufgaben im Rahmen der Endlagersuche zwei
neue Forschungsvorhaben gestartet. Die beiden Projekte beschäftigen
sich mit Bewertungs- und Messmethoden für übertägige
Erkundungsprogramme, die in einer späteren Phase des
Standortauswahlverfahrens zum Einsatz kommen werden.

Die Forschungsvorhaben unterstützen das BfE bei seiner Aufgabe, die
von der Bundesgesellschaft für Endlagerung mbH (BGE) vorzuschlagenden
Systematiken und Methoden der Erkundungsprogramme fundiert zu
bewerten. Die BGE als Vorhabenträgerin der Endlagersuche wird im
weiteren Verlauf des Standortauswahlverfahrens Programme für die
übertägige Erkundung der geeigneten Standortregionen erarbeiten und
sie dem BfE zur Genehmigung vorlegen.

Inhalte der Forschungsprojekte

Bei dem ersten Vorhaben handelt es sich um eine "Untersuchung zu
übertägigen Erkundungs-programmen für hydrologische, hydrogeologische
und hydrochemische Fragestellungen im Standortauswahlverfahren
(übErStand)." Das Projekt beschäftigt sich mit der Messung der
standortrelevanten Eigenschaften in Bezug auf Oberflächen- und
Grundwasser. Im Rahmen des Vorhabens sollen mögliche
Erkundungsmethoden ermittelt und bewertet werden, mit deren Hilfe
diese Eigenschaften untersucht werden können.

Das zweite Vorhaben beschäftigt sich mit "Messmethoden für übertägige
Erkundungsprogramme gemäß Standortauswahlgesetz (MessEr)". Im Rahmen
des Projekts sollen aktuell verfügbare Methoden identifiziert und
vergleichend beschrieben sowie ausgewertet werden, die eine Abbildung
und Charakterisierung der geologischen Strukturen im Untergrund
ermöglichen.

Ziel der Vorhaben

Ziel der Forschungsvorhaben ist es zum einen, in Vorbereitung für
kommende Aufgaben wissenschaftliche Grundlagen herauszuarbeiten und
transparent zu machen. Zum anderen geht es darum, die Eignung, aber
auch die Grenzen und Unsicherheiten der einzelnen Messmethoden
herauszuarbeiten sowie evtl. verbleibende methodische Lücken
festzustellen. Beide Projekte sollen gegebenenfalls weiteren
notwendigen Forschungsbedarf identifizieren. Die Projekte sind für
eine Laufzeit von einem Jahr angesetzt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 31.05.2018

Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit (BfE)

Pressereferat

Krausenstraße 17-18, 10117 Berlin

Telefon: +49 30 18 767676 5555

E-Mail: presse@bfe.bund.de

Internet: www.bfe.bund.de
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GEFAHR/015: Gift und Gülle... Warum verschwinden die Insekten? (BUNDmagazin)


BUNDmagazin - 2/2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

Warum verschwinden die Insekten?

Gift und Gülle

von Severin Zillich



Heute fliegen weit weniger Insekten herum als noch vor einem
Vierteljahrhundert - so das Fazit einer Studie aus
Nordrhein-Westfalen, die vor einigen Monaten für Wirbel sorgte. Für
diesen Rückgang gibt es plausible Gründe.


Große Aufmerksamkeit erregte im vergangenen Oktober eine Studie
aus Krefeld. Ehrenamtliche Biologen konnten dank langjähriger
Feldforschung einen drastischen Schwund von Fluginsekten belegen. Im
Schnitt ging die Menge - genauer: die Biomasse - der Insekten, die an
60 Orten vor allem im Rheinland in ihre Netze flogen, binnen 27 Jahren
um etwa drei Viertel zurück.

Wie ist dieser erschreckende Verlust zu erklären? Auch wenn das im
Einzelnen noch nicht erforscht ist - die Ursachen des Insektensterbens
liegen auf der Hand. Um zu retten, was noch zu retten ist, sollten wir
den mutmaßlich wichtigsten Faktoren rasch etwas entgegensetzen. Diese
sind:

1. Verarmung der Landschaft

Die industrielle Landwirtschaft hat Deutschland eines Großteils seiner
einstigen Vielfalt beraubt. Ob Weiden und Streuwiesen, Hecken oder
feuchte Senken - verbreitet fielen sie in den letzten Jahrzehnten der
»Flurbereinigung« zum Opfer. Aus einer klein parzellierten und
artenreichen Kulturlandschaft wurde so eine eintönige und strukturarme
Agrarwüste, die Wildtieren und Wildpflanzen kaum noch Nischen bietet.

Ihre intensive Bewirtschaftung mit immer größeren Maschinen und
schnellwüchsigen Sorten sowie das Verschwinden von Ackerbrachen und
Feldrändern taten ein Übriges. All dies verdrängte die Natur und damit
die Mehrzahl der Insekten aus unserer Kulturlandschaft.

2. Agrargifte

Die intensive Landwirtschaft hat viele Nachteile. Mit der
großflächigen Vermaisung und Verrapsung, eintöniger Fruchtfolge und
anfälligen Hochleistungssorten züchtet sie sich die passenden
»Schädlinge« förmlich heran. Als Antwort auf dieses hausgemachte
Problem greifen Bauern und Bäuerinnen zu immer wirksameren Giften.
Weltweit am häufigsten kommt heute Glyphosat zum Einsatz. Es tötet
jede Pflanze, die nicht gentechnisch so verändert wurde, dass sie den
Einsatz überlebt. Damit trägt Glyphosat ganz maßgeblich zum
Artensterben in der Agrarlandschaft bei.

Traurige Berühmtheit erlangte auch die Stoffgruppe der Neonikotinoide.
Diese Nervengifte stören unter anderem das Orientierungsvermögen der
Bienen und schwächen ihr Immunsystem. Problematisch und wenig
untersucht ist schließlich auch die kombinierte Wirkung verschiedener
Pestizide auf Wildtiere.

Übrigens: In der ökologischen Landwirtschaft sind chemisch-synthetische
Pestizide tabu.

3. Überdüngung

Deutschland hat nicht nur in den Städten ein Stickstoffproblem, beim
Kampf gegen die Luftverschmutzung durch dreckige Diesel. Gravierend
wirkt sich ein Zuviel an Stickstoff auch in der Natur aus.
Hauptverantwortlich ist hier wieder die Agrarindustrie. Mittels
Kunstdünger und der Gülle aus der Massentierhaltung gelangt sehr viel
Stickstoff in die Umwelt. Regional kommt es dadurch zur Überdüngung
von Böden und Gewässern. Zudem wird der Stickstoff großräumig über die
Luft verbreitet.

Betroffen von dieser unerwünschten flächenhaften Düngung sind alle
Lebensräume. Geschädigt werden auch streng geschützte Lebensräume,
deren Wert gerade darin besteht, dass sie von Natur aus nährstoffarm
sind und vielen spezialisierten Pflanzen- und Tierarten ein Refugium
bieten. Unter ihrer Entwertung leiden nicht zuletzt zahllose
Insektenarten.

4. Intensive Forstwirtschaft

Deutschlands zweitwichtigste Landnutzung ist die Forstwirtschaft. Doch
sie nutzt den Wald nach wie vor mit zu hoher Intensität. So
hinterlassen schwere Erntemaschinen im Wirtschaftswald verdichtete
Böden, es gibt viel zu wenige alte Bäume und kaum dickes moderndes
Holz - wichtige Lebensräume für eine Fülle von Insekten. Pestizide,
die zur Bekämpfung von Schwammspinner, Maikäfer und Co. versprüht
werden, machen der Insektenfauna zusätzlich zu schaffen. Naturwälder
und Waldwildnis frei von forstlichen Eingriffen sind hingegen noch
immer Mangelware.

5. Versiegelter Boden

Die deutsche Wirtschaft wächst, und mit ihr die Zahl neuer Siedlungen,
neuer Gewerbegebiete und Straßen. 66 Hektar fruchtbarer Boden
verschwinden derzeit jeden Tag unter Asphalt und Beton, Lebensraum
unzähliger Insekten, oberirdisch wie unterirdisch. Eigentlich wollte
die Bundesregierung diesen Verlust bis 2020 auf 30 Hektar bremsen.
Doch sie tat nichts dafür. Nun will sie bis 2030 auf unter 30 Hektar
kommen - und wird auch dieses Ziel verfehlen, wenn sie das Problem
nicht bei der Wurzel packt (etwa mit einer Vorschrift, dass jede
Neuversieglung anderswo durch einen Rückbau von Straßen, Parkplätzen
et cetera ausgeglichen wird).

6. Tödliches Licht

Wussten Sie, dass die Mehrheit der Insekten nachtaktiv ist? Und die
meisten Arten von Licht angezogen werden? Geschätzt eine Milliarde
Insekten lassen ihr Leben in einer einzigen Sommernacht allein an
Deutschlands Lampen. Sie verbrennen oder sterben aus Erschöpfung.
Zudem stört das künstliche Licht ihren Tag-Nacht-Rhythmus und ihr
Jagd- und Fortpflanzungsverhalten.

Die Lichtverschmutzung nimmt weltweit zu, wie Satellitenbilder Jahr
für Jahr dokumentieren. Auch in Deutschland, obwohl hier immer mehr
LED-Lampen zum Einsatz kommen. Diese sind zwar relativ
insektenverträglich, im Betrieb aber deutlich günstiger. Das führt
dazu, dass viele Kommunen ihre Beleuchtung ausweiten.

7. Naturfeindliche Privatgärten

Drei Prozent unserer Landesfläche nehmen private Gärten ein. Darin
verteilen die Deutschen jedes Jahr rund 600 Tonnen Pestizide. Wegen
diesem Gifteinsatz und ihrer häufig sterilen Gestaltung eignen sich
viele Gärten nur sehr eingeschränkt als Lebensraum für Insekten. Dabei
wären sie so wichtig als Oasen der biologischen Vielfalt in der heute
stark verarmten Kulturlandschaft.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

Nicht nur Insekten wie Kreiselwespe und Kahlrückige Waldameise sind
vom Verlust ihrer Lebensräume bedroht - die heimischen Spinnen dürften
von den Gefährdungsfaktoren ähnlich stark betroffen sein (Rote
Röhrenspinne).

 * 
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LUFT/600: Fahrverbote auf einzelnen Straßen nicht genug - Luftschadstoffe flächendeckend reduzieren (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 30. Mai 2018

Fahrverbote auf einzelnen Straßen in Hamburg nicht ausreichend -
BUND fordert flächendeckende Reduktion der Luftschadstoffe



Hamburg/Berlin, 31. Mai 2018: Die heute in Kraft getretenen
Fahrverbote für Dieselfahrzeuge der Abgasnorm Euro 5 und älter auf
einzelnen Hamburger Straßen sind aus Sicht der Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND) nicht ausreichend. Um die Bürger vor
den hohen Luftbelastungen mit Stickoxiden (NOx) zu schützen, sei eine
flächendeckende Lösung unumgänglich. Die Fahrverbote in Hamburg wurden
notwendig, weil es drei Jahre nach dem Urteil des Hamburger
Verwaltungsgerichts zur Einhaltung der Stickstoffdioxidgrenzwerte
(NO2)und zweieinhalb Jahre nach Bekanntwerden des Diesel-Abgasskandals
noch keine deutschlandweit einheitlichen und wirksamen Maßnahmen zur
Reduktion des Stickoxid-Ausstoßes gibt. Es zeigt sich:
Software-Updates von Diesel-Autos reichen nicht aus und schützen nicht
vor Fahrverboten.

Der BUND Hamburg sieht die bundesweit ersten Fahrverbote für
Dieselfahrzeuge als wichtiges umweltpolitisches Signal - auch für
andere Kommunen. Sie reichen aus Sicht des Umweltverbandes jedoch bei
weitem nicht aus: "Wenn nur zwei Straßen für schmutzige Diesel
gesperrt werden, führt das vor allem zu einer Verlagerung des
Verkehrs. Der Senat scheint genau dies einzuplanen, denn die
Fahrverbotszonen wurden so gewählt, dass eine Umfahrung ohne Aufwand
möglich ist. Wir brauchen aber keine andere Verteilung der Belastung,
sondern eine Verringerung. An einer Zonenregelung geht deshalb aus
meiner Sicht kein Weg vorbei", sagt Manfred Braasch,
Landesgeschäftsführer des BUND Hamburg.

Ernst-Christoph Stolper, der stellvertretende Vorsitzende des
BUND-Bundesverbands ergänzt: "Wenn Kanzlerin Merkel und
Verkehrsminister Scheuer sich mehr am finanziellen Wohl der
Autokonzerne, als an der gesundheitlichen Unversehrtheit der
Bevölkerung orientieren, werden neben Hamburg eine Reihe von weiteren
Städten Fahrverbote verhängen. Diese Fahrverbote gehen auf die Kappe
der Bundesregierung. Wegen ihrer Untätigkeit sind die Kommunen
gezwungen, eigene Maßnahmen zur Luftverbesserung zu ergreifen. Der nun
entstehende Flickenteppich verschiedener Lösungen hätte durch die
Einführung einer Blauen Plakette vermieden werden können."

Der BUND weist außerdem darauf hin, dass neben der auf Kosten der
Hersteller verpflichtenden Hardware-Nachrüstung für Euro-5-Diesel auch
solche Euro-6-Fahrzeuge aus den belasteten Gebieten ausgesperrt werden
müssen, die nicht nachweisen können, dass sie ihre gesetzlichen
Grenzwerte auch im Realbetrieb auf der Straße einhalten. Braasch: "Die
Hersteller verkaufen weiterhin Neufahrzeuge mit hohen
NOx-Realemissionen. Dass Euro-6-Fahrzeuge, die mitunter höhere
Stickoxidwerte aufweisen als einige der mit Fahrverboten belegten Euro
4 oder 5-Fahrzeuge, von den Durchfahrtsbeschränkungen ausgenommen
sind, ist nicht nachvollziehbar."

 * 
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LUFT/599: NABU Hamburg fordert strenge Vorgaben auch für Schiffe (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 30. Mai 2018

Zur Einführung der Diesel-Fahrverbote

NABU Hamburg fordert strenge Vorgaben auch für Schiffe



Für den NABU sind die Fahrverbote in der Max-Brauer-Allee zur
umfassenden Reduzierung der Stickoxidbelastung keine ausreichend
effektive Maßnahme. Durch die Umleitung des Verkehrs verteilen sich
die straßenbezogenen Emissionen, werden in der Summe aber nicht
reduziert.

Schlechte Luft verursacht zudem der Schiffsverkehr. Er trägt allein zu
fast 40 Prozent des gesamten Stickoxidaufkommens der Hansestadt bei
laut aktuellem Luftreinhalteplan von Juni 2017 (LRP). Darunter leiden
weniger Vororte wie Volksdorf oder Bergedorf, sondern besonders die
hafennahen Stadtteile entlang der Elbe. An der Max-Brauer-Alle liegt
der Anteil von Stickoxidemissionen von Schiffen bei etwa 25 Prozent,
bei der Stresemannstraße sind es immer noch rund 15 Prozent.

"Gäbe es keine so horrenden Stickoxidemissionen aus der Schifffahrt,
hätten wir an den von Sperrung betroffenen Straßenzügen wohlmöglich
keine Grenzwertüberschreitungen. So einfach ist das. Vielleicht
unterschreitet man mit den Fahrverboten ganz knapp den gesetzlichen
Grenzwert. Die Grundbelastung durch einen hohen Anteil an
Schiffsemissionen bleibt aber weiterhin hoch und die damit verbundene
gesundheitliche Belastung der Bürgerinnen und Bürger im
Hafenrandbereich beträchtlich", sagt Malte Siegert, Leiter
Umweltpolitik beim NABU Hamburg.

Ärgerlich aus Sicht des NABU sind die wenig ambitionierten Maßnahmen
des LRP hinsichtlich möglicher Reduktionsmöglichkeiten für die
Schifffahrt. Nach Einschätzung des NABU sind im LRP nur freiwillige
Maßnahmen beschrieben, somit gibt es keine verbindlichen Vorgaben für
Hafen- und Seeschiffe. Weil Wirtschaftsbetriebe an ihre
betriebswirtschaftlichen Kosten denken, muten sie
volkswirtschaftlichen Kosten der Emissionen- nämlich für Umwelt- und
Gesundheitsschäden- der Gesellschaft zu.

Angesichts des enormen Energiebedarfs emittiert nach Berechnungen von
Fachleuten ein durchschnittliches Kreuzfahrtschiff (200 Meter, 36.000
KW, ca. 3000 Gäste und Personal) so viel Stickoxide wie rund 400.000
Autos. Durch die große Anzahl von Anläufen sind neben
Kreuzfahrtschiffen Frachtschiffe zwar die Hauptquelle der
Stickoxidemissionen aber auch kleine Schlepper, Fahrgastschiffe sowie
Behördenschiffe oder die städtischen HADAG-Fähren tragen enorm zur
Luftverschmutzung bei.

"Darum müssen Politik und Verwaltung die Schiffe durch Vorgaben zur
Reduzierung ihrer Abgase zwingen. Sonst bleibt es bei dem
Schneckentempo und weder auf dem Wasser noch auf der Straße gibt es
eine echte Verbesserung. Vor allem müssen Schiffe unter der Ägide der
Stadt mit gutem Beispiel voran gehen. Auch daran hapert es noch
gewaltig", so Siegert.

Der NABU setzt sich dafür ein, dass Reeder sich selbst um die
Emissionen ihrer Schiffe kümmern (Pullter-Pays-Principle). Wenn aber
schon teure Landstromanlagen für Kreuzfahrt- oder zukünftig für
Containerschiffe wenigstens zur temporären Verbesserung der lokalen
Luftqualität installiert werden, muss eine Nutzung verbindlich sein.
Alles andere wäre ein Armutszeugnis.

 * 
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ARCHITEKTUR/116: Radonschutz - ein Beitrag zum nachhaltigen Bauen (idw)


Bundesamt für Strahlenschutz, Jan Lauer, 30.05.2018

Radonschutz: ein Beitrag zum nachhaltigen Bauen



Aus alter Bausubstanz moderne Gebäude schaffen, in denen es sich
nachhaltig wohnen und arbeiten lässt - das ist das Ziel vieler
Bauherren. Umweltfreundliche Materialien und energiesparende Lösungen
stehen dabei im Mittelpunkt. Damit auch gesundheitliche Aspekte nicht
zu kurz kommen, sollte bei Bauprojekten stets auch der Schutz vor
Radon bedacht werden. Darauf weist das Bundesamt für Strahlenschutz
(BfS) anlässlich der Europäischen Nachhaltigkeitswoche hin.

Das Einatmen von Radon zählt neben dem Rauchen zu den größten Risiken,
an Lungenkrebs zu erkranken. Radon kann zum Beispiel aus dem Baugrund
ins Freie und auch in Gebäude gelangen und sich dort anreichern. Oft
reichen schon kleine Maßnahmen aus, um den Radongehalt und damit das
Erkrankungsrisiko deutlich zu verringern.

Nachhaltiges Bauen soll Energie und Ressourcen über den gesamten
Lebenszyklus eines Gebäudes hinweg schonen - von der Rohstoffgewinnung
über die Errichtung bis zum Rückbau. Auch die Modernisierung,
Sanierung oder Umwidmung von Gebäuden zählen dazu. "Gesundheit und
Lebensqualität dürfen aber nicht unter den Folgen von energetischen
Baumaßnahmen leiden", sagt Jan Lauer, Sprecher des BfS. In der
Europäischen Bauproduktenverordnung ist daher geregelt, dass die
Gesundheit der Bewohner und Nutzer eines Gebäudes nicht durch
gefährliche Gase und Strahlung gefährdet werden darf.

Wenn etwa ein ehemaliges Industriegebäude so umgebaut wird, dass es
künftig als Wohnhaus (Loft) dient, besteht die Gefahr, dass die
Lüftungsrate in dem Gebäude gesenkt wird. Dadurch könnte wiederum die
Radonkonzentration im Gebäudeinneren steigen. Bei Baumaßnahmen,
insbesondere wenn sie die Luftwechselrate deutlich verringern, muss
deshalb auch der Schutz vor Radon berücksichtigt werden. Dies hat der
Gesetzgeber im Strahlenschutzgesetz verankert. Darin werden u. a.
nationale Referenzwerte für die Radonkonzentration in
Aufenthaltsräumen vorgegeben. Außerdem sollen Programme zur Erfassung
und Verminderung der Radonrisiken durchgeführt werden.

Moderne Lüftungstechniken können den Energieverbrauch in Gebäuden
senken und gleichzeitig für eine gute Innenraumluft sorgen. Wie hoch
die Radonkonzentration in einem Gebäude ist, lässt sich leicht und
kostengünstig mit Messungen feststellen.

Hintergrund: Was ist Radon?

Radon-222 ist ein natürliches Edelgas, das überall auf der Erde
vorhanden ist und wesentlich zur natürlichen Umweltradioaktivität
beiträgt. Es ist farb-, geruch- und geschmacklos und entweicht über
Risse und Spalten aus dem Erdreich in die Atemluft. Radon kann in
Gebäude gelangen und sich in der Innenraumluft anreichern.




Weiterführende Informationen zum Thema Radon bietet die

BfS-Internetseite unter www.bfs.de/radon.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news696574

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution879
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FORSCHUNG/703: Unbemannte Flugzeuge geben neue Einblicke in Entstehen kleinster Partikel in der Arktis (idw)


Technische Universität Braunschweig - 30.05.2018

Unbemannte Flugzeuge geben neue Einblicke in das Entstehen von
kleinsten Partikeln in der Arktis



Untersuchungen der Atmosphäre mit unbemannten Mini-Flugzeugen können
einen wichtigen Beitrag zur Erforschung der Ursachen des Klimawandels
in der Arktis leisten, da sie Einblick in bodennahe Luftschichten
geben, die von klassischen Messstationen nicht erfasst werden. Das
schlussfolgert ein deutsches Forschungsteam der Technischen
Universität Braunschweig, des Leibniz-Instituts für
Troposphärenforschung Leipzig und der Universität Tübingen aus
aktuellen Messungen, die gerade auf Spitzbergen stattfanden.




[image: Foto: © Konrad Bärfuss, TU Braunschweig]

unbemannte Flugzeug ALADINA vor dem Zeppelinberg bei Ny-Ålesund

Foto: © Konrad Bärfuss, TU Braunschweig



Dabei konnte die Neubildung von Partikeln in der Luft beobachtet
werden, die später zu Wolken werden können und Einfluss auf den
Klimawandel haben. Weshalb sich die Arktis mehr als doppelt so stark
erwärmt wie andere Regionen der Erde, ist im Detail bisher immer noch
ungeklärt. Die bis Ende Mai laufende Messkampagne auf Spitzbergen war
der erste gemeinsame Einsatz von in Deutschland entwickelten
Mini-Forschungsflugzeugen in einer Polarregion.




[image: Foto: © Alexander Peuker, TU Braunschweig]

Das unbemannte Flugzeug MASC während des Starts zu einem Messflug


Foto: © Alexander Peuker, TU Braunschweig



In den letzten Jahren ist die Arktis mehr und mehr in den Fokus der
Klimaforschung gerückt, da sich die bisher beobachteten Änderungen im
globalen Klima in den Regionen um die Pole deutlich stärker auswirken
als in anderen Regionen. Die Ursachen dafür liegen unter anderem in
komplexen Wechselwirkungen zwischen Atmosphäre, Meereis und Ozean und
sind schwierig zu quantifizieren und in Modellen abzubilden. Um das
Verständnis für die besonderen Prozesse und Wechselwirkungen zu
verbessern, muss verstärkt vor Ort gemessen werden. Nur wenige
kontinuierlich messende Stationen und mobile Messungen mit Schiffen
und Flugzeugen sind als Datenbasis verfügbar und liefern die
notwendigen Parameter für Analysen und Modellierung.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Technischen Universität
Braunschweig, des Leibniz-Institutes für Troposphärenforschung Leipzig
und der Eberhard-Karls Universität Tübingen führten seit Mitte April
in Ny-Ålesund auf Spitzbergen, dem nördlichsten Dorf der Welt,
Messungen mit unbemannten Flugsystemen durch. Unterstützt wurden sie
vom Alfred-Wegener-Institut, dem Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung, das auch die Französisch-Deutsche Forschungsbasis
AWIPEV in Ny-Ålesund betreibt. In diesem von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) geförderten Projekt "Untersuchungen zur
kleinskaligen vertikalen und horizontalen Variabilität des
atmosphärischen Grenzschichtaerosols mit unbemannten Flugsystemen"
wird vor allem der Zusammenhang zwischen kleinräumigen Luftbewegungen
und der Bildung von kleinsten luftgetragenen Aerosolpartikeln
untersucht, die sich aus Gasen bilden können. Da diese kleinen
Partikel weiter anwachsen können und dann Licht streuen sowie zur
Entstehung von Wolken beitragen, spielen sie für das Klima eine große
Rolle.

Die ersten Auswertungen haben gezeigt, dass es verschiedene Szenarien
gibt, die zur Neubildung von Partikeln in der Atmosphäre führen:
entweder findet die Neubildung zeitgleich in allen untersuchten
Luftschichten zwischen Boden und 850 Meter Höhe statt oder sie beginnt
in einer bestimmten Luftschicht und breitet sich von dort weiter aus.
Der zweite Fall kann mit den seit vielen Jahren kontinuierlich
betriebenen, festen Messstationen in Ny-Ålesund und dem
nahegelegenen Zeppelinberg nicht von Beginn an beobachtet werden und
ist daher eine wichtige Erkenntnis für alle hier tätigen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. "Die Messungen mit
unbemannten Flugzeugen stellen ein Bindeglied zwischen den Messungen
an verschiedenen Stellen in
Ny-Ålesund und auf dem angrenzenden Zeppelinberg dar und
schließen so eine Wissenslücke über die Verteilung und
Transportprozesse in der Atmosphäre", erklärt Dr. Astrid Lampert von
der TU Braunschweig, die die Messkampagne koordinierte.

Die Messkampagne war die dritte größere Studie von ALADINA
(Application of Light-weight Aircraft for Detecting IN-situ Aerosol),
einem unbemannten Flugzeug (Unmanned Aircraft System - UAS) vom Typ
"Carolo P360", das am Institut für Luft- und Raumfahrtsysteme der TU
Braunschweig entwickelt wurde. ALADINA ist eine Art
Hightech-Modellflugzeug: Es hat eine Flügelspannweite von 3,6 Metern,
wiegt 25 Kilogramm und kann bis zu 3 Kilogramm Nutzlast
transportieren. Der Akku erlaubt eine Flugzeit von bis zu 40 Minuten
und eine Geschwindigkeit von bis zu über 100 Kilometern pro Stunde. Im
Einsatz war das Mini-Forschungsflugzeug bereits mehrfach in
Deutschland - so unter anderem in Melpitz bei Leipzig. Die
Besonderheit dieses Flugzeugs liegt vor allem in seiner Ausstattung
mit Partikelmessgeräten, die am Leibniz-Institut für
Troposphärenforschung in Leipzig miniaturisiert wurde. Kommerziell
erhältliche Geräte wären zu groß und schwer für diesen Einsatz, daher
mussten die Geräte selbst entwickelt bzw. erheblich modifiziert
werden.

Außerdem setzte die Universität Tübingen UAS vom Typ MASC
(Multi-purpose Airborne Sensor Carrier) im Rahmen der
Spitzbergen-Kampagne ein. Diese UAS sind wiederum auf die
hochauflösende Messung von atmosphärischer Turbulenz und turbulentem
Transport von Energie und Impuls spezialisiert. Die Turbulenz ist ein
wichtiger Prozess in der Partikelneubildung. MASC haben in der Arktis
eine Flugdauer von anderthalb Stunden und werden in Deutschland auch
verstärkt in der Windenergieforschung eingesetzt.

Um die verschiedenen Prozesse, die zur Bildung neuer Partikel führen
können, zu verstehen, ist eine detaillierte Untersuchung der Messdaten
notwendig, die die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die
nächsten Monate beschäftigen wird.

Publikationen:

Altstädter, B., Platis, A., Jähn, M., Baars, H., Lückerath, J., Held,
A., Lampert, A., Bange, J., Hermann, M., and Wehner, B.: Airborne
observations of newly formed boundary layer aerosol particles under
cloudy conditions, Atmos. Chem. Phys. Discuss.,
https://doi.org/10.5194/acp-2017-1133, in review, 2018.

Altstädter, B., Platis, A., Wehner, B., Scholtz, A., Wildmann, N.,
Hermann, M., Käthner, R., Baars, H., Bange, J., and Lampert, A.:
ALADINA -an unmanned research aircraft for observing vertical and
horizontal distributions of ultrafine particles within the atmospheric
boundary layer, Atmos. Meas. Tech., 8, 1627-1639,
https://doi.org/10.5194/amt-8-1627-2015 , 2015.

Platis A., Altstädter B., Wehner B., Wildmann N., Lampert A., Hermann
M., Birmilli W., and Bange J., 2016: An observational case study on
the influence of atmospheric boundary-layer dynamics on new particle
formation. Boundary-Layer Meteorol., 158, 67-92.

Wildmann N., Hofsäß M., Weimer F., Joos A., and Bange J., 2014a: MASC -
 A small Remotely Piloted Aircraft (RPA) for Wind Energy Research.
Advances in Science and Research, 11, 55-61.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.researchinsvalbard.no/project/8763 - ALADINA

http://www.geo.uni-tuebingen.de/umphy

https://magazin.tu-braunschweig.de/pi-post/aladina-erforscht-klimahelfer-in-hundert-meter-hoehe

https://www.tropos.de/aktuelles/messkampagnen/blogs-und-berichte/uav-russ-2014

https://www.tropos.de/aktuelles/pressemitteilungen/details/unbemannte-flugzeuge-helfen-feinstaub-zu-untersuchen

http://www.awipev.eu - AWIPEV Base

http://www.ac3-tr.de - DFG-SFB "Arktischen Klimaveränderungen?

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news696571

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution179
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KLIMA/652: Salzsturm - unerwartet ... (SB)








[image: Sechs rostige Schiffsruinen nebeneinander auf dem wüstenartigen Seeboden - Foto: Anton Ruiter, CC BY-SA 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/]]

Aralsee, in der Nähe der ehemaligen Hafenstadt Mo'ynoq, die nun Dutzende
Kilometer vom Ufer entfernt liegt.

Foto: Anton Ruiter, CC BY-SA 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/]



Ende Mai wurden die Länder Usbekistan und Turkmenistan von einem
Salzsturm getroffen, ein Phänomen, das anscheinend mit dieser
Heftigkeit in dieser Region noch nicht aufgetreten ist. Jedenfalls
berichtete der 80jährige Temirek Bobo aus dem Bezirk Takhiatash in
der autonomen usbekischen Republik Karakalpakistan gegenüber Uzbek
Service RFE/RL, es sei das erste Mal, daß er einen so heftigen Sturm
erlebt hat: "Daß der Wind Sand mit sich bringt, kenne ich, doch Salz
war für mich das erste Mal. Den ganzen Tag fiel Salz herunter. Man
konnte die Sonne nicht mehr erkennen." [1]

Tatsächlich hielt der Salzsturm, für den Spitzengeschwindigkeiten von
über 20 Metern pro Sekunde angegeben wurden, sogar drei Tage an und
endete am 29. Mai. Das Salz, das er mit sich brachte, stammte vom
rund 100 Kilometer entfernten, knochentrockenen Grund des einst
viertgrößten Sees der Welt, des Aralsees. Der ist inzwischen nur noch
ein Schatten seiner selbst. Die übermäßige Entnahme von Wasser aus
seinen beiden Hauptzuflüssen Amudarya und Syrdarya zur Bewässerung
der in ihrem Oberlauf aufblühenden Baumwollplantagen und anderer
landwirtschaftlicher Flächen ließ den Aralsee seit den 1960er Jahren
nach und nach bis auf einen Restsee schrumpfen. Eine allgemeine
Erwärmung der Region sowie verringerte Niederschläge trugen das Ihre
zu dieser Entwicklung bei. Seit Beginn des 20. Jahrhunderts sind die
Gletscher, von deren Schmelzwassern jene beiden Flüsse zu rund zehn
Prozent gespeist werden, um ein Drittel geschrumpft. Manche
Klimaprojektionen sagen für diese Region einen Temperaturanstieg von
sieben Grad voraus, wenn die Welt im Durchschnitt vier Grad wärmer
wird.

Gänzlich unbekannt ist den Menschen in der Nähe Aralsees die
Verfrachtung von Salzstaub durch Wind nicht. Diesmal jedoch war der
Sturm besonders heftig, anhaltend und hat das Salz in weit entfernte
Gebiete getragen. Die Landwirtschaft der Anrainerstaaten leidet
schwer darunter, wenn sich das Salz als weißer Belag auf Boden und
Pflanzen absetzt und die Pflanzen verdorren. Anders als Sand, der
sogar zur Düngung der Böden beitragen kann, sorgt Salz zu ihrer
Austrocknung und Verkrustung. Selbst Straßen und Gebäuden schadet das
Salz.

Von jenem Salzsturm wurden abgesehen von Karakalpakistan auch die
usbekische Provinz Khorezm (Xorazm) und die turkmenische Provinz
Dashoguz (Daschogus) getroffen. Die usbekische Provinzhauptstadt
Nukus war sogar komplett mit Salz bedeckt.

Salzstürme können bei Menschen schwere Atemprobleme auslösen. Die
Rate an Speiseröhrenkrebs dieser Region zählt bereits zu den höchsten
weltweit. Sollte zukünftig häufiger Salz vom Aralsee herüberwehen,
wird dies die Erkrankungsgefahr von Millionen Menschen verstärken.
Dabei sind viele von ihnen bereits vorbelastet, wie die Organisation
Ärzte ohne Grenzen in einer umfassenden Bestandsaufnahme festgestellt
hat [2]. Die Staub- und Salzstürme enthalten noch aus den
Sowjetzeiten Umweltschadstoffe, die mit Pestiziden und Dünger
hierverfrachtet wurden. So haben sich beispielsweise Dioxine, DDT
sowie andere langlebige, organische Schadstoffe am Seeboden
abgesetzt.

Das Verschwinden des Aralsees hat das Klima einer Region verändert,
die größer ist als Europa. Hatte einst die hohe Verdunstungsrate der
Wasserfläche zur Wolkenbildung beigetragen, so daß es häufiger
regnete, herrscht nun Dauerdürre vor. In Karakalpakistan und Xorazm
hat es seit über einen Monat nicht mehr geregnet. Dabei steht der
Sommer noch bevor. Das ist die Zeit, in der es hier fast gar nicht
regnet, sagte die Journalistin Lola Kallykhanova aus Nukus gegenüber
Eurasianet [3].

Der Aralsee hat sich schon vor vielen Jahren in einen nördlichen und
einen südlichen Teil aufgespalten. Seit 2007 haben Schutzmaßnahmen
den Schrumpfungsprozeß des nördlichen Sees gestoppt und dort einen
gegenläufigen Trend eingeleitet. Der südliche Aralsee verschwindet
jedoch mehr und mehr.

Die Klimaforschung rechnet damit, daß in Folge der globalen Erwärmung
Gebiete entstehen, in denen sich die Umwelt so verändert, daß sie
unbewohnbar werden. Möglicherweise zählt die Region rund um den
südlichen Aralsee zu den ersten Anwärtern, in denen dieser Fall eintritt. Viele
vor allem junge Menschen ziehen bereits fort, teils suchen sie Arbeit
in Kasachstan und Rußland. Nicht nur aus klimatischen Gründen, doch
werden die sozioökonomischen Verhältnisse gerade in solchen extremen
Umweltregionen stark vom Klima beeinflußt.




[image: Zwei Satellitenaufnahmen im Vergleich - Bild: NASA]

Der Aralsee ist zwischen 1989 (links) und 2008 (rechts) stark geschrumpft.

Bild: NASA




Fußnoten:


[1] https://www.rferl.org/a/toxic-aral-sea-salt-storm-sweeps-over-parts-of-uzbekistan-turkmenistan/29257503.html

[2] https://www.aerzte-ohne-grenzen.de/sites/germany/files/attachments/2003-04-karakalpakstan-report-population-in-danger.pdf

[3] https://eurasianet.org/s/uzbekistan-assailed-by-cataclysmic-sand-and-salt-storm
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BILDUNG/3239: Neueste Forschungsergebnisse zu Regenwasser in Städten - Lange Nacht der Wissenschaften, Berlin 9.6.


KompetenzZentrum Wasser Berlin gGmbH (KWB) - 30.05.2018

Jahrhundertregen, Fischsterben und Badegewässer

Das Kompetenzzentrum Wasser Berlin informiert auf der Berliner Langen
Nacht der Wissenschaften über neueste Forschungsergebnisse zum Thema
Regenwasser in Städten.



Welche Folgen haben weggeworfene Zigarettenstummel in Gewässern?
Können Handyfotos bei der Vorsorge gegen Überflutung helfen? Oder kann
die Lebensqualität in Städten dank Regenwasser verbessert werden?
Diese und weitere Fragen beantwortet das Kompetenzzentrum Wasser
Berlin auf der Langen Nacht der Wissenschaften am 09. Juni 2018 auf
dem Wissenschaftscampus Adlershof. In der Zeit von 17:00 - 24:00 Uhr
informieren die Forscher über Zukunftsthemen für urbanes
Wassermanagement im Institut für Physik der Humboldt Universität, Lise
Meitner Haus.

Die Lange Nacht der Wissenschaften findet bereits zum 18ten Mal statt
und lockte in den letzten Jahren schon zehntausende Besucher, um einen
Einblick in die Forschung zu gewinnen und über die Zukunftsthemen mit
den wissenschaftlichen Mitarbeitern in den Dialog zu treten. "Für uns
ist die Veranstaltung jedes Jahr ein gewinnbringender und
bereichernder Austausch. In unserer Forschungsarbeit konnten wir die
heftigen Regenfälle des vergangenen Sommers für weiterführende
Messungen nutzen, die uns viele neue Erkenntnisse zur Bedeutung des
Regenwassers für die Stadt und die Gewässer gebracht haben. An diesem
Abend wollen wir dazu einen Einblick geben? so Dr. Pascale Rouault,
Fachgebietsleiterin "Urbane Systeme" des Kompetenzzentrums Wasser
Berlin. Weitere Themen, die auf der Langen Nacht der Wissenschaften
vorgestellt werden, sind beispielsweise die Gefahren für
Fischpopulationen bei sehr starken Regenfällen oder warum wir seit
letztem Jahr wieder im Halensee baden können. Seit den 90iger Jahren
war hier das Baden wegen starker Verschmutzung komplett verboten.
Heute ist der Halensee ein Musterbeispiel für die erfolgreiche
Sanierung eines innerstädtischen Badesees.



Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.kompetenz-wasser.de/de/news-item/all-about-rain/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news696554

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution859

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

KompetenzZentrum Wasser Berlin gGmbH (KWB) - 30.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/3238: Forschung für den Ökolandbau - "Geht nicht, gibt's nicht", Trenthorst, 10.6.


Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 30.05.2018

Forschung für den Ökolandbau: "Geht nicht, gibt's nicht"

Am 10. Juni erster großer "Tag der Wissenschaft" des Instituts für
Ökolandbau in Trenthorst



Am Sonntag, dem 10. Juni 2018, findet von 10 bis 17 Uhr zum ersten Mal
der "Tag der Wissenschaft" am Thünen-Institut für Ökologischen Landbau
in Trenthorst statt. Besucherinnen und Besucher sind herzlich
eingeladen, Einblick in die Forschung für den Ökolandbau von morgen zu
nehmen, der unter dem Motto steht "umweltfreundlich, tiergerecht und
effizient".

Die herrliche und historische Liegenschaft im schleswig-holsteinischen
Trenthorst mit 600 Hektar Forschungsfläche ist in dieser Form weltweit
einmalig. Hier gibt es nicht "nur" Ökolandwirtschaft mit modernen
Stallungen und Landmaschinen, sondern vor allem spannende Forschung
mit Pflanzen und Tieren: praxisnah und wissenschaftlich fundiert. Hier
wird zum Beispiel gezeigt, dass es möglich ist, Kälber bei der
Milchkuh aufwachsen zu lassen, weniger Antibiotika im Stall
einzusetzen und Schweine leistungsfähig auf der Weide zu halten.
Hühner dürfen im "Mobilen-Broiler-Forschungs-Zentrum" neue
Futtermittel ausprobieren. Klima und Trinkwasser werden geschützt, und
daneben lässt sich mit dem Ökolandbau auch gutes Geld für gute
Produkte verdienen - und alles umwelt-und naturgerecht. "Bei unserer
Forschung bleibt immer Lebensraum für Hasen, Bienen, wilde Blumen und
Bäume", sagt Prof. Dr. Gerold Rahmann, Leiter des Thünen-Instituts für
Ökologischen Landbau. Forschung hört nicht auf dem Acker oder im Stall
auf, betont er. Tausende von Proben würden im Institut in modernsten
Laboren analysiert, bewertet und die Ergebnisse veröffentlicht.

Die Institutsangehörigen laden ein, mit dem Trecker die Tierversuche
anzuschauen, auf dem Acker den Anbau seltener Pflanzen zu sehen und zu
verstehen, wie Proben vom Feld oder Stall im Labor analysiert werden.
Außerdem können die Besucher einen Blick in die neue
Holzhackschnitzelheizung wagen, sich moderne Landmaschinen erklären
lassen oder spannende Vorträge aus Trenthorst und der Welt des
Ökolandbaus anhören. Besonderer Höhepunkt wird der gleichermaßen
unterhaltsame wie informative erste "Trenthorster Organic Science
Slam", der ab 15 Uhr stattfindet.

Wer sich für einen Beruf in der Wissenschaft oder aber als 
Öko-LandwirtIn, TechnikerIn, LaborantIn oder Land- und
BaumaschinenmechanikerIn interessiert, findet - angefangen vom
Studenten und Auszubildenden bis zum Professor und Meister - hier die
richtigen Ansprechpersonen.

Auch auf eigene Faust können die Besucherinnen und Besucher vieles
entdecken, langweilig wird es sicher nicht, zum Beispiel im 
Forschungs-Labyrinth. Der Förderverein sorgt für Essen und Trinken, natürlich
auch für Kaffee und Kuchen. An einigen Ständen gibt es ökologische
Produkte zu kaufen. Selbstverständlich sind auch Kinder herzlich
willkommen; auch für die kleineren ist etwas vorbereitet, wenn die
Wissenschaft noch nicht interessant genug ist.

"Machen Sie an diesem Sonntag einen schönen Ausflug nach Trenthorst",
rät Rahmann. "Am besten fahren Sie mit dem Rad, denn das sichert Ihnen
die Teilnahme an einer Verlosung, die speziell für Fahrradfahrer
vorbereitet wird."

Wenn Sie an einer der vielen Führungen oder an Vorträgen als Gruppe
teilnehmen möchten, melden Sie sich am besten vorher bei
foelt@thuenen.de oder telefonisch unter 04539 8880 200 an, da einige
Veranstaltungen eine begrenzte Teilnehmerzahl haben.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news696537

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1208

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für

Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 30.05.2018
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INITIATIVE/138: Bündnis gegen Aufweichung der Wasserrahmenrichtlinie (DNR)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband
der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen e.V.:
Gemeinsame Pressemitteilung des DNR, BUND, Grüne Liga, NABU und WWF -
Berlin, 31. Mai 2018

Bündnis gegen Aufweichung der Wasserrahmenrichtlinie

Umweltverbände engagieren sich gemeinsam für gutes Wasser



Berlin, 31.05.2018 - Knapp 92 Prozent der deutschen
Oberflächengewässer verfehlen derzeit die ökologischen Vorgaben der
EU-Wasserrahmenrichtlinie - denn die typische Vielfalt von Tieren und
Pflanzen fehlt oder ist verändert. Europaweit festgelegte Grenzwerte
für besonders giftige und schlecht abbaubare Chemikalien werden zudem
in praktisch allen Gewässern überschritten.

Aus diesem Grund engagieren sich BUND, DNR, NABU, GRÜNE LIGA und WWF
gemeinschaftlich, um den Zielen der Wasserrahmenrichtlinie endlich die
politische Priorität einzuräumen, die ihnen gebührt. Finger weg von
der Wasserrahmenrichtlinie, lautet die klare Botschaft der vier
Umweltverbände und des Dachverbandes DNR. Die Verbände sind Teil der
"Living Rivers Europe"-Koalition, die die europäischen
Dachorganisationen der fünf Organisationen ins Leben gerufen haben.

Ziel der europäischen Wasserrahmenrichtlinie ist es, Flüsse, Seen,
Küstengewässer und Grundwasserressourcen vor einer weiteren
Verschlechterung zu schützen und die Ressource Wasser zu bewahren. Die
Richtlinie wurde im Jahr 2000 von den EU-Mitgliedsstaaten
verabschiedet. Sie schreibt vor, dass die europäischen Gewässer bis
spätestens 2027 einen "guten" ökologischen und chemischen Zustand
erreichen müssen. Nun - 18 Jahre nach Inkrafttreten - soll die
Richtlinie auf den Prüfstand. Es drohen Fristverlängerungen und
Aufweichungen.

"Die Wasserrahmenrichtlinie mit ihren ambitionierten Umweltzielen und
dem wegweisenden Politikansatz über nationale Grenzen hinweg ist
weltweit ein Modell für eine zukunftsweisende Gewässerpolitik. Umso
mehr steht jetzt auf dem Spiel. Die angestrebte und dringend nötige
Verbesserung der Gewässerqualität bis 2027 droht sprichwörtlich ins
Wasser zu fallen. Und erneut könnte ein starkes Gesetz für den
Umweltschutz weichgespült werden", kommentiert Dr. Diana Pretzell,
Leiterin Naturschutz WWF Deutschland.

"Wer die strengen Schutzziele der Wasserrahmenrichtlinie in Frage
stellt und weitere Ausnahmen fordert, verkennt den dramatischen
Rückgang der typischen Tier- und Pflanzenarten in unseren Flüssen,
Seen und Küstengewässern. Außerdem setzt er die lebensnotwendige
Ressource Wasser leichtfertig aufs Spiel. Schifffahrt, industrielle
Landwirtschaft und Kohlebergbau beeinträchtigen unsere Gewässer
massiv, die Unternehmen müssen aber nicht für Schäden aufkommen.
Diesem Vorgehen muss die Bundesregierung einen Riegel vorschieben und
sich auch auf europäischer Ebene für den Erhalt der
Wasserrahmenrichtlinie einsetzen", fordert Olaf Tschimpke, Präsident
des NABU.

"Unser wichtigstes Lebensmittel ist keine Verhandlungssache. Es kann
nicht sein, dass die seit 18 Jahren verschleppte Umsetzung der
Wasserrahmenrichtlinie sogar noch belohnt wird, indem Ziele einfach
verwässert oder umdatiert werden. Bundesregierung und Bundesländer
haben noch acht Jahre Zeit, alles daran zu setzen, die Ziele doch noch
zu erreichen. Dafür braucht es den politischen Willen der Regierungen
und keinen Aufschub", ergänzt Sebastian Schönauer, Präsidiumsmitglied
des Deutschen Naturschutzrings (DNR).

"Es braucht ein sofortiges Aktionsprogramm für unsere Flüsse", sagt
Hubert Weiger, Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND). "Bisher wurden aufgrund eines
Zuständigkeitskonflikts an unseren großen Flüssen und Strömen -
Rhein, Donau, Weser, Elbe, Ems und Oder - kaum Maßnahmen ergriffen. Wir
fordern eine sofortige Klärung zwischen Bund und Ländern. Um die
verlorenen Jahre aufzuholen müssen extra Geld- und Personalmittel zur
Verfügung gestellt werden."

Eine Hauptursache der bisherigen Zielverfehlung ist die mangelnde
Integration der Gewässerschutzziele in andere Politikbereiche. "Die
Umweltziele der Wasserrahmenrichtlinie müssen als zwingend zu
beachtende Vorgaben in die Politikbereiche Landwirtschaft, Energie und
Bergbau integriert werden. Dazu gehört, die Gülle-Verschmutzung
wirksamer als bisher einzudämmen, die Förderpraxis für erneuerbare
Energien auf den Prüfstand zu stellen und die Umweltkosten des
Bergbaus zu internalisieren. Auch bei der Durchgängigkeit der
Bundeswasserstraßen gibt es erhebliche Rückstände in der
Maßnahmenumsetzung stellt", Michael Bender, Leiter der GRÜNE LIGA
Bundeskontaktstelle Wasser klar.

Zentrale Forderungen der fünf Umweltverbände

Viele Gewässer in Deutschland sind in einem schlechten Zustand und die
Politik investiert nicht genug in ihre Genesung. Statt einer als
Aufweichung getarnten Überarbeitung braucht es mehr Geld, mehr
Personal und den politischen Willen, die praktische Umsetzung vor Ort
bis 2027 angemessen durchzusetzen und auf Verstöße etwa durch
Industrie oder Landwirtschaft zu reagieren.

Wer jetzt die Wasserrahmenrichtlinie ändern will, der spielt mit dem
Zustand unserer Gewässer - und der Ökosysteme, die davon abhängig
sind. Die Folgen wären weitreichend und verheerend. Gemeinsam setzt
sich die "Living Rivers Europe-Koalition" deshalb dafür ein, unser
Wasser von der Krankenstation zu holen und die Wasserrahmenrichtlinie
nach knapp 20 Jahren endlich konsequent umzusetzen.



Das Eckpunktepapier mit den Forderungen der Verbände steht hier als
Download zur Verfügung.

https://www.dnr.de/fileadmin/Positionen/2018-05-30_Eckpunkte_Umweltverbaende_WRRLFitnessCheck_kurz.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 31.05.2018

Deutscher Naturschutzring

Dachverband der deutschen Natur-, Tier-

und Umweltschutzverbände e.V. (DNR) e.V.

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin-Mitte

Tel.: 030/6781775-70, Fax: 030/6781775-80

E-Mail: info@dnr.de

Internet: www.dnr.de
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ERSTAUFLAGE/954: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2960 (SB)


Hubert Haensel

Hetzjagd auf Bull

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2960



Adam von Aures verfolgt das Projekt Genesis, demzufolge die Menschheit
vor dem Zugriff weiterer Superintelligenzen geschützt sein wird, wenn
die Macht im Solsystem auf den sogenannten Wohlfahrtsrat übergegangen
ist, der überwiegend aus Techno-Mahdisten besteht. Er geht davon aus,
daß der Techno-Mahdi keine konkrete Einzelperson ist, sondern eine
Idee, hinter der viele stehen. Eine informelle Vereinigung von
politisch neutralen Wissenschaftlern aller Fachgebiete, die
zusammenwirken, um das Beste für die Menschheit zu erreichen. Dahinter
steckt der schöne Traum, daß sich tatsächlich eines Tages die
Logokratie - die Herrschaft des Wissens zugunsten aller - durchsetzen
wird.

Um das zu erreichen, muß die Menschheit aufgerüttelt werden.
Jahrzehntelang wurde ein perfekt inszeniertes Szenario der Bedrohung
vorbereitet, das die Menschen nun in den ersten Apriltagen des Jahres
1552 NGZ in Atem hält.

Nur Reginald Bull und der Klimaadapter Dario Bechtil wissen, daß es
sich hierbei um eine Inszenierung handelt und keine wirkliche Invasion
der Xumushan, grauenhaft aussehenden Aliens, die über sämtliche
Großstädte der Erde hergefallen zu sein scheinen.

Dies kann nur funktionieren, weil der Techno-Mahdi alle Positroniken
im Griff hat. NATHAN auf dem Mond ist für die reguläre Regierung
genauso wenig einsatzfähig wie die anderen großen Positroniken in der
Solaren Residenz oder dem TLD-Tower. Die Energieversorgung in
Terrania, das immer noch unter einer dichten Wolkendecke liegt,
funktioniert ebenso wenig.

Adam von Aures, der neben dieser gigantischen Scharade Ziele verfolgt,
die er vor den Techno-Mahdisten verbirgt, befürchtet, daß ihm die drei
sich im Solsystem aufhaltenden Zellaktivator-Träger Reginald Bull,
Homer G. Adams und Icho Tolot gefährlich werden könnten. Deswegen hat
er ihre Festsetzung veranlaßt um, die er sich persönlich kümmern will.

Als Reginald Bull endlich nach einem aufregenden Flug in Dario
Bechtils "Flitzer" bei seiner Familie angelangt ist und seine Frau
Toio Zindher und Icho Tolot über die angebliche Invasion der Xumushan
informiert hat, dringen TARA-Kampfroboter zu seinem Anwesen am
Goshunsee vor, die die Hauspositronik LESLY, die offensichtlich auch
von einem Virus infiziert ist, angeblich übersehen hat.

Da Icho Tolot im Garten im Schutz eines Deflektors aufpaßt, können die
Roboter unschädlich gemacht werden. Doch Toio wird bei dem Kampf
verletzt und verliert eine ganze Weile lang ihre Parafähigkeit,
Vitalauren zu sehen. Reginald Bull und seine Familie sind zu Hause
also nicht mehr sicher und wollen mit einem Gleiter fliehen. Da taucht
plötzlich eine Frau namens Famke Bach auf, die behauptet, von Homer G.
Adams gesandt worden zu sein, um ihn und seine Familie im Namen der
Society of Absent Friends zu Adams' Landhaus in der Grafschaft Kent zu
bringen. Auf dem Weg dorthin werden sie von simulierten Xumushan
angegriffen und verlieren Famke Bachs Gleiter aus dem Blick. Später,
als sie landen um eine Pause einzulegen, werden sie auch noch von
Einheimischen, die Reginald Bull den Invasoren ausliefern wollen,
attackiert. Icho Tolot und Shinae, die sich mit Hilfe des Identors,
eines Kleidungsstücks aus der Stadt Allerorten, in einen Xumushan
verwandelt, können die Angreifer vertreiben. Famke Bachs Gleiter
taucht plötzlich wieder auf und am 3. April 1552 NGZ kommen alle bei
Homer G. Adams Anwesen an.

Zuvor hatten sich Adam von Aures und Tango Burosch in Begleitung eines
TARA-Kampfroboter auf das Anwesen von Homer G. Adams geschlichen, um
ihn unschädlich zu machen, gerieten aber in einen Prallfeldfalle. Der
TARA vernichtete sich selbst, konnte sie also nicht befreien. Doch
Adam von Aures setzte seine Nanogenten ein, die das Prallfeld
neutralisieren und einen Zugang zum Haus schaffen konnten. Homer G.
Adams fanden sie nicht, aber die Aufzeichnung eines Gesprächs zwischen
Adams und Famke Bach, indem Adams ihr die Anweisung gibt, Reginald
Bull und seine Familie in sein Landhaus einzuladen. Diese Aussicht
stellte Adam von Aures sehr zufrieden. Er brauchte also nur noch auf
Bull zu warten, um ihn auszuschalten.

Als Bull, Toio, Icho Tolot und Shinae dort ankommen, bekommen sie
einen heißen Empfang. Doch Famke erweist sich als kampfstarker
Roboter. Zwar geht das Landhaus dabei zu Bruch, aber Famke gelingt es
kurz bevor sie explodiert Bull noch einen Datenkristall zuzuwerfen,
auf dem sich die Koordinaten einer Raumjacht befinden, die sofort,
nachdem ihre Gäste eingetroffen sind, sich auf den Weg zum
rekonstruierten Jupitermond Neo-Ganymed macht. An Bord steht ein
Transmitter, über den die Vier das Schiff verlassen, das kurz darauf
in einer beeindruckenden Explosion vergeht.

Adam von Aures kann das nicht schocken. Als er die Aufzeichnung der
explodierenden Raumjacht sieht, glaubt er nicht, daß die
Zellaktivatorträger dabei um Leben gekommen sind. Die Jagd auf sie ist
zwar gescheitert, doch seine Pläne gehen weiter und sind davon nicht
betroffen. Er befindet sich auf der Logo-Oase Shoona bei Rhodan II und
beschließt, diesen aus dem Koma aufzuwecken, denn die Menschheit hat
etwas Hoffnung bitter nötig.

Die durch die Simulation hervorgerufene Verwirrung ist ein extremes
Lehrstück für die Menschheit und zugleich eine gigantische Ablenkung.
Die Vorbereitungen für den eigentlichen Schlag können nun beginnen.
Adam von Aures hat Gaumarol da-Bostich ins Solsystem eingeladen,
Dieser wird der Einladung folgen, weil Adam ihm Hilfe bei der
Bekämpfung der Haluterseuche anbietet und behauptet, er könnte ein
Heilmitteln entwickeln.

Adam von Aures rekrutierte seine Mitarbeiter im Kepler-Institut auf
Neo-Ganymed. Der erste, an den er herangetreten ist, war Colin Heyday,
Chefwissenschaftler des Kepler-Komplexes, der die Ansicht vertritt,
Terra müsse seine technischen Möglichkeiten besser in den Griff
bekommen. Aber bedeutende Veränderungen geschähen nicht ohne einen
Anstoß. Heyday ist derjenige, der die Idee hatte, mit einer riesigen
Simulation alle Menschen im Solsystem aufzuschrecken, so daß sie um
ihre Existenz fürchten müssen. Er war der Meinung, nur mit starken
Emotionen könnten Lethargie und Gewohnheiten ausgehebelt werden. "Ein
massiver Angriff zeigt allen im Solsystem die eigene Verletzlichkeit
auf und entlarvt, wie trügerische die Sicherheit ist, in der sich alle
geborgen fühlen", waren seine Worte. Colin Heyday betrachtet die
Verwirklichung dieser Simulation als sein Lebenswerk für den
Techno-Mahdi.

Nach einiger Zeit stieß die Massenpsychologin Caprice Noopila zu dem
Team hinzu. Sie ist spezialisiert auf Gruppenverhalten in Alltags- und
Krisensituationen und befähigt, vorherzusagen, welche Bedingungen
erfüllt sein müssen, damit ein Mob gewünschte Reaktionen entwickelt.
Sie bestand darauf, daß die Invasoren albtraumhaft aussehen müssen.
Ihr Anblick müsse den Atem stocken lassen und darüber hinaus bis zu
einem gewissen Grad das Denken blockieren. Denn Logik sei der Todfeind
einer jeglichen Simulation. Der vierte im Bunde ist Tango Burosch, ein
führender Positroniker der Liga freier Galaktiker. Und als letztes
Mitglied des inneren Kreises wurde die Strategietheoretikerin Truc
Moretti, Stellvertreterin des Chefstrategen der Ligaflotte, gewonnen,
die dafür sorgt, daß die Flotte bei der Bekämpfung der angeblichen
Invasoren-Schiffe versagt.
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ERSTAUFLAGE/953: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2959 (SB)


Oliver Fröhlich

Der Flügelschlag des Schmetterlings

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2959



Adam von Aures hat die Version Perry Rhodans, die er auf Wanderer
gefunden hat, nach Titan in eine öffentliche Logo-Oase des
Techno-Mahdis gebracht, wo er in der Forschungseinrichtung Los 107
medizinisch versorgt wird. Da es dem Alternativ-Rhodan außerhalb der
Enklave Wanderers immer schlechter geht, blieb Adam von Aures und
seinen Techno-Mahdi-Kollegen nichts anderes übrig, als ihn in ein
künstliches Koma zu versetzen, bis die momentan stagnierende
Erforschung der Biophore, die Rhodan künftig am Leben halten soll,
abgeschlossen ist. Der Mediker Jano Vrinkstetter, der mit der
Betreuung Rhodans beauftragt ist und sich ziemlich nutzlos vorkommt,
wird Zeuge einer Unterredung zwischen Adam von Aures und drei
hochrangigen Wissenschaftlern, bei der es um den Zugriff auf das
Solsystem geht.

Am 31. März 1552 NGZ kommt es auf der Erde entgegen aller
Wahrscheinlichkeit immer häufiger zu Störungen in den Positroniken,
die für sich genommen keine große Sache sind, aber in der Summe ein
beunruhigendes Bild ergeben. Eine Epidemie technischen Versagens rund
um den Globus. Fehlfunktionen in nahezu allen Bereichen des
öffentlichen Lebens mit spektakulären Unfällen, bei denen es zu
etlichen Verletzten und sogar drei Toten kommt. Diese Fehlfunktionen
gehen auf ein Virus zurück, das von NATHAN aus in sämtliche größeren
Positroniken eingeschleust worden ist. Reginald Bull, der von Hekéner
Sharoun in die Solare Residenz gerufen wurde, rätselt, wer in der Lage
sein sollte, aus dem Inneren NATHANs heraus ein solches Virenprogramm
zu starten. Die Viren können allerdings relativ schnell lokalisiert
und neutralisiert werden. Reginald Bull macht das stutzig. Warum
sollte jemand einen solchen Aufwand betreiben, um ein paar Unfälle zu
verursachen?

Adam von Aures hat nur darauf gewartet, daß das Virus neutralisiert
wird. Damit ist für ihn Phase 1 abgeschlossen. Während die
Spezialisten in der Solaren Residenz versuchen, die Positroniken von
dem Virus zu säubern, das sich aber immer wieder durchsetzt, liefern
sie Adam von Aures ungewollt den sicheren Zugriff auf alle wichtigen
Positroniken im Solsystem. Nun kann die dem Techno-Mahdi anhängende
Massenpsychologin Caprice Noopila zum Zug kommen.

Am Rand des Sonnensystems taucht plötzlich ein unbekanntes schwarzes
Raumschiff auf, das an ein Insekt erinnert und sich auf mysteröse
Weise vervielfacht. Versuche die Schiffe zu orten, scheitern. Die
Schiffe, die ausgesandt werden, die Fremden abzufangen, liefern
ständig verschiedene Daten.

Um Mitternacht taucht in den fremdgesteuerten Medien das Abbild eines
furchteinflößenden Wesens auf. Anstelle seines Kopfes sitzt ein
spinnenartiges Gebilde auf dem Hals mit acht unaufhörlich zitternden
Beinen. Aus den Schultern wachsen Bündel ständig umherzuckender
Tentakel. Facettenaugen sind wahllos über das Gebilde verteilt. Doch
am meisten zieht der runde, mit spitzen Zähnen bewehrte Mund die
Blicke der Beobachter auf sich. Eine solche Erscheinung weckt bei
jedem Terraner Urängste.

In der Nacht zum 1. April beginnt eine Invasion fremder Wesen, die
sich Xumushan nennen. Ihre insektenartigen Schiffe bedecken den Himmel
über Terrania, bevor NATHAN sie hinter einer dichten Wolkendecke vor
den Augen der Bewohner verbirgt und der Furcht damit die Ungewißheit
hinzufügt.

Der Kontakt zur Flotte bricht ab wie auch sämtliche Kommunikation zu
anderen Städten. Auch der Transmitterverkehr ist unmöglich geworden.
Nur wenige Sender berichten noch, wie über sämtlichen Städten der Erde
die fremden Schiffe auftauchen und Gleiter abschießen, in denen die
Menschen versuchen zu fliehen. Sie zeigen Bilder von qualmenden Ruinen
und rennenden und schreienden Menschen. Xumushan-Beiboote nehmen
wahllos Gebäude unter Feuer. Die albtraumartigen Kreaturen selbst
fliegen wie zum Hohn mit funktionierenden Antigravs durch
Häuserschluchten und zerstrahlen flüchtende Terraner. Bilder von
Soldaten, die zumindest versuchen, die Bürger zu verteidigen, sieht
man dagegen nicht. Die Bevölkerung muß sich von der Regierung und den
Streitkräften im Stich gelassen fühlen.

Wer sich trotz der verstörenden Nachrichten auf die Straße traut, kann
sich selbst ein Bild von der bedrohlichen Lage machen. Eine
beachtliche Zahl von Flugdrohnen, die holografisch Schiffe, Beiboote
und Xumushan simulieren, versetzen die Mutigen in Angst und Schrecken.
Das Ganze wird von entsprechenden Geräusch- und Lichteffekten weiterer
Drohnen und mit aus der Wolkendecke fallenden Trümmerteilen untermalt.
Einige Häuser und Gleiter gehen aufgrund positronisch gesteuerter
Überhitzung der Energieversorgung tatsächlich in Flammen auf.

Reginald Bull hält es nicht mehr in der Solaren Residenz aus. Er will
zu seiner Familie zurück und versucht sein Glück mit einem Gleiter,
der auf Handsteuerung umgestellt wurde. Doch die positronische
Steuerung setzt sich immer wieder durch und versagt schließlich, so
daß der Gleiter abstürzt. Reginald Bull verliert bei dem Aufprall die
Besinnung. Er merkt nicht, daß sich TARA-Kampfroboter dem Gleiterwrack
nähern.

Dario Bechtil ist Klimaadapter in der Wetterkontrollstation von
Terrania. Er ist der Mann mit dem Wetterblick, der in jedem Chaos ein
Muster erkennen kann, das selbst NATHAN ab und an vielleicht nicht
erkennt, so daß Bechtil ihn darauf aufmerksam machen muß. Er ist der
einzige, der diese gigantische Inszenierung durchschaut, denn er hat
erkannt, daß die Funken, die entstehen, wenn ein Gleiter explodiert,
immer die gleichen Bahnen nehmen und an denselben Stellen erlöschen.
Außerdem gibt es nur 24 verschiedene Versionen der Xumushan, die an
jedem Ort der Erde auftreten.

Dario Bechtil ist mit einem Mini-Gleiter, der auf keine Positronik
angewiesen ist, unterwegs, um seinen Sohn zu suchen, hat aber
Schwierigkeiten, sich in der verdunkelten Stadt, die er nur von Karten
her kennt, zu orientieren und landet auf dem Dach eines 200 Meter
hohen Hochhauses.

Dario hat ein Problem. Er bringt in Gegenwart fremder Menschen kein
Wort heraus. Auch als er auf dem Dach nun einen geistig verwirrten
Mann sieht, der vor einem Xumushan flüchtet, bringt er keinen Ton
heraus. Der Mann stürzt vor Panik in den Tod. Möglicherweise hätte er
ihn retten können, wenn er nicht stumm geblieben wäre. Das Gefühl,
etwas wieder gutmachen zu müssen, läßt ihn seine Ängste überwinden,
als er sieht, wie Reginald Bulls Gleiter abstürzt und sich
TARA-Kampfroboter dem Wrack nähern. Er kommt dem Eingeklemmten zu
Hilfe und nimmt ihn in seinem "Flitzer" mit.

Reginald Bull gelingt es, dem wortkargen Mann einige Informationen zu
entlocken, bis dieser seine Erkenntnisse mit ihm teilt. Aber auch
Dario weiß nicht, wer hinter dieser Scharade stecken könnte. Über
einen Info-Holoschirm hören die beiden die Rede Tango Buroschs, eines
der führenden Positroniker der LFG. Er bekennt sich zum Techno-Mahdi,
der seit vielen Jahren davor warne, daß eine fremde Superintelligenz
auf die verwaiste Mächtigkeitsballung von ES zugreifen könne. Nun sei
es geschehen, behauptet Tango Burosch. Die Superintelligenz XUDDUN
habe das Solsystem in "Schutzgewahrsam" genommen und nur der
Techno-Mahdi könne ihr noch Widerstand leisten. Die Xumushan hätten
bereits die Solare Residenz eingenommen und sämtliche Positroniken
unter Kontrolle gebracht, mit denen sie ein gigantisches Blendwerk
inszenieren würden.

Reginald Bull weiß aber, das das eine Lüge ist, denn er kommt ja
gerade aus der Solaren Residenz.
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